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A Entscheidungen und Hinweise 

1. Änderung der Genehmigung 

Auf Antrag der Antragstellerin vom 13.10.2004 wird gemäß § 6 Abs. 4 Satz 2 

des Luftverkehrsgesetzes (LuftVG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 

27.03.1999 (BGBl. I S. 550), zuletzt geändert durch Art. 48 des Gesetzes vom 

21.06.2005 (BGBl. I. S. 1818), hiermit unter Ablehnung des Antrags im Übrigen 

die der Antragstellerin erteilte Genehmigung vom 03.10.1976 i. d. F. des Anpas-

sungsbescheides vom 25.11.1992, der Änderungsgenehmigungen vom 

17.07.1997 und vom 21.09.2000 in Gestalt der Entscheidung im ergänzenden 

Verfahren vom 05.06.2003 wie folgt geändert: 

Ziffer III. 5 Satz 2 wird wie folgt neu gefasst: 

Zeiten des Spitzenverkehrs sind höchstens 50 % der Betriebszeit des Flughafens 

gemäß Satz 1. 

Ziffer III. 6 wird wie folgt geändert: 

6.1    Die Anzahl der Flugbewegungen auf den Start-/Landebahnen 05R/23L und 

05L/23R darf in den sechs verkehrsreichsten Monaten eines Jahres nicht 

mehr als 131.000 Flugbewegungen betragen, davon 122.176 Flugbewe-

gungen im Linien- und Charterverkehr, sowie 8.824 Flugbewegungen im 

Sonstigen IFR- und VFR-Verkehr, davon mindestens 3.000 Bewegungen 

im VFR-Verkehr. 

6.2    Für Flüge im Linien- und Charterverkehr darf die Anzahl der im Voraus 

planbaren Zeitnischen (Koordinierungseckwert) von 6:00 Uhr bis

22:00 Uhr Ortszeit in bis zu 56 Tagesstunden (ganze Zeitstunden, begin-

nend jeweils mit der vollen Stunde) pro Kalenderwoche 45 Slots, in den 

weiteren 56 Tagesstunden pro Kalenderwoche von 6:00 Uhr bis 22:00 Uhr 
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Ortszeit 40 Slots nicht übersteigen. In den letztgenannten weiteren 56 Ta-

gesstunden pro Kalenderwoche ist eine Erhöhung des genannten Koordi-

nierungseckwertes um bis zu 5 Slots pro Stunde zulässig, wenn belegt 

wird, dass die Kapazität der Hauptstart/landebahn ausreicht, auch für diese 

zusätzlichen Flugbewegungen unter den gegebenen Rahmenbedingungen 

Verkehrsüberhänge abzuwickeln, die aufgrund nicht planbarer exogener 

verkehrsbedingter Parameter auftreten. Die Anforderungen an den Nach-

weis sind mit der Genehmigungsbehörde abzustimmen. 

Maßgebend ist der jeweils letzte Stand der Koordination vor dem Fluger-

eignis.

6.3    Die Parallelstart- und -landebahn 05L/23R ist in der Zeit von 21:00 Uhr bis 

22:00 Uhr Ortszeit mitzubenutzen.  

Die Antragstellerin hat die  nach Maßgabe der Regelung Ziffer III.5 Satz 2 

der Genehmigung nutzungsfreien vollen Zeitstunden für die Parallelstart- 

und -landebahn 05L/23R unter Beachtung des aktuellen Koordinierungs-

standes wöchentlich im Voraus festzulegen und dies unverzüglich der ört-

lich zuständigen Regionalstelle der Flugsicherung sowie der Genehmi-

gungsbehörde mitzuteilen. 

Die Nutzung als Ersatzbahn wird von der Regelung der Ziffern 6.2 und 6.3 

nicht berührt. 

6.4    Für Flüge nach Instrumentenflugregeln (Linien-, Charter- und sonstiger 

IFR-Verkehr) darf in der Zeit von 22:00 Uhr bis 23:00 Uhr Ortszeit die 

Zahl von 36 koordinierten Landungen nicht überschritten werden. 

6.5    Für "Sonstige Flüge" nach Instrumentenflugregeln dürfen vom Flughafen-

koordinator - und für kurzfristig erst am Ereignistag geplante Flüge nach 

Instrumentenflugregeln von der "DFS-Flugberatungsstelle" - in den Zeit-
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stunden, in denen gemäß Ziffer 6.2 bis zu 45 Slots koordiniert werden dür-

fen, höchstens 2 zusätzliche Flugbewegungen koordiniert werden, jedoch 

höchstens in 8 vollen Zeitstunden pro Tag. 

Ansonsten dürfen in der Zeit von 6:00 Uhr bis 22:00 Uhr Ortszeit derartige 

Flüge nur in einer solchen Anzahl koordiniert werden, dass der nach Ziffer 

6.2 höchstzulässige Koordinierungseckwert von 40 Slots pro Stunde nicht 

überschritten wird. 

6.6    Die Antragstellerin wird verpflichtet, die Umsetzung der in Ziffer 6.1 bis 

6.4 festgelegten Betriebsregelung nachzuhalten. 

6.6.1 Sie hat hierzu ein "Slot Performance Monitoring Committee" (SPMC) ein-

zurichten. Arbeitsweise und Zusammensetzung müssen mindestens den 

Vorgaben aus der Mustergeschäftsordnung entsprechen, die dieser Ge-

nehmigung als Anlage 1 beigefügt ist. 

6.6.2 Zudem hat sie ihr elektronisches Flughafeninformationssystem um ein 

"Mismatch-Reporting-System" (MMR) zu ergänzen. Die Mindestanforde-

rungen an dieses System ergeben sich aus der beigefügten Anlage 2. 

6.6.3 Zur Kontrolle der Nutzungszeiten der Parallelstart- und Landebahn 

05L/23R hat die Antragstellerin jeweils am 1. Werktag der Folgewoche 

der Genehmigungsbehörde eine Aufstellung über die in der Vorwoche tat-

sächlich durchgeführten Flugbewegungen, getrennt nach Tagesstunden 

und Start- und Landebahnen vorzulegen. 

Die unter III. aufgeführte Auflage Nr. 9 wird wie folgt ersetzt: 

Fluglärm 

9.1    Auf Antrag des Eigentümers eines innerhalb des Tagschutzgebietes gele-

genen Grundstücks, auf dem vor dem 04.03.1974 Wohngebäude errichtet 

oder bauaufsichtlich genehmigt worden sind, hat die Antragstellerin Auf-
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wendungen für bauliche Schallschutzmaßnahmen zu erstatten. Diese haben 

sicherzustellen, dass ein Maximalpegel von 55 dB(A) in Aufenthaltsräu-

men bei geschlossenen Fenstern regelmäßig nicht überschritten wird. 

Innerhalb des Tagesschutzgebietes wird zugunsten der Eigentümer von vor 

dem 04.03.1974 mit Wohngebäuden bebauten oder damit mit bauaufsicht-

licher Genehmigung bebaubaren Grundstücken unwiderlegbar vermutet, 

dass ein Anspruch auf bauliche Schallschutzmaßnahmen an Aufenthalts-

räumen besteht. 

Außerhalb des Tagschutzgebietes ist durch Einzelfallprüfung das Erfor-

dernis von Schallschutzmaßnahmen durch den Eigentümer des Grund-

stücks, das vor dem 04.03.1974 mit Wohngebäuden bebaut oder bebaubar 

war, nachzuweisen. Die Kosten für den Nachweis, die Einzelfalluntersu-

chung und die geeigneten Schallschutzmaßnahmen trägt im Fall des Erfor-

dernisses von Schallschutzmaßnahmen die Antragstellerin, andernfalls der 

Eigentümer. 

Das Tagschutzgebiet umfasst das Gebiet, das von der in Karte 1 dargestell-

ten Grenzlinie eines äquivalenten Dauerschallpegels Leq3 von 60 dB(A) 

umschlossen wird. 

Nach Ablauf des ersten Jahres, in dem der Flugbetrieb auf dem Flughafen 

Düsseldorf  nach Maßgabe dieser Änderungsgenehmigung durchgeführt 

worden ist, hat die Antragstellerin auf der Grundlage der Betriebssituation 

der sechs verkehrsreichsten Monate dieses Jahres das Tagschutzgebiet

gutachterlich neu berechnen und kartografisch darstellen zu lassen. 

Soweit durch die neu berechnete Grenzlinie erstmalig Wohnbebauung er-

fasst wird, gilt hierfür die Nr. 9.1. 



A Entscheidungen und Hinweise 11

Die kartografische Darstellung wird von der Genehmigungsbehörde in der 

gleichen Weise bekannt gemacht, wie die vorliegende Änderungsgenehmi-

gung.

Der Anspruch nach Ziffer 9.1 gilt auch für Grundstücke, auf denen vor 

dem 04.03.1974 Wohngebäude errichtet oder bauaufsichtlich genehmigt 

worden sind, für die bisher noch kein Anspruch auf Erstattung von Auf-

wendungen für bauliche Schallschutzmaßnahmen gegenüber der Antrag-

stellerin geltend gemacht worden ist, wenn sie gleichermaßen innerhalb 

des von der Leq3 = 60 dB(A)-Grenzlinie umschlossenen Gebiets wie auch 

in der Schutzzone 2 des Planfeststellungsbeschlusses vom 16.12.1983 ge-

legen sind. Auf Antrag des Eigentümers hat die Antragstellerin bei an den 

o. g. Wohngebäuden bereits durchgeführten und von der Antragstellerin 

erstatteten Schallschutzmaßnahmen den Differenzbetrag zwischen den tat-

sächlich zur Erreichung des Schallschutzes aufgewendeten Kosten und 

dem bereits geleisteten Erstattungsbetrag nachzuerstatten. 

9.2    Auf Antrag des Eigentümers eines innerhalb des Nachtschutzgebietes ge-

legenen Grundstücks, auf dem vor dem Datum des Erlasses dieser Geneh-

migung Wohngebäude errichtet oder bauaufsichtlich genehmigt worden 

sind, hat die Antragstellerin Aufwendungen für bauliche Schallschutzmaß-

nahmen an Schlafräumen zu erstatten. Diese haben zu gewährleisten, dass 

durch An- und Abflüge zum und vom Flughafen Düsseldorf zwischen 

22:00 Uhr und 6:00 Uhr Ortszeit im Rauminnern bei geschlossenen Fens-

tern keine höheren Schallpegel als 55 dB(A) und kein höherer äquivalenter 

Dauerschallpegel als Leq(3) = 35 dB(A) auftreten, wobei eine ausreichende 

Belüftung durch den Einbau schalldämmender Belüftungsanlagen sicher-

zustellen ist. 

Innerhalb des Nachtschutzgebiets wird zugunsten der Eigentümer von mit 

Wohngebäuden bebauten oder damit mit bauaufsichtlicher Genehmigung 

bebaubaren Grundstücken unwiderlegbar vermutet, dass ein Anspruch auf 

bauliche Schallschutzmaßnahmen an Schlafräumen besteht. 
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Außerhalb des Nachtschutzgebietes ist durch eine Einzelfallprüfung das 

Erfordernis von Schallschutzmaßnahmen durch den Eigentümer des 

Grundstücks, das vor dem Datum des Erlasses dieser Genehmigung mit 

Wohngebäuden bebaut oder bebaubar war, nachzuweisen. Die Kosten für 

den Nachweis, die Einzelfalluntersuchung und die geeigneten Schall-

schutzmaßnahmen trägt im Fall des Erfordernisses von Schallschutzmaß-

nahmen die Antragstellerin, andernfalls der Eigentümer. 

Das Nachtschutzgebiet umfasst das Gebiet, das von der in Karte 5 darge-

stellten 71 dB(A)-Maximalpegelkontur umschlossen wird. 

Auf Antrag des Eigentümers eines innerhalb der prognostischen Leq3 =

50 dB(A) (22:00 Uhr - 6:00 Uhr) Nacht-Kontur gelegenen Grundstücks, 

auf dem vor dem Datum des Erlasses dieser Genehmigung Wohngebäude 

errichtet oder bauaufsichtlich genehmigt worden sind, hat die Antragstelle-

rin Aufwendungen für den Einbau schallgedämmter Belüftungsgeräte in 

Schlafräumen zu erstatten. 

Schutz besonders schutzbedürftiger Einrichtungen 

Die Antragstellerin hat auf Antrag des Trägers eines der nachstehend ge-

nannten Kindergärten Aufwendungen für den Einbau schallgedämmter Be-

lüftungsgeräte an denjenigen Aufenthaltsräumen zu tragen, die dauerhaft  

- auch tagsüber - als Ruhe- bzw. Schlafraum genutzt werden. 

Kindergärten in Düsseldorf:

- Im Grund 99 

- Niederrheinstraße 128 

Kindergarten in Ratingen:

- Marienstraße 4 
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Die Antragstellerin hat auf Antrag der Träger bzw. Eigentümer der nach-

stehend genannten Altenheime und Krankenhäuser Aufwendungen für den 

Einbau schallgedämmter Belüftungsgeräte in Schlafräumen zu erstatten. 

- Fachklinik Rhein-Ruhr, Auf der Rötsch 2, 45219 Essen (Kettwig) 

- Ev. Krankenhaus, Pattbergstraße 1-3, 45239 Essen (Werden) 

- Johanniter Stift, Schackumer Straße 10, 40667 Meerbusch (Büderich) 

- Maria-Theresien-Stift, Bahnhofsvorplatz 11, 40883 Ratingen 

- Altenheim St-Josefshaus, Münzenbergerplatz 3, 45219 Essen (Kettwig) 

 - Ev. Altenkrankenheim Kettwig, Wilhelmstraße 5-7, 45219 Essen (Kettwig) 

 - Ev. Altenkrankenheim Kettwig, Schulstraße 11, 45219 Essen (Kettwig) 

- Haus Kettwig Pflegeheim, Akademiestraße 2, 45219 Essen (Kettwig) 

- Bettina von Arnim Haus, Vittinghoffstraße 11, 45134 Essen 

- St-Josefs Krankenhaus, Probsteistraße 2, 45239 Essen (Werden) 

9.3    Auf Antrag des Eigentümers eines innerhalb des Entschädigungsgebiets 

gelegenen Grundstücks, auf dem vor dem 04.03.1974 Wohngebäude er-

richtet oder bauaufsichtlich genehmigt worden sind, die über zum dauer-

haften Aufenthalt geeignete, bestimmte und genutzte Außenwohnbereiche 

(Terrassen, Balkone und Hausgärten) verfügen, hat die Antragstellerin eine 

Entschädigung für die Nutzungsbeeinträchtigung des Außenwohnbereiches 

zu leisten. 

Innerhalb des Entschädigungsgebietes wird zugunsten des Eigentümers 

unwiderlegbar vermutet, dass ein Anspruch auf Entschädigung besteht. 

Außerhalb des Entschädigungsgebietes ist vom Eigentümer eines die in 

Satz 1 genannten Kriterien erfüllenden Grundstücks durch eine Einzelfall-

prüfung das Vorliegen der Voraussetzung für eine Außenwohnbereichsent-

schädigung nachzuweisen. Die Kosten für die  Einzelfallprüfung trägt im 

Falle des Vorliegens der Entschädigungsvoraussetzungen die Antragstelle-

rin, andernfalls der Eigentümer. 
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Das Entschädigungsgebiet umfasst das Gebiet, das von der in Karte 4 dar-

gestellten Grenzlinie eines äquivalenten Dauerschallpegels Leq3 von

65 dB(A) umschlossen wird. Die Höhe der Entschädigung beträgt 2 % des 

Verkehrswertes des jeweiligen Grundstücks. 

Die Bewertung erfolgt durch den Gutachterausschuss für Grundstückswer-

te der Stadt in der das Grundstück liegt. Der Gutachterausschuss ist befugt, 

die Ermittlung des Verkehrswertes anhand von Richtwerten, zum Beispiel 

einer Marktrichtwertkarte, vorzunehmen und vergleichbare Immobilien zu 

Gruppen zusammen  zu fassen. Die Kosten dieser Wertermittlung trägt die 

Antragstellerin.

Nach Ablauf des ersten Jahres, in dem der Flugbetrieb auf dem Flughafen 

Düsseldorf nach Maßgabe dieser Änderungsgenehmigung durchgeführt 

worden ist, hat die Antragstellerin auf der Grundlage der Betriebssituation 

der sechs verkehrsreichsten Monate dieses Jahres das Entschädigungsge-

biet gutachtlich neu berechnen und kartografisch darstellen zu lassen. Die 

kartografische Darstellung wird von der Genehmigungsbehörde in der 

gleichen Weise bekannt gemacht, wie die vorliegende Änderungsgenehmi-

gung.

Soweit durch die neu berechnete Grenzlinie erstmalig Wohnbebauung er-

fasst wird gilt auch hierfür Ziffer 9.3. Für Ansprüche auf Außenwohnbe-

reichsentschädigung, die sich aus der Genehmigung vom 21.09.2000 in der 

Fassung der Entscheidung im ergänzenden Verfahren vom 05.06.2003  

oder aus der hier getroffenen Regelung ergeben, gilt Ziffer 9.8 dieser Ent-

scheidung entsprechend. 

9.4    Liegt ein Wohngebäude oder Außenwohnbereich nur zum Teil im jeweili-

gen Schutzgebiet gemäß 9.1 bis 9.3, so gilt es/er als ganz im Schutzgebiet 

gelegen.
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9.5    Die Verpflichtung der Antragstellerin zur Erstattung bzw. Entschädigung 

entfällt, soweit das betreffende Gebäude zum baldigen Abbruch bestimmt 

ist.

9.6    Stehen Gebäude oder Außenwohnbereiche ganz oder teilweise im Eigen-

tum eines Erbbauberechtigten oder eines Wohnungseigentümers, so treten 

diese an die Stelle des Grundstückseigentümers. 

9.7    Der Anspruch kann längstens bis zum Ablauf von fünf Jahren nach umfas-

sender Bestandskraft dieses Änderungsbescheides geltend gemacht wer-

den.

9.8    Soweit die Antragstellerin bereits nach Maßgabe des Gesetzes zum Schutz 

gegen Fluglärm innerhalb der Schutzzone 1 des am 04.03.1974 festgesetz-

ten Lärmschutzbereiches oder nach Nr. 2.1 des Planfeststellungsbeschlus-

ses vom 16.12.1983 Aufwendungen für bauliche Schallschutzmaßnahmen 

an Gebäuden oder nach Nr. 2.2 des o. a. Planfeststellungsbeschlusses 

Aufwendungen für bauliche Schallschutzmaßnahmen an Schlafräumen 

einschließlich schalldämmender Belüftungsanlagen erstattet hat, sind diese 

Leistungen auf die Verpflichtung der Antragstellerin anzurechnen. 

Im Übrigen bleiben Ansprüche aus der Änderungsgenehmigung vom 

21.09.2000 i. V. m. dem Bescheid vom 05.06.2003 auf Erstattung von 

Aufwendungen zum Schutz vor Fluglärm am Tage und in der Nacht unbe-

rührt.

Bereits von der Antragstellerin nach Maßgabe der Auflagen der o. g. Be-

scheide erstattete Aufwendungen sind auf die Verpflichtungen der Antrag-

stellerin anzurechnen. 
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2. Hinweise 

Folgende Richtlinien in der jeweils gültigen Fassung des Bundesministeriums 

für Verkehr bzw. Bundesministeriums für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen 

gelten insbesondere für die Anlage und den Betrieb:

Richtlinien über die Hindernisfreiheit für Start- und Landebahnen auf Flug-

häfen mit Instrumentenflugbetrieb vom 02.11.2001 (NfL I-328/01), 

Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Kennzeichnung von Luftfahrthinder-

nissen (Bundesanzeiger Nr. 168 - Seite 19937 vom 02.09.2004), 

Gemeinsame Grundsätze des Bundes und der Länder über Zeichen und 

Wegweiser für den Rollverkehr auf Flugplätzen mit Instrumentenflugverkehr 

(BMVBW LS 11/60.01.87 - 01 vom 27.02.2003), 

Gemeinsame Grundsätze des Bundes und der Länder über die Markierung 

und die Befeuerung von Flugplätzen mit Instrumentenflugverkehr (BMVBW 

LS 11/60.01.87 - 01 vom 27.02.2003), 

Richtlinien zur Verhütung von Vogelschlägen im Luftverkehr vom 

13.02.1974 (NfL I -123/74), 

Richtlinien für den Allwetterflugbetrieb vom 13.11.1998 (NfL I-1/99), 

Richtlinien "zeitweilige Hindernisse in den Hindernisfreiräumen von Instru-

mentenbahnen auf Flugplätzen" vom 01.06.1999 (NfL I-191/99), 

Richtlinie für die Gleitwegbefeuerung auf Flughäfen (PAPI-Anlage-Richt-

linien) vom 24.06.1993 (NfL I-201/93) 

sowie ICAO, Anhang 14 in der jeweiligen neuesten Fassung. 
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3. Entscheidung über Anträge und Einwendungen 

Die Einwendungen und Anträge, die gegen den Inhalt und den Umfang dieser 

Genehmigung, gegen die Art und Weise der Durchführung des Genehmigungs-

verfahrens gerichtet sind oder insbesondere auf die Durchführung weiterer Un-

tersuchungen, auf Betriebsbeschränkungen für den Flughafen oder die Zahlung 

von Entschädigung zielen einschließlich sonstiger in diesem Zusammenhang 

vorgebrachten Forderungen, Bedenken und Hinweise werden zurückgewiesen 

bzw. abgelehnt, soweit ihnen nicht durch diese Genehmigung, durch mit dieser 

verbundenen Auflagen bzw. durch sonstige Nebenbestimmungen oder durch die 

Einholung ergänzender gutachterlicher Aussagen entsprochen worden ist oder 

sie sich nicht im Laufe des Genehmigungsverfahrens auf andere Weise erledigt 

haben.

4. Anordnung der sofortigen Vollziehung 

Gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 4 VwGO, zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes 

vom 22.8.2005 (BGBl. I. S. 2482), wird die  

sofortige Vollziehung 

meiner Entscheidung angeordnet. 

5. Kostenentscheidung 

Das Genehmigungsverfahren ist gemäß § 1 Abs. 1 LuftKostV kostenpflichtig. 

Die Kosten hat nach § 13 Abs. 1 Nr. 1 VwKostG die Antragstellerin als Antrag-

stellerin zu tragen. 

Die Kosten bestehen aus einer Gebühr sowie aus Auslagen. 

Die Höhe der Gebühr und die nach § 3 LuftKostV zu erhebenden Auslagen, so-

weit Teile der Auslagen nicht bereits von der Antragstellerin beglichen worden 

sind, werden durch gesonderten Bescheid festgelegt. 
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B Sachverhalt 

B.1 Vorgeschichte 

1. Genehmigung (1976) 

Die Genehmigung zur Anlage und Betrieb einer Parallelstart- und –landebahn 

mit der damaligen Richtungsbezeichnung 06L/24R wurde durch die Düsseldor-

fer Flughafengesellschaft mbH (DFG) - heute FDG - mit Schreiben vom 

21.01.1963 beantragt. Das auf diesen Antrag eingeleitete luftrechtliche Geneh-

migungsverfahren ruhte lange Zeit, um verschiedene technische und flugbetrieb-

liche Fragen zu klären.  

Während des Ruhens dieses Verfahrens schlossen die umliegenden Gemeinden 

des damaligen Amtes Angerland, der Minister für Wirtschaft, Mittelstand und 

Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen, die FDG sowie die Stadt Düsseldorf 

vor dem Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen (OVG 

NRW) im Rahmen von Verwaltungsstreitverfahren wegen der Verlängerung der 

Start- und Landebahn mit der damaligen Richtungsbezeichnung 06/24 und we-

gen der Errichtung eines Schutzbauwerkes über der Bundesbahnstrecke Düssel-

dorf-Duisburg einen Vergleich, der u. a. Festlegungen der vorgenannten Ver-

gleichsparteien für die geplante Parallelbahn zum Gegenstand hat. Festgelegt 

haben sich die Vergleichsparteien u. a. auf eine Nutzung der Parallelbahn le-

diglich als Ausweichbahn, auf einen Betrieb der Parallelbahn nur in den Zeiten 

der Betriebsunterbrechungen der Hauptstartbahn und sonst in den Zeiten des 

Spitzenverkehrs über Tage sowie auf einen Ausbau des Start- und Landebahn-

systems, der nicht über den Umfang des Generalausbauplanes hinausgeht.

Auf Antrag der FDG vom 22.05.1969 auf Weiterführung des Verfahrens erteilte 

der Minister für Wirtschaft, Mittelstand und Verkehr des Landes Nordrhein-

Westfalen mit Bescheid vom 03.10.1976 die Genehmigung zur Anlage und zum 

Betrieb der Parallelbahn. Dieser Bescheid enthält zum einen diejenigen Be-

schränkungen, die sich aus dem Angerland-Vergleich vom 13.05.1965 ergeben 

und zum anderen aufgrund des Ergebnisses des Genehmigungsverfahrens eine 
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Flugbewegungsbeschränkung für das Parallelbahnsystem. Die Anzahl der Flug-

bewegungen auf den parallelen Start- und Landebahnen darf danach die mögli-

che Endkapazität der Hauptstart- und -landebahn nicht überschreiten. Dieser 

Vorgabe folgend wurde nach den damaligen Erkenntnissen in der Auflage Nr. 6 

festgelegt, dass 91.000 Flugbewegungen in den sechs verkehrsreichsten Mona-

ten des Jahres nicht überschritten werden dürfen. In Gestalt dieser Genehmigung 

war die Parallelbahn Gegenstand des Planfeststellungsverfahrens.

2. Planfeststellung 

Das Planfeststellungsverfahren wurde auf Antrag der FDG vom 01.06.1977 

durchgeführt. Mit Beschluss vom 16.12.1983 unter dem Aktenzeichen:  

V/A 2-31-21/4 DL hat der Minister für Wirtschaft, Mittelstand und Verkehr des 

Landes Nordrhein-Westfalen den Plan für den Ausbau des Flughafens Düssel-

dorf gemäß den §§ 8 ff LuftVG festgestellt. Dieser Beschluss ist nach Ausschöp-

fung des Rechtsweges mit abweisender Entscheidung des Bundesverwaltungsge-

richtes (BVerwG) vom 30.05.2000 über den Antrag des letzten Anfechtungsklä-

gers auf Zulassung der Revision bestandskräftig geworden. Gegenstand des 

Planfeststellungsbeschlusses ist u. a. die flugbewegungsbeschränkende Auflage 

Nr. 6 der erteilten luftrechtlichen Genehmigung vom 03.10.1976. Diese Auflage 

unterlag aufgrund des Ergebnisses des Planfeststellungsverfahrens und auf ent-

sprechende Hinweise durch das Verwaltungsgericht Düsseldorf im anhängigen 

Klageverfahren entscheidenden Veränderungen. So wurde zum einen die Zahl 

der lärmrelevanten Flugbewegungen von Flugzeugen der Gewichtsklassen über 

5,7 t höchstzulässiger Startmasse auf 71.000 in den sechs verkehrsreichsten Mo-

naten beschränkt. Zum anderen wurden die in der Auflage Nr. 6 enthaltenen 

flugbewegungsbeschränkenden Koordinationseckwerte präzisiert. Die Auflage 

Nr. 6 lautet in der Fassung des Planänderungsbeschlusses vom 18.11.1985 nun 

wie folgt:  

"Die Anzahl der Flugbewegungen auf den Start- und Landebahnen 06R/23L und

06L/24R darf die mögliche Endkapazität der vorhandenen Start- und Landebahn  

06/24 nicht übersteigen.
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Deshalb darf die Zahl von 91.000 Flugbewegungen, davon 71.000 im gewerbli-

chen Luftverkehr mit Flugzeugen über 5,7 t höchstzulässiger Startmasse, in den 

sechs verkehrsreichsten Monaten eines Jahres auf dem Parallelbahnsystem nicht 

überschritten werden.

Darüber hinaus dürfen die vom Flughafenkoordinator der Bundesrepublik 

Deutschland gemäß den Bestimmungen über Einflug und Ausflug von Luftfahr-

zeugen im Bereich der Bundesrepublik Deutschland (Bekanntmachung des Bun-

desministers für Verkehr vom 03.12.1976 - NfL I - 40/77) koordinierten Flüge 

im gewerblichen Luftverkehr mit Flugzeugen über 5,7 t höchstzulässiger Start-

masse die Zahl von 34 Flugbewegungen pro Stunde (Eckwert) nicht übersteigen.  

Der vorgenannte Eckwert von 34 Flugbewegungen darf nur bis zu sechs Stunden 

zwischen 06.00 Uhr und 22.00 Uhr ausgeschöpft werden. In den übrigen Stun-

den zwischen 06.00 Uhr und 22.00 Uhr dürfen nicht mehr als 30 Flugbewegun-

gen pro Stunde koordiniert werden." 

3. Anpassung der Genehmigung an das Ergebnis der Plan-
feststellung

Die luftrechtliche Genehmigung vom 03.10.1976 wurde gemäß § 6 Abs. 4,  

S. 1 LuftVG mit Bescheid des Ministeriums für Stadtentwicklung und Verkehr 

des Landes Nordrhein-Westfalen vom 25.11.1992 unter dem Aktenzeichen  

II A 2-31-21/3 DL dem Ergebnis des Planfeststellungsbeschlusses in Form des 

Planänderungsbeschlusses angepasst. Die flugbewegungsbegrenzende Auflage 

Nr. 6 hat nun den zuvor zitierten Wortlaut.  

4. Unbeschränkte Genehmigung der Parallelbahn als Präzi-
sionslandebahn für den Allwetterflugbetrieb 

Mit Anpassungsbescheid vom 17.07.1997 unter dem Aktenzeichen 

612-31-21/3 DL ist die in der luftrechtlichen Genehmigung vom 03.10.1976 

enthaltene Beschränkung des Allwetterflugbetriebes auf der Parallelbahn 
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(05L/23R) auf die Betriebsstufe I aufgehoben worden. Die Genehmigung ist 

nach rechtskräftiger Abweisung der hier gegen gerichteten Klagen bestandskräf-

tig.

5. Lärmkontingent-Genehmigung vom 10.12.1997 

Mit Änderungsgenehmigung vom 10.12.1997 unter dem Aktenzeichen  

612-31-21/3 DL sind im Wesentlichen die in der luftrechtlichen Genehmigung 

vom 03.10.1976 i. d. F. der Anpassungsbescheide vom 25.11.1992 und 

17.07.1997 enthaltenen betrieblichen Beschränkungen neu gefasst worden. Die 

sog. "Lärmkontingentgenehmigung" enthielt sowohl eine Flugbetriebsbegren-

zung in Form einer Lärmmengenbegrenzung (Lärmkontingent) als auch eine 

zahlenmäßige Begrenzung des Flugbetriebs über die Festlegung von Stunden-

eckwerten als Vorgabe für die im Voraus vom Flughafenkoordinator der Bun-

desrepublik Deutschland zu vergebenden Zeitnischen (Slots) für Flüge im Li-

nien- und Charterflugverkehr.  

Gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) wurde die so-

fortige Vollziehung der erteilten Genehmigung angeordnet.  

Die "Lärmkontingentgenehmigung" diente in den Flugplanperioden Sommer 

1998, Winter 1998 und Sommer 1999 als Grundlage für die Flughafenkoordina-

tion, d. h. für die Vergabe von Slots auf den halbjährlich stattfindenden IATA-

Flugplankonferenzen.

6. Beschluss des OVG NRW in den Eilverfahren vom 
17.05.1999 ff. 

Gegen den in der "Lärmkontingentgenehmigung" angeordneten Sofortvollzug 

wurden vor dem OVG NRW acht Eilverfahren angestrengt,  die aufschiebende 

Wirkung der zuvor von den Antragstellern eingereichten Anfechtungsklagen ge-

gen die "Lärmkontingentgenehmigung" wiederherzustellen. Im Zeitraum Mai bis 

Juni 1999, erstmalig am 17.05.1999, hat das OVG NRW in allen acht Eilverfah-
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ren per Beschluss die aufschiebende Wirkung der (weiterhin) anhängigen An-

fechtungsklagen vollständig mit Wirkung vom 01.11.1999 wieder hergestellt. 

Der Vollzug der "Lärmkontingentgenehmigung" war damit seit dem 01.11.1999 

ausgesetzt. Sie wurde in dem Bescheid ausdrücklich aufgehoben. 

7. Interimsgenehmigung vom 02.11.1999 

Mit Änderungsgenehmigung vom 02.11.1999 unter dem Aktenzeichen  

512-31-21/3 DL wurde die in der luftrechtlichen Genehmigung vom 03.10.1976  

i. d. F. der Anpassungsbescheide vom 25.11.1992, 17.07.1997 und 10.12.1997 

enthaltenen betrieblichen Beschränkungen erneut neu gefasst. Die Interimsge-

nehmigung, welche ohne Öffentlichkeitsbeteiligung erging, begrenzte den Flug-

betrieb im Linien- und Charterluftverkehr in den sechs verkehrsreichsten Mo-

naten des Jahres 2000 auf das Niveau des Aufkommens in den sechs verkehrs-

reichsten Monaten des Jahres 1999. Sie diente der rechtlichen Absicherung des 

Flugbetriebs im bisherigen Umfange.  

Die Interimsgenehmigung sollte nur bis zur Entscheidung über den Antrag der 

Antragstellerin  vom 26.08.1999 auf Genehmigung einer Änderung der Betriebs-

regelung für das Parallelbahnsystem, längstens bis zum 24.03.2001 gelten. Sie 

wurde daher am 21.09.2000 mit Erteilung der neuen Betriebsgenehmigung un-

wirksam. Sowohl die vorläufigen Rechtsschutzverfahren als auch die Klagever-

fahren hierzu sind abgeschlossen. 

8. Genehmigung zur Änderung der Betriebsregelung für das 
Parallelbahnsystem vom 21.09.2000 

Durch diese Genehmigung (MBl. NRW 2000, 1523) wurden die Auflagen Nrn. 

6 und 9 der Betriebsgenehmigung neu gefasst. Gemäß Nr. 6.1 wurde festgelegt, 

dass die Anzahl der Flugbewegungen auf den Start- und Landebahnen die mög-

liche Endkapazität der Hauptstart- und -landebahn nicht übersteigen darf. Unter 

Nr. 6.2 wurden für den Linien- und Charterflugverkehr Koordinierungseckwerte 

für einzelne Zeiträume  festgelegt, nämlich zwischen 6:00 Uhr und 21:00 Uhr  



B Sachverhalt 23
B.1 Vorgeschichte

36 Slots pro Stunde, zwischen 21:00 Uhr und 22:00 Uhr 35 Slots und zwischen 

22:00 Uhr und 23:00 Uhr in der Winterflugplanperiode 15, in der Sommerflug-

planperiode 25 Slots. Maßgebend für die Einhaltung der Eckwerte ist der jeweils 

letzte Stand der Koordination vor dem Flugereignis. Unter Nr. 6.3 wurde eine 

Erweiterungsstufe festgelegt, in der unter näher bezeichneten Voraussetzungen 

ab der Sommerflugplanperiode 2001 eine Erhöhung des Eckwertes für die Zeit 

von 6:00 Uhr bis 21:00  Uhr um bis zu 2 Slots pro Stunde, insgesamt also 38 

Slots, im Linien- und Charterflugverkehr zulässig ist. Für "sonstige Flüge nach 

Instrumentenflugregeln" gestattet Nr. 6.4 eine Koordinierung von zusätzlich

2 Flugbewegungen pro Stunde. Auflage Nr. 9.1 definiert ein Tagschutzgebiet 

durch die Grenzlinie eines äquivalenten Dauerschallpegels nach Fluglärmgesetz 

von 62 dB(A) Leq4 (Karte 1 zur Genehmigung), Auflage Nr. 9.2 ein Nacht-

schutzgebiet durch eine Grenzlinie von 6 Maximalpegeln mit (mindestens)  

75 dB(A) Leq4 (Karte 6 zur Genehmigung). Innerhalb dieser Gebiete hat die 

Beigeladene nach näher bestimmten Maßgaben Eigentümern Aufwendungen für 

bauliche Schallschutzmaßnahmen zu erstatten. Unter Nr. 10 ist ein Auflagenvor-

behalt angefügt. Im Übrigen wurde der Antrag abgelehnt. Die sofortige Vollzie-

hung der Genehmigung wurde angeordnet. 

Gegen die Änderungsgenehmigung wurden Klagen erhoben  und Anträge auf 

Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung dieser Klagen gestellt. 

9. Entscheidung im ergänzenden Verfahren 

Durch Beschlüsse vom 24.05.2002 wurden diese Anträge vom OVG NRW ab-

gelehnt.

In der Begründung seiner Entscheidung hat das OVG NRW indes darauf hinge-

wiesen, dass nach dem gegenwärtigen Stand des Verfahrens Bedenken dahinge-

hend verblieben, dass in der Abwägung der erforderliche gerechte Ausgleich 

zwischen den einander gegenüberstehenden Belangen fehlerfrei herbeigeführt 

worden sei. Dem Genehmigungsbescheid sei nicht ohne weiteres zu entnehmen, 

dass die Belange der Flughafenumgebung hinreichend umfassend und mit zu-
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treffendem Gewicht in die Abwägung eingestellt worden seien. Sollten sich die 

Bedenken im Hauptsacheverfahren bestätigen und eine Rechtsverletzung der 

Antragsteller ergeben, sei nicht auszuschließen, dass diesen Bedenken durch Er-

gänzungen der Betriebsregelung Rechnung getragen werden könne. Es sei zu 

erwägen, ob  nicht etwa entsprechend § 10 Abs. 8 Satz 2 LuftVG auch bei der 

gerichtlichen Überprüfung einer Genehmigung nach § 6 LuftVG vor deren Auf-

hebung die Ergänzung oder ein ergänzendes Verfahren als dem Rechtsschutzge-

bot genügende Reaktion auf erhebliche Abwägungsmängel eingreife. 

10. Entscheidung des OVG NRW vom 10.12.2004 

Bei dieser Sachlage traf das damalige Ministerium für Verkehr, Energie und 

Landesplanung NRW (MVEL) die Entscheidung, die Abwägung in einem er-

gänzenden Verfahren teilweise zu wiederholen, um etwaige Abwägungsmängel 

zu beseitigen. Das MVEL schloss dieses Verfahren mit der Entscheidung vom 

05.06.2003 ab. 

In dieser Entscheidung wurde die Auflagen Nrn. 9.1 und 9.3 der Änderungsge-

nehmigung neu gefasst worden. Das Tagschutzgebiet wird nunmehr durch die 

Grenzlinie eines äquivalenten Dauerschallpegels (Leq3 ) von 60 dB(A) bestimmt 

(Karte 1 der ergänzenden Entscheidung). Erstattungsansprüche bestehen auch, 

soweit sie auf der Grundlage der bisherigen Regelungen noch nicht geltend ge-

macht worden waren; die Begrenzung auf einen prozentualen Höchstbetrag ist 

fallengelassen und schließlich wird insofern ein Nacherstattungsanspruch in

Höhe des Differenzbetrages zwischen den tatsächlich aufgewendeten Kosten 

und dem bisherigen Erstattungsbetrag begründet. In Nr. 9.3 wird die Zahlung ei-

ner Entschädigung für die Nutzungsbeeinträchtigung bestimmter Außenwohnbe-

reiche angeordnet. Das Entschädigungsgebiet wird durch die Grenzlinie eines 

äquivalenten Dauerschallpegels von 65 dB(A) gebildet (Karte 2 zur ergänzenden 

Entscheidung), der Entschädigungsbetrag beträgt 2 % des nach näherer Maßgabe 

zu ermittelnden Verkehrswertes des Grundstücks. 
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11. Entscheidung des OVG NRW vom 10.12.2004 und Ent-
scheidung des BVG vom 18.08.2005 

Durch Urteil vom 10.12.2004 wies das OVG NRW die Klagen gegen die Ge-

nehmigung vom 21.09.2000 in der Fassung der Entscheidung im ergänzenden 

Verfahren vom 05.06.2003 ab. Es gelangte zu der Auffassung, dass die neue Be-

triebsregelung mit dem Angerland-Vergleich vereinbar sei. Der Vergleich ließ es 

zu, dass in Zeiten einer aus dem normalen Verkehrsgeschehen herausgehobenen 

Nachfrage die Parallelbahn mitbenutzt werde, so dass eine Nutzung des Parallel-

bahnsystems zulässig sei, die über die Endkapazität der Hauptstart- und -lande-

bahn hinausgehe. Das OVG NRW hat bzgl. der Einbahnkapazität die Lärmaus-

wirkungen der neuen Flugbetriebsregelung die Flughafenanlieger nicht unzu-

mutbar belasten vom MVEL vorgenommenen Begriffsbestimmung gebilligt. 

Das OVG NRW gelangte zu der Auffassung, dass nach Maßgabe der verfügten 

Schallschutzmaßnahmen die Flughafenumgebung nicht mit unzumutbarem Flug-

lärm belastet wird, so dass keine Beschränkungen des Flugbetriebs verfügt zu 

werden brauchen. 

Das OVG NRW ließ die Revision gegen das Urteil vom 10.12.2004 zu. Die 

hiergegen gerichteten Beschwerden wies das BVG durch Beschluss vom 

18.08.2005 zurück. Damit ist das Urteil des OVG NRW vom 10.12.2004 rechts-

kräftig und die Genehmigung des MVEL vom 21.09.2000 in Gestalt der Ent-

scheidung im ergänzenden Verfahren vom 05.06.2003 bestandskräftig. 

B.2 Verfahren zur Änderung der Betriebsregelung 

1. Antrag der Antragstellerin 

Die Antragstellerin (FDG) hat am 13.10.2004 einen Antrag auf Änderung der 

Betriebsregelung für das Parallelbahnsystem gestellt. Die FDG beantragt aus-

drücklich die Aufhebung der bisherigen Nutzungsgrenze Einbahnkapazität,

ansonsten soll die angestrebte Betriebsregelung im Grundsatz wie folgt ausse-

hen:
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45 Bewegungen (Starts oder Landungen) pro Stunde nur für den Linien- 

und Charterverkehr in der Zeit von 6:00 Uhr bis 22:00 Uhr, 

45 Landungen im Linien- und Charterverkehr in der Zeit von 22:00 Uhr bis  

23.00 Uhr, 

in bis zu 8 Stunden über Tage (6:00 Uhr bis 22:00 Uhr) zusätzlich zwei Be-

wegungen im Instrumentenflugbetrieb für sonstige IFR-Flüge (ad-hoc-

charter, Überführungsflüge etc.), 

jedoch im Halbjahr nicht mehr als 122.176 Bewegungen im Linien- und 

Charterverkehr und 8.824 Bewegungen im sonstigen IFR-Verkehr, d. h. 

nicht mehr als 131.000 IFR-Bewegungen insgesamt, 

mit Schreiben vom 12.09.2005 hat die FDG diesen Punkt ihres Antrages da-

hingehend modifiziert, dass 8.824 Bewegungen im sonstigen IFR- und

VFR-Verkehr, d.h. nicht mehr als 131.000 Flugbewegungen insgesamt, ge-

nehmigt werden sollen. 

Die FDG begründet ihren Antrag im Wesentlichen wie folgt: 

Es bestehe eine erhebliche Nachfrage nach gewerblichen Flugbewegungen, 

die auf der Grundlage der derzeitigen Genehmigungssituation nicht befrie-

digt werden kann, wodurch es zu weit reichenden negativen Konsequenzen 

auf verschiedenen Gebieten komme. 

Die luftrechtliche Genehmigung vom 21.09.2000 in der Fassung vom 

05.06.2003  habe die in sie gesetzten Erwartungen, was die Anzahl abwi-

ckelbarer Bewegungen anbetrifft, nicht erfüllt. Demnach dürfen in den sechs 

verkehrsreichsten Monaten eines Jahres 122.176 Flugbewegungen durchge-

führt werden. Die betriebliche Praxis habe gezeigt, dass die Zahl der tatsäch-

lich durchgeführten Flugbewegungen, bedingt durch Nichtnutzbarkeitsquote 

und No-Show-Rate, nicht die max. genehmigte Zahl der Flugbewegungen 
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erreichen könne. Insbesondere die Festlegung der in dieser Genehmigung 

genannten Koordinierungseckwerte führe dazu, dass eine über diesen Eck-

werten liegende Nachfrage von Luftverkehrsgesellschaften nach Slots wei-

testgehend nicht erfüllt werden könne. Der Verkehrsflughafen Düsseldorf 

würde sich im Falle der Beibehaltung der bisherigen flugbetrieblichen Rege-

lungen praktisch nicht weiter entwickeln können. 

Die Antragstellerin verfolge daher eine Betriebsregelung, die so flexibel zu 

handhaben sei, dass 122.176 Bewegungen im Linien- und Charterverkehr in 

den sechs verkehrsreichsten Monaten eines Jahres unter Berücksichtigung 

von Nichtnutzbarkeitsquote und No-Show-Rate tatsächlich abgewickelt 

werden könnte. 

Der 1965 vor dem OVG NRW geschlossene Angerland-Vergleich begrenzt 

nicht die Anzahl der Flugbewegungen. Das OVG NRW habe in seinem Be-

schluss vom 05.05.2000 (20 B 2119/99.AK) ausgeführt, dass der Angerland-

Vergleich lediglich Bedingungen für die Mitbenutzung der Parallelbahn be-

schreibe, aber weder ausdrücklich noch sinngemäß quantitative Begrenzun-

gen vorgebe. 

Zur Erreichung einer größtmöglichen flugbetrieblichen Flexibilität würde die 

prognostizierten Überführungsflüge und sonstige IFR-/VFR-Flüge ohne Dif-

ferenzierung zu einer Gesamtzahl von 8.824 Flugbewegungen zusammenge-

fasst und den 122.176 Bewegungen im Linien- und Charterverkehr zuge-

schlagen, so dass insgesamt 131.000 Bewegungen zum Gegenstand der An-

tragstellung wurden. 

Die Möglichkeit einer hohen Anzahl an Landungen in der Zeit von 

22:00 Uhr bis 23:00 Uhr ist sachlich geboten, weil dadurch dem Tourismus-

verkehr eine Umlaufrate ermöglicht werde, die dem Anspruch auf Wirt-

schaftlichkeit genüge. 
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2. Beteiligungsverfahren 

Mit Erlass des damaligen MVEL vom 28.10.2004 wurde die Bezirksregierung 

Düsseldorf mit der Durchführung des Beteiligungsverfahrens beauftragt. Da die 

beantragte Änderung der Betriebsregelung in die Rechte der Anlieger eingreifen 

kann, wurde gemäß § 28 Abs. 1 Verwaltungsverfahrensgesetz des Landes Nord-

rhein-Westfalen (VwVfG NRW) neben den Gebietskörperschaften, Behörden 

und sonstigen Trägern öffentlicher Belange auch die Öffentlichkeit am Verfah-

ren beteiligt. 

2.1 Beteiligung Privater 

Der Öffentlichkeit wurde in bestimmten Städten durch Auslegung der Antrags-

unterlagen Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. Der Kreis der Auslegungs-

kommunen wurde bestimmt 

durch Fluglärmaspekte, 

durch Aspekte der Bauleitplanung, 

sowie durch Aspekte der Flugsicherheit. 

Danach wurden die folgenden 14 Kommunen für die Auslegung bestimmt: 

Stadt Düsseldorf 

Stadt Duisburg 

Stadt Essen 

Stadt Heiligenhaus 

Stadt Kaarst 

Stadt Korschenbroich 

Stadt Krefeld 

Stadt Meerbusch 

Stadt Moers 

Stadt Mülheim a. d. Ruhr 

Stadt Neuss 
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Stadt Ratingen 

Stadt Tönisvorst 

Stadt Willich 

Mit Amtshilfeersuchen vom 11.11.2004 wurden diese Städte gebeten, die An-

tragsunterlagen nach vorheriger Bekanntmachung öffentlich auszulegen. Den 

Städten wurde die dafür von ihnen jeweils im Einzelfall gewünschte Anzahl an 

Antragsunterlagen zur Verfügung gestellt. Die Bekanntmachung der Auslegung 

erfolgte mindestens eine Woche vor Beginn der Auslegung. 

Die Auslegung selbst erfolgte in der Zeit vom 13.12.2004 bis 13.01.2005 zu den 

jeweils üblichen und vorab bekannt gemachten Öffnungszeiten in den Dienst-

räumen der o. g. Kommunen. Den Betroffenen wurde Gelegenheit geben, bis 

zum 11.02.2005 Anregungen und Bedenken schriftlich oder mündlich zur Nie-

derschrift bei der Bezirksregierung oder der Auslegungskommune geltend zu 

machen. 

Die festgesetzten Fristen wurden von den Städten Meerbusch und Ratingen so-

wie vom Bürgerverein Tiefenbroich e. V. unter Hinweis auf die Weihnachtstage 

und den Jahreswechsel kritisiert. Die daraufhin gestellten Anträge auf Verlänge-

rung der Fristen wurden mit der folgenden Begründung abgelehnt: 

"Durch den festgelegten Auslegungszeitraum hatten alle betroffenen Bürger die 

Möglichkeit, vom Beginn des einmonatigen Auslegungszeitraums ab dem 

13.12.2004 bis zum Ablauf der vierwöchigen Einwendungsfrist am 11.02.2005 

Einwendungen zu erheben. Diese beiden Fristen entsprechen den gesetzlichen 

Regelungen für luftrechtliche Planfeststellungsverfahren, die der Gesetzgeber 

mit den o. a. Zeiträumen als Maximum definiert hat und die für das vorliegende 

Genehmigungsverfahren analog angewandt wurden.

Mit Schreiben vom 11.11.2004 wurden sowohl die Auslegung der Genehmi-

gungsunterlagen in den betreffenden Kommunen als auch die Beteiligung der 

Träger öffentlicher Belange den o. a. rechtlichen Vorgaben entsprechend veran-

lasst, d. h. auch das Ende der maximal zulässigen dreimonatigen Beteiligungs-
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frist für die Träger öffentlicher Belange wurde auf den 11.02.2005 festgesetzt, 

vgl. hierzu analog § 73 Abs. 2 und 3 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG 

NRW). 

Der Beginn der Frist ergab sich dabei durch den Termin der Antragstellung 

durch den Flughafen Düsseldorf bzw. durch den Termin der Feststellung der 

Auslegungsreife des Antrags und den durch die Auslegungsgemeinden benötig-

ten zeitlichen Vorlauf zur Bekanntmachung und Vorbereitung der Auslegung. 

Da die Weihnachtsferien lediglich 2 Wochen dauerten, und die Auslegungs- und 

auch die Einwendungsfrist 1 Monat bzw. 4 Wochen betrugen, und somit gewähr-

leistet war, dass jeder Betroffene hinreichend Gelegenheit hatte, die Genehmi-

gungsunterlagen einzusehen und ggf. auch fristgerecht Einwendungen zu erhe-

ben, wurde nach den gesetzlichen Vorgaben entschieden, die Tatsache der 

Schulferien unberücksichtigt zu lassen. Diese Entscheidung bezieht überdies den 

Umstand mit ein, dass sowohl Weihnachten als auch der Jahreswechsel jeweils 

auf ein Wochenende fielen. 

Vielen Anwohnern wurde zudem die Einsichtnahme erleichtert, da davon auszu-

gehen ist, dass sie selbst arbeitsfreie Tage in den Schulferien hatten und sie 

dann mehr Zeit und Muße gehabt haben werden, sich ausführlich mit den ausge-

legten Antragsunterlagen zu befassen. Heiligabend und Silvester sind insofern 

berücksichtigt, als sowohl die Auslegungs- als auch die Einwendungsfrist – ohne 

rechtliche Verpflichtung – jeweils um einen Tag verlängert wurden. Bei den 

Auslegungskommunen wurden die üblichen Öffnungszeiten eingehalten, keine 

von ihnen war zwischen den Feiertagen "geschlossen". Gegenüber einer Ausle-

gung in einem anderen Zeitraum wurde kein einziger Auslegungstag verloren."

2.2 Beteiligung von Gebietskörperschaften, Behörden und 
sonstigen Trägern öffentlicher Belange 

Die Beteiligung bzw. Information der Landesministerien und des Bundesminis-

teriums für Verkehr, Bauen und Wohnen erfolgte am 15.12.2004 unmittelbar 

durch das damalige MVEL. Gleiches gilt für die Einholung der gutachterlichen 

Stellungnahme der DFS Deutsche Flugsicherung GmbH (DFS) gemäß  

§ 31 Abs. 3 LuftVG. 
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Mit Schreiben vom 17.11.2004, die nebst Antragsunterlagen von Mitarbeitern 

der Antragstellerin persönlich zugestellt wurden, hat die Bezirksregierung Düs-

seldorf beteiligten Trägern öffentlicher Belange (TÖB) die Möglichkeit gegeben, 

bis zum 11.02.2005 Anregungen oder Bedenken vorzutragen, die bei der ab-

schließenden Entscheidung zu würdigen waren. 

Die folgenden TÖB wurden beteiligt: 

Träger öffentlicher Belange Stellungnahme 

 1. Deutsche Bahn AG 03.12.2004

 2. Deutsche Flugsicherung GmbH 15.02.2005 beim MVEL  
- Stellungnahme gem.  
§ 31 Abs. 3 LuftVG - 

 3. Landesumweltamt NRW 07.12.2004

 4. Staatliches Umweltamt Düsseldorf 09.02.2005

 5. Landesanstalt für Ökologie, Boden 
ordnung und Forsten 

keine Stellungnahme 

 6. Polizeipräsident Düsseldorf 11.02.2005

 7. Forstamt Mettmann 19.11.2004

 8. Forstamt Mönchengladbach 30.11.2004

 9. Bundesgrenzschutzamt Köln keine Stellungnahme 

10. Wehrbereichsverwaltung West 11.02.2005

11. Bürgermeister der Stadt Heiligen-
haus

11.02.2005

12. Bürgermeister der Stadt Kaarst 11.02.2005

13. Bürgermeister der Stadt Korschen-
broich

11.02.2005

14. Bürgermeister der Stadt Meerbusch 08.02.2005

15. Bürgermeister der Stadt Neuss 15.02.2005

16. Bürgermeister der Stadt Ratingen 10.02.2005

17. Bürgermeister der Stadt Willich 10.02.2005

18. Oberbürgermeister der Stadt  
Düsseldorf

11.02.2005

19. Oberbürgermeister der Stadt  
Duisburg

09.02.2005
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20. Oberbürgermeister der Stadt Essen 09.02.2005

21. Oberbürgermeister der Stadt Kre-
feld 

02.02.2005

22. Oberbürgermeisterin der Stadt 
Mülheim a. d. Ruhr 

10.02.2005

23. Bürgermeister der Stadt Moers 16.02.2005

24. Bürgermeister der Stadt Tönisvorst 10.02.2005

25. Landrat des Kreises Mettmann 11.02.2005

26. Landrat des Kreises Neuss 02.02.2005

27. Landrat des Kreises Viersen 04.02.2005

28. Nordrhein Westfälischer Städte
und Gemeindebund 

keine Stellungnahme 

29. Landschaftsverband Rheinland 20.12.2004

30. Landsbetrieb Straßenbau NRW 24.01.2005

31. Flughafen Essen/Mülheim GmbH 08.02.2005

32. Flughafengesellschaft Mönchen-
gladbach GmbH 

09.02.2005

33. Verkehrsverbund Rhein Ruhr 
GmbH 

keine Stellungnahme 

34. Direktor der Landwirtschaftskam-
mer Rheinland 

keine Stellungnahme 

35. Handwerkskammer Düsseldorf keine Stellungnahme 

36. Industrie- und Handelskammer 
Duisburg

10.02.2005

37 Industrie- und Handelskammer für 
Essen, Mülheim/Ruhr, Oberhausen 

keine Stellungnahme 

38. Industrie- und Handelskammer 
Düsseldorf

10.02.2005

39. Industrie- und Handelskammer 
Mittlerer Niederrhein Krefeld, 
Mönchengladbach, Neuss 

10.02.2005

40. Industrie- und Handelskammer 
Vereinigung der IHK in NRW 

10.02.2005

41. Regionalverband Ruhrgebiet 27.01.2005

42. Stadtwerke Düsseldorf 10.12.2005

43. Stadtwerke Duisburg AG 03.02.2005

44. Stadtwerke Ratingen 26.01.2005
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45. Kaiserswerther Diakonie e.V. 11.02.2005

46. Bistum Essen keine Stellungnahme 

47. Bischöfliches Generalvikariat keine Stellungnahme 

48. Erzbistum Köln 09.02.2005

49. Landesverband der Jüdischen Ge-
meinden von Nordrhein 

keine Stellungnahme 

50. Evangelische Kirche im Rheinland 11.02.2005
Kirchengemeinden Büderich und 
Kaiserswerth/Lohausen 

51. Landesbüro der Naturschutzver-
bände NW 

11.02.2005

52. Flughafen Köln/Bonn GmbH keine Stellungnahme 

53. Flughafen Niederrhein GmbH keine Stellungnahme 

54. Flughafen Dortmund GmbH keine Stellungnahme 

55. Deutscher Wetterdienst 27.12.2004

56. Landeskriminalamt NRW 10.12.2004

57. Deutscher Aero-Club Landesver-
band Nordrhein-Westfalen 

11.02.2005

58. AOPA Germany 
Verband der Allgemeinen Luftfahrt 
e.V.

keine Stellungnahme 

59. Eisenbahn- Bundesamt 11.02.2005

2.3 Beteiligung der Kommission nach § 32 b LuftVG 

Die Antragsunterlagen wurden der Kommission nach § 32 b LuftVG für den 

Flughafen Düsseldorf im Rahmen der 75. Sitzung der Kommission am 

06.12.2004 zur Verfügung gestellt. In ihrer 76. Sitzung am 11.04.2005 fasste sie 

hierzu den Beschluss 1/2005. In diesem empfiehlt sie der Genehmigungsbehörde 

den Antrag der Antragstellerin zurückzuweisen und für den Fall, dass die Ge-

nehmigungsbehörde dem Antrag ganz oder teilweise stattgeben wolle, keine so-

fortige Vollziehung anzuordnen. 
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2.4 Einwendungen und Stellungnahmen  

Nach der Erfassung der Einwendungen durch den externen Verwaltungshelfer

sind innerhalb der Einwendungsfrist von privaten Einwendern insgesamt sind ca. 

22.900 schriftliche Einwendungen aus allen Auslegungsgemeinden gegen das 

Vorhaben erhoben worden, davon ca. 350 nach Ablauf der gesetzten Frist einge-

gangen. Alle anderen Einwendungen sind fristgerecht bei den Auslegungskom-

munen oder in der Bezirksregierung Düsseldorf eingegangen bzw. von verschie-

denen Bürgerinitiativen übergeben worden.

Nach Auswertung der Bezirksregierung Düsseldorf stellt sich der Eingang der 

Einwendungen wie folgt dar: 

ca. 5.500 bei der Bezirksregierung Düsseldorf direkt 

davon ca. 100 über die Stadt Essen 

    11 über die Stadt Korschenbroich 

    10 über die Stadt Willich 

    19 über die Stadt Neuss 

    25 über die Stadt Ratingen 

ca. 5.300 über die Bürgerinitiative Kaarst aus verschiedenen Auslegungsge-

meinden 

ca. 2.500 über die Bürgerinitiative Meerbusch aus verschiedenen Ausle-

gungsgemeinden 

ca. 1.150 über die Stadt Meerbusch 

ca. 2.900 über die Bürgerinitiative Heiligenhaus-Isenbügel 

ca. 2.000 über die Bürgerinitiativen Neuss, Dormagen und Grevenbroich 

ca.    500 über die Bürgerinitiative Willich 

ca.    350 über die Bürgerinitiative Düsseldorf-Lohausen 

Darüber hinaus wird in ca. 12.200 Stellungnahmen positiv für die Betriebserwei-

terung votiert. Die über den Flughafen Düsseldorf elektronisch eingegangenen 

positiven Stellungnahmen wurden dem MVEL am 14.02.2005 übermittelt. 
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Weiterhin haben sich innerhalb der gesetzten Frist vom 17.11.2004 bis 

11.02.2005  45 von 59 beteiligten Trägern öffentlicher Belange zum Verfahren 

geäußert (vgl. Tabelle in 2.2). 

Nicht geäußert haben sich folgende 14 Träger öffentlicher Belange: 

Nr. 5 Landesanstalt für Ökologie, Bodenordnung und Forsten NRW 

Nr. 9 BGS Köln 

Nr. 28 Nordrhein-westfälischer Städte- und Gemeindebund 

Nr. 33 Verkehrsverbund Rhein Ruhr 

Nr. 34 Landwirtschaftskammer Rheinland 

Nr. 35 Handwerkskammer Düsseldorf 

Nr. 37 Industrie- und Handelskammer für Essen, Mülheim/Ruhr, Oberhausen 

Nr. 46 Bistum Essen 

Nr. 47 Generalvikariat Aachen 

Nr. 49 Landesverband jüdischer Gemeinden von Nordrhein 

Nr. 52 Flughafen Köln/Bonn 

Nr. 53 Flughafen Niederrhein 

Nr. 54 Flughafen Dortmund 

Nr. 58 AOPA Germany 

Die Stellungnahme der Stadt Neuss (Nr. 15) ging am 15.02.2005 ein und die 

DFS (Nr. 2) hat sich am 15.02.2005 unmittelbar gegenüber dem MVEL geäußert 

(§ 31 Abs. 3 LuftVG). 

Sämtliche Einsendungen wurden zur elektronischen Erfassung und Bearbeitung 

der Firma C.C.S Brigitte Seidler e. K., Radolfzell, als externer Verwaltungshel-

ferin übersandt. Sie hat zunächst die in aus den Einwendungen der Privaten so-

wie auch der Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange enthaltenen Ar-

gumente aufbereitet. Das Ergebnis wurde der FDG in anonymisierter Form zur 

Gegenäußerung zugeleitet. 
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Die FDG hat zu den Argumenten aus dem Argumentenkatalog Stellung bezogen. 

Abschießend hat die Verwaltungshelferin die Einwendungen und Gegenäuße-

rungen synoptisch gegenüber gestellt.

3. Abschlussbericht der Bezirksregierung Düsseldorf über 
das Beteiligungsverfahren 

Die Bezirksregierung hat dem damaligen MVEL unter dem 07.03.2005 im Ein-

zelnen über die Durchführung des Beteiligungsverfahrens berichtet. Eine inhalt-

liche Bewertung hat sie dabei auftragsgemäß nicht vorgenommen. 

4.      Nachträgliche und ergänzende Anträge und Einwendun-
gen

Nach Ablauf der Einwendungsfrist gingen weitere, auch ergänzende Anträge 

und Einwendungen in Schriftform, per Fax sowie per E-Mail ein, teilweise auf 

der Grundlage zwischenzeitlich gewährter Akteneinsicht, auch die Stellungnah-

me der FDG aufgreifend. Die Genehmigungsbehörde hat diese nachträglichen 

und ergänzenden Anträge und Einwendungen entgegengenommen, in das Ver-

fahren eingestellt und im Rahmen der Abwägung bewertet. 
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C Entscheidungsgründe 

C.1 Verfahrensrechtliche Bewertung 

1. Luftrechtliche Entscheidungsgrundlage/Zuständigkeit für 
die Genehmigung 

Das luftrechtliche Genehmigungsverfahren war gemäß § 6 Abs. 4 Satz 2 LuftVG 

und den allgemeinen Verfahrensvorschriften nach dem VwVfG NRW durchzu-

führen

Das Ministerium für Bauen und Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen ist 

sachlich und örtlich zuständig für Entscheidungen nach § 6 LuftVG. Dies folgt 

aus § 31 Abs. 2 Nr. 4 LuftVG i. V. m. § 1 Nr. 1 der Verordnung zur Bestim-

mung der zuständigen Behörden auf dem Gebiet der Luftfahrt vom 15.06.1999 

(GV.NRW. S. 228) und dem Organisationserlass des Ministerpräsidenten vom 

07.07.2005 (vgl. Bekanntmachung über Änderungen der Geschäftsbereiche der 

obersten Landesbehörden und Bekanntgabe der Neufassung vom 17.08.2005, 

GV.NRW. S. 732 ff.). 

Der Antrag der FDG war mit einer isolierten Änderungsgenehmigung zu be-

scheiden (§ 6 Abs. 4 Satz 2 LuftVG). Die Durchführung eines Planfeststellungs-

verfahrens gemäß §§ 8 ff. LuftVG war nicht erforderlich. 

Der Antrag beinhaltet ausschließlich Änderungen der flugbetrieblichen Rege-

lungen. Mit § 8 Abs. 4 Satz 2 LuftVG hat der Gesetzgeber klargestellt, dass Än-

derungen betrieblicher Regelungen, auch soweit sie Gegenstand einer Planfest-

stellung waren, nur einer Regelung entsprechend § 6 Abs. 4 Satz 2 LuftVG be-

dürfen.

2. Rechtsgrundlagen und Ausgestaltung des Beteiligungs-
verfahrens

Im Genehmigungsverfahren wurden die öffentlichen und privaten Stellen betei-

ligt, deren Beteiligung rechtlich geboten und/oder aus fachlichen Gründen 
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zweckmäßig war. Das LuftVG enthält für das hier durchgeführte Genehmi-

gungsverfahren nur wenige Vorgaben (§ 6 Abs. 5 LuftVG). Wie und in welchem 

Umfange die Beteiligung zu erfolgen hat, ist nur für das Planfeststellungsverfah-

ren (§ 10 Abs. 2 bis 4,  § 73 VwVfG NRW) geregelt. § 6 LuftVG enthält keine 

Angaben dazu, wie betroffene Gemeinden oder Private anzuhören sind.

2.1 Beteiligung der Kommunen 

Die Gemeinden sind nach gefestigter Rechtsprechung im Verfahren zur Ertei-

lung der Genehmigung nach § 6 LuftVG wegen ihres verfassungsrechtlich ein-

geräumten Selbstverwaltungsrechts (Art. 28 Abs. 2 GG) und ihrer daraus resul-

tierenden örtlichen Planungshoheit als Planungsträger am isolierten Genehmi-

gungsverfahren zu beteiligen (hierzu grundlegend BVerwGE 56, 110 ff.). Von 

einer Betroffenheit der örtlichen Belange, mithin der örtlichen Planung, hängt 

der Umfang der gemeindlichen Beteiligung ab. Dementsprechend waren hier die 

unter B.2.2.2 aufgeführten Kommunen in das Verfahren einzubeziehen.  

2.2 Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentli-
cher Belange 

Die in ihrem Zuständigkeitsbereich betroffenen Behörden und andere Träger öf-

fentlicher Belange waren ebenfalls zu beteiligen. Die Bezirksregierung Düssel-

dorf hat mit Schreiben vom 17.11.2004 den unter B.2.2.2 benannten Behörden 

und Trägern öffentlicher Belange die Möglichkeit zur Stellungnahme eröffnet. 

Die Betroffenheit weiterer öffentlicher Stellen ist nicht ersichtlich.   

2.3 Beteiligung der Kommission nach § 32 b LuftVG 

Gemäß § 32b Abs. 2 Satz 2 LuftVG hat die Genehmigungsbehörde den Antrag 

der FDG und die zugehörigen Planunterlagen den ordentlichen Mitgliedern der 

Kommission nach § 32b LuftVG für den Flughafen Düsseldorf zugeleitet. In ih-

rer 76. Sitzung am 11.04.2005 fasste die Kommission hierzu den Beschluss 

1/2005 (s. B.2.2.3.). 
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2.4 Beteiligung der Privatpersonen 

Die Bezirksregierung Düsseldorf hat die Beteiligung privater Dritter auf  

§ 28 VwVfG gestützt. Das Beteiligungsverfahren war im Wesentlichen an  

§ 10 Abs. 2 LuftVG, § 73 VwVfG angelehnt. Diese Ausgestaltung des Geneh-

migungsverfahrens ist nicht zu beanstanden.  

Mangels ausdrücklicher Regelungen im LuftVG kann das (subsidiäre) allgemei-

ne Verwaltungsverfahrensrecht zur Anwendung kommen. Dies führt zu der dort 

vorgesehenen Anhörung nach § 28 VwVfG NRW. Im Rahmen der im pflicht-

gemäßen Ermessen der Genehmigungsbehörde stehenden Durchführung der Be-

teiligung betroffener Dritter bzw. – weiter gehend – Einwendungsberechtigter

im Sinne des Planfeststellungsrechts konnte die Durchführung der Beteiligung in 

Anlehnung an § 10 Abs. 2 LuftVG, § 73 VwVfG NRW erfolgen.

Wenn damit feststeht, dass Dritte im isolierten Genehmigungsverfahren zu betei-

ligen sind (vgl. Schwenk/Giemulla, Handbuch des Luftverkehrsrechts, S. 536 ff.; 

Lau in Giemulla/Schmid, LuftVG, § 6 Rdnr. 67) ergeben sich Art und Umfang 

ihrer Rechte aus dem Grad ihrer Betroffenheit. Daraus ist auch der zuvor darge-

legte Beteiligungsumgriff hergeleitet worden. Demzufolge wurden die Planun-

terlagen in den unter B.2.2.1 genannten Gebietskörperschaften ausgelegt.

2.5 Mündliche Erörterung von Einwendungen und Stellung-
nahmen 

Auf die Durchführung eines Erörterungstermins konnte rechtsfehlerfrei verzich-

tet werden. Es besteht im Rahmen des von der Genehmigungsbehörde nach ih-

rem Ermessen festgelegten Beteiligungsverfahrens keine Rechtspflicht zur 

Durchführung eines Erörterungstermins (Wysk in Ziekow, Praxis des Fachpla-

nungsrechts, Rdnr. 1628). Auch beinhaltet das Anhörungsrecht gemäß  

§ 28 VwVfG nach überwiegender Auffassung (Kopp / Ramsauer, VwVfG,   

§ 28 Rdnr. 42 m. w. N.) grundsätzlich kein Recht auf Erörterung. Ein Fall, der 

ein Abweichen von diesem Grundsatz rechtfertigen würde, liegt nicht vor. Die 
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teils sehr umfangreichen Eingaben und Stellungnahmen haben einen so umfas-

senden Überblick über die für und gegen das Vorhaben sprechenden Argumente 

ermöglicht, dass eine mündliche Erörterung zur angemessenen Berücksichtigung 

der Anregungen und Bedenken nicht erforderlich war. 

2.6 Vollständigkeit und Geeignetheit der Unterlagen 

Die in den betreffenden Gemeinden zur Einsicht bereitgestellten und die an die 

Träger der öffentlichen Belange verschickten Antragsunterlagen waren geeignet 

und ausreichend, um den Betroffenen und Interessierten die Prüfung zu ermögli-

chen, ob und inwieweit sie durch die beantragte Änderungsgenehmigung in ih-

ren rechtlichen Belangen berührt sein könnten. Neben dem Zweck der beantrag-

ten Änderungsgenehmigung waren der Umfang der prognostizierten Bewe-

gungszunahme und die dadurch zu erwartenden Wirkungen hinsichtlich Flug-

lärm, Luftverunreinigung und Flugsicherheit ersichtlich. Die Gutachten enthal-

ten  dieser komplexen Materie entsprechend weitgehend wissenschaftliche Aus-

sagen. Dies ist dem Umstand geschuldet, dass anderenfalls wissenschaftliche 

Sachverhalte unzulässig vereinfacht, verkürzt oder verzerrt dargestellt worden 

wären. Die Gutachten enthalten zusätzlich aussagekräftige und leichter verständ-

liche Zusammenfassungen. Die vorgelegten Unterlagen sind weder veraltet, 

noch unvollständig, noch haben sie wichtige Aspekte unberücksichtigt gelassen.   

2.7 Umweltvertäglichkeitsprüfung (UVP) 

Die Durchführung einer UVP war nicht erforderlich. Im Gegensatz zum Plan-

feststellungsverfahren schreiben luftverkehrsrechtliche Vorschriften und das Ge-

setz über die Umweltverträglichkeitsprüfung in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 25. Juni 2005 (BGBl. I S. 1757) für den vorliegenden Fall eines Ge-

nehmigungsverfahrens nach § 6 Abs. 4 Satz 2 LuftVG die Durchführung einer 

UVP nicht vor.
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C.2 Materiell-rechtliche Bewertung 

1. Notwendigkeit der Änderung der Betriebsregelung 

Die Änderung der Betriebsregelung für den Flughafen Düsseldorf ist notwendig. 

Es besteht hierfür ein konkreter Verkehrsbedarf. Dieser resultiert aus der stark 

gestiegenen Nachfrage der Luftverkehrsunternehmen nach Flughafendienstleis-

tungen bzw. Slots am Standort Düsseldorf.  

1.1 Lage des Flughafens 

Der Flughafen liegt im Norden der Landeshauptstadt Düsseldorf in unmittelbarer 

Nachbarschaft zu den Großstädten des Ruhrgebietes, zu den linksrheinisch gele-

genen Großstädten Krefeld und Mönchengladbach und zu den dicht besiedelten 

Kreisen Mettmann und Neuss. Der Flughafen Düsseldorf liegt damit zentral im 

größten Luftverkehrsmarkt in Deutschland und dem drittgrößten in Europa (nach 

London und Paris). 

Im 50-km-Radius um den Flughafen Düsseldorf leben 9 Millionen, im 150-km-

Radius ca. 30 Millionen Menschen. 

Durch die direkt am Flughafen vorbeiführende Autobahn A 44 bestehen direkte 

Verbindungen zu den Autobahnen A 3, A 52 und A 57 sowie weiterführend zu 

den Autobahnen A 2, A 40, A 42, A 46 und A 524. Damit ist der Flughafen aus 

seinem Einzugsgebiet heraus straßenseitig optimal erreichbar. 

Ebenso gut erreichbar ist der Flughafen Düsseldorf im Schienen-Personennah-

verkehr über die S–Bahn–Linien 1 (Düsseldorf-Flughafenbahnhof – Duisburg – 

Mülheim an der Ruhr – Essen – Bochum - Dortmund) und 7 (Solingen – Hilden 

– Düsseldorf–Flughafen Terminal).  

Der an der ICE–Strecke Düsseldorf – Duisburg liegende Fernbahnhof Düssel-

dorf Flughafen wird im Schienenfernverkehr von täglich bis zu 270 ICE- und 
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IC/EC-Zügen sowie Regionalbahnen bedient. Über das europäische Hochge-

schwindigkeitsnetz ist der Flughafen Düsseldorf mit den Flughäfen Amsterdam, 

Köln/Bonn und Frankfurt am Main verbunden. 

1.2 Entwicklung der Nachfrage im Luftverkehr 

1.2.1 Bisherige Entwicklung 

Auf Grund des hohen Nachfragepotentials in seinem Einzugsgebiet hat der 

Flughafen Düsseldorf nach seiner zivilen Wiederinbetriebnahme im Jahre 1949 

eine enorme Steigerung seines Verkehrsaufkommens erlebt. 

Jahr Fluggäste
(an + ab, ohne Transit) 

Luftfracht – 
umschlag in t 

Gewerbliche 
Flugbewegg. 

1950
1960
1970
1980
1985
1990
1995
1996
1997
1998
1999
2000
2001
2002
2003
2004

       55.960 
     782.296 
  3.520.424 
  7.042.067 
  7.930.482 
11.576.310
15.010.594
14.292.550
15.407.407
15.668.543
15.859.517
15.963.993
15.325.584
14.634.289
14.170.209
15.147.882

     604 
  9.302 
32.288
34.640
39.068
46.028
56.038
57.234
69.224
66.487
61.263
59.361
51.488
45.501
47.385
55.945

        --- 
  45.579 
  71.550 
  87.758 
  89.827 
139.145
174.001
169.314
173.631
176.862
182.263
181.905
181.379
178.764
175.508
189.361

Das Wachstum über mehr als fünf Jahrzehnte hat nur vier Unterbrechungen er-

lebt, und zwar durch den Fluglotsenstreik 1973, durch den Golfkrieg 1991, 

durch den Großbrand am Flughafen Düsseldorf 1996 und durch die Ereignisse 

des 11. September 2001 in Verbindung mit der SARS–Epidemie und der gleich-

zeitig einsetzenden weltweiten Rezession. Gemessen an der Zahl der Fluggäste 

behauptete der Flughafen Düsseldorf bis 1995 hinter dem Flughafen Frankfurt 

den zweiten Platz unter allen deutschen Flughäfen, zurzeit liegt er hinter dem 

Flughafen München an dritter Stelle. 
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Das Wachstum der Fluggastzahlen ab 1995 ist durch die freiwillige Slot-Be-

grenzung (90.925 Flugbewegungen im Linien- und Charterluftverkehr in den 

sechs verkehrsreichsten Monaten des Jahres) und ab 1998 durch die von der Ge-

nehmigungsbehörde am 10.12.1997 zwecks Einhaltung der Einbahnkapazität 

verfügten Slot-Begrenzungen stark gehemmt worden. Danach hat die sog. Inte-

rimsgenehmigung vom 02.11.1999 eine weitere Erhöhung der Flugbewegungen 

im Linien- und Charterluftverkehr über den in den sechs verkehrsreichsten Mo-

naten des Jahres 1999 erreichten "Besitzstand" von 95.600 Flugbewegungen 

hinaus verhindert. 

In der Genehmigung zur Änderung der Betriebsregelung für das Parallelbahn-

system des Verkehrsflughafens Düsseldorf vom 21.09.2000 in der Fassung der 

Entscheidung im ergänzenden Verfahren vom 05.06.2003 wurden bei grundsätz-

licher Beibehaltung der Beschränkung auf die volle Nutzung der Endkapazität 

der Hauptstart- und –landebahn neue Koordinationseckwerte festgelegt, bei de-

ren Ausnutzung in den sechs verkehrsreichsten Monaten eines Jahres theoretisch 

maximal 116.656 bzw. in einer im Genehmigungsbescheid näher dargelegten 

Erweiterungsstufe 122.176 IFR–Flüge im Linien- und Charterluftverkehr koor-

diniert werden können. 

Die tatsächliche Ausnutzung dieser Koordinationseckwerte lag auf Grund tages-

zeitlicher, wochentäglicher und saisonaler Schwankungen in der Nachfrage etwa 

10 % unter den theoretischen Werten. 

Zwischen 1985 und 2004 hat sich die Zahl der Fluggäste trotz der o. g. Rück-

schläge nahezu verdoppelt, die Zahl der Flugbewegungen ist sogar um über  

100 % gewachsen. Da Luftfracht zu über 95 % als Beiladung auf Passagierma-

schinen geflogen wird, stehen die Zahl der gewerblichen Flugbewegungen und 

die Zahl der Fluggäste in gegenseitiger Abhängigkeit. Der fast proportionale An-

stieg der Zahl der Fluggäste und der Zahl der gewerblichen Bewegungen in 20 

Jahren zeigt, dass die Auslastung der Passagierflugzeuge in der Größenordnung 

von 80 – 90 Passagiere pro Flug im Wesentlichen unverändert geblieben ist. 
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Eine Aufteilung des Düsseldorfer Fluggastaufkommens nach Verkehrsregionen 

zeigte im Jahre 2000 folgende Struktur: 

Europa (ohne Deutschland)     66,1 % 

Deutschland:       20,4 % 

Interkontinentalverkehr:     13,5 % 

 Davon:  

 Amerika:    7,3 % 

 Afrika:     3,8 % 

 Asien, Australien, Ozeanien:  2,4 % 

1.2.2 Künftige Entwicklung 

Der konkrete Verkehrsbedarf für eine Anpassung der Betriebsgenehmigung er-

gibt sich sowohl aus der aktuell anfallenden Nachfrage der Luftverkehrsunter-

nehmen nach Slots als auch aus der Vorausschau der künftigen Entwicklung des 

Flughafens.

Den erheblichen Nachfragedruck am Flughafen Düsseldorf belegt schon die 

Zahl der beim Flughafenkoordinator beantragten Slots. 

Seit 1996 werden auf den jeweiligen Weltflugplankonferenzen bis zu 20 % der 

beantragten Slots wegen Ausschöpfung des genehmigungsrechtlich zulässigen 

Slotkontingentes abgelehnt. Zuletzt wurden für den Sommerflugplan 2004 rd. 

138.500 Slots beantragt, jedoch nur rd. 117.150 Slots koordiniert. Mithin wurden 

rd. 21.350 Slots abgelehnt. In der Zahl der beantragten Slots manifestiert sich die 

Nachfrage nach Luftverkehrsverbindungen am Flughafen Düsseldorf. 

Die Steigerungsraten im internationalen Luftverkehr zeigen, dass die Wachs-

tumsdynamik im Luftverkehr – von den genannten situationsbedingten, zeitlich 

begrenzten Rückschlägen abgesehen -  ungebrochen ist. Der Luftverkehr ist nach 

wie vor - trotz steigender Treibstoffpreise - der am schnellsten wachsende Ver-

kehrsträger. Wegen der großen Reisezeitvorteile entscheiden sich immer mehr 
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Menschen bei längeren Entfernungen für den Luftverkehr. Das Flugzeug bietet 

bei Entfernungen über 500 km Luftlinie eindeutige Zeitvorteile. Es erschließt 

Zielgebiete, die mit Bodenverkehrsmitteln kaum erreichbar sind. 

Das Deutsche Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) und die Deutsche Flug-

sicherung GmbH (DFS) haben in enger Kooperation eine Langfristprognose für 

den Luftverkehr in Deutschland erstellt. Für den internationalen Flughafen Düs-

seldorf sind DLR/DFS dabei für den Prognosehorizont 2010 zu folgenden Er-

gebnissen gekommen: 

Region Fluggäste
(Ein- und Aussteiger) Anzahl in 

           Mio.               Anteil 

Gewerbliche
Flugbewegungen

in Tsd. 
Inland

Europa

Interkont 

   5,0               23,5% 

 13,8               64,8% 

   2,5               11,7% 

          ----- 

          ----- 

          ----- 

Insgesamt  21,3             100,0%           217,3 

Steigerung

2010/1999

 + 5,4               --- 

          = 34%              --- 

       +  35,0 

       =  19% 

DLR/DFS-Prognose für die Entwicklung des Luftverkehrs bis zum Jahre 2010 auf dem Flughafen Düsseldorf 

Die Prognosezahlen gelten für das "engpassbeeinflusste Markt-Szenario", bei 

dem die Gutachter davon ausgegangen sind, dass die weit vor dem Prognoseho-

rizont 2010 auf dem Flughafen Düsseldorf auftretenden Kapazitätsengpässe 

beim Start- und Landebahnsystem durch flugbewegungsreduzierende Maßnah-

men 

höhere angebotene Sitzplatzkapazitäten 

höhere durchschnittliche Auslastungsgrade 

Substitution von Flügen zwischen Düsseldorf und Frankfurt/Main durch 

Hochgeschwindigkeits-Schienenverkehr
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sowie durch eine geänderte Flughafenwahl der Flugreisenden in der Touristik 

(Nachfrageverlagerungen vom Flughafen Düsseldorf zu den NRW-Flughäfen 

Köln/Bonn, Münster/Osnabrück, Paderborn/Lippstadt, Niederrhein und Dort-

mund) teilweise überwunden werden. 

Nach der DLR/DFS-Prognose ergibt sich für Düsseldorf im nächsten Jahrzehnt 

ein Wachstum des Fluggastaufkommens von durchschnittlich knapp 3 % pro 

Jahr. Würde demgegenüber die für den Passagierluftverkehr in Europa ansonsten 

übliche und immer noch sehr moderate Wachstumsrate von durchschnittlich  

4,5 % pro Jahr in Ansatz gebracht, ergäbe sich für den Prognosehorizont 2010 

ein Aufkommen von knapp 26,0 Mio. Fluggästen auf dem Flughafen Düsseldorf. 

Obwohl die DLR/DFS–Prognose den Nachfrageeinbruch auf Grund der Ereig-

nisse des 11. September 2001 und des Irak–Krieges noch nicht berücksichtigen 

konnten, ist damit zu rechnen, dass bei einer Konjunkturerholung mit gleichzei-

tiger Normalisierung im Luftverkehr die prognostizierten Werte mittelfristig er-

reicht werden. 

1.2.3 Neues Marktsegment „Low – Cost – Carrier“ 

Seit dem Jahre 2002 treten verstärkt Luftverkehrsgesellschaften, die einen Teil 

ihrer Sitzplatzkapazitäten unter bestimmten Voraussetzungen zu äußerst niedri-

gen Preisen anbieten, in den Luftverkehrsmarkt ein. Diese so genannten „Low – 

Cost – Carrier“ fragen auch in Düsseldorf verstärkt Start- und Landezeiten nach.

Die Angebote der „Low – Cost – Carrier“ zeichnen sich im Wesentlichen da-

durch aus, dass diese Carrier auf ausgewählten, in der Regel stark nachgefragten 

Strecken bei längerer Vorausbuchung und Inkaufnahme reduzierter Serviceleis-

tungen preisgünstiger Sitzplatzkontingente anbieten. Die Preisgestaltung der 

Flüge ist dabei so kalkuliert, dass der Durchschnittserlös pro Sitzplatz gleich-

wohl insgesamt eine ausreichende Kostendeckung gewährleistet. Das Marktan-

gebot der „Low – Cost – Carrier“ wird nicht nur von Privatreisenden, sondern in 
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zunehmendem Maße von Geschäftsreisenden genutzt. Unternehmen, die in der 

Lage sind, Dienstreisen ihrer Mitarbeiter frühzeitig zu buchen, bedienen sich in-

zwischen in wachsendem Umfang der Low–Cost-Angebote. 

In einer Studie „Die regionalwirtschaftlichen Auswirkungen des Low–Cost-

Marktes im Raum Köln/Bonn“ hat das Institut für Verkehrswissenschaft an der  

Universität zu Köln im Jahre 2004 nach einer Befragung von rund 400 Unter-

nehmen im Bereich der IHK Köln und der IHK Bonn in Bezug auf den Flugha-

fen Köln/Bonn u. a. festgestellt: 

Bereits die Hälfte der befragten Unternehmen nimmt für ihre Flugreisen das 

Angebot der Low – Cost – Carrier in Anspruch. 

Durch das verbesserte Flugangebot der Low – Cost – Carrier im europäi-

schen Luftverkehr ist der Anteil der Geschäftsreisen zu europäischen Zielen 

deutlich gewachsen. 

Drei Viertel der Unternehmen gaben an, dass das Low–Cost–Angebot für 

den eigenen Unternehmensstandort eine hohe Bedeutung bzw. einen positi-

ven Begleiteffekt hat. 

45 % der Unternehmen erzielen unmittelbare Kosteneinsparungen durch 

günstigere Ticketpreise bei Nutzung der Low – Cost – Carrier, je LCC – 

Reise ergibt sich ein Einsparpotential von etwa 240 €. Für den gesamten Ge-

schäftsreiseverkehr der regionalen Unternehmen mit Low – Cost – Carriern 

ergibt sich ein jährlicher Einspareffekt bei den Ticketkosten von rund  

87 Mio. €. 

Knapp ein Drittel der Unternehmen erzielen Einspareffekte bei Übernach-

tungskosten und Spesen aus dem verbesserten Flugangebot (häufigere Ver-

bindungen zu besseren Zeiten, mehr Ziele und Direktverbindungen, weniger 

Umsteigevorgänge). 
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Der Anteil des Low–Cost–Verkehrs am gesamten Passagierverkehr liegt am 

Flughafen Köln/Bonn bisher höher als am Flughafen Düsseldorf. Allerdings 

nimmt auch am Flughafen Düsseldorf der Anteil der Low-Cost-Angebote zu. 

1.3 Bedeutung des Flughafens Düsseldorf 

Die Standortattraktivität einer Region wird maßgeblich durch die Qualität ihrer 

(Luft-)Verkehrsanbindungen definiert. Als Standortfaktor wird dem Luftverkehr 

– nach der Straße und vor der Bahn - ein sehr hoher Stellenwert zugeordnet. Der 

Luftverkehr steht in unmittelbarer Beziehung zur Wirtschaftskraft einer Region. 

Alle wichtigen Wirtschaftsregionen in Europa verfügen über einen internationa-

len Flughafen. Von den 20 wichtigsten Wirtschaftsregionen Europas liegen neun 

in Deutschland. Das Einkommensniveau dieser Regionen liegt regelmäßig deut-

lich über dem jeweiligen Landesdurchschnitt. 

Der Flughafen Düsseldorf ist ein wichtiges Element der Verkehrsinfrastruktur 

des Landes Nordrhein-Westfalen. Auf die Ausführungen hinsichtlich der erheb-

lichen ökonomischen Bedeutung des Flughafens sowohl als Standortfaktor als 

auch als Wirtschaftsfaktor, insbesondere auf seine Funktion als Arbeitgeber und 

auf die Auswirkungen auf den regionalen Arbeitsmarkt, im Genehmigungsbe-

scheid vom 21.09.2000, dort Seiten 30 ff., wird hingewiesen. 

Diese hohe Bedeutung des Flughafens Düsseldorf kommt auch, wie nachstehend 

dargelegt, in den luftverkehrskonzeptionellen Überlegungen des Bundes, des 

Landes Nordrhein–Westfalen und der von der Luftfahrtindustrie ins Leben geru-

fenen "Initiative Luftverkehr für Deutschland" zum Ausdruck: 

1.3.1 Das Flughafenkonzept des Bundes, Bundesverkehrswe-
geplan

Gemäß Art. 87d GG kommt dem Bund bei der Bedarfsfeststellung im Luftver-

kehr eine Führungsrolle zu. Mit dem  Flughafenkonzept  vom 30.08.2000 hat die 

Bundesregierung erstmalig einen für ganz Deutschland geltenden Plan für eine 
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integrierte Flughafenpolitik vorgelegt. In diesem Flughafenkonzept bekennt sich 

der Bund ausdrücklich zu einer bedarfsgerechten und umweltschonenden Wei-

terentwicklung der Flughafeninfrastruktur in Deutschland. Die Bundesregierung 

stellt u. a. fest, dass „zur Sicherung der Mobilität den sich ändernden Präferen-

zen der Nachfrager nach Luftverkehrsdienstleistungen Rechnung getragen wer-

den muss.  ...  Aufgabe der Flughafenpolitik ist es, Stagnation zu vermeiden und 

die Dynamik der Nachfrage zu nutzen, um auch zukünftig die Bedeutung des 

Standorts Deutschlands und die Beteiligung der Wirtschaft an den internationa-

len Märkten zu sichern sowie die Ansiedlung und Entwicklung von zukunftsfä-

higen Technologien und Dienstleistungen zu fördern. Dies bedeutet eine not-

wendige Weiterentwicklung des bewährten multifunktionalen Flughafensystems 

in Deutschland.  ...  Die deutschen Regionen müssen über ausreichende Flugha-

fenkapazitäten und gute Luftverkehrsangebote verfügen, um im Wettbewerb in 

Europa bestehen zu können.“ Als Maßnahmen zur Sicherung einer bedarfsge-

rechten Luftverkehrsinfrastruktur führt das Flughafenkonzept der Bundesregie-

rung u. a aus: „Eine Vielzahl kapazitativer Engpässe behindern bereits heute ei-

ne bedarfsorientierte und effiziente Entwicklung des deutschen Luftverkehrs. 

Die Beseitigung der einzelnen Engpässe für eine optimale Nutzung vorhandener 

und kostspieliger Systemkapazitäten ist notwendig.  ...   Die Bundesregierung 

wird zur Sicherung auch zukünftiger Anpassungsmöglichkeiten der Flughafen-

infrastruktur im Rahmen ihrer Möglichkeiten und ihrer Zuständigkeit die Länder 

auch weiterhin darin unterstützen, vorhandene Infrastruktur-Kapazitätspotentiale 

zu bewahren, zu entwickeln oder zu nutzen, sowie – wo unumgänglich - auszu-

bauen.“

Vor dem Hintergrund der steigenden Bedeutung des Luftverkehrs werden Be-

darfsfeststellung und Planungen der Flughafeninfrastruktur auch erstmalig in die 

Bundesverkehrswegeplanung einbezogen. 

1.3.2 Die NRW – Luftverkehrskonzeption 2010 

Der Landtag Nordrhein-Westfalen hat am 16.11.2001 die NRW-Luftverkehrs-

konzeption 2010 der Landesregierung nach vorausgegangener ganztägiger Ex-
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pertenanhörung und eingehender Beratung einstimmig gebilligt und die Landes-

regierung aufgefordert, „unter fortwährender Abwägung der wirtschaftlichen 

und ökologischen Belange sowie unter Beachtung der berechtigten Interessen 

der Anwohnerinnen und Anwohner diese Konzeption umzusetzen“ (Lt. Drs. 

13/1719).

In der NRW – Luftverkehrskonzeption 2010 hat die Landesregierung ihre luft-

verkehrspolitischen Ziele bis zum Jahr 2010 dargelegt. Eines der Ziele ist hier-

nach, den Luftverkehr so zu organisieren, dass lange Anfahrten vermieden wer-

den; dazu gehört auch, dass das NRW – Luftverkehrsaufkommen in NRW ab-

gewickelt wird. Die Landesregierung hat dabei dem Flughafen Düsseldorf auf 

Grund seiner geografischen Lage eine herausragende Funktion im Flughafensys-

tem des Landes NRW zugewiesen. Sie spricht sich in der Luftverkehrskonzep-

tion für eine bedarfsgerechte Weiterentwicklung des Flughafens Düsseldorf aus. 

Sie benennt die Probleme, die einer solchen Weiterentwicklung entgegenstehen 

und zeigt Möglichkeiten auf, wie diese Probleme gelöst werden können. 

1.3.3 Die Initiative "Luftverkehr für Deutschland" 

Im September 2003 wurde unter Beteiligung der Luftfahrtindustrie (Deutsche 

Lufthansa AG, Flughafen Frankfurt AG, Flughafen München GmbH, Deutsche 

Flugsicherung GmbH), des Bundesministeriums für Verkehr, Bau- und Woh-

nungswesen, der Länder Hessen, Bayern, Nordrhein – Westfalen, Hamburg und 

Brandenburg sowie der Arbeitsgemeinschaft Deutscher Verkehrsflughäfen 

(ADV)  und der Arbeitsgemeinschaft Deutscher Luftfahrtunternehmen (ADL) 

die Initiative Luftverkehr für Deutschland ins Leben gerufen. Als Ziel der 

Initiative wurde u. a. die Sicherstellung und Verbesserung der Wettbewerbs-

fähigkeit des Luftverkehrsstandortes Deutschland genannt.

Der Initiativausschuss "Infrastruktur und Nachhaltigkeit" hat im Laufe des Jah-

res 2004 einen Masterplan zur Entwicklung der Flughafeninfrastruktur in 
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Deutschland erarbeitet, der von der Initiative Luftverkehr für Deutschland am 

20.10.2004 verabschiedet und von Herrn Bundesminister Stolpe der Öffentlich-

keit vorgestellt wurde. 

In einem "Management Summery" wird im Masterplan u. a. ausgeführt: 

"… Der Masterplan konzentriert sich auf die Entwicklung der beiden Hubflug-

häfen Frankfurt und München sowie weiterer sechs Verkehrsflughäfen im Nor-

den (Hamburg, Hannover), Osten (Berlin), Westen (Düsseldorf, Köln/Bonn) und 

Süden (Stuttgart). Diese acht Flughäfen decken heute 86 Prozent des Passagier-

aufkommens in Deutschland ab, im Jahre 2015 werden es voraussichtlich

88 Prozent sein. Die Initiatoren des Masterplans unterstützen insbesondere die 

Planungen zur Erweiterung der Kapazitäten an den Flughäfen Berlin, Düssel-

dorf, Frankfurt und München. Verzichtet Deutschland auf den Ausbau seiner 

wesentlichen Flughäfen, so rechnet die Initiative Luftverkehr, in der Schlüssel-

akteure der deutschen Luftverkehrswirtschaft als Initiatoren sowie Repräsentan-

ten aus Bund und Ländern vertreten sind, mit einem Verlust von ca. 27 Mio. 

Passagieren für den deutschen Luftverkehr. Dies führt zu spürbaren gesamtwirt-

schaftlichen Nachteilen. Insbesondere würden rund 80.000 direkt und indirekt 

luftverkehrsinduzierte Arbeitsplätze so nicht geschaffen. … " 

Zum Flughafen Düsseldorf wird im "Masterplan" u. a. ausgeführt: 

" Der Flughafen Düsseldorf hat in Bezug auf die Bevölkerungsdichte im Umland 

das größte Einzugsgebiet aller deutschen Flughäfen. … 

Der Luftverkehr in Düsseldorf entwickelt sich mit einer geringeren Dynamik als 

im Rest Deutschlands. Dies liegt in den bestehenden Kapazitätsbeschränkungen 

begründet. …Dies führt zu Abwanderungen, die die wirtschaftliche Entwicklung 

des Rhein – Ruhr – Gebietes schwächen und die Wettbewerbsposition des Flug-

hafens benachteiligen. Die Bedienung der … Nachfrage setzt voraus, dass die 

Kapazität des Start- und Landebahnsystems über die heute zulässigen 38 Bewe-

gungen pro Stunde angehoben werden. …" 
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1.4 Ökonomische Folgen einer Erhöhung der Flugbewegun-
gen

Für den Fall, dass die Auflage Nr. 6 der Genehmigung vom 21.09.2000 in der 

Fassung der Entscheidung vom 05.06.2003 nicht geändert würde, wäre u. a. mit 

folgenden ökonomischen Folgen zu rechnen: 

In den sechs verkehrsreichsten Monaten eines Jahres müsste auf dem Parallel-

bahnsystem die Gesamtzahl der Flugbewegungen auf die gegenwärtig maximal 

zulässige Zahl von 122.176 Flugbewegungen beschränkt bleiben, von denen in 

der Praxis rund 104.000 IFR - Flugbewegungen im Linien- und Charterluftver-

kehr nutzbar sind (so Genehmigungsbescheid vom 21.09.2000, Seite 93). Weite-

re Wachstums- und Beschäftigungsimpulse sind hiermit nicht verbunden. 

Im vorliegenden Antrag wird demgegenüber eine Betriebsregelung begehrt, die 

es erlaubt, die Zahl von 122.176 Flugbewegungen in den sechs verkehrsreichs-

ten Monaten eines Jahres tatsächlich im Linien- und Charterluftverkehr abzuwi-

ckeln. Die mit diesem Änderungsbescheid festgelegten Koordinationseckwerte 

begrenzen die Nutzungsmöglichkeiten jedoch in der Praxis auf rund 118.000 

IFR – Flugbewegungen in den sechs verkehrsreichsten Monaten im Linien- und 

Charterluftverkehr (siehe Ziff. 2.3.2). Dies bedeutet, dass in den sechs verkehrs-

reichsten Monaten des Jahres insgesamt 14.000 Flugbewegungen im Linien- und 

Charterluftverkehr mehr als gegenwärtig abgewickelt werden können, das sind 

pro Jahr bis zu rund 28.000 zusätzliche Bewegungen. Wird eine durchschnittli-

che Auslastung von 90 Fluggästen pro Flug unterstellt, hat dies eine Erhöhung 

des Fluggastaufkommens um rund 2,5 Mio. Fluggäste/Jahr zur Folge, d. h. an 

Stelle von 16,3 Mio. Fluggästen/Jahr kann mit einem Aufkommen von bis zu 

18,8 Mio. Fluggästen/Jahr gerechnet werden. 

Wird mittelfristig gemäß DLR – Prognose von einer durchschnittlichen Auslas-

tung von 100 Fluggästen/Flug ausgegangen, entsprechen die gegenüber dem 

Istzustand zusätzlichen 14.000 Flugbewegungen in den sechs verkehrsreichsten 

Monaten bzw. den rund 28.000 zusätzlichen Flugbewegungen/Jahr einem zu-
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sätzlichen Aufkommen von rd. 2,8 Mio. Fluggästen/Jahr. Bei Ansatz der o. g. 

Auslastung kann dann ein gesamtes Aufkommen von bis zu 19,1 Mio. Fluggäs-

ten/Jahr erwartet werden. 

Rund 14.000 zusätzliche Flugbewegungen im Linien- und Charterluftverkehr 

pro Halbjahr entsprechen im Durchschnitt 76 zusätzlichen Flugbewegungen/Tag 

und ermöglichen 38 zusätzliche Flugverbindungen/Tag. Dies ist standortpoli-

tisch außerordentlich positiv zu bewerten, insbesondere, wenn damit das Flug-

planangebot in dem für den Geschäftsreiseluftverkehr so wichtigen Marktseg-

ment des Linienverkehrs noch verbessert werden kann. Hinzu kommt, dass  

2,8 Mio. potentielle Fluggäste aus dem Einzugsgebiet des Flughafens Düsseldorf 

dann auch tatsächlich über „ihren“ Flughafen abfliegen können. 

Wird die 1998 auf dem Flughafen Düsseldorf erreichte Relation 

 1 Mio. Fluggäste/Jahr = 840 direkte Arbeitsplätze 

als weiterhin geltend unterstellt, dann hat eine Erhöhung des Luftverkehrs um rd. 

28.000 Flugbewegungen/Jahr bzw. rd. 2,8 Mio. Fluggäste/Jahr einen Zuwachs 

von mehr als 2.300 Arbeitsplätzen auf dem Flughafengelände zur Folge. Wird 

ein Beschäftigungsmultiplikator von rund 1,5 unterstellt, werden darüber hinaus 

etwa 3.450 zusätzliche Arbeitsplätze außerhalb des Flughafengeländes entste-

hen, die sich aus den indirekten und induzierten Auswirkungen des auf dem 

Flughafen Düsseldorf durchgeführten Luftverkehrs ergeben. 

Die beschäftigungsrelevante Wirkung der Genehmigungsänderung erreicht so-

mit eine Größenordnung von bis zu 5.750 Arbeitsplätzen. 

Für den Fall, dass die unter Ziffer 6.2 (Satz 2) aufgeführte Bedingung eintritt, 

ergeben sich bei einer Anzahl von tatsächlich abzuwickelnden 122.176 Flugbe-

wegungen (wie beantragt) folgende ökonomische Effekte:  

Pro Jahr wären dann 36.000 zusätzliche Flugbewegungen zu erreichen. Bei An-

nahme der vorgenannten Prognosewerte hinsichtlich der Auslastung ergäbe sich 
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ein zusätzliches Fluggastaufkommen von rund 3,6 Mio. Personen im Jahr. Dem-

entsprechend wäre ein Zuwachs von mehr als 3.000 direkten Arbeitsplätzen auf 

dem Flughafengelände und etwa 4.500 Arbeitsplätzen außerhalb des Flughafen-

geländes zu erwarten. Die beschäftigungsrelevante Wirkung der Genehmigungs-

änderung ließe sich dann auf etwa 7.500 Arbeitsplätze beziffern. 

1.5 Planungsalternativen 

Hinsichtlich möglicher Planungsalternativen gilt grundsätzlich, dass im Ver-

kehrswesen ein Reise- bzw. Transportbedürfnis nur am Ort des Entstehens der 

Nachfrage optimal befriedigt werden kann. Der Verkehrsbedarf (Nachfrage) ent-

steht durch eine autonome und individuelle Entscheidung der Nachfrager. Dies 

bedeutet, dass der Ort des Entstehens der Nachfrage nicht dirigistisch beeinflusst 

werden kann.

Mit Blick auf entsprechende Einwendungen ist ferner festzuhalten, dass die 

Nachfrage von Flugreisen vom und zum Flughafen Düsseldorf nicht bedarfsge-

recht über andere Flughäfen befriedigt werden kann, es sei denn, sie lägen in 

unmittelbarer Nachbarschaft. Wenn gleichwohl die Nachfrage nach Interkont-

Flugreisen von und nach Düsseldorf zurzeit ganz überwiegend durch Umsteigen 

auf den großen Knotenpunkt-Flughäfen Frankfurt/Main, Paris, London und 

Amsterdam befriedigt wird, so ist dies keine vollwertige, sondern nur eine ein-

geschränkte Befriedigung der Düsseldorfer Verkehrsnachfrage. Hinzu kommt, 

dass die besonders positiven Effekte von Interkont-Fluglinien für den Standort-

wettbewerb und für die Beschäftigungspolitik primär den Regionen im Einzugs-

gebiet dieser Interkontflughäfen zu Gute kommen und somit der Metropolregion 

Rhein-Ruhr verloren gehen. 

Es ist weiterhin zu beachten, dass die Fluggesellschaften ihr Angebot an Flug-

verbindungen nach dem Markt, also nach der Nachfrage der Passagiere ausrich-

ten. Wenn die Fluggesellschaften für die Einrichtung einer Fluglinie von und 

nach Düsseldorf keine Verkehrsrechte oder Slots bekommen, verzichten sie in 

der Regel auf die Einrichtung dieser Flugverbindung. Eine ersatzweise Einrich-
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tung auf einem andern Flughafen erfolgt nur dann, wenn die dort vorhandene 

(flughafenspezifische) Nachfrage eine kostendeckende Durchführung dieser 

Flugverbindung zulässt.

Es gibt auch kein rechtliches Instrumentarium zur Steuerung des Angebotes an 

Flugverbindungen: Zurzeit entfallen rund 86 % des Düsseldorfer Fluggastauf-

kommens auf Flugreisen innerhalb Deutschlands und Europas. Durch die Ver-

ordnung (EWG) Nr. 2408/92 des Rates vom 23.07.1992 (Marktzugangsverord-

nung) ist der Luftverkehrsmarkt innerhalb der Europäischen Gemeinschaft seit 

dem 01.04.1997 vollständig liberalisiert. Der Zugang von Luftverkehrsunter-

nehmen der Gemeinschaft zum Luftverkehrsbinnenmarkt wird durch diese Ver-

ordnung gewährleistet. Eine Einschränkung des freien Marktzugangs zum Flug-

hafen Düsseldorf wäre nur möglich, wenn z. B. die Flughäfen Düsseldorf und 

Köln/Bonn als „förmliches Flughafensystem“ gemäß Art. 8 der vorgenannten 

Verordnung anerkannt würden. Unabhängig von der Frage, ob die Grundvoraus-

setzungen eines Flughafensystems – nach Art. 2 m der Verordnung das Bedie-

nen derselben Stadt oder desselben Ballungsgebietes „als Einheit“ – überhaupt 

vorliegen, wird die Schaffung eines solchen Flughafensystems von beiden

Flughafenunternehmen abgelehnt. Aber selbst wenn es ein förmliches EG-

Flughafensystem der Flughäfen Düsseldorf und Köln/Bonn geben sollte, wäre 

dieses keine echte Planungsalternative. Keinesfalls ergäbe sich aus einem sol-

chen Umstand nämlich eine rechtliche Befugnis, die Fluggesellschaften alterna-

tiv zu einem entsprechenden Angebot auf dem Flughafen  Köln/Bonn zu zwin-

gen.

Vorschläge, Teile des bestehenden Luftverkehrsaufkommens (z. B. Urlaubs-  

oder Frachtverkehr) vom Flughafen Düsseldorf zu den Flughäfen Köln/Bonn, 

Münster/Osnabrück, Niederrhein, Paderborn und Dortmund mit dirigistischen 

Maßnahmen zu verlagern, sind mangels rechtlicher Handhabe ebenfalls nicht

realisierbar.

Auch in diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass eine Kooperation 

der Antragstellerin mit der Flughafen Köln/Bonn GmbH bzw. darüber hinaus 
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mit den Flughafenunternehmen von Münster/Osnabrück, Dortmund u. a. keine 

realistische Alternative zu einer Erhöhung der zulässigen Flugbewegungszahlen 

auf dem Flughafen Düsseldorf ist. Denn weder die Flughafenbetreiber, insbe-

sondere deren Geschäftsführungen, noch die zuständigen Genehmigungs- und 

Aufsichtsbehörden des Landes verfügen über eine rechtliche Befugnis zur Steue-

rung bzw. Verteilung des Flugangebotes auf verschiedene Flughäfen. Dieser 

Umstand trifft auf alle anderen größeren Flughäfen in Europa und Amerika  

ebenfalls zu.  

Für alle vorgeschlagenen Alternativen, die Düsseldorfer Luftverkehrsnachfrage 

an anderen Flughäfen zu befriedigen, gilt mithin der schon eingangs erwähnte 

Grundsatz, dass sich die Angebote der Luftverkehrsgesellschaften anhand der 

jeweiligen Nachfrage ausrichten, sich also am Markt orientieren und nicht nach 

dirigistischen Vorgaben.

Ein als sinnvoller Alternativstandort vorgeschlagener neuer Flughafen im 

Braunkohlengebiet Garzweiler stellte sich schon deshalb nicht als realistische 

Planungsalternative dar, weil zu dessen Entwicklung, Verwirklichung und Inbe-

triebnahme ein langfristiger Zeitraum (über 20 Jahre) anzusetzen wäre. Für die 

kurz- bzw. mittelfristige Kapazitätsproblematik des Flughafens Düsseldorf hat 

diese langfristige Entwicklung damit keine Relevanz.    

Zu der Alternative, den Kurzstreckenluftverkehr auf die Schiene zu verlagern 

und damit so viel freie Start- und Landekapazität zu gewinnen, dass auf eine Er-

höhung der zulässigen Flugbewegungszahl verzichtet werden kann, ist Folgen-

des anzuführen: Typisches Merkmal des Kurzstreckenluftverkehrs ist die Mög-

lichkeit, eintägige Geschäftsreisen (morgens Hin- und abends Rückflug) mit aus-

reichender Aufenthaltszeit am Zielort durchführen zu können. Hier stellt der 

Schienenfernverkehr immer dann eine gleichwertige Alternative zu eigenständi-

gen Flügen dar, wenn er gleichfalls die Möglichkeit eröffnet, eintägige Ge-

schäftsreisen ohne nennenswerten Zeitverlust am Zielort durchführen zu können. 

Bei Zubringerflügen zu internationalen Drehkreuzflughäfen („hubs“) ist die 
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Gleichwertigkeit des Schienenverkehrs dann gegeben, wenn die Anreise mit der 

Bahn nicht länger als mit dem Flugzeug dauert und ein unmittelbarer Übergang 

vom Zug auf das Flugzeug auf dem Drehkreuzflughafen möglich ist.  

Bei den diesbezüglich relevanten Kurzstrecken-Flugverbindungen 

Düsseldorf – Frankfurt/Main 

Düsseldorf – Amsterdam 

Düsseldorf – Brüssel   

handelt es sich ganz überwiegend um Zubringer-Flüge zu Interkont-Flügen, auf 

die die Fluggesellschaften aus Wettbewerbsgründen zumindest zum gegenwärti-

gen Zeitpunkt nicht verzichten wollen. Hinzu kommt, dass die Akzeptanz von 

Bahnanreisen zu Interkontflügen so lange stark eingeschränkt ist, wie das Prob-

lem einer durchgehenden Abfertigung des Fluggepäcks vom Beginn der Bahnan-

reise bis zum Ende der Interkontflugreise und umgekehrt noch nicht befriedi-

gend gelöst ist.

Auch muss mit Blick auf den Kurzstrecken-Luftverkehr eine dirigistische Verla-

gerung auf die Schiene mangels rechtlicher Befugnis der Genehmigungs- oder 

Aufsichtsbehörden bzw. der Antragstellerin scheitern. Auch hier handelt es sich 

bei der Wahl des Verkehrsmittels um eine freiwillige und individuelle Entschei-

dung der Marktteilnehmer (Nachfrager für Verkehrsdienstleistungen von Luft-

verkehrsgesellschaften und Eisenbahnen).

Hinsichtlich der Forderung, die Konzepte der Integrierten Gesamtverkehrspla-

nung zu berücksichtigen, die eine gute und weniger umweltbelastende Versor-

gung der Region z.B. über den Flughafen Köln/Bonn erreichen könnten, ist Fol-

gendes anzuführen: Ungeachtet dessen, dass sich die Integrierte Gesamtver-

kehrsplanung (IGVP) auf der Grundlage des Gesetzes zur Integrierten Gesamt-

verkehrsplanung – IGVPG – vom 09. Mai 2000 (GV.NRW. S. 462) noch in der 

Aufstellungsphase befindet und damit keine verbindlichen Planungsaussagen 

vorliegen, bezieht sie sich ausschließlich auf infrastrukturelle Landesvorhaben 

im Bereich Straße und Schiene. Aussagen über den Luftverkehr enthält sie nicht. 

Ein Verkehrsinfrastrukturbedarfsplan nach § 3 Abs. 1 Satz 2 IGVPG wurde noch 
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nicht aufgestellt. Dieser würde jedoch aus der Zusammenführung der fortzu-

schreibenden Bedarfs- und Ausbaupläne für den Öffentlichen Personennahver-

kehr und für die Landesstraßen bestehen und daher gleichfalls keine Aussagen 

zum Luftverkehr enthalten.  Der Schienenverkehr nach Maßgabe der ICVP käme 

zudem als Alternative zum Kurzstrecken-Luftverkehr am Flughafen Düsseldorf 

nach dem bereits Ausgeführten nicht in Betracht (s. o.).          

2. Flugbetrieb 

2.1 Kapazität der Hauptstart- und –landebahn 

Erstmalig soll die sog. „Einbahnkapazität“ antragsgemäß nicht mehr in allen 

Stunden den äußersten Rahmen der beantragten neuen Betriebsgenehmigung bil-

den. Vielmehr soll die Grenze der „Einbahnkapazität“ in maximal der Hälfte der 

Tagesstunden, d. h. in maximal der Hälfte der Stunden zwischen 6:00 Uhr mor-

gens und 22:00 Uhr abends, bei der Flugplanung überschritten werden dürfen. 

Die Bestimmung der „Einbahnkapazität“ bekommt damit eine neue Relevanz. 

Sie soll der Flugplanung ermöglichen, eine Trennung zwischen der Nutzung be-

schränkt auf das Einbahnsystem und einer Nutzung darüber hinaus vorzuneh-

men. 

Abgestellt wird dabei auf die sogenannte "Praktische Kapazität". Unter ihr ver-

steht man die Anzahl von Flugbewegungen, die auf einer Piste oder einem Pis-

tensystem abgefertigt werden kann, ohne dass die durchschnittliche Verzögerung 

der Flugzeuge einen spezifischen Wert überschreitet. Dieser Wert bzw. das Ver-

zögerungsmaß ist für den Flughafen Düsseldorf  mit 8 Minuten angesetzt wor-

den.

Die maximale, theoretisch erreichbare Anzahl von Flugbewegungen einer Piste 

bzw. Pistensystems bezeichnet man als "Technische Kapazität" oder auch als 

"Grenz- oder Sättigungskapazität". Sie ist im praktischen Betrieb nicht dauerhaft 

zu gewährleisten, da konstant von optimalen Bedingungen ausgegangen wird 

und insbesondere Verzögerungen ausgeblendet werden.
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Der überdies in den nachfolgend genannten Ausarbeitungen verwendete Begriff 

der "langfristig planbaren Kapazität" ist einer üblichen Definition nicht zuzuord-

nen. Seine Verwendung resultiert aus einer Kapazitätsermittlung im Wege eines 

modifizierten Verfahrens.

2.1.1 Kapazitätsgutachten 

Zur Ermittlung und Bestimmung der An- und Abflugkapazitäten der Hauptstart- 

und -landebahn des Flughafens Düsseldorf wurden mehrere Ausarbeitungen 

vorgelegt. Im Einzelnen sind dies: 

Deutsche Flugsicherung GmbH (DFS), 

„Tower-Simulation zur Ermittlung der Einbahnkapazität“ (TOSIM), 

Langen, 2004 

Gesellschaft für Luftverkehrsforschung (GfL), 

„Bestimmung der Kapazität der Start-/Landebahn 23 L/05 R (Südbahn) und 

des Zweibahnsystems des Flughafens Düsseldorf International“, Berlin, 

Oktober 2004 

Deutscher Wetterdienst (DWD), 

„Amtliches Gutachten über Sichtweiten kleiner 2000 m und/oder Ceiling 

kleiner 500 Fuß im Jahresmittel sowie im Tages- und Jahresgang vom 

01.01.1991 bis 31.12.2000 am Düsseldorf Flughafen“, Essen, Mai 2004 

Gesellschaft für Luftverkehrsforschung (GfL), 

„Untersuchung zur flugbetrieblichen Anflugkapazität der Südbahn des Flug-

hafens Düsseldorf International“, Berlin, Oktober 2003 

Beschreibung: TOSIM 

Ziel der DFS-Simulation „TOSIM“ ist es, durch realitätskonforme Simulation 

die maximal mögliche stündliche Verkehrsdichte für die Hauptstart- und –lan-
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debahn festzustellen. Zudem dienen Teilergebnisse aus der TOSIM als Ein-

gangsparameter für den Teil des Kapazitätsgutachtens der GfL aus 2004, wel-

cher die Ermittlung der "langfristig planbaren Kapazität" zum Gegenstand hat.  

Der TOSIM liegt folgende Methodik zugrunde: 

Realzeitsimulation durch Lotsen und Pseudopiloten zur Steuerung der Luft-

fahrzeuge.

Die Lotsen haben jederzeit genug Verkehr, der abgewickelt werden kann. Es 

besteht ständige Nachfrage. 

Die Ermittlung der Kapazität erfolgt über die unter den gegebenen Randbe-

dingungen von den Lotsen maximal abwickelbare Bewegungszahl. 

Es erfolgt keine Messung von ggf. auftretenden Verzögerungen bzw. Ver-

spätungen.

Die rechnergestützte Simulation basiert auf folgenden Randbedingungen: 

Starts- und Landungen gemischt zu jeweils ca. 50 %. 

Erzeugung der Endanflüge (Arrivals) 12 NM vor der Schwelle. 

Erzeugung der Abflüge an der Position (start up request) auf dem Flughafen. 

Es ist jederzeit genug Verkehr für den Lotsen vorhanden. 

Es handelt sich um virtuelle Flugpläne von 2003, die durch Einschub späte-

rer Flüge verdichtet werden. 

Es herrscht Sichtflugwetter (VMC). 

Es werden Instrumentenflugregeln (IFR) angewendet. 

Zusammenfassend ist die TOSIM zu folgenden Ergebnissen gekommen: 

Es konnte eine simulierte maximale Verkehrsdichte von 46 bis 47 Bewegun-

gen pro Stunde erreicht werden. 

45 Bewegungen werden als "langfristig konstant durchführbare" Kapazität 

betrachtet.

Es wurden unterschiedliche Zeitstempel, Positions- und Geschwindigkeits-

angaben für An- und Abflüge ermittelt. 
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Beschreibung: Kapazitätsgutachten Gesellschaft für Luftverkehrs-

forschung mbH (GfL) 2004 

Ziel des Kapazitätsgutachtens der GfL aus dem Jahre 2004 ist die Ermittlung der 

"langfristig planbaren Kapazität" der Hauptstart- und –landebahn. 

Methodik:

Zunächst rechnerische Ermittlung der „Praktischen Kapazität“ der Haupt-

start- und Landebahn (Südbahn/ 23L/05R) basierend auf der Bedienungsthe-

orie

– Warteschlangentheorie -. 

Berechnung der „Praktischen Kapazität“ bei einem zulässigen Verzöge-

rungswert von 8 Minuten. 

Bestimmung der Kapazität des Zweibahnsystems (ohne Querwindbahn). 

Berechnung der „Praktischen Kapazität“ bei einem zulässigen Verzöge-

rungswert von 8 Minuten. 

Überprüfung der TOSIM-ermittelten Parameter  

-  Wert für den Abstand Start vor Landung 

-  Intervallzeit Start auf Start 

mit dem Ziel festzulegen, welche Bewegungszahl auf der Südbahn dauerhaft 

erreichbar ist. 

Berechnung der "langfristig planbaren Kapazität" durch Zusammenführen 

der ermittelten "Praktischen Kapazität" mit den Ergebnissen der  

TOSIM-Untersuchungen unter Hinzunahme des DWD-Gutachtens. 
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-   Einstufung der Kapazität als "langfristig planbar" durch Vergleich der 

Wetter- bzw. Sichtverhältnisse während der TOSIM-Simulation aufgrund 

o der Aussagen der DFS zu „günstigen Wetterverhältnissen“ und  

o der – gemäß Aussagen des DWD – Häufigkeit des Auftretens dieser 

Verhältnisse. 

Das Kapazitätsgutachten basiert auf folgenden Randbedingungen: 

Vorschriften der Betriebsanweisung für den Flugverkehrskontrolldienst 

(BAFVK),

Mindeststaffelung 3 NM, 

Erhöhte Staffelungskriterien aufgrund von Wirbelschleppen, 

Abflugstaffelung nach Zeit, 

Typische An- und Abfluggeschwindigkeiten von am Flughafen Düsseldorf 

operierenden Luftfahrzeugmustern, 

Maximale Verzögerung von 8 Minuten, 

An-/Abflugrouten grundsätzlich unter Beachtung der Streckenführung von 

EAM04,

Nutzungsanteile der Abflugrouten Richtungen 23 (80 %) und 05 (20 %), 

Abrollverteilung anhand statistischer Daten. 

Das Kapazitätsgutachten kommt zu folgenden Ergebnissen: 

1) Die Ergebnisse für die praktische stündliche Kapazität der Südbahn 

(23L/05R) sind unter Zugrundelegung einer durchschnittlichen Verzöge-

rungsrate von 8 Minuten: 

Anflugkapazität  05R  :  47 23L : 47 

Abflugkapazität 05R : 42 23L : 44 

An- und Abflugkapazität bei einem 50/50 Verhältnis  

von An- und Abflügen für 80% 23L und 20% 05R:  37 
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2) Kapazität „für betrieblich günstige Wetterbindungen“ bei einem 50/50 Ver-

hältnis von An- und Abflügen unter Zugrundelegung von Parametern am der 

TOSIM:                             45 

3) „Langfristig planbare Kapazität“ der Südbahn: 

    44,7  gerundet                         45 

Beschreibung: Gutachten „Anflugkapazität" GfL 2003 

Ziel des Gutachtens zur Anflugkapazität der Südbahn aus dem Jahre 2003 ist die 

Bestimmung der Einbahnkapazität von 22:00 Uhr bis 23:00 Uhr mit ausschließ-

lich anfliegendem, d. h. landendem Verkehr. 

Die Berechnungsmethodik basiert auf der Bedienungstheorie - Warteschlangen-

theorie - unter Zugrundelegung analytisch/mathematischer flugbetrieblicher und 

flugsicherungstechnischer Zusammenhänge. 

Unter den Randbedingungen von Instrumentenflugwetterbedingungen (IMC) 

und einer Mindeststaffelung von 3 nautischen Meilen kommt das Gutachten zu 

nachfolgenden Ergebnissen für die praktische stündliche Kapazität: 

FIM Anflugkapazität ("first-come, first-served") 8 Minuten durchschnittliche 

Verzögerung 

 05R : 47 23L :                47 

FIM Abflugkapazität (8 Minuten durchschnittliche Verzögerung) 

 05R : 42 23L :     44 

SAM ("pre-emptive spaced arrival") bei einem 50/50 Verhältnis von An- und 

Abflügen für 80% 23L und 20% 05R (8 Minuten durchschnittliche Verzöge-

rung):                                                                                 37 
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2.1.2 Auseinandersetzung mit den Einwendungen und Stel-
lungnahmen

Gegen die Methodik und die Ergebnisse der Untersuchungen zur Kapazität sind 

zahlreiche Einwendungen erhoben worden. 

Nachfolgend wird zu den wesentlichen, die Entscheidung tangierenden Argu-

menten Stellung genommen: 

Infrage gestellt wird von den Einwendern zunächst das Datenerfassungssys-

tem –DES-, welches die Grundlage für die kapazitativen Betrachtungen bil-

det, angegriffen. So seien z. B. der Flugzeugmix oder die Verteilung der 

Flugbewegungen auf die Betriebsrichtung unrealistisch. 

Das DES wurde auf Basis der Flugbewegungen des Jahres 2002 mit den An-

passungen über bekannte Flottenumstellungen von Fluggesellschaften oder 

Modifikationen erstellt. Dabei sind auch die am Flughafen Düsseldorf ver-

kehrenden Flotten der sog. AzB-Gruppen S 5.1 und S 5.2 abgebildet. Für die 

genehmigungsnahen Flugszenarien wurde eine Verteilung der beiden Flug-

richtungen 23 und 05 von 80 % zu 20 % zugrunde gelegt. Dies entspricht 

etwa dem langjährigen Durchschnitt und ist damit nicht zu beanstanden. 

Ferner richtet sich die Kritik gegen das Kapazitätsgutachten der GfL aus 

2004. Dabei ist zu beachten, dass sich dieses Gutachten im Wesentlichen in 

zwei Teile gliedern lässt, einen analytisch-mathematischen Berechnungsteil 

und einen Teil der Plausibilitätsprüfung der Ergebnisse der TOSIM. 

Zunächst zu dem Berechungsverfahren ohne Verwendung von Parametern 

aus der TOSIM: 

Das den Berechnungen zugrunde gelegte Verzögerungsmaß von 8 Minuten 

sei inakzeptabel und zur Bestimmung von Kapazitäten international nicht 

anerkannt.
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Das gewählte Verzögerungsmaß von 8 Minuten entspricht den Gegebenhei-

ten am Flughafen Düsseldorf. Es findet die Akzeptanz der Luftverkehrsge-

sellschaften und ist daher nicht unrealistisch. Auch in den vorangegangenen 

Betriebsgenehmigungen ist das 8-minutige Verzögerungsmaß angewandt 

worden und bei den jeweiligen verwaltungsgerichtlichen Überprüfungen 

nicht beanstandet worden. Die Verwendung eines geringeren Verzöge-

rungsmaßes, z. B. mit 4 Minuten, ist mehr für Planungszwecke, z. B. zur Be-

stimmung des Zeitpunkts, wann mit der Planung einer zusätzlichen Start- 

und Landebahn begonnen werden sollte, geeignet. Bei attraktiven, bestehen-

den Luftverkehrsstandorten hingegen wird von den Luftverkehrsnutzern eine 

wesentlich höhere durchschnittliche Verzögerung als 4 Minuten akzeptiert. 

Die Kritik der Einwender richtet sich weiterhin gegen eine ungenügende Be-

rücksichtigung erhöhter Bahnbelegungszeiten für eine nasse Start- und Lan-

debahn. Hintergrund sei, dass in mehr als  der Tage im Jahr in Düsseldorf 

Regenwetter herrsche.

Dem ist entgegenzuhalten, dass sich gemäß dem Gutachten, was im Übrigen 

auch schon in früheren Gutachten festgestellt worden ist, keine grundlegen-

den Unterschiede im Hinblick auf die Bahnbelegungszeiten beim Vergleich 

zwischen trockner und nasser Bahn ergeben haben. Zu erklären ist dies u. a. 

damit, dass die Hauptstart- und Landebahn nicht über die optimalen Abroll-

bahnen (Schnellabrollwege) verfügt, die speziell bei trockener Bahn ein 

schnelleres Räumen der Bahn ermöglichen würden und ansonsten größere 

Unterschiede bei den Bahnbelegungszeiten unter verschiedenen Wetterkon-

ditionen hervorriefen.  

Soweit in den Einwendungen die Annahme eines Schnellabrollweges  

(„ High Speed Exit Foxtrott“) kritisiert wird, ist anzumerken, dass dieser  

„Exit“ in die Ermittlung der Einbahnkapazität nicht Eingang gefunden hat. 
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Unabhängig von der diskutierten Typisierung dieser Abrollbahn als Schnell-

abrollbahn, befindet sich dieser "Exit" in Betriebsrichtung 05 der Nordbahn, 

also nicht an der Hauptstart- und  -landebahn. 

Der Ansicht von Einwendern, die Staffelungsabstände seien im Gutachten zu 

gering, d. h. zu optimistisch angenommen worden, ist folgendes zu entgeg-

nen:

Die maßgeblichen Berechnungen gehen von einer  grundsätzlichen Mindest-

staffelung von 3 NM aus. Die Staffelungsminima nach Wirbelschleppen-

kategorien haben in das Gutachten Eingang gefunden und führen zu Staffe-

lungsabständen von bis zu 6 NM. Berechnungen mit einem Radarmindest-

staffelungswert von 2,5 NM erfolgten lediglich im Hinblick auf mögliche 

zukünftige Fortentwicklungen in der Flugsicherungstechnik und haben vor-

liegend lediglich informativen Wert. 

Auch der Einwand einer unrealistischen Annahme der Nutzung von Abflug-

strecken geht fehl. Der Gutachter hat seine Routenstruktur aus dem DES, 

Anhang 3, abgeleitet. Während allerdings das DES die Anteile der verschie-

denen An- und Abflugrouten prozentual bezogen auf alle Flugbewegungen 

in beide Betriebsrichtungen darstellt, beziehen sich die im Gutachten aufge-

zeichneten Routenstrukturen jeweils auf die Anteile der Abflugrouten in 

Richtung 23 bzw. in Richtung 05. Somit weisen z. B. die im DES dargestell-

ten Abflüge in Betriebsrichtung 23 einen Anteil von insgesamt 40 % (Faktor 

0,4) an der Gesamtbewegungszahl – bezogen auf die Betriebsrichtungsver-

teilung 80:20 – auf, während bei den Ausführungen im Gutachten alle Be-

wegungen in Betriebsrichtung 23 bzw. 05 jeweils auf 100 % gesetzt werden. 

Bei entsprechender Konversion der Bezugsgrößen mit dem Faktor 0,4 zeigt 

sich, dass die Angaben im Gutachten mit den Prognoseannahmen im DES 

weitestgehend übereinstimmen. Zudem bestätigt ein Abgleich mit der tat-

sächlichen Routenbelegung im Zeitraum Mai bis Oktober 2004, dass das 

Gutachten in diesem Punkt nicht zu beanstanden ist. 
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Sodann richtet sich die Einwenderkritik gegen die Übernahme von Werten 

aus der TOSIM in das Kapazitätsgutachten im Wege einer Plausibilitätsprü-

fung.

Die Genehmigungsbehörde hat ebenfalls Zweifel, dass die Übernahme von 

Ergebnissen aus der TOSIM, wie z.B. Intervallzeiten, in das Kapazitätsgut-

achten ohne weiteres zulässig ist. 

Sowohl bei dem zur Ermittlung der Bahnkapazität herangezogenen Warte-

schlangenmodellen (FIM/SAM) als auch bei der für die Schätzung der Inter-

vallzeiten verwendeten Simulation (TOSIM) handelt es sich um stochasti-

sche Modelle mit zugehörigen Wahrscheinlichkeitsverteilungen. Die Schät-

zung von Parametern durch die TOSIM und ihre Übernahme in die Warte-

schlangenmodelle setzt voraus, dass die Wahrscheinlichkeitsverteilungen 

voneinander unabhängig sind. Andernfalls besteht das Risiko von verzerrten 

Ergebnissen bei Vernachlässigung von Interdependenzen. Der Nachweis der 

stochastischen Unabhängigkeit wird nicht geführt. 

2.1.3 Zusammenfassende Bewertung 

Die Genehmigungsbehörde hat Zweifel an den von der GfL im Wege der Opti-

mierung der Kapazitätsermittlung durch simultane Anwendung von zwei wahr-

scheinlichkeitstheoretischen Schätzmodellen dargestellten Ergebnissen. Diese 

Zweifel konnten auch nicht durch von ihr veranlasste Erläuterungen der GFL zu 

ihren Gutachten ausgeräumt werden.  

Das fängt bereits –wie dargestellt- bei der offenen Frage der Unabhängigkeit der 

Wahrscheinlichkeitsverteilungen als Voraussetzung für die Übernahme der  

TOSIM-ermittelten Parameter in die Warteschlangenmodelle an.  

Selbst unter der Annahme mathematisch-statistisch korrekt ermittelter Ergebnis-

se bestehen Bedenken im Hinblick auf ihre Verwendbarkeit. 
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So wird zum Beispiel mit mittleren Anfluggeschwindigkeiten gerechnet. Ent-

scheidend sind aber die Anfluggeschwindigkeiten zwischen ca. 4 NM und der 

Schwelle. Das führt zu einer Überschätzung der Geschwindigkeiten von fast

20 %. Die Geschwindigkeit geht linear in die Anflugrate ein und damit linear in 

die Kapazität, die damit um rund 20 % überschätzt wird.

Die Vernachlässigung der Klasse Light in der Kapazitätsberechnung erklärt die 

GfL mit Bezug auf das DES. Die GfL selbst formuliert einen Anteil von ca.  

2,5 % der Klasse Light. Auch wenn der Anteil gering ist, ist die Wirkung erheb-

lich. Bei der Berücksichtigung von bis zu 5 - 6 NM Mindeststaffelung durch die 

Klasse Light sind deutliche Reduzierungen der stündlichen Kapazität anzuneh-

men. 

Die Intervallzeiten zwischen Abflügen sind generell durch Dienstanweisungen 

der DFS für Fluglotsen (BAFVK) bestimmt. Hiernach werden regelmäßig feste 

Mindestzeitintervalle (weniger als 1 min; 1 min; 2 min) vorgeschrieben in Ab-

hängigkeit von der Folge von gewählten Abflugstrecken, Geschwindigkeitsdiffe-

renzen und Abflugwinkeln gegenüber der Abfluggrundlinie. Die GfL berechnet 

bzw. simuliert diese Intervallzeiten zu einheitlich 05R mit 1:19 min und 23L mit 

1:16 min und überschätzt damit die Kapazität für nacheinander folgende Abflü-

ge gleicher Abflugstrecken. 

Die TOSIM legt "ideale“ Witterungsbedingungen (Flugsicht von mehr als 

10 km, vernachlässigbarer Bedeckungsgrad des Himmels durch Wolken, schwa-

cher Wind von ca. 5 Knoten) zugrunde. Der DWD beschreibt für DUS den An-

teil „normaler“ bis „idealer“ Wetterbedingungen mit 96 %, ohne sich allerdings 

über die Verteilung der Wetterrealisationen zu äußern. Die GfL nimmt bei bis zu 

2 km Sicht und 500 ft Wolkenuntergrenze Konstanz der Betriebsabläufe an. Die-

se sind jedoch wesentlich dadurch bestimmt, dass der jeweilige Lotse die für die 

Intervallzeiten relevanten Luftfahrzeuge sehen kann. Ob das bei einer Sicht von 

2 km und einer Wolkenuntergrenze von 500 ft der Fall ist, erscheint jedoch 

zweifelhaft. 
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Darüber hinaus erfolgt keine hinreichende Validierung der dargestellten Ergeb-

nisse. Die GfL verzichtet somit auf die Darstellung der empirischen Relevanz 

der Ergebnisse. Der angestellte Vergleich mit dem Flughafen Stuttgart ist dies-

bezüglich nicht zielführend, weil der Praktischen Kapazität DUS sowohl eine 

begrenzte Kapazität unter Berücksichtigung des limitierenden Vorfelds als auch 

eine Grenzwert orientierte Kapazität der Start/landebahn im Rahmen einer DFS-

Schätzung gegenüber gestellt wird. 

Die Genehmigungsbehörde geht zusammenfassend von einer tendenziellen

Überschätzung der hergeleiteten Kapazität der Hauptstart- und -landebahn durch 

die GfL aus. Damit verringert sich das Potential der Hauptstart- und -landebahn, 

Verkehrsüberhänge abbauen zu können, die aufgrund nicht planbarer exogener 

verkehrsbedingter Parameter wie Verspätungen auftreten. Die Konsequenz die-

ser Potentialminderung wäre eine exponentiell steigende Zunahme der Verzöge-

rungen mit dem immanenten Druck auf eine Mitbenutzung der Parallelbahn. 

Für die Feststellung eines realistischen Bewegungsrahmens für die Hauptstart- 

und -landebahn wird daher allein auf die unveränderten analytisch-mathema-

tischen Berechnungsverfahren zur Praktischen Kapazität zurückgegriffen. Diese 

Berechnungen ergeben eine Praktische stündliche Kapazität der Südbahn 

23L/05R von 37 bei einen 50/50 Verhältnis von An- und Abflügen und einer 

durchschnittlichen Verzögerungsrate von 8 Minuten. 

Dieses Ergebnis, welches nach Überzeugung der Genehmigungsbehörde sachge-

recht und schlüssig ermittelt wurde, wird im Wesentlichen auch durch frühere 

Kapazitätsermittlungen gestützt. So kommt z. B. das der Betriebsänderung im 

Jahre 2000 zugrunde liegende Gutachten von Prof. Mensen auf eine Praktische 

stündliche Kapazität von 36 Bewegungen bei nahezu gleichen Parametern. Die 

bislang gültige Genehmigung lässt eine maximale stündliche Koordinierung für 

den Linien- und Charterflugverkehr von 38 Slots in der Zeit von 6:00 Uhr bis

21:00 Uhr zu. Hintergrund dieser Genehmigungslage ist, dass die DFS seinerzeit 

die flugsicherungstechnische Realisierbarkeit auf der Südbahn 23L/05R in In-

strumentenflugwetterbedingungen und unter Zugrundelegung des 8-Minuten-



C Entscheidungsgründe 70
C.2 Materiell-rechtliche Bewertung

Verzögerungskriteriums gutachtlich bestätigt hat. Sie berief sich dabei auf neue 

flugsicherungstechnische und flugbetriebliche Entwicklungen. Es gibt keinen 

vernünftigen Zweifel an der Durchführbarkeit von 38 stündlichen Bewegungen 

unter den gesetzten Kautelen. Es liegt auch im Rahmen dessen, was das vorlie-

gende Kapazitätsgutachten der GfL an entsprechender Praktischer Kapazität 

ausgewiesen hat, zumal bereits zwei weitere Bewegungen im Sonstigen-IFR-

Verkehr durchgeführt werden.

Die Genehmigungsbehörde ist zudem der Überzeugung, dass diese zwei Flug-

bewegungen auch im planmäßigen Linien- und Charterflugverkehr erfolgen kön-

nen. In der Praxis hat sich gezeigt, dass die bisherigen zwei koordinierten Bewe-

gungen im Sonstigen-IFR-Verkehr zu einem erheblichen Teil von Flugzeugen 

ausgeführt worden sind, die üblicherweise auch im Linien- und Charterflugver-

kehr Verwendung finden. Die Integration dieser Verkehre in das stündliche 

"Slot-Kontingent" von insgesamt 40 erfolgte ohne ein spürbares Ansteigen der 

Verzögerungsrate. Dies ist vor allem darin begründet, dass der Flugzeugmix 

homogener war, als zunächst angenommen und damit auch der Anteil größerer 

Staffelungsabstände zur Flugzeuggruppe "Light" geringer war. Auch ließ sich 

nicht feststellen, dass es zum Beispiel entscheidend auf das Vorherrschen einer 

günstigen Sichtflugwetterbedingung ankam. Diese Erkenntnis wird auch von 

dem vorliegenden Bericht über die TOSIM und einem erläuternden Schreiben 

der DFS vom 16.09.2005 gestützt, nach der flugsicherungstechnisch schon bei 

Sichtweiten ab 2.000 m weitaus mehr Bewegungen möglich sind. Deshalb hat 

die Genehmigungsbehörde die zwei zusätzlichen Slots nicht nur dem Sonstigen-

IFR-Flugbetrieb zur Verfügung gestellt, sondern auch, soweit eine Nachfrage 

besteht, in gleicher Weise dem Linien- und Charterflugverkehr, der auf den halb-

jährlichen IATA-Flugplankonferenzen im Voraus zu planen ist. 

Die Genehmigungsbehörde hält allerdings auch ohne Mitbenutzung der Parallel-

bahn eine Erhöhung der Flugbewegungszahlen bis zum beantragten Umfang 

nicht für ausgeschlossen. Die Voraussetzungen für eine Erweiterung sind noch 

nachzuweisen. Es muss belegt werden, dass die Kapazität der Hauptstart- und
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-landebahn ausreicht, auch für die zusätzlichen Flugbewegungen unter den ge-

gebenen Rahmenbedingungen Verkehrsüberhänge abzuwickeln, die aufgrund 

nicht planbarer exogener verkehrsbedingter Parameter auftreten. 

Was die Kapazität der Hauptstart- und -landebahn ausschließlich für Landungen 

anbelangt, so liegt diese deutlich höher als im gemischten Flugbetrieb. Der Gut-

achter kommt für beide Anflugrichtungen zu einem Wert für die Praktische Ka-

pazität von 47. Vor diesem Hintergrund konnte aus rein kapazitativen Gesichts-

punkten eine stündliche Bewegungszahl von 36 in den Nachtstunden genehmigt 

werden. Von einer intensiven Erörterung des Gutachtenergebnisses kann an die-

ser Stelle abgesehen werden. 

2.2 Flugsicherheit 

2.2.1 Ermittlung und Vergleich des Unfallrisikos auf dem Paral-
lelbahnsystem 

Zu ihrem Antrag auf Erweiterung des Flugbetriebes hat die FDG ein Flugsicher-

heitsgutachten der Gesellschaft für Luftverkehrsforschung (GFL) vorgelegt. Ziel 

dieser Untersuchung ist es, die mit dem Flugbetrieb am Flughafen Düsseldorf 

verbundenen Risiken für den Menschen objektiv aufzuzeigen. Die Untersuchung 

konzentriert sich auf den Nahbereich des Flughafens, genauer, auf einen quadra-

tischen Umgebungsbereich von 40 x 40 km, zentriert um den Flughafenbezugs-

punkt. Dieser Untersuchungsraum gestattet die vollständige Erfassung der Stan-

dard-Instrumentenabflugstrecken (SID) sowie der relevanten Teile der Anflug-

verfahren (STAR). 

Für diesen Nahbereich des Flughafens wird das durch den Luftverkehr induzier-

te Gefährdungspotential von am Luftverkehr Beteiligten – Level of Safety,

LOS – sowie am Luftverkehr unbeteiligten Personen – Externes Risiko, ER – für 

drei verschiedene Szenarien verglichen. Mangels verbindlicher Grenzwerte bzw. 

Akzeptanzgrenzen soll  der Szenarienvergleich Aufschluss darüber geben, ob 
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und gegebenenfalls in welchem Umfang sich das Unfallrisiko bei der beantrag-

ten betrieblichen Modifikation verändert. Die einzelnen Vergleichsszenarien 

sind folgende: 

Referenzszenario mit 105.000 Flugbewegungen in den sechs verkehrsreichs-

ten Monaten eines Jahres. Es gibt die Zahl wieder, die nach der "Genehmi-

gung zur vollen Nutzung der Einbahnkapazität" vom 21.09.2000 in der Fas-

sung vom 05.06.2003 in der Praxis am Flughafen Düsseldorf erfahrungsge-

mäß realisiert werden kann; 

Vergleichsszenario mit 114.000 Flugbewegungen in den sechs verkehrs-

reichsten Monaten eines Jahres. Es gibt die Zahl wieder, die nach der Ge-

nehmigung vom 21.09.2000 in der Fassung vom 05.06.2003 von der Ge-

nehmigungsbehörde als erreichbare Verkehrsleistung eingeschätzt wird; 

Prognoseszenario mit 131.000 Flugbewegungen in den sechs verkehrsreichs-

ten Monaten eines Jahres.

Alle Szenarien basieren auf der Verkehrszusammensetzung aus dem Jahr 2002. 

Die Quantifizierung der Flugsicherheit erfolgt für die genannten Szenarien durch 

Anwendung zweier Berechnungsmodelle, die 

Auslastungskennziffern zum Luftraum im Nahbereich des Flughafens lie-

fern, anhand derer mögliche Gefahrenpotenziale für am Luftverkehr Betei-

ligte (Passagiere,  Fracht, Personal) durch Ermittlung des sog. Level Of

Safety, LOS, aufgezeigt werden und 

mögliche Gefahrenpotentiale für am Luftverkehr nicht Beteiligte (sog. Drit-

te, i. d. R. Einwohner) durch Ermittlung des sog. Externen Risikos, ER, 

quantifizieren. 
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Die Berechnungen beziehen sich auf die sechs verkehrsreichsten Monate jedes 

Szenarios. Für die Berechnungen zum Externen Risiko erfolgt hierauf aufbauend 

eine Hochskalierung auf die Jahresverkehrszahlen, um die Ergebnisse als "jähr-

liche Risiken" ausweisen zu können. 

Die Bestimmung der möglichen Gefährdung von am Luftverkehr Beteiligten er-

folgt durch Erhebung des Auslastungsgrades der Luftraumkapazität im Untersu-

chungsgebiet. Dieser wird durch den Staffelungsüberschuss (SÜ) sowie durch 

Ableitung eines Level of Safety für An- und Abflugbereich ausgedrückt. Das 

Ergebnis der LOS-Rechnung repräsentiert einen zeitbezogenen Erwartungswert 

einer Berührung der Sicherheitsbereiche zweier Luftfahrzeuge. 

Bezüglich der Situation auf dem Bahnsystem werden die Auslastungsquoten be-

stimmt, wobei Nachfrage und Kapazität gegenübergestellt werden. 

Zudem wurde das Externe Risiko für am Luftverkehr unbeteiligte Personen be-

stimmt. Im Rahmen des Begriffes Externes Risiko werden Ergebnisse zum sog. 

Einzelrisiko als auch zum Gruppenrisiko ausgewiesen. 

Das Einzelrisiko (Individuelles Risiko) ist die auf ein Kalenderjahr bezogene 

Wahrscheinlichkeit, dass eine Person, die ständig an einem Ort verbleibt, in Fol-

ge eines Flugzeugunfalls tödlich verletzt wird. Das Gruppenrisiko (Kollektives 

Risiko) ist die auf ein Kalenderjahr bezogenen Wahrscheinlichkeit, mit der eine 

Gruppe von mehr als einer bestimmten Anzahl von Personen gleichzeitig an den 

Folgen eines Flugzeugunfalls stirbt. 

Der Szenarienvergleich führte zu folgenden Ergebnissen: 

Referenzszenario versus Prognoseszenario 

Für den Vergleich von Referenzszenario und Prognoseszenario ergibt sich für 

am Luftverkehr Beteiligte folgendes Bild: 
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Im Anflugbereich wird die Zunahme der Verkehrsbelastung bis zum Progno-

seszenario sowohl während durchschnittlicher als auch maximal angenom-

mener Verkehrsdichte durch ein Sinken der SÜ-Werte um 7 % bis zu 22 % 

kenntlich. Es verbleibt jedoch ein 1,69-faches Sicherheitspotenzial gegen-

über der vollständigen Ausschöpfung der betrieblichen Rahmenbedingungen. 

Insofern ist diese Steigerung sicherheitsseitig nicht maßgeblich. 

Auf der gemeinsamen Streckenführung im Abflugbereich sinken insbesonde-

re während der Verkehrsspitzenzeiten die SÜ-Werte um 57 %. Bei durch-

schnittlicher Verkehrsdichte beträgt die Abnahme 16 %. Es verbleibt im un-

günstigsten Fall ein Sicherheitspotenzial von mindestens 1,2, gleichbedeu-

tend mit SÜ-Werten größer als 0,17. Insofern sind die verringerten SÜ-

Werte für diesen Luftraum als unkritisch einzustufen. 

Auf den einzelnen Abflugstrecken liegen die SÜ-Werte insgesamt deutlich 

höher als im Bereich der gemeinsamen Streckenführung. Sie weisen bei nor-

maler Verkehrsdichte Rückgänge von bis zu 4 % und während der Spitzen-

stunde von 11 % aus. Absolut gesehen sind die Werte in diesem Bereich un-

kritisch (Sicherheitspotenzial > 2,5). 

Die Analyse des Start- und Landebahnsystems zeigt, dass für das Referenzszena-

rio die Forderung nach Einhaltung der Betriebsverfahren sichergestellt ist (ma-

ximal 51 registrierte Flugbewegungen stehen einer Kapazität von 56 Flugbewe-

gungen pro Stunde auf dem Parallelbahnsystem gegenüber). Hingegen ergeben 

sich für das Prognoseszenario Limitierungen insofern, als dass bei der unterstell-

ten maximalen Anzahl von 30 Landungen pro Stunde eine Abflugspitze in Düs-

seldorf von 37 Starts pro Stunde nicht zeitgleich auftreten dürfen. Somit darf 

auch o. g. Absenkung der SÜ-Werte für den An- und Abflugbereich nicht zeit-

gleich auftreten; dies ist im Übrigen bedingt durch die geltenden Betriebsverfah-

ren der örtlichen Flugsicherung auch nicht möglich. 

Bezüglich der aus diesen Kennziffern abgeleiteten LOS Werte für beide Szena-

rien ergibt sich, dass der höchste LOS Wert für das Prognoseszenario mit einem 
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Wert von 6,89 x 10-6 um 37 % über dem Wert des Referenzszenarios mit 5,033 x 

10-6 liegt. Letzterer wird im Sinne der Erhaltung des maßgebenden Sicherheits-

niveaus als Sollwert (Target LOS, TLS) vorgegeben. Er überschreitet damit – im 

Wesentlichen bedingt durch die steigende Verkehrsdichte und geänderte Ver-

kehrszusammensetzung – diesen Richtwert deutlich. Diese Steigerung verdeut-

licht ein rechnerisches „Heranrücken“ der Luftfahrzeuge untereinander an die 

modellierten Sicherheitszonen. Sie muss prinzipiell durch höhere Überwa-

chungsleistung von Fluglotse und Pilot kompensiert werden, ist aber, wie der 

vorab diskutierte Staffelungsüberschuss gezeigt hat, regelkonform abwickelbar. 

Weiterführende technische Unterstützungssysteme für den Fluglotsen (verbes-

sertes Radarsystem, leistungsfähigere Planungstools für den An- und Abflug) 

könnten diesen Belastungssteigerung zudem kompensieren. 

Bezüglich der ermittelten Externen Risiken für am Luftverkehr Unbeteiligte er-

geben sich im Vergleich des Referenzszenarios mit dem Prognoseszenario zu-

nächst für das Einzelrisiko folgende Sachverhalte: 

Das im Prognoseszenario unterstellte größere Verkehrsaufkommen hat eine 

Vergrößerung der jeweiligen Zonen des Einzelrisikos gegenüber dem Refe-

renzszenario zur Folge. 

Gegenüber dem Vergleichsszenario vergrößert sich die Ausdehnung der Zo-

ne mit einem Einzelrisiko größer 10-5 um 30 %. Einzelrisikowerte größer  

10-4 treten im Untersuchungsraum nicht auf.   

Die Anzahl von Einwohnern, die von Einzelrisikowerten größer als 10-5 be-

troffen sind bleibt konstant.

Die Zahl der von einem Einzelrisikowert größer als 10-6 betroffenen Ein-

wohner steigt im Prognoseszenario an. Dieser Anstieg der Betroffenheit ist 

auf die erhöhten Verkehrsleistungen des Flughafen Düsseldorf zurückzufüh-

ren.
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Bewohnte Gebiete weisen maximale Risikowerte von 1,5 x 10-5 (Referenzszena-

rio) bzw. 1,88 x 10-5  (Prognoseszenario) auf. Dies gilt für Gebiete westlich des 

Flughafens (Lohhausen). Dieser Wert entspricht mit Bezug auf die Wahrschein-

lichkeitsrechnung einem ununterbrochenen Aufenthalt an diesem Ort während 

eines Kalenderjahres über den statistischen Zeitraum vom 66.000 Jahren (Refe-

renzszenario) bzw. 53.000 Jahren (Prognoseszenario), um an den Folgen eines 

Flugzeugunfalls zu sterben. 

Für das Gruppenrisiko ergibt sich sodann folgendes Bild:

Das Prognoseszenario weist gegenüber dem Referenzszenario eine um ca.  

25 % ungünstigere Situation aus. 

Die Differenzen zwischen Referenz- und Prognoseszenario sind insbesonde-

re auf die erhöhten Verkehrleistungen im Prognoseszenario zurückzuführen, 

da die unterlegte Bevölkerungsstruktur für beide Szenarien identisch ist. 

Damit ist festzuhalten, dass unter den gegebenen Randbedingungen (insbesonde-

re erhöhte Verkehrsleistungen) ein Anstieg der externen Risikopotenziale für das 

Prognoseszenario am Flughafen Düsseldorf gegeben ist. Dies zeigt sich in er-

höhten Kennwerten für das Einzel- und Gruppenrisiko. 

Vergleichsszenario versus Prognoseszenario 

Ein entsprechender Vergleich des Vergleichsszenarios mit dem Prognoseszena-

rio zeigt, dass alle Kennwerte einen geringeren Anstieg des Risikopotentials in-

dizieren. Dies bedeutet nichts anderes als eine geringere Gefährdungszunahme, 

was aus dem geringeren Verkehrszuwachs bei diesem Szenario resultiert. Die 

Genehmigungsbehörde hat sich daher entschlossen, zugunsten der am Luftver-

kehr Beteiligen und der Anwohner ausschließlich die Variante mit der größeren 

Risikosteigerung in den Focus zu nehmen. Ein dezidierter Ergebnisbericht über 

das Vergleichs- versus Prognoseszenario erübrigt sich daher. 
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Vergleich Referenzszenario versus „Südszenario“ 

Ergänzend hat der Gutachter durch eine Projektion sämtlichen Verkehrs nur auf 

die Hauptstart- und Landebahn den Risikozuwachs bei dieser Verkehrssituation

beschrieben. Dies bedeutet z. B. das Zugrundelegen einer kombinierten (Starts 

und Landungen) stündlichen Belegung der Südbahn mit 45 Bewegungen. Die 

Risikoanalyse ergibt bei dieser unterstellten Verkehrssituation bezogen auf die 

Hauptszenarien hinsichtlich LOS und Externem Risiko insgesamt ungünstigere 

Werte. 

Für die beantragten 45 Landungen in der Zeit von 22:00 bis 23:00 Uhr auf der 

Südbahn ergibt sich ein nochmals ungünstigerer LOS-Wert.  

Gleichwohl ist in allen Fällen eine regelkonforme Abwicklung des Verkehrs si-

chergestellt. 

So liegt z. B. der ungünstigste LOS-Wert für die Landungen zwischen 22:00 und 

23:00 Uhr - und dies ist der ungünstigste LOS-Wert aller Szenarien - bei 7,72 x 

10-6 pro Flugstunde. Auch bei 45 Landungen pro Stunde ist gewährleistet, dass 

dieser Verkehr sicher, d.h. regelkonform abzuwickeln ist.  

Feststellungen zu den Interpedenzen mit dem Verkehrslandeplatz  

Mönchengladbach

Das Start-/Landebahnsystem des Flughafens Düsseldorf liegt in etwa 10 NM 

Entfernung östlich zur Start-/Landebahn des Flugplatzes Mönchengladbach. Die 

Bahnen von Düsseldorf (Richtung 05/23) und Mönchengladbach (13/31) verlau-

fen kreuzend. Es wurden deshalb die aus Sicht der Flugsicherheit relevanten As-

pekte dieser betrieblichen Kopplung untersucht mit dem Ziel, Aufschluss dar-

über zu geben, ob aufgrund der Nähe beider Flugplätze zueinander über die iso-

lierte Betrachtung hinaus eine Gefährdung des an- und abfliegenden Luftver-

kehrs zu befürchten ist. 

Das Gutachten kommt zu dem Ergebnis, dass aufgrund der Lagebeziehung des 

Verkehrsflughafens Düsseldorf zum Verkehrslandeplatz Mönchengladbach eine 
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Abstimmung der IFR-Verfahren notwendig ist, um eine sichere Abwicklung des 

An- und Abflugverkehrs zu gewährleisten. Entsprechende Betriebsregelungen 

sind von der für die Bewegungslenkung zuständigen DFS in Kraft gesetzt wor-

den.

Unter Betrachtung des Regelwerkes 

allgemeine Regelungen z. B. bezüglich der Platzkontrollstelle Mönchenglad-

bach, deren Betriebszeiten, der Aktivierungszeiten der Kontrollzone, der Be-

triebsrichtungen,

Regelung der Zuständigkeiten bezüglich des Platzkontrolldienstes und des 

Anflugkontrolldienstes,

allgemeine Kontroll- und Koordinationsverfahren wie z. B. Prioritätenrege-

lung zugunsten des Flughafens Düsseldorf, 

Kontroll- und Koordinationsverfahren in Abhängigkeit von der Start- und 

Landerichtung 13/31 des Verkehrslandeplatzes Mönchengladbach 

und aufgrund der zentralen Bündelung/Organisation der Verantwortlichkeiten 

der Flugsicherung in Düsseldorf für den Luftraum Düsseldorf/Mönchengladbach 

ist eine sichere Staffelung (vertikal und/oder horizontal zuzüglich möglicher 

Zeitfenster gemäß Prioritätenregelung) der Luftfahrzeuge unter allen Betriebs-

bedingungen gewährleistet. 

Durch die für den IFR-Flugbetrieb am Verkehrlandeplatz Mönchengladbach ge-

troffenen Regelungen ist somit eine zusätzliche Gefährdung für den Flughafen 

Düsseldorf nicht erkennbar. 
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2.2.2 Auseinandersetzung mit den Einwendungen und Stel-
lungnahmen

Gegen die Risikoanalyse sind zahlreiche Einwendungen erhoben worden. Auch 

bestehen Bedenken allgemeiner Art, ob die Flugsicherheit gewährleistet werden 

kann.

Nachfolgend wird zu den wesentlichen, im Beteiligungsverfahren vorgebrachten 

Argumenten Stellung genommen: 

Als entscheidender Mangel wurde von den Einwendern zunächst angeführt, 

dass der Risikoanalyse Mittelwert- und nicht Extremwertbetrachtungen 

zugrunde lägen. Kein einziger Unfall dürfe zugelassen werden; daher müss-

ten die Überlegungen beim größten Risiko, also beim „worst case“, ansetzen. 

Gefahren seien spitzenwertabhängig. 

Dem ist zu entgegnen, dass sich die Analysen und Ergebnisse des Gutach-

tens grundsätzlich sowohl auf Durchschnitts- als auch auf Extremwertbe-

trachtungen („worst case“) stützen. Auslastungsquoten und Staffelungsüber-

schüsse – beides Größen zur Bewertung der Flugsicherheit – wurden für bei-

de Betrachtungsweisen berechnet und ausgewiesen, wobei insbesondere die 

Ermittlung und der Vergleich des Unfallrisikos zwischen den Szenarien die 

eigentliche Aufgabe des Gutachtens waren. In diesem Sinne ist auch das 

Flugsicherheitsgutachten keine Sicherheitsprüfung, sondern es dient der 

Quantifizierung der Flugsicherheit, indem es Wahrscheinlichkeiten und Häu-

figkeiten z. B. für kritische Annäherungen ermittelt. Eine entscheidende Grö-

ße des Gutachtens ist der Level of Safety und dessen Veränderung. Dieser 

Level of Safety stellt eine statistische Sicherheitsgröße dar, deren Aussage-

kraft im Vergleich eines Referenz- mit einem Prognose-Szenario liegt. Es 

gibt keine empirisch belegbaren Grenzwerte für LOS-Berechnungen, inner-

halb derer der Verkehr von vornherein als sicher gilt. Es muss vielmehr der 

Umkehrschluss gezogen werden: Aus einem unfallfrei und sicher abgewi-

ckelten Referenz-Flugbetrieb ergibt sich ein LOS-Wert, der genau für diesen 
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Flugplatz eine akzeptablen Wert darstellt. Das Prognose-Szenario wird dann 

mit dem Referenzflugbetrieb verglichen und danach bewertet. Hierbei ist 

von Bedeutung, dass das gleiche System der Berechnung und Begutachtung 

sowohl für das Referenz- (bzw. Vergleichs-) als auch für das Prognoseszena-

rio angewendet wird. Im vorliegenden Gutachten werden sowohl Durch-

schnittsbetrachtungen als auch Extremwertbetrachtungen im Sinne eines 

„worst case“ angestellt. 

Einwender kritisieren das Endergebnis, wonach der Flugbetrieb sicher abge-

wickelt werden könne, vor dem Hintergrund, dass 

- das Gutachten einen Risikoanstieg um bis zu 57 % ausweise, 

- sich die Abstände der Flugzeuge deutlich verringerten und 

- die Fluglotsen unter eine höhere Arbeitsbelastung gesetzt würden. 

Entgegen der Ansicht der Einwender steigt das Externe Risiko nicht um bis 

zu 57 %. Vielmehr reduziert sich im Abflugbereich, der sich als berech-

nungsseitig maßgeblicher Bereich zeigte, der Staffelungsüberschuss im 

Prognoseszenario gegenüber dem Referenzszenario um bis zu 57 %. Dabei 

handelt es sich um die modellierten Verkehrsspitzen. Die theoretische Ge-

fahr der Zunahme durch Kollision von Flugzeugen ist nicht zu bestreiten. 

Durch die prognostizierte Verkehrssteigerung wird rechnerisch ein „Heran-

rücken“ der Flugzeuge untereinander an die festgelegten Sicherheitszonen 

verdeutlicht. Das Gutachten weist schlüssig aus, dass für das Verkehrsauf-

kommen in diesen Verkehrsspitzen die erforderliche Staffelung zwischen 

den Flugzeugen (Mindestabstand) im Mittel etwa 20 % über dem gesetzlich 

geforderten Abstand liegt. Damit ist nachgewiesen, dass der Verkehr auch 

während dieser Verkehrsspitzen sicher abzuwickeln ist. Die geringeren, aber 

regelkonformen Staffelungsabstände bedingen allerdings eine höhere Über-

wachungsleistung von Fluglotsen und Piloten. Der höchste LOS-Wert für 

das Prognoseszenario steigt um bis zu 37 %, verglichen mit dem sog. TLS  

- Target Level of Safety - , auf 6,8 x 10-6.
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Soweit das Externe Risiko, also das für die betroffene Bevölkerung ange-

sprochen wird, steigen die maximalen Risikowerte von 1,5 x 10-5 im Refe-

renzszenario auf 1,88 x 10-5 im Prognoseszenario im Gebiet westlich des 

Flughafens, d.h. in Lohausen. Dieser Maximalwert entspricht nach der 

Wahrscheinlichkeitsrechnung einem ununterbrochenen Aufenthalt an diesem 

Ort während eines Kalenderjahres über den statistischen Zeitraum von 

53.000  Jahren, um an den Folgen eines Flugzeugunfalls zu sterben. 

Kritik hat sodann hervorgerufen, dass das Flugsicherheitsgutachten zwar ei-

nen Risikoanstieg prognostiziere, aber keinerlei Ausführungen darüber

mache, wie diesem Gefahranstieg begegnet werden solle. 

Diese Kritik ist unberechtigt. Das Gutachten hat zunächst mangels verschie-

dener Grenzwerte die Risikozunahme gegenüber einem Ist-Zustand aufzu-

zeigen. Darüber hinaus ist darzulegen, dass auch bei der größeren zu erwar-

tenden Verkehrsdichte ein regelkonformer Flugbetriebs stattfinden kann. 

Beides hat das Flugsicherheitsgutachten aufgezeigt. Eine inakzeptable Ge-

fahrzunahme konnte die Genehmigungsbehörde bei der für sie schlüssigen 

Darlegung nicht erkennen. 

Die Einwender bemängeln zudem, dass das Gutachten einseitig auf eine 

Mitnutzung der parallelen Nordbahn ausgerichtet sei. 

Dabei wird verkannt, dass die Hauptszenarien zwar von einer prozentualen 

Mitnutzung der Nordbahn ausgehen, der Gutachter aber darüber hinaus die 

Leistungsfähigkeit der Südbahn in den sog. Südszenarien detailliert den 

Hauptszenarien gegenübergestellt hat. Somit gibt das Flugsicherheitsgutach-

ten auch ein Abbild über den Risikozuwachs im Falle der ausschließlichen 

Nutzung der Hauptstart- und Landebahn (Südbahn). 
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Andere kritisieren, dass die Auslastungsquote auf der Südbahn im sog. Süd-

szenario überschritten worden sei, mit anderen Worten in Spitzen über  

100 % liege. Insbesondere fehle auch die Berechnung der Staffelungsüber-

schusswerte für das Südszenario. 

Diese Einwender verkennen, dass Start- und Landespitzen sich aufgrund der 

operativen flugsicherungstechnischen Randbedingungen planerisch nicht

über die Anzahl von 45 addieren dürfen, da ansonsten z. B. der Abflugsektor 

bei notwendiger Berücksichtigung von Durchstartverfahren überlastet würde. 

Deshalb wird die verantwortliche Flugsicherung das operative gleichzeitige 

Auftreten von Start- und Landespitzen verhindern. Eine Addition von Start- 

und Landespitzen zu Werten über 45 Bewegungen bleibt somit rein fiktiv. 

Von einer realistischen Auslastungsquote von 100 % ist nur bei unterstellten 

45 Bewegungen in Form von ausschließlich Landungen in der Zeit von 

22:00 bis 23:00 Uhr auszugehen, wobei auch dieses, wie schlüssig darge-

stellt, noch sicher auf einer Bahn abzuwickeln wäre. 

Kritikpunkt in den Einwendungen ist auch, dass die Risikoberechnungen die 

Flugzeuggewichtsklasse der sog. „Light“ nicht berücksichtigt hat. 

Dieser Sachverhalt ist zunächst als richtig zu unterstellen. Das Datenerfas-

sungssystem (DES) hat die Gruppe der „Light“ vor dem Hintergrund des 

Zieles der Antragstellerin, den Anteil dieser Flugzeuggruppe weiterhin, mög-

lichst auf Null zu reduzieren, auf die nächst höheren, d. h. schwereren Flug-

zeuggruppen verteilt. Grundsätzlich ist davon auszugehen, dass bei Berück-

sichtigung der Gewichtskasse „Light“ höhere Staffelungsminima anzusetzen 

sind. Insoweit ist auf den ersten Blick fraglich, ob unter Einbeziehung der 

„Light“ eine erhebliche Abweichung der Ergebnisse der Risikoanalyse zu 

besorgen ist. Denn die Genehmigungsbehörde geht davon aus, dass auch 

weiterhin, wenn auch auf kleinem Niveau, ein Anteil der Flugzeuge der 

leichteren Gewichtsklasse den Flughafen Düsseldorf nutzen wird. Im Jahr 

2004 betrug der Anteil der „Light“ 2,45 %. 
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Zunächst ist aber zu berücksichtigen, dass auch im Referensszenario keine 

„Light“ berücksichtigt worden sind. Daher wäre auch bei einer Differenzana-

lyse der Szenarien unter Einbeziehung der „Light“ – „hier wie da“- von kei-

ner erheblichen Abweichung der Ergebnisse auszugehen. Vor allem aber hat 

die Genehmigungsbehörde die planerische Nutzung der Kapazität der Haupt-

start- und Landebahn nicht antragsgemäß auf 45 Bewegungen hochgesetzt, 

sondern bei dem Bisherigen (40 Slots/Stunde) belassen. Dies garantiert einen 

so erheblichen „Sicherheitsabstand“ zu dem Untersuchten, dass ganz zwei-

fellos der kleine Anteil der „Light“ mit der größten Mindeststaffelung – wie 

in praxi bisher auch – sicher zu handhaben ist. 

Des Weiteren besteht bei Einwendungen die Besorgnis, dass das Vogel-

schlagrisiko falsch bewertet worden sei. 

Dazu ist Folgendes anzumerken: 

Unabhängig von der Anzahl der durchgeführten Flugbewegungen werden 

am Verkehrsflughafen Düsseldorf alle Maßnahmen ergriffen, das Vogel-

schlagrisiko so gering wie möglich zu halten. Dazu zählen insbesondere fol-

gende Aktivitäten: 

- Ständige Kontrolle des Vogelbestandes und ad-hoc-Vergrämung bei Gefahr 

im Verzug durch Einsatz pyroakustischer Mittel, 

- Erfassung der Vogelarten, 

- Durchführung jagdlicher Maßnahmen im Rahmen der gesetzlichen Vor-

schriften,

- Biotop-Management, insbesondere im Grünflächenbereich, d. h. zuneh-

mende Extensivierung der Bewirtschaftung mit dem Ziel „hochwüchsiges 

Magergrünland“,

- Entfernung von Vernässungsstellen im Flugbetriebsbereich, 

- Sanierung von Ruderalflächen, 

- Durchführung von Feldmausbekämpfungsaktionen, 
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- ständige Beobachtung und Bewertung von landschaftsverändernden Maß-

nahmen in der Flughafenumgebung, 

- Fortschreibung des Biotop-Gutachtens. 

Der Kritik, es seien im Vergleich zu früher kleinere Vögel gewählt worden, 

ist nicht beizupflichten. Zum Zeitpunkt der Erstellung des Gutachtens waren 

vermehrt kleinere Vogelarten zu beobachten. Nicht zuletzt mag dies auch auf 

dem Erfolg des zur Vogelschlagverhütung angewendeten Biotopmanage-

ments beruhen. 

Zweifel an der Unabhängigkeit und Neutralität des „Deutsche Ausschuss zur 

Verhütung von Vogelschlägen im Luftverkehr“ (DAVVL) konnten zur

Überzeugung der Genehmigungsbehörde schlüssig nicht vorgetragen wer-

den. Das Vogelschlagrisiko ist zweifelsfrei richtig dargestellt worden. 

Von den Einwendern wird auch gefordert, das Explosionsrisiko überhaupt 

oder in anderer Form in die Risikobetrachtungen einzubeziehen.

Entgegen der Ansicht der Einwender wird das Explosionsrisiko nachvoll-

ziehbar abgehandelt. So wird z. B. in einer Kernfläche die beispielhafte 

Menge von 50 t Kerosin mit einer Lachenfläche von 12.400 m2 angesetzt, 

welches sich entzündet. 

Die Wahrscheinlichkeit eines Absturzes auf die Chemieanlagen der Bayer 

AG in Dormagen, so die Einwender, sei nicht angemessen berücksichtigt 

worden.

Das Flugsicherheitsgutachten berücksichtigt in dem Untersuchungsgebiet, 

welches in der Karte „Einzelrisiko/Prognoseszenario“ genauer dargestellt ist, 

sämtliche Anlagen gem. 12. BlmSchV. Die Chemieanlagen in Dormagen lie-

gen allerdings schon so weit entfernt, dass sie gerechtfertigt außerhalb des 

Untersuchungsgebiets liegen. 
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Die Risikobetrachtung würdige nicht die besondere „innerstädtische Lage“ 

des Flughafens. 

Dieser Ansicht kann nicht gefolgt werden. Bei den Berechnungen von Ein-

zel- und Gruppenrisiko wurden die konkreten Daten der Bevölkerungsvertei-

lung berücksichtigt. 

Kritik fand auch die Tatsache, dass weder das Terror- wie auch das Kriegsri-

siko begutachtet worden ist. 

Derartige Risiken lassen sich nicht modellieren. Zur Abwehr von Gewaltak-

ten auf den Luftverkehr haben andere staatliche Organe Maßnahmen zu er-

greifen. Die Luftfahrtbehörde kann eine Beurteilung solcher oder Abwägung 

mit solchen außergewöhnlichen, nicht zu prognostizierenden Sachverhalten 

nicht vornehmen. 

Aufgrund von Interdependenzen mit dem Verkehrslandeplatz Mönchenglad-

bach wurde auf ein hohes Unfallrisiko durch die sich kreuzenden Flug-

schneisen der Flugplätze Düsseldorf und Mönchengladbach verwiesen. Die 

weitere Zunahme des Flugverkehrs verstärke bestehende Sicherheitsbeden-

ken.

Die Interdependenzen mit dem Verkehrslandeplatz Mönchengladbach wur-

den umfassend aufgezeigt und die Start- und Landebahnkonstellationen dar-

gestellt. Durch ein Betriebsabsprachekonzept Mönchengladbach/Düsseldorf 

ist eine sichere Abwicklung des An- und Abflugverkehrs gewährleistet. Ins-

gesamt wird im Flugsicherheitsgutachten dargestellt, dass unter den ausge-

führten Voraussetzungen – u. a. Kontrolle nur zentral durch die Regional-

kontrollstelle, kein unabhängiger Flugbetrieb zwischen den Flugplätzen 

Mönchengladbach und Düsseldorf, Abstimmung der jeweiligen Betriebsrich-

tung – durch einen IFR-Flugbetrieb am Verkehrslandeplatz Mönchenglad-
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bach keine zusätzliche Gefährdung gegeben ist. Allerdings ergeben sich auf 

Basis der Betriebsabsprachen und –anordnungen zeitweise Einschränkungen 

der Luftraumkapazität am Verkehrslandeplatz Mönchengladbach. 

Im Falle zusätzlichen Regelungsbedarfs nach einem Ausbau zum Flughafen 

Mönchengladbach und dem dafür zu erteilenden Planfeststellungsbeschluss 

haben zur gegebenen Zeit die für die Verkehrslenkung zuständige DFS und 

die zuständige Planfeststellungsbehörde, d. h. hier die Bezirksregierung Düs-

seldorf, im Zusammenwirken mit der Obersten Landesluftfahrtbehörde eine 

Überprüfung und Abstimmung vorzunehmen. 

Der Verkehr zum und vom Flughafen Essen/Mülheim erfolgt in einem seit-

lich versetzten Luftraum unterhalb der Anflugstrecke zum Flughafen Düs-

seldorf. Er wird seit jeher  nach Sichtflugregeln sicher durchgeführt. 

2.2.3 Abschließende Bewertung 

Den Grundanforderungen an eine sicherheitstechnische Überprüfung genügt das 

Flugsicherheitsgutachten voll und ganz. 

Das Sicherheitsgutachten hatte im Wege einer vergleichenden Betrachtung zwi-

schen einem Referenzszenario mit 105.000 Flugbewegungen – die Genehmi-

gungsbehörde hat diese und nicht das Vergleichsszenario zugunsten einer deutli-

cheren Risikoerhöhung als maßgeblich herangezogen – und einem Prognosesze-

nario mit 131.000 Flugbewegungen jeweils in dem Bezugszeitraum der sechs 

verkehrsreichsten Monate eines Jahres untersucht. Dabei sollte aufgezeigt wer-

den, inwieweit die beantragte betriebliche Erweiterung eine Veränderung des 

Unfallrisikos mit sich bringt. 

Im Gutachten sind dabei sowohl Durchschnittsbetrachtungen wie auch „worst-

case“-Betrachtungen angestellt worden. Im Mittelpunkt der Untersuchung stand 

die vergleichende Betrachtung des Unfallrisikos durch die Ermittlung der statis-
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tischen Sicherheitsgröße Level of Safety (LOS) für die jeweiligen Szenarien. Die 

Gegenüberstellung der Werte vermittelt ein aufschlussreiches Bild über die Ge-

fährdungsveränderung.

Die Befassung mit den im Flugsicherheitsgutachten verwendeten Prämissen hat 

ergeben, dass die Faktoren grundsätzlich sachbezogen in die Risikoanalyse ein-

gestellt worden sind. 

Die Auseinandersetzung mit den Einwendungen und Stellungnahme hat keine 

begründeten Zweifel an der Vollständigkeit, Sachbezogenheit und Schlüssigkeit 

der gutachterlichen Ermittlungen ergeben. Das Gutachten zur Flugsicherheit ist 

tragfähig; auch die Aussagen des DAVVL zur Vogelschlaggefahr begegnen kei-

nen ernstlichen Zweifeln. 

Das Flugsicherheitsgutachten kommt zu dem nachvollziehbaren Ergebnis, dass 

für das Prognoseszenario eine inakzeptable Erhöhung des Sicherheitsrisikos 

ausgeschlossen werden kann. Dies gilt ebenso für den Fall der Betriebsabwick-

lung ausschließlich auf der Hauptstart- und Landebahn, sog. Südszenario. 

Die mit der quantitativen Sicherheitsgröße Level of Safety (LOS) berechnete 

Auslastung des Luftraumes im Untersuchungsgebiet ergab in Relation zum un-

günstigsten LOS-Wert im Referenzszenario, dem sog. Target Level of Safety 

(TLS), eine Steigerung um 37 %. Während zuvor mit einer kritischen Annähe-

rung in 198.700 Flugstunden zu rechnen war, ist im Prognosefall mit einer kriti-

schen Annäherung in 145.000 Flugstunden zu rechnen. Allerdings ist darauf 

hinzuweisen, dass es sich bei diesen Werten ausschließlich um statistisch theore-

tische Werte handelt. 

Die ungünstigsten LOS-Werte errechnen sich im Falle der Abwicklung des ge-

samten  prognostizierten Verkehrs nur auf der Südbahn, wobei aber schlüssig 

dargelegt wurde, dass auch in einem solchen Falle der Betrieb regelkonform, 

d.h. sicher, abzuwickeln ist. Unzulässige Staffelungsdichten werden in keinem 

Falle erreicht. 



C Entscheidungsgründe 88
C.2 Materiell-rechtliche Bewertung

Die in diesem Genehmigungsverfahren beteiligte DFS hat ebenfalls keine Be-

denken gegen die beantragte Betriebserweiterung erhoben. Unter Einbezug der 

Wertung der Flugsicherung und unter umfassender Würdigung der begutachte-

ten Flugsicherheitsfragen ist abschließend festzustellen, dass der beantragten 

Steigerung der Zahl der Flugbewegungen Sicherheitsbedenken nicht entgegen-

stehen.

2.3 Umsetzung und Kontrolle der Stundeneckwerte 

2.3.1 Flughafenkoordinierung 

Die Einhaltung der Stundeneckwerte kann nur mittels der Flughafenkoordinie-

rung planerisch sichergestellt werden. Jede andere Lösung - z. B. Festschreibung 

der tatsächlich zulässigen Flugbewegungen pro Stunde - wäre nicht praktikabel 

und würde  nicht nur die Flugsicherung bei der Ausübung ihrer Tätigkeit behin-

dern, sondern generell die Abwicklung des Luftverkehrs, selbst schon bei ge-

ringfügigen Abweichungen von den Flugplanzeiten, beeinträchtigen und in einer 

Vielzahl von Fällen sogar verhindern. 

Rechtsgrundlagen der Flughafenkoordinierung 

Die Flughafenkoordinierung dient der vorausplanenden Verteilung nachgefrag-

ter Start- und Landezeiten auf die vorhandene Flugplatz- und Flugsicherungska-

pazität.

Rechtsgrundlagen für die Flughafenkoordinierung in der Bundesrepublik 

Deutschland sind: 

die Verordnung (EWG) Nr. 95/93 des Rates vom 18.01.1993 über gemein-

same Regeln für die Zuweisung von Zeitnischen auf Flughäfen in der Ge-

meinschaft (ABl. EG Nr. 14 vom 22.01.1993, S. 1), 
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- die Verordnung (EG) Nr. 894/2002 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 27.05.2002 (ABl. EU Nr. L 142 vom 31.05.2002, S. 3), 

- die Verordnung (EG) Nr. 1554/2003 des Europäischen Parlaments und 

des Rates vom 22.07.2003 (ABl. EU Nr. L 221 vom 04.09.2003, S. 1) und 

- die Verordnung (EG) Nr. 793/2004 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 21.04.2004 (ABl. EU Nr. L 138 vom 30.04.2004, S. 50) 

§§ 27 a, 27 b, 31 a und 31 b LuftVG,

- LuftVG vom 01.12.1922 (RGBl. I S. 681), in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 27.03.1999 (BGBl. I S. 550), zuletzt geändert durch Art. 48 des 

Gesetzes vom 21.06.2005 (BGBl. I S. 1818) - 

die Verordnung zur Beauftragung des Flughafenkoordinators vom 

17.12.1992 (BGBl. I S. 2072), geändert durch Art. 1 der Verordnung vom 

06.06.2005 (BGBl. I S. 1579), 

die Verordnung über die Durchführung der Flughafenkoordinierung 

(FHKV) vom 13.06.1994 (BGBl. I S. 1262), zuletzt geändert durch Art. 2 

der Verordnung vom 06.06.2005 (BGBl. I S. 1579) und 

die Richtlinie für den Flugplankoordinator (FPK) nach § 31 d Abs. 2

Satz 1 LuftVG vom 21.07.1994 (NfL I-210/94). 

Mit der Verordnung (EWG) Nr. 95/93 des Rates vom 18.01.1993 wird für alle 

Mitgliedstaaten der EU einheitlich die Zuweisung von Zeitnischen (Slots) auf 

Flughäfen geregelt. Hierbei wurde weitgehend das bereits seit 1971 in Deutsch-

land praktizierte Verfahren übernommen. 

Basierend auf den o. g. Rechtsgrundlagen werden vom Flughafenkoordinator al-

le großen deutschen Verkehrsflughäfen koordiniert. Das bedeutet, dass alle Luft-

fahrtunternehmen, die diese Flughäfen anfliegen wollen, ihre Flugpläne rechtzei-

tig beim Flughafenkoordinator anmelden müssen. 
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Im Fall des planmäßigen Linien- und Charterluftverkehrs geschieht dies bereits 

zur jeweiligen halbjährlich stattfindenden internationalen IATA-Flugplankonfe-

renz für die nächste Flugplanperiode. Der Flughafenkoordinator erteilt dann die 

erforderlichen Slots oder gibt Hinweise und Empfehlungen für Alternativlösun-

gen.

Ein nach Artikel 5 der o. g. Verordnung (EWG) Nr. 95/93 eingerichteter Koor-

dinierungsausschuss, der aus Vertretern der obersten Luftfahrtbehörden der Län-

der, der Flugsicherung, der Flughafenunternehmen, der Spitzenverbände des 

gewerblichen, des Geschäfts- und des übrigen Luftverkehrs (Allgemeine Luft-

fahrt) unter Vorsitz des Bundesministeriums für Verkehr, Bau- und Wohnungs-

wesen zusammentritt, berät jeweils darüber, ob ein Verkehrsflughafen zu einem 

vollständig koordinierten Flughafen erklärt wird, mit der Folge, dass nur ent-

sprechend der zugewiesenen Slots Flüge nach Instrumentenflugregeln durchge-

führt werden dürfen. Aufgrund dessen Empfehlung ist auch der Verkehrsflugha-

fen Düsseldorf gemäß o. g. Verordnung des BMVBW vom 07.10.2994  

(NfL I - 313/94) zum vollständig koordinierten Flughafen erklärt worden. Der 

Flughafen Düsseldorf hat damit auch einen eigenen Koordinierungsausschuss. 

Auf dem zum "vollständig koordiniert" erklärten Flughafen Düsseldorf 

hat der Halter eines Luftfahrzeugs für alle beabsichtigten Starts und Landun-

gen von Flügen nach Instrumentenflugregeln Slots zur Zuweisung beim 

Flughafenkoordinator zu beantragen; 

sind Starts und Landungen eines Fluges nach Instrumentenflugregeln ohne 

zugewiesene Slots untersagt; 

ist der Halter eines Luftfahrzeugs verpflichtet, nicht genutzte Slots dem 

Flughafenkoordinator unverzüglich zurückzugeben. 
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Ferner gilt gemäß Veröffentlichung im Luftfahrthandbuch Deutschland

(FAL 1-6) für sonstige Flüge nach Instrumentenflugregeln (Allgemeine Luft-

fahrt), die erst künftig am Ereignistag geplant sind, dass Slots ausschließlich 

ganztags bei der Flugberatungsstelle Frankfurt zu beantragen sind. 

Neue Koordinationseckwerte 

Aufgrund des Kapazitätsgutachtens und der ergänzenden Betrachtungen unter 

2.1.3 ist die Genehmigungsbehörde zu dem Ergebnis gekommen, dass auf der 

Hauptstart- und -landebahn 05R/23L praktisch maximal 40 Instrumentenflugbe-

wegungen pro Stunde möglich sind. Diese maximale stündliche Kapazität wird 

bislang aufgrund der bestandskräftigen Stundeneckwerte zu einem großen Teil, 

vor allem während der Wochentage montags bis freitags vom Flughafenkoordi-

nator voll zugunsten der Airlines genutzt, d. h. voll auskoordiniert. 

Zur Entflechtung des Luftverkehrs - insbesondere um flugbetriebliche Verzöge-

rungen bei Starts und Landungen zu vermeiden und um Verspätungen im Tages-

umlauf aufzufangen, die zu Ausnahmen von den Nachtflugbeschränkungen füh-

ren können - soll in der letzten Tagesstunde die Parallelstart- und -landebahn 

05L/23R mitbenutzt werden. 

Damit ergeben sich für die Koordinierung des Instrumentenflugverkehrs folgen-

de Stunden-Eckwerte: 

6:00 Uhr bis 22:00 Uhr Ortszeit: - 47 x 8 
- 40 x 8 

22:00 Uhr bis 23:00 Uhr Ortszeit: 36 
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2.3.2 Perspektive der fliegerischen Nutzung mit den Koordinie-
rungseckwerten

Basierend auf den in dieser Genehmigung festgelegten Koordinationseckwerten 

ergeben sich theoretisch folgende Nutzungsmöglichkeiten bezogen auf die sechs 

verkehrsreichsten Monate (i. d. R. Mai - Oktober = 184 Tage) eines Jahres: 

Zeitraum 
Slots

 pro Std. 
Stunden 
 pro Tag 

Slots
pro Tag 

Slots pro 6 
verkehrsreichste Monate 

  6:00 - 22:00 Uhr             45 x                   8                   360 

                                          40 x                   8                   320 

22:00 - 23:00 Uhr             36 x                   1                     36 

                                                                                                                           131.744 
  6:00 - 22:00 Uhr               2 x                   8                     16 
(ausschl. Sonstige 
IFR-Flüge) 
Summe                                                                             732                            134.688 

Aus der Tabelle ist ersichtlich, dass in den sechs verkehrsreichsten Monaten ei-

nes Jahres theoretisch maximal 134.688 IFR-Flüge koordiniert werden können, 

davon maximal 131.744 im Linien- und Charterflugverkehr. Es ist jedoch davon 

auszugehen, dass die Ausnutzung der Jahres- und Halbjahreskapazitäten bzw. 

der Koordinationseckswerte aufgrund tageszeitlicher, wochentäglicher und sai-

sonaler Schwankungen in der Nachfrage in der Praxis in der Größenordnung von 

etwa 10 %, zurzeit sogar darüber hinaus, unter den theoretischen Werten liegt. 

Das bedeutet, dass für die sechs verkehrsreichsten Monate eines Jahres mit rund 

118.000 IFR-Flugbewegungen im Linien- und Charterflugverkehr gerechnet 

werden kann.

Zu einem Überschreiten der genehmigten Gesamtflugbewegungen in den sechs 

verkehrsreichsten Monaten im Linien- und Charterverkehr von 122.176 käme es 

nur dann, wenn die Ausnutzungsquote der vergebenen Slots  bei Auskoordina-

tion sämtlicher Stundeneckwerte deutlich größer als 93 % sein würde. Eine solch 

geringe sog. "now-show-Rate" von unter 7 % hat sich am Düsseldorfer Flugha-

fen trotz größter Anstrengung bei der Aquisition und der Optimierung von Ko-

ordinierung und Nachkoordinierung bislang nicht annähernd realisieren lassen. 



C Entscheidungsgründe 93
C.2 Materiell-rechtliche Bewertung

Aus dieser Erfahrung ist ein Überschreiten der beantragten Gesamtflugbewe-

gungszahl im Linien- und Charterflugverkehr mit großer Wahrscheinlichkeit

auszuschließen. Aus den gleichen Gründen gilt dies aber auch für die Grenze al-

ler Flugbewegungen in den sechs verkehrsreichsten Monaten von 131.000. Soll-

te wider Erwarten gleichwohl eine der vorgenannten Limitierungen überschritten 

werden, ist der Flughafenkoordinator in der Lage, die Slotvergabe für die fol-

genden Flugplanperioden, oder besser noch die Nachkoordination, entsprechend 

zu beschränken. 

2.3.3 Berücksichtigung von ad-hoc-Flügen und Flügen der all-
gemeinen Luftfahrt 

Da der Flughafen Düsseldorf im Instrumentenflugbetrieb zum "vollständig ko-

ordinierten" Flughafen erklärt worden ist und damit Starts und Landungen von 

Flügen nach Instrumentenflugregeln nur mit zugewiesenen Slots zulässig sind, 

beschränkt sich der Bedarf an Slots nicht nur auf den Linien- und Charterflug-

verkehr. Flüge der Allgemeinen Luftfahrt, aber auch  z. B. Überführungsflüge, 

Flüge zur Wartung oder im sog. Werkverkehr, soweit sie im Instrumentenflug-

betrieb erfolgen, bedürfen ebenso einer Slotzuteilung. Solche Flüge im "Nicht-

Linien- und Nicht-Charterflugverkehr" können wegen ihres erst kurz vor dem 

Ereignis anfallenden Bedarfs nicht schon ein halbes Jahr vor der jeweiligen 

Flugplanperiode koordiniert werden. In der Regel wird bei solchen Flügen erst 

wenige Stunden vor dem Flug ein Slot beim Flughafenkoordinator oder bei der 

DFS-Flugberatungsstelle beantragt, die diese kurzfristigen Slotvergaben im Auf-

trage des Flughafenkoordinators vornimmt.  

Während nach der bisherigen Genehmigungslage für vorgenannte Flüge für den 

Zeitraum 6:00 Uhr bis 23:00 Uhr jeweils zwei stündliche Slots reserviert waren, 

sind nunmehr in acht Stunden des Spitzenverkehrs im Zeitraum 6:00 Uhr bis 

22:00 Uhr stündlich 2 Slots reserviert. Darüber hinaus dürfen für diese Sonstigen 

Flüge nach Instrumentenflugregeln im Zeitraum 6:00 Uhr bis 22:00 Uhr Slots 

vergeben werden, soweit diese  nicht schon für den Linien- und Charterflugver-

kehr vergeben worden sind. Die Zahl der Sonstigen Flüge lag nach Angaben der 
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Antragstellerin in den sechs verkehrsreichsten Monaten des Jahres 2004 bei rund 

6.000. Hierin enthalten sind allerdins auch Flüge nach Sichtflugregeln (VFR), da 

eine Unterscheidung nach Flügen im Instrumenten- oder Sichtflugbetrieb bei der 

Datenerfassung nicht vorgenommen worden ist. 

VFR-Flüge

Flüge nach Sichtflugregeln (VFR) zu und vom Flughafen Düsseldorf unterliegen 

keiner Koordinierungspflicht und waren bislang genehmigungsrechtlich  nicht 

beschränkt. Flüge nach Sichtflugregeln sind gem. § 22 a Luftverkehrsordnung 

beschränkt auf den nichtgewerblichen Bereich. VFR-Flüge zur gewerbsmäßigen 

Beförderung von Personen oder Sachen sind in der Regel nur mit Luftfahrzeu-

gen zulässig, deren Höchstflugmasse 14.000 kg nicht überschreitet. Damit kon-

zentriert sich das "VFR-Fluggeschehen" auf den Flugbetrieb der Allgemeinen 

Luftfahrt. Dieser Flugbetrieb beinhaltet insbesondere auch die im besonderen 

Wirtschaftsinteresse liegenden sog. Executive-Verkehre sowohl mit ein- wie 

auch mehrmotorigen Luftfahrzeugen. Der Sichtflug, der nach den Antragsunter-

lagen beigefügten Aussagen des DWD zur Häufigkeit "günstiger Wetterlagen" 

in einer ganz überwiegenden Anzahl von Tagen im Jahr möglich ist, hat den 

Vorzug höherer Flexibilität, da er im Regelfall ohne Vorlaufzeiten für die Koor-

dinierung und einer Flugplanaufgabe erfolgen kann. 

Im Jahre 2004 lag der Anteil der VFR-Flugbewegungen bei 6.007. Die Antrag-

stellerin definiert aus der Genehmigungsbehörde unbekannten Motiven diese 

Flugbewegungen "als solche mit propellergetriebenen Luftfahrzeugen bis zu 2 t 

MTOW" (Höchstabflugmasse). Eine Abfrage der Antragstellerin bei der DFS 

hat ergeben, dass in den sechs verkehrsreichsten Monaten dieses Jahres mit ca. 

1.000 Bewegungen in dem so definitionsmäßig eingeschränkten VFR-Segment 

zu rechnen sei.
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Der größere Anteil der jährlichen mit ca. 6.000 abzuschätzenden VFR-Bewe-

gungen dürfte aufgrund der besseren Wetterbedingungen im Sommerhalbjahr  

d. h. auch in den sechs verkehrsreichsten  Monaten eines Jahres zu erwarten 

sein.

Wegen der beantragten und verfügten Gesamtbewegungszahlbegrenzung auf 

131.000 in den sechs verkehrsreichsten Monaten eines Jahres, ist erstmalig auch 

der VFR-Betrieb am Flughafen Düsseldorf beschränkt. Um der Gefahr vorzu-

beugen, dass dieser VFR-Flugbetrieb faktisch durch eine verdrängende Zutei-

lung von IFR-Slots eliminiert wird, sind 3.000 Bewegungen in den sechs ver-

kehrsreichsten Monaten für den VFR-Verkehr vorbehalten worden, was nach 

den o. g. Erläuterungen voraussichtlich noch deutlich unterhalb der Nachfrage 

liegen dürfte. 

2.3.4 Überwachungs- bzw. Kontrollinstrumente 

Auch wenn die Koordination dem Flughafenkoordinator nicht nur die Steuerung 

des Gesamtverkehrsaufkommens im Instrumentenflugverkehr ermöglicht, son-

dern zugleich auch durch einen Abgleich mit den elektronischen Daten des 

Flughafen über die tatsächlichen Flugzeiten eine Kontrolle, hat sich die Geneh-

migungsbehörde entschlossen, weitere Kontrollinstrumente zu implementieren. 

Anlass war  nicht zuletzt ein anhängiges Klageverfahren vor dem OVG NRW 

mit dem Ziel die Kontrolle der Einhaltung der zulässigen Stundeneckwerte zu 

intensivieren. Die Kläger versuchen durch akribisches Nachhalten der tatsächli-

chen Flugzeiten  zu beweisen, dass in Einzelfällen bewusst entweder ohne zu-

gewiesene Slots oder regelmäßig an der zugeteilten Planzeit vorbei vom Flugha-

fen Düsseldorf an- oder abgeflogen werde. Zahlreiche deutliche Überschreitun-

gen der Stundeneckwerte indizierten, dass es sich nicht um zufällige Verfrühun-

gen oder Verspätungen handeln könne, die unstreitig zulässig sind. 

Die Einführung des Slot Performance Monitoring Committees (SPMC) ist so-

wohl ein praktikables wie auch geeignetes Mittel zur Überwachung der ord-

nungsgemäßen Nutzung der zugewiesenen Slots. In Deutschland sind für die 
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Flughäfen Frankfurt a. M. und München solche Committees eingerichtet. Sie 

haben sich dort bewährt. Alle Mitglieder des SPMC sind äußerst fachkundig. 

Insbesondere die konkurrierenden Airlines werden auf Einhaltung der zugewie-

senen Slots drängen, um "erschlichene" Wettbewerbsvorteile zu verhindern. Da-

durch dass auch das BMVBW Mitglied des Committees ist, haben  unlauter  

agierende Airlines mit Sanktionen zu rechnen. Das Eskalationssystem reicht  

von Ordnungsverfügungen bis hin zu Verkehrsverboten durch das BMVBW. 

Als Basis der Überwachung und etwaiger Sanktionen, soll die Datengrundlage 

verbessert werden. Dazu ist die Einführung eines Mismatch-Reporting-System 

(MMR) verfügt worden. 

Es soll zum einen durch einen täglichen automatischen Abgleich zwischen den 

koordinierten Flugplandaten und den von den Fluggesellschaften gemeldeten 

Flugplandaten Diskrepanzen ermitteln. Diskrepanzen (Mismatches) sind auto-

matisch sowohl dem Flughafenkoordinator wie auch der Genehmigungsbehörde 

zu melden. 

Zum anderen soll im Falle einer Diskrepanz die entsprechende Fluggesellschaft 

um Erklärung ersucht  und angedroht werden, ab dem Ereignisvortage alle Daten 

im Informationssystem, so z. B. auch auf allen Anzeigetafeln der Flughafenter-

minals, im Teletext und Internet, auf die koordinierten Zeiten zurückzusetzen. 

Im Falle unzureichender Erklärung soll dieses Zurücksetzen automatisch erfol-

gen.

Es ist ohne weiteres einsichtig, dass damit ein bewusster oder gebilligter Verstoß 

gegen die Slotzuteilung faktisch nahezu unmöglich gemacht wird, da die ent-

sprechenden Fluggesellschaften nicht die dann zwangsläufig eintretenden erheb-

lichen Irritationen unter ihren Passagieren und die damit verbundene Imageschä-

digung riskieren können. 



C Entscheidungsgründe 97
C.2 Materiell-rechtliche Bewertung

3. Angerland-Vergleich 

3.1    Auslegung 

Im Rahmen des Beteiligungsverfahrens ist eingewandt worden, der Antrag der 

FDG verstoße gegen den Angerland-Vergleich. 

Die diesbezüglichen Einwendungen lassen sich sinngemäß wie folgt zusammen-

fassen:

Die Mitbenutzung der Parallelbahn dürfe nicht dazu führen, dass in Spitzen-

zeiten mehr Flugbewegungen abgewickelt würden, als dies ohne Parallel-

bahn möglich wäre. 

Der Angerland-Vergleich gebiete es, sowohl die Nutzung der Parallelbahn 

als Ersatzbahn, als auch ihre Nutzung in Zeiten des Spitzenverkehrs über 

Tage auf auch bei sorgfältiger Planung und Suche nach anderen Lösungen 

unvermeidbare Fälle zu beschränken. 

Der Angerland-Vergleich lasse es keinesfalls zu, dass im Jahresdurchschnitt 

37% aller Flugbewegungen und in der Praxis ca. 74 % der Landungen auf 

der Parallelbahn abgewickelt würden. 

Diese Einwendungen waren als unbegründet zurückzuweisen. 

Der Angerland-Vergleich beinhaltet nicht das Verbot, auf dem Parallelbahnsys-

tem in Spitzenzeiten mehr Flugbewegungen abzuwickeln, als dies ohne die Pa-

rallelbahn möglich wäre. Er enthält in dem maßgeblichen Abschnitt - Vergleich 

a) 1. Teil: A II – lediglich Regelungen zur Ausrüstung und zum Betrieb der Pa-

rallelbahn. Danach wird die Parallelbahn "nur in den Zeiten der Betriebsunter-

brechung der Hauptstartbahn und sonst in den Zeiten des Spitzenverkehrs über 

Tage betrieben". Hierdurch eröffnet der Angerland-Vergleich grundsätzlich die 

Möglichkeit, in Spitzenzeiten auf dem Parallelbahnsystem mehr Bewegungen 

abzuwickeln, als auf der Hauptstart- und –landebahn möglich wären. Der Anger-
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land-Vergleich enthält kein Gebot, diese zusätzlich möglichen Bewegungen 

während der übrigen Betriebszeit wieder "einzusparen". Daraus ergibt sich eine 

über die Einbahnkapazität hinausgehende Nutzungsmöglichkeit des Parallel-

bahnsystems. Diese Auffassung ist bereits vom damaligen MVEL in der Ge-

nehmigung vom 21.09.2000 vertreten und vom OVG NRW für das Land NRW 

in seinem Urteil vom 10.12.2004 (Az.: 20 D 134/00 AK u. a.) gebilligt worden, 

das durch den Beschluss des BVerwG vom 18.08.2005 (Az.: BVerwG 4 B 

18.05) rechtskräftig geworden ist.  

Die gegen das Urteil u. a. wegen seiner Auslegung des Angerland-Vergleichs in 

der Nichtzulassungsbeschwerde gerichteten Angriffe wegen Verstoßes gegen 

Denkgesetze sind von BVerwG (a. a. O. S.15) zurückgewiesen worden. 

Auch die Einwendungen gegen die in der Genehmigung vom 21.09.2000 vorge-

nomme Auslegung des Angerland-Vergleichs durch das damalige MVEL enthal-

ten keine neuen Aspekte. 

Die Genehmigungsbehörde kann daher an ihrer Auslegung des Angerland-

Vergleichs unter Einbeziehung der Urteilsgründe vom 10.12.2004 festhalten. Für 

die Prüfung der Angerlandvergleichsverträglichkeit  war somit von folgenden 

Kernpunkten auszugehen: 

Der Vergleich regelt nur die Benutzung der Parallelbahn, nicht die Benut-

zung der Hauptstart- und –landebahn. 

Die Nutzung der Parallelbahn ist nicht auf die Abwicklung unplanmäßiger 

(verspäteter oder verfrühter) Flüge beschränkt. Spitzenzeiten ergeben sich 

aus dem Verkehrsgeschehen, das an den Flughafen herangetragen wird und

aus eventuellen Störungen des Flugbetriebes mit der Folge von Verspätun-

gen. Das OVG NRW hat ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die Be-

schränkung der Parallelbahnmitbenutzung auf den Verspätungsabbau zur 
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Umsetzung des Angerland-Vergleichs nicht erforderlich war, sondern von 

der Genehmigungsbehörde eigenständig in die Betriebsregelung aufgenom-

men wurde. 

Da dieses Element der Flugbetriebsregelung somit einer Änderung durch ei-

ne neue planerische Entscheidung zugänglich ist, verstößt die Mitbenutzung 

für im Voraus planbare Flugbewegungen grundsätzlich nicht gegen den An-

gerland-Vergleich.

Die Nutzung der Parallelbahn als Ausweichbahn in den Zeiten des Spitzen-

verkehrs über Tage erfordert – grundsätzlich – nicht eine Festlegung der zu-

lässigen Benutzung auf bestimmte Uhrzeiten, Stunden oder sonstige Zeit-

räume (z. B. Wochen). 

Spitzenzeiten zeichnen sich dadurch aus, dass das Verkehrsgeschehen aus 

„identifizierbaren Normalzeiten“ herausragt, in denen ein Verkehr statt-

findet, der auf der Hauptbahn bewältigt werden kann. 

In diesen Zeiten, in denen die Parallelbahn mitbenutzt werden darf, ist eine 

volle Nutzung ihrer Kapazität zulässig, nicht lediglich eine marginale Nut-

zung.

Nach diesen Grundsätzen hat die Genehmigungsbehörde – in einem ersten 

Schritt – die beantragte Betriebsregelung geprüft.  Die Prüfung hat ergeben, dass 

dem Antrag der FDG bereits wegen Unvereinbarkeit mit dem Angerland-

Vergleich nicht uneingeschränkt stattgegeben werden konnte. 

Die Genehmigungsbehörde hatte ausschließlich die für den Zeitraum zwischen 

06.00 und 22.00 Uhr beantragte Regelung in den Blick zu nehmen, da eine Mit-

benutzung der Parallelbahn nach 22.00 Uhr nach dem Angerland-Vergleich aus-

nahmslos unzulässig ist. 
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In den 16 Betriebsstunden über Tage sollen nach dem Antrag der FDG unter 

Nutzung der Parallelbahnkapazität in bis zu 8 Stunden 47 Bewegungen im Li-

nien-, Charter- und Sonstigen IFR-Verkehr abgewickelt werden. Hierbei geht die 

FDG davon aus, dass nur 2 Bewegungen auf die (Zusatz-)Kapazität der Parallel-

bahn entfallen, da die Kapazität der Hauptstart- und –landebahn 45 Bewegun-

gen/Stunde betrage. In der übrigen Zeit soll nach dem Antrag der FDG 45 Be-

wegungen abgewickelt werden.

 Nach den oben dargelegten Auslegungsgrundsätzen war für diese Prüfung nicht 

entscheidungserheblich, ob die beantragte Inanspruchnahme der Parallelbahnka-

pazität sich tatsächlich auf nur 2 im Voraus planbare Bewegungen beschränken 

würde, da der Angerland-Vergleich die Nutzung der Parallelbahn nicht men-

genmäßig, sondern zeitlich begrenzt. 47 Bewegungen pro Stunde übersteigen 

nach der Gutachtenlage unstreitig die mögliche Endkapazität der Hauptstart- und 

–landebahn. Somit war nach den vorgenannten Grundsätzen zu prüfen, ob die 

beantragte Mitbenutzung in 8 von 16 Betriebsstunden über Tage mit den Anger-

land-Vergleich zu vereinbaren ist.

Das OVG NRW hat in seiner o. g. Entscheidung den Grundsatz herausgearbei-

tet, dass Zeiten des Spitzenverkehrs solche Zeiten sind, die aus dem typischen 

Verkehrsgeschehen herausragen, das auf einer S/L-Bahn bewältigt werden kann, 

ohne diese Zeiten genauer zu bestimmen oder zu quantifizieren. Dies ist nach 

Auffassung des OVG NRW auch gar nicht möglich. 

Nach Überzeugung der Genehmigungsbehörde folgt aus der Auffassung des 

OVG NRW, Spitzenzeiten müssten aus identifizierbaren Normalzeiten herausra-

gen,  dass der Anteil der Spitzenzeiten an der Gesamtverkehrszeit jedenfalls  

50 % nicht übersteigen darf. Läge der Anteil höher, wären diese Zeiten selbst als 

normales Verkehrsgeschehen anzusehen, aus dem die anderen Zeiten nicht her-

ausragen, sondern hinter dem sie zurückbleiben würden.
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Der von der FDG in ihrem Antrag zugrunde gelegte Spitzenstundenanteil von

8 Stunden über Tage lässt sich mit der vorgenannten Definition des OVG NRW 

vereinbaren, weil die Zeiten des „normalen“ Verkehrsgeschehens die Hälfte und 

somit noch keinen untergeordneten Anteil am Verkehrsgeschehen ausmachen. 

Die Genehmigungsbehörde vertritt die Auffassung, dass sich diese Definition 

der Spitzenzeiten nicht nur auf im Voraus planbare Flugbewegungen, sondern 

zwangsläufig auch auf einen erhöhten Verkehrsbedarf durch unplanmäßige 

Flugbewegungen beziehen muss. Es ist nur auf das erhöhte Verkehrsaufkommen 

abzustellen, ohne dass nach den Gründen für diese Erhöhung zu differenzieren 

wäre. Auch nach Auffassung des OVG NRW in seiner Entscheidung vom 

10.12.2004 ergeben sich, wie bereits dargelegt, Spitzenzeiten aus dem Verkehrs-

geschehen, das an den Flughafen herangetragen wird und aus Störungen des 

Flugbetriebs mit der Folge von Verspätungen (a. a. O. S. 28).  

Somit ist es nach Auffassung der Genehmigungsbehörde mit dem Angerland-

Vergleich vereinbar, in bis zu 50 % der Betriebszeit - unabhängig davon, ob als 

maßgeblicher Zeitraum ein Tag, eine Woche oder z. B. die sechs verkehrsreichs-

ten Monate eines Jahres in Bezug genommen werden - die Parallelbahn zur Ab-

wicklung von im Voraus planbaren Bewegungen und von Verspätungen zu nut-

zen. Folgerichtig ist in den verbleibenden 50 % der Betriebszeit eine Nutzung 

der Parallelbahn nicht vergleichskonform, ohne dass es von Bedeutung wäre, ob 

es sich um im Voraus geplante oder um verspätete Flugbewegungen handelt. 

3.2   Konsequenzen 

Die Beschränkung der Mitbenutzung der Parallelbahn durch den Angerland-

Vergleich auf die Zeiten des Spitzenverkehrs über Tage wurde wortgleich in der 

Genehmigung vom 03.10.1976 geregelt und zwar in der Auflage III.5. Diese 

Auflage wurde durch den Planfeststellungsbeschluss vom 16.12.1983 um fol-

gende Definition ergänzt (Satz 2): 
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"Zeiten des Spitzenverkehrs sind dann gegeben, wenn für Luftfahrzeuge im 

Luftraum oder am Boden Wartezeiten bestehen." 

Die Antragstellerin hat die Aufhebung der Regelung III.5. Satz 2 der Genehmi-

gung beantragt. Diese Aufhebung ist Voraussetzung für die beantragte Nutzung 

der Parallelbahn auch für im Voraus planbare Bewegungen, da sie nur eine Mit-

benutzung zur Abwicklung unplanmäßig verlaufender Flugbewegungen zulässt. 

Um die Voraussetzung für die Mitbenutzung der Parallelbahn eindeutig und ver-

gleichskonform in der Genehmigung zu regeln, war es geboten, Satz 2 der Auf-

lage III.5. nicht ersatzlos entfallen zu lassen, sondern neu zu fassen. Aus den 

vorgenannten Gründen hat Satz 2 der Auflage III.5. den tenorierten Wortlaut er-

halten. Aus dem Zusammenhang mit Satz 1 der Auflage III.5. ergibt sich zwei-

felsfrei, dass eine Mitbenutzung der Parallelbahn außerhalb der durch Auslegung 

des Angerland-Vergleichs definierten Zeiten des Spitzenverkehrs auch gegen die 

vorliegende Genehmigung verstoßen würde.  

Auch für die zur Änderung beantragte Auflage III.6. ergeben sich durch die vor-

stehende Auslegung des Angerland-Vergleichs Konsequenzen.

Der Grundsatz, dass die Parallelbahn nur in den Zeiten des Spitzenverkehrs über 

Tage mitbenutzt werden darf, war zu ergänzen um Regeln, wie diese Zeiten zu 

bestimmen sind. Wie bereits dargelegt, dürfen sie 50 % der Betriebszeit des 

Flughafens über Tage nicht übersteigen. Der Bezugszeitraum ist nicht auf den 

Tag begrenzt. Aus der auch vom OVG NRW in seiner Entscheidung vom 

10.12.2004 gewürdigten Tatsache, dass sich die Zeiten einer erhöhten Verkehrs-

nachfrage nicht im Voraus bestimmten lassen, folgt, dass sich Zeiten des Spit-

zenverkehrs auch über längere Zeiträume erstrecken können.  

Das OVG NRW hat die Auffassung vertreten, dass die Zeiten eines normalen 

Verkehrsaufkommens, aus dem die Spitzenzeiten herausragen, und in denen die 

Parallelbahn nicht benutzt werden darf, identifizierbar sein müssen. Die Identi-

fizierbarkeit der Zeiten, in denen die Parallelbahn nicht benutzt wird, setzt nach 

Ansicht der Genehmigungsbehörde voraus, dass die betreffenden Zeiträume eine 
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bestimmte Größe nicht unterschreiten dürfen. Daher dürfte der kleinstmögliche 

Zeitraum der Nichtnutzung, die doppelte Intervallzeit zwischen zwei Flugbewe-

gungen, bei einer sich am allgemeinen Sprachgebrauch orientierenden Ausle-

gung nicht als identifizierbare Normalzeit anzusehen sein. Andererseits darf der 

nutzungsfreie Zeitraum nicht zu groß bemessen werden, da sonst die erforderli-

che und auch vom OVG NRW gebilligte Flexibilität in der Nutzung der Paral-

lelbahn nicht erreicht werden kann.

Die Genehmigungsbehörde hat sich nach Prüfung verschiedener Möglichkeiten 

entschieden, als identifizierbaren Zeitraum eine Stunde anzusehen. Dieser Zeit-

raum ist praxisgerecht, wird daher bei der Koordinierung angewandt und ist 

auch von der Antragstellerin ihrem Antrag zugrunde gelegt worden.

Um die notwendige und auch vom OVG NRW in seinem Urteil vom 10.12.2004 

für vergleichskonform gehaltene flexible Regelung der Nutzbarkeit zu erreichen, 

war es weiterhin erforderlich, den Bezugszeitraum festzulegen, der - nach Stun-

den bemessen - für die Nutzbarkeit der Parallelbahn maßgeblich ist. Das Abstel-

len auf den Betriebstag würde nach Überzeugung der Genehmigungsbehörde der 

Tatsache nicht gerecht, dass Zeiten eines erhöhten Verkehrsaufkommens sich 

auch auf längere Zeiten erstrecken können. 

Die Genehmigungsbehörde hat sich für den nächstgrößeren konstanten Bezugs-

zeitraum - die Woche - entschieden. Dadurch wird die Flexibilität in der Nut-

zung der Parallelbahn erhöht. Die Möglichkeit einer effektiven Kontrolle der ge-

troffenen Betriebsregelung bleibt gewahrt. Die Antragstellerin hat durch die te-

norierte Betriebsregelung die Möglichkeit, auch z. B. über einen ganzen Tag die 

Parallelbahn mitzubenutzen, sofern die zusätzlichen Stunden der Nutzung durch 

Nichtnutzung an anderen Tagen der Woche ausgeglichen werden. Mit Ausnah-

me der letzten Tagesstunde (21:00 Uhr bis 22:00 Uhr) kann die Parallelbahn 

auch ganze Tage außer Betrieb bleiben. Die Nutzung der Parallelbahn in der 

letzten Tagesstunde wurde angeordnet, um die Zusatzkapazität in vollem Um-

fang zum Abbau von Verspätungen einsetzen und damit einer Zunahme der 

Flugbewegungen zur Nachtzeit entgegenwirken zu können.
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Die tenorierte und vorstehend begründete angerlandvergleichskonforme Be-

triebsregelung für die Parallelbahn ist nach Überzeugung der Genehmigungsbe-

hörde nur dann in der Praxis umsetzbar, wenn der Flugbetrieb in den identifizier-

ten Normalzeiten ohne unvertretbare Schwierigkeiten auf der Hauptstart- und -

landebahn abgewickelt werden kann. Das ist nur dann der Fall, wenn die im 

Voraus planbaren Flugbewegungen die praktische stündliche Kapazität dieser 

Bahn nicht übersteigen.

Es waren daher auch Regelungen vorzunehmen, die die Nutzung der Hauptstart- 

und -landebahn betreffen. Zwar ergeben sich diese Regelungen nur mittelbar aus 

der angerlandvergleichskonformen Neufassung der Auflage III.6., sind aber 

gleichwohl notwendig zur Lösung der durch diese Neufassung verursachten 

Probleme.  

Diese Problemlösung war im Gesamtzusammenhang der vorliegenden Geneh-

migungsänderung planerisch zu bewältigen. Die Genehmigungsbehörde war 

somit wegen des Grundsatzes der Problembewältigung nicht nur berechtigt, son-

dern verpflichtet, die durch ihre Planungsentscheidung ausgelösten Konflikte zu 

lösen. Es wäre fehlerhaft und daher rechtswidrig, wenn die Genehmigungsbe-

hörde ein Problem unbewältigt ließe, obwohl dieses im Genehmigungsverfahren 

gelöst werden kann.

So liegt der Fall hier. Die Genehmigungsbehörde hat über die Festsetzung von 

Koordinierungseckwerten ein geeignetes Mittel zur Problembewältigung. Dass 

auch im Hinblick auf § 27 a LuftVG auf der genehmigungsrechtlichen Ebene 

Festlegungen mit kapazitätsbeschränkender Wirkung getroffen werden dürfen, 

ist vom OVG NRW in seinem Urteil vom 10.12.2004 unter Hinweis auf EU-

Regelungen ausdrücklich bestätigt worden (a. a. O.  S. 25). Die Genehmigungs-

behörde verfügt durch die von der Antragstellerin vorgelegten Gutachten auch 

über die erforderlichen Informationen für eine sachgerechte Problemlösung, so 

dass eine Verlagerung der Problembewältigung auf ein anderes Verfahren - hier 

das Verfahren zur Flugplankoordinierung gemäß § 27 a LuftVG - nicht in Be-

tracht kam. 
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Die Genehmigungsbehörde hat sich daher entschieden, für die Betriebsstunden 

außerhalb der Zeiten des Spitzenverkehrs den Koordinierungseckwert unterhalb 

des von der Antragstellerin beantragten Wertes festzusetzen. Die Genehmi-

gungsbehörde hält diesbezüglich an ihrer bereits in der Genehmigung vom 

21.09.2000 vertretenen und vom OVG NRW in seiner Entscheidung vom 

10.12.2004 gebilligten Auffassung fest, dass die praktische stündliche Kapazität 

mit einer durchschnittlichen Verzögerung der Flugbewegungen von nicht mehr 

als 8 Minuten einhergeht. 

Daher ist die beantragte Zahl von 45 im Voraus planbaren Flugbewegungen au-

ßerhalb der Zeiten des Spitzenverkehrs über Tage mit dem Angerland-Ver-

gleich nicht zu vereinbaren. Der Grund für diese Bewertung ist darin zu sehen, 

dass nach derzeitigem Erkenntnisstand der Genehmigungsbehörde bei Abwick-

lung von 45 geplanten Flugbewegungen nur auf der Hauptbahn die durchschnitt-

liche Verzögerung pro Flug erheblich über 8 Minuten liegen könnte und daher 

ein unvertretbares Maß erreichen würde. Das hätte zur Folge, dass die Haupt-

start- und -landebahn in den identifizierten Zeiten eines "normalen" Verkehrsge-

schehens ständig überlastet wäre. Da die Parallelbahn nicht zum Abbau von 

Verspätungen zur Verfügung stände, wären im Tagesverlauf erheblich zuneh-

mende Verspätungen die Folge.  

Unter Beachtung der vorstehenden Erwägungen hat die Genehmigungsbehörde 

geprüft, auf welchen Umfang die beantragten Stundeneckwerte festzusetzen wa-

ren, um einen ordnungsgemäßen Flugbetrieb außerhalb der Zeiten des Spitzen-

verkehrs auf der Hauptstart- und -landebahn unter allen Bedingungen gewähr-

leisten zu können. Die Prüfung hat ergeben, dass dies dann der Fall ist, wenn der 

Stundeneckwert in den Stunden, in denen der Verkehr nach Auffassung des 

OVG NRW auf der Hauptbahn zu bewältigen sein soll, auf höchstens 40 Bewe-

gungen beschränkt bleibt. Diese Zahl lehnt sich an die in der bestandskräftigen 

Genehmigung vom 21.09.2000 zugrunde gelegte Ermittlung der praktischen 

Einbahnkapazität an. 
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Das tenorierte "monitoring“ ist geeignet, der Genehmigungsbehörde eine Prü-

fung zu ermöglichen, ob die tatsächliche Bewegungsverteilung auf beiden S/L-

Bahnen der gebotenen Mitbenutzung der Parallelbahn nur in den Spitzenzeiten 

über Tage entspricht.

4. Vereinbarkeit mit den Erfordernissen der Raumordnung, 
des Städtebaus, des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege

4.1 Raumordnung und Landesplanung 

Nach § 6 Abs. 2 LuftVG war im Genehmigungsverfahren zu prüfen, ob die ge-

plante Maßnahme den Erfordernissen der Raumordnung und Landesplanung 

entspricht. Die materiellen Erfordernisse ergeben sich aus den vom Bund im 

Raumordungsgesetz (ROG) und vom Land Nordrhein-Westfalen im Gesetz zur 

Landesentwicklung (Landesentwicklungsprogramm), in den Landesentwick-

lungsplänen und im Regionalplan (Gebietsentwicklungsplan) für den Regie-

rungsbezirk Düsseldorf dargestellten Grundsätzen und Zielen der Raumordnung 

und Landesplanung. Das beantragte Vorhaben entspricht diesen Anforderungen. 

Im Einzelnen gilt Folgendes: 

4.1.1 Landesentwicklungsprogramm NRW 

In Nordrhein-Westfalen sind die Grundsätze der Raumordnung und Landespla-

nung sowie die allgemeinen Ziele der Raumordnung und Landesplanung für die 

räumliche Struktur des Landes und für die jeweiligen Sachbereiche im Gesetz 

zur Landesentwicklung (Landesentwicklungsprogramm – LEPro) i. d. F. der 

Bekanntmachung vom 05.10.1989 (GV.NRW. S. 485) festgelegt. Die in der 

„NRW-Luftverkehrskonzeption 2010“ vom Dezember 2000 dargestellte Struktur 

des NRW-Flugplatzsystems entspricht den dort geregelten Grundsätzen und Zie-

len. Insbesondere steht das beantragte Vorhaben mit § 28 Abs. 4 LEPro in Ein-

klang.

Für internationale Verkehrsflughäfen gilt danach: 
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„Der wachsenden Bedeutung des Luftverkehrs ist angemessen Rechnung zu tra-

gen. Die internationalen Verkehrsflughäfen des Landes sollen vornehmlich dem 

innereuropäischen und interkontinentalen Verkehr dienen und bei entsprechen-

dem Verkehrsaufkommen an das Netz des Schienenpersonennahverkehrs ange-

schlossen werden“.  

4.1.2 Landesentwicklungspläne 

Der Landesentwicklungsplan (LEP) legt auf der Grundlage des Landesentwick-

lungsprogramms Ziele der Raumordnung für die Gesamtentwicklung des Landes 

fest (§ 17 Satz 1 des Gesetzes zur Neufassung des Landesplanungsgesetzes 

NRW – LPlG – vom 03.05.2005 – GV.NRW. S. 430), die von den Behörden, 

Gemeinden und öffentlichen Planungsträgern bei raumbedeutsamen Planungen 

und Maßnahmen zu beachten sind. 

Zur räumlichen und sachlichen Konkretisierung der Grundsätze und allgemeinen 

Ziele des LEPro wurden am 11.05.1995 der LEP NRW (GV.NRW. S. 532) und 

der LEP „Schutz vor Fluglärm“ – Fassung der Bekanntmachung vom 

17.08.1998 (GV.NRW. S. 512) – aufgestellt. Der LEP NRW und der mit dem 

bisherigen LEP IV inhaltsgleiche und eigenständig weitergeltende LEP „Schutz 

vor Fluglärm“ enthalten im hier relevanten Zusammenhang keine dem beantrag-

ten Vorhaben entgegenstehenden Zielaussagen. Im Einzelnen gilt Folgendes: 

Das beantragte Vorhaben entspricht den im LEP NRW festgelegten Zielen. Ins-

besondere wird es den im Kapitel D.I.3 „Internationale Verkehrsbeziehungen“

enthaltenen Zielvorstellungen gerecht, wonach der Verkehrsflughafen Düssel-

dorf „so zu entwickeln und auszubauen [ist], dass auch für interkontinentale 

Luftverkehrsverbindungen über sehr große Entfernungen Non-Stop-Flüge ange-

boten werden können“ (D.I.3.2.3). Die Erreichung dieses Ziels setzt nicht nur 

ein entsprechendes Start- und Landesbahnsystem voraus, sondern auch die Mög-

lichkeit der Vergabe von Slots in ausreichender Anzahl. Dies stellt nämlich ein 

weiteres Kriterium für die Leistungsfähigkeit des Flughafens dar. Dementspre-

chend wird auch in der Vorbemerkung (D.I.3.1) zum Kapitel „Internationale 
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Verkehrsbeziehungen“ ausdrücklich hervorgehoben, dass „leistungsfähige nati-

onale und internationale Verkehrsverbindungen zu verbessern“ sind. Die Leis-

tungsfähigkeit des Flughafens Düsseldorf wird durch die Zulassung des Vorha-

bens im tenorierten Umfang deutlich erhöht, auch wenn diese Entscheidung das 

Problem des starken Nachfrageüberhangs für Slots nicht vollständig löst.

Durch die Lärmemissionen des Flugbetriebs wird das im LEP „Schutz vor Flug-

lärm“ festgelegte Maß nicht überschritten und somit dem Ziel D.I.3.2.3 Satz 2 

entsprochen.

Der LEP „Schutz vor Fluglärm“ legt in der Umgebung von Flughäfen und sons-

tigen Flugplätzen mit vergleichbaren Lärmauswirkungen Gebiete fest, in denen 

Planungsbeschränkungen für die Siedlungsentwicklung zum Schutz der Bevöl-

kerung vor Fluglärm erforderlich sind (Lärmschutzgebiete). Darin sind der 

Raumbedarf von Flugplätzen einerseits und die Wohnsiedlungsentwicklung so-

wie die übrige bauliche Entwicklung in der Umgebung der Flugplätze anderer-

seits so aufeinander abgestimmt, dass sowohl die Entwicklung des Luftverkehrs 

als auch ein ausreichender Schutz der Wohnbevölkerung gegen die Auswirkun-

gen des Flugplatzbetriebes gewährleistet ist (vgl. Nr. 2.1 des Erläuterungsbe-

richts zum LEP „Schutz vor Fluglärm“). 

Der LEP „Schutz vor Fluglärm“ hat außerdem die Aufgabe, die langfristige 

Entwicklung lärmempfindlicher Siedlungsstrukturen in der Umgebung ziviler 

und militärischer Flugplätze mit der langfristigen Entwicklung des auf diesen 

Flugplätzen durchgeführten Flugbetriebes so zu koordinieren, dass Konfliktsitu-

ationen vorsorglich vermieden werden. Zu diesem Zweck sieht der LEP für die 

Ebene der Regionalplanung und der Bauleitplanung Planungsbeschränkungen 

vor, die nach der jeweiligen Lärmbelästigung abgestuft sind.  

Das Lärmschutzgebiet im LEP „Schutz vor Fluglärm“ ist auf dieser Grundlage 

in die Lärmschutzzonen A, B und C untergliedert. Da die Immissionsbelastung 

in den drei Schutzzonen unterschiedlich ist, enthalten die Planungsbeschränkun-

gen entsprechend abgestuft wirkende Regelungen. 
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In der hoch belasteten Zone A (äquivalenter Dauerschallpegel über 75 dB(A)) 

darf die Regionalplanung weder zentrale Schulstandorte von regionaler Bedeu-

tung, Bereiche für Einrichtungen des Hochschulwesens, Standorte für Einrich-

tungen des Krankenhauswesens von regionaler Bedeutung, Freizeit- und Erho-

lungsschwerpunkte noch Wohnsiedlungsbereiche ausweisen. In der Bauleitpla-

nung dürfen keine Baugebiete dargestellt bzw. neu festgesetzt werden, soweit in 

ihnen nach ihrer Zweckbestimmung Wohnungen oder andere besonders lärm-

empfindliche Anlagen oder Einrichtungen zulässig sind.  

In der Zone B (äquivalenter Dauerschallpegel über 67 dB(A) und unter

75 dB(A)) gelten grundsätzlich dieselben Planungsrestriktionen. Die Regional-

planung kann bei Wohnsiedlungsbereichen jedoch dann Ausnahmen zulassen, 

wenn sie zur Abrundung des Bereiches notwendig sind. Bei der Bauleitplanung 

wird im Rahmen der Darstellungen des Regionalplanes (ehem. Gebietsentwick-

lungsplan) sinngemäß verfahren. Bebauungspläne, die neues Baurecht begrün-

den, müssen jedoch zusätzliche Festsetzungen über Vorkehrungen für den bauli-

chen Schallschutz enthalten. 

In der Zone C (äquivalenter Dauerschallpegel über 62 dB(A) und unter

67 dB(A)) hat die Regionalplanung im Rahmen der Abwägung besonders zu be-

achten, dass auch hier der Fluglärm noch als störend empfunden wird. Bei der 

Bauleitplanung sind hierbei in besonderem Maße Vorkehrungen zum Schutz ge-

gen schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-Immissionsschutzge-

setzes (BImSchG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 26.09.2002 (BGBl. I  

S. 3830), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 25.06.2005 (BGBl. I  

S. 1865), für einen angemessenen baulichen Schallschutz zu treffen.

Der LEP „Schutz vor Fluglärm“ enthält die Lärmschutzgebiete u. a. für den 

Flughafen Düsseldorf. Ein Vergleich des so festgestellten Lärmschutzgebietes 

mit der Kurve des äquivalenten Dauerschallpegels von 62 dB(A) im Prognose-

Szenario, die die maximale flächenmäßige Ausdehnung des Fluglärms darstellt, 
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ergibt, dass die 62 dB(A)-Kurve deutlich innerhalb vorgenannten Lärmschutz-

gebietes liegt (vgl. Karte 8). Zusätzliche Beschränkungen für die Bauleitplanung 

der Gemeinden sind somit nicht erforderlich.     

4.1.3 Lärmschutzbereich nach dem FluglärmG 

Zum gleichen Ergebnis führt die Betrachtung der Kurve mit einem äquivalenten 

Dauerschallpegel für das Prognose-Szenario im Vergleich mit dem durch 

Rechtsverordnung vom 04.03.1974 (BGBl. I S. 657) festgesetzten Lärmschutz-

bereich für den Flughafen Düsseldorf nach FluglärmG. Ein Vergleich der  

67 dB(A)-Kurve für das Prognose-Szenario mit dem für den Flughafen Düssel-

dorf festgesetzten Lärmschutzbereich zeigt, dass diese 67 dB(A)-Kurve inner-

halb des Lärmschutzbereichs nach FluglärmG liegt (vgl. Karte 7). 

Demnach wird es auch hier über die sich aus dem bestehenden Lärmschutzbe-

reich nach FluglärmG ergebenden Beschränkungen hinaus keine zusätzlichen 

Beschränkungen für die Bauleitplanung der Nachbargemeinden geben. 

4.1.4 Regionalplan/Gebietsentwicklungsplan 

Die regionalen Ziele der Raumordnung für alle raumbedeutsamen Planungen 

und Maßnahmen im Planungsgebiet werden auf der Grundlage des Landesent-

wicklungsprogramms und der Landesentwicklungspläne durch Regionalpläne 

(vormals Gebietsentwicklungspläne – GEP, vgl. § 14 LPlG a. F.) festgelegt

(§ 19 Abs. 1 LPlG). 

Im diesbezüglich unverändert gültigen Gebietsentwicklungsplan für den Regie-

rungsbezirk Düsseldorf (GEP 99) wird der Flughafen zeichnerisch durch die 

Planzeichen „d) Flugplatz“ und „da) Flughäfen/-plätze für den zivilen Luftver-

kehr“ dargestellt. Diesen zeichnerischen Darstellungen entspricht das lediglich 

auf flugbetriebliche Änderungen gerichtete Vorhaben.

Als textliches „Ziel 2“ wird unter Kapitel 3.7. „Luftverkehr“ ausgeführt: 
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„Der Internationale Verkehrsflughafen Düsseldorf muss für den interkontinenta-

len Verkehr und für den innereuropäischen Flugverkehr dringend ausgebaut 

werden. Hierfür ist die Hauptstart- und Landebahn zu verlängern und eine 

Lärmkontigentierung einzuführen.“ Zur weiteren Erläuterung heißt es: 

“Das stetige Voranschreiten der internationalen Arbeitsteilung und Wirtschafts- 

verflechtung hat einen entsprechend steigenden Luftverkehr zur Folge, für den 

ausreichende Kapazitäten bereitgehalten werden müssen. Der wettbewerbsfähige 

Ausbau des Internationalen Verkehrsflughafens Düsseldorf ist deshalb für die 

Wirtschaft und die Bevölkerung Nordrhein-Westfalens von größter Bedeutung. 

Begrenzende Zielsetzungen und Eingriffe dürfen den Zweck, die Wirtschaftlich-

keit und die Standortgunst des Flughafens Düsseldorf nicht in Frage stellen.“

Das Vorhaben entspricht auch dieser Zielsetzung. Mit der Änderungsgenehmi-

gung für den Flughafen Düsseldorf ist zwar kein Ausbau der Hauptstart- und 

Landebahn verbunden, welcher mit der Einführung einer Lärmkontigentierung 

verbunden wäre, da es sich ausschließlich um eine Regelung des Flugbetriebes 

handelt. Gleichwohl dient das Vorhaben der Bewältigung der gestiegenen Luft-

verkehrsnachfrage an den Düsseldorfer Flughafen. Diese Zielsetzung liegt er-

kennbar auch dem im GEP 99 textlich niedergelegten „Ziel 2“ zugrunde. 

4.2 Städtebau 

Vor der Erteilung der Genehmigung war besonders zu prüfen, ob die Erforder-

nisse des Städtebaus angemessen berücksichtigt sind (§ 6 Abs. 2 Satz 1). Dies ist 

hier der Fall. Städtebauliche Belange werden von dem Vorhaben nicht berührt, 

da es für die Gemeinden in der Umgebung des Flughafens keine städtebaulichen 

Auswirkungen hat.

Zwar kann der Betrieb eines Flughafens Einfluss auf die Bauleitplanung der 

Gemeinde, auf deren Gebiet der Flughafen liegt, und auf die benachbarten Ge-

meinden haben. Auswirkungen können sich aus Bauhöhenbeschränkungen und 

Planungsbeschränkungen aufgrund von Fluglärmimmissionen ergeben. Sie do-
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kumentieren sich im Wesentlichen im Bauschutzbereich, im Lärmschutzbereich 

nach dem FluglärmG und in dem Lärmschutzgebiet nach dem LEP „Schutz vor 

Fluglärm“. 

Der Bauschutzbereich betreffend den Flughafen Düsseldorf bleibt jedoch unver-

ändert bestehen. Das Lärmschutzgebiet nach dem derzeit geltenden LEP „Schutz 

vor Fluglärm“ ist so bemessen, dass es dem derzeitigen Flugbetrieb genügt und 

auch das beantragte Vorhaben erfasst. Der festgesetzte Lärmschutzbereich nach 

dem FluglärmG bleibt ebenfalls unverändert. Somit wird es über die bereits be-

stehenden Beschränkungen hinaus keine zusätzlichen Beschränkungen für die 

Bauleitplanung der umliegenden Gemeinden geben. 

4.3 Naturschutz und Landschaftspflege 

Das beantragte Vorhaben entspricht auch den Erfordernissen des Natur- und 

Landschaftsschutzes. Wiederum kommt es darauf an, dass der Gegenstand des 

Genehmigungsverfahrens keine baulichen Maßnahmen, sondern die Änderung 

betrieblicher Regelungen ist. Daher scheiden Beeinträchtigungen von Natur und 

Landschaft aus. 

Ebenso wird es nicht zu Flächenversiegelungen kommen, weshalb ein 

Verbrauch der Landschaft zu Lasten natürlicher Lebensräume nicht eintritt. 

5. Schutz vor Fluglärm 

5.1 Entwicklung der Fluglärmimmissionen 

5.1.1 Lärmphysikalisches Gutachten 

Schutz vor Fluglärm 

An- und Abflüge von Luftfahrzeugen sind mit Lärmemissionen verbunden. Zum 

Zweck der Ermittlung und Bewertung der durch eine Erhöhung der Flugbewe-

gungen künftig zu erwartenden Fluglärmimmissionen ist im Auftrag der FDG 
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ein lärmphysikalisches Gutachten von der Deutschen Forschungsanstalt für Luft- 

und Raumfahrt, Institut für Aerodynamik und Strömungstechnik in Göttingen, 

erstellt worden. 

Gegenstand des Gutachtens ist die Ermittlung und Darstellung der Fluglärmein-

wirkungen in der Umgebung des Flughafens Düsseldorf unter Zugrundelegung 

von drei Szenarien: 

Referenzszenario (Szenario RE), Vergleichsszenario (Szenario VE) und Progno-

seszenario (Szenario PR). 

Das Referenzszenario (Szenario RE) basiert auf 105.000 Flugbewegungen in 

den sechs verkehrsreichsten Monaten und gibt die Zahl der Flugbewegungen 

wieder, die nach der Genehmigung zur vollen Nutzung der Einbahnkapazität 

vom 21.09.2000 in der Praxis am Flughafen Düsseldorf nach Beurteilung der 

Antragstellerin realisiert werden können. 

Dem Vergleichsszenario liegen 114.000 Bewegungen in den sechs verkehrs-

reichsten Monaten zu Grunde. Diese Zahl wird von der Genehmigungsbehörde 

in der Genehmigung vom 21.09.2000 als erreichbar betrachtet. Diesem Szenario 

liegt wie dem Referenzfall ein Anteil in der Nacht (22:00 Uhr - 6:00 Uhr) von

5 % zu Grunde. 

Zusätzlich wird der Prognosefall (Szenario PR) mit 131.000 Flugbewegungen, 

die in den sechs verkehrsreichsten Monaten eines Jahres auf dem in Düsseldorf 

vorhandenen Parallelbahnsystem abgewickelt werden, untersucht. Die Prognose 

geht von 9 % Flugbewegungen zur Nachtzeit aus. 

Für die zuvor beschriebenen Flugbetriebsszenarien sind die nachfolgend aufge-

führten fluglärmbedingten Immissionssituationen in der Umgebung des Flugha-

fens Düsseldorf gutachtlich untersucht worden: 



C Entscheidungsgründe 114
C.2 Materiell-rechtliche Bewertung

Kurven des äquivalenten Dauerschallpegels Leq(4) nach dem Gesetz zum 

Schutz gegen Fluglärm mit den Werten 60, 62, 65, 67 und 75 dB. 

Kurven eines auf die 16 Tagesstunden von 6:00 – 22:00 Uhr bezogenen

energieäquivalenten Dauerschallpegels Leq(3, Tag) mit den Werten 60, 62, 65, 

67 und 75 dB. 

Die Kurve eines auf die 8 Nachtstunden von 22:00 – 6:00 Uhr bezogenen 

energieäquivalenten Dauerschallpegels Leq(3, Nacht) mit dem Wert 55 dB. 

Die Kurven eines auf die 3 Nachtstunden von 22:00 – 1:00 Uhr bezogenen 

energieäquivalenten Dauerschallpegels Leq(3,22-1h) mit dem Wert 50 dB. 

Die Kurve eines auf die 5 Nachtstunden von 1:00 – 6:00 Uhr bezogenen e-

nergieäquivalenten Dauerschallpegels Leq(3,1-6h) mit dem Wert 47 dB. 

Die Kurve NATTag19x99, die das Gebiet umschließt, in dem am Tag von 

6:00 – 22:00 Uhr A-bewertete Maximalschallpegel von 99 dB mindestens  

19 mal erreicht oder überschritten werden (Lärmgefährdungsgebiet). 

Die Kurve NATTag25x29, die das Gebiet umschließt, in dem am Tag von 

6:00 – 22:00 Uhr A-bewertete Maximalschallpegel von 90 dB mindestens  

25 mal erreicht oder überschritten werden. 

Die Kurve NATNacht6x75, die das Gebiet umschließt, in dem pro Nacht von 

22:00 – 6:00 Uhr A-bewertete Maximalschallpegel von 75 dB mindestens  

6 mal erreicht oder überschritten werden. 

Die Kurve NATNacht13x68, die das Gebiet umschließt, in dem pro Nacht von 

22:00 – 6:00 Uhr A-bewertete Maximalschallpegel von 68 dB mindestens  

13 mal erreicht oder überschritten werden. 
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Die Kurve NAT22-1h8x71, die das Gebiet umschließt, in dem pro Nacht von 

22:00 – 1:00 Uhr A-bewertete Maximalschallpegel von 71 dB mindestens  

8 mal erreicht oder überschritten werden. 

Die Kurve NAT1-6h5x68, die das Gebiet umschließt, in dem pro Nacht von 

1:00 – 6:00 Uhr A-bewertete Maximalschallpegel von 68 dB mindestens  

5 mal erreicht oder überschritten werden. 

Für die beiden Nachtzeitscheiben von 22:00 – 1:00 Uhr und 1:00 – 6:00 Uhr 

sind die folgenden einhüllenden Konturen bestimmt worden: 

Die Einhüllende aus der Kurve NAT22-1h8x71 und der Kurve, auf der der

energieäquivalente Dauerschallpegel Leq(3,22-1h) einen Wert von 50 dB annimmt. 

Die Einhüllende aus der Kurve NAT1-6h5x68 und der Kurve, auf der der

energieäquivalente Dauerschallpegel Leq(3,1-6h) einen Wert von 47 dB an-

nimmt. 

Darüber hinaus sind an 14 Messpunkten der Fluglärmüberwachungsanlage des 

Flughafens Düsseldorf für die drei Szenarien Maximalpegelbetrachtungen 

durchgeführt worden. Zusätzlich erfolgt eine tabellarische Darstellung und Ana-

lyse von Überschreitungshäufigkeiten bestimmter Werte des A-bewerteten Ma-

ximalschallpegels getrennt für Tages- und Nachtzeit. 

Grundlage für die Berechnung der Fluglärmeinwirkungen ist die „Anleitung zur 

Berechnung von Lärmschutzereichen an zivilen und militärischen Flugplätzen“ 

vom 27.02.1975, GMBl. 26, Ausgabe A, S. 162-227 (1975), unter Berücksichti-

gung der Ergänzung des Bundesministers des Innern vom 20.02.1984, kurz AzB 

genannt. Die Gutachten haben mit der Begründung, dass seit der letzten Ergän-

zung der AzB im Jahr 1984 durch Änderungen der An- und Abflugverfahren 

und durch Weiterentwicklungen im Flugzeug- und Triebwerkbau Veränderun-

gen eingetreten sind, die in der AzB enthaltenen Daten aktualisiert. 
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Auf der Grundlage dieser mit aktualisierten Daten modifizierten AzB (AzB/99), 

die eine differenzierte Flugzeuggruppenaufteilung gegenüber der zurzeit noch 

geltenden AzB einschließt, sind für die zu untersuchenden Szenarien Datener-

fassungssysteme erarbeitet worden, auf deren Basis die o. a. Lärmkonturen, die 

Maximalschallpegel sowie die maximalen Außenschallpegel, einschließlich de-

ren Häufigkeit, berechnet wurden. 

Dabei wurde in Beachtung der Vorgaben durch die Rechtsprechung ein geneh-

migungsnah ermittelter Flugzeugtypenmix zugrunde gelegt, wie er am Flughafen 

Düsseldorf in den sechs verkehrsreichsten Monaten des Jahres 2002, dem ent-

sprechenden Betrachtungszeitraum vor der Gutachtenvergabe, im Flugbetrieb 

aufgetreten ist. 

Änderungen, die im Sommer 2003 bereits bekannt waren, wie  z. B. Flottenum-

stellung von Fluggesellschaften oder Modifikationen, die sich aus absehbaren 

Flugplanumstellungen ergaben, wurden bei der Erstellung der Datenerfassungs-

systeme berücksichtigt. 

Bei der Struktur der Bewegungsverteilung auf den An- und Abflugrouten wurde 

neben den bestehenden Routen bei westlicher Flugrichtung auch die Einführung 

der Route MODRU 4T (jetzige Bezeichnung: MODRU 5T) im November 2004 

berücksichtigt. Die bis November 2004 auf der Route MODRU 3T abgewickel-

ten Flugbewegungen wurden auf die neue Route MODRU 4T verlagert. Die 

Route MODRU 3T war bis  zum Duisburger Hafen identisch mit den bestehen-

den Nordabflugrouten; die neue Route MODRU 5T führt nach dem Start am 

Flughafen Düsseldorf zunächst geradeaus, biegt vor dem Bundesautobahn-Kreuz 

Kaarst in einer Rechtskurve nach Nordwesten ab und setzt sich zwischen Oste-

rath und Willich über die Edelstahlwerke Krefeld und den Ostrand von St. Tönis 

fort. 
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Die Anzahl der Überführungsflüge und der sonstige IFR-Verkehr wurde von den 

Bewegungszahlen der sechs verkehrsreichsten Monate des Jahres 2002 ausge-

hend auf die Bewegungszahlen des Referenzszenarios, des Vergleichsszenarios 

und des Prognoseszenarios proportional hochgerechnet. 

Die Verteilung der Flugbewegung auf die beiden Flugrichtungen 23 und 05 be-

trug von Mai bis Oktober 2002 76,6 % zu 23,4 %. Für die genehmigungsnahen 

Flugszenarien wurde eine Verteilung der beiden Flugrichtungen 23 und 05 von 

80 % zu 20 % zugrunde gelegt. Diese entspricht etwa dem langjährigen Durch-

schnitt und unterscheidet sich nur unwesentlich von der Verteilung 2002. Die 

Verteilung auf den An- und Abflugrouten wurde entsprechend der leicht geän-

derten Flugrichtungsverteilung angepasst. 

Soweit von Einwendern im Anhörungsverfahren gefordert worden ist, das  lärm-

physikalische Gutachten sei in der Weise zu überarbeiten, dass die Start- und 

Landebahnrichtungen 23/05 zu je 100 % - und nicht wie im Gutachten gesche-

hen zu 80 % Betriebsrichtung 23 und zu 20 % Betriebsrichtung 05 - zugrunde zu 

legen sei, wird auf die überzeugenden Entscheidungsgründe des rechtskräftigen 

Urteils des OVG NRW vom 10.12.2004 hingewiesen. Das OVG NRW hat dort 

klargestellt, dass die von der Genehmigungsbehörde gebilligte Verteilung von 

80 : 20 sachgerecht ist, weil sie den Durchschnittswert der letzten 20 Jahre vor 

der Genehmigungsentscheidung im Jahr 2000 zugrunde legt und sich damit den 

langfristig auch weiterhin zu erwartenden Verhältnissen annähert, auf die auch 

die Abschätzung der Lärmwirkungen im Wesentlichen abhebt. 

Der Forderung nach einer so genannten 100/100 - Betrachtung, das heißt, den 

Fluglärm für die Bahnrichtungen 23 und 05 jeweils getrennt unter der Annahme 

einer 100-prozentigen Auslastung durch Starts oder Landungen zu berechnen, ist 

nicht zu folgen, da damit eine von dem zutreffenden zeitlichen Ansatz der Er-

mittlung der Lärmbelastung in den sechs verkehrsreichsten Monaten abweichen-

de Kennzeichnung des Flugbetriebs bezweckt wird (vgl. Seiten 40, 41 und 45, 

46 des Urteilsumdrucks). 
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Die Verteilung der Flugbewegungen auf dem Parallelbahnsystem im Referenz- 

und Vergleichsszenario entspricht der in der Genehmigung zur vollen Nutzung 

der Einbahnkapazität vom 21.09.2000 zugrunde gelegten Verteilung von insge-

samt 35 % zu 65 % Nordbahn-/Südbahnnutzung. Entsprechend den Erfahrungen 

aus der derzeitigen betrieblichen Nutzung des Parallelbahnsystems finden dabei 

95 % aller Starts auf der Südbahn statt und im Rahmen der Mitbenutzung der 

Nordbahn in Zeiten des Spitzenverkehrs über Tage insbesondere Landungen auf 

der Parallelbahn. 

Im Prognoseszenario wurde aufgrund der Steigerung der Flugbewegungszahl der 

Anteil der Nordbahnnutzung leicht erhöht, so dass dort von einer 37 % zu 63 % 

Nordbahn-/Südbahnnutzung ausgegangen wird. 

Zusätzlich zu den Propeller- und Strahlflugzeugen werden 4.000 Hubschrauber-

bewegungen berücksichtigt, im Wesentlichen Polizeihubschrauberflüge. 

Die Verteilung der Bewegungen auf die Flugzeuggruppen nach AzB/99 für das 

Referenzszenario stellt sich wie folgt dar: 

Flugzeug-
gruppe 

Zahl der  Be-
wegungen 

davon 
nachts

davon 22:00 – 
1:00 Uhr 

Nacht-
anteil 

Verkehrs-
anteil 

P2.1 
P2.2 

     8.066 
            8 

    882 
        0 

         407 
             0 

10,9 % 
  0,0 % 

    7,7 % 
    0,0 % 

S3.2           40         0              0   0,0 %     0,0 % 
S5.1 
S5.2 
S5.3 
S6.1 
S6.2 
S6.3 
S7

   31.500 
   50.932 
     6.104 
     8.226 
          84 
          20 
          20 

    849 
 2.597 
      98 
    814 
        0 
        0 
        0 

         746 
      2.533 
           93 
         781 
             0 
             0 
             0 

  2,7 % 
  5,1 % 
  1,6 % 
  9,9 % 
  0,0 % 
  0,0 % 
  0,0 % 

  30,0 % 
  48,5 % 
    5,8 % 
    7,8 % 
    0,1 % 
    0,0 % 
    0,0 % 

Gesamt  105.000  5.240       4.560   5,0 % 
H1
H2

     3.450 
        550 

        0 
        0 

             0 
              0 

Die auf die Hauptbahn entfallenden Bewegungen werden zu 92,5 % am Tage 

und zu 7,5 % in der Nacht abgewickelt. Bei der Parallelbahn entfallen 99,6 % 

der Bewegungen auf die Tages- und 0,4 % auf die Nachtzeit. Der durchschnittli-

che Nachtfluganteil liegt bei 5,0 %, in der Zeitscheibe von 22:00 - 1:00 Uhr 

werden 4,3 % des Gesamtverkehrs abgewickelt. 
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Die Verteilung der Bewegungen auf die einzelnen Flugzeuggruppen für das 

Vergleichsszenario ist in der nachfolgenden Übersicht dargestellt. Die Belegung 

der Haupt- und der Parallelbahn und der beiden Betriebsrichtungen entspricht 

derjenigen für den Referenzfall. Der Nachtfluganteil liegt bei 5,0 % in der Zeit 

von 22:00 - 1:00 Uhr werden 4,4 % des Gesamtverkehrs abgewickelt. 

Flugzeug-
gruppe 

Zahl der  Be-
wegungen 

davon 
nachts

davon 22:00 – 
1:00 Uhr 

Nacht-
anteil 

Verkehrs-
anteil 

P2.1 
P2.2 

     8.722 
            6 

    946 
        0 

         439 
             0 

10,8 % 
  0,0 % 

    7,7 % 
    0,0 % 

S3.2           42         0              0   0,0 %     0,0 % 
S5.1 
S5.2 
S5.3 
S6.1 
S6.2 
S6.3 
S7

   34.048 
   55.054 
     6.648 
     9.344 
          92 
          22 
          22 

    921 
 2.820 
    106 
    897 
        0 
        0 
        0 

         811 
      2.749 
         101 
         860 
             0 
             0 
             0 

  2,7 % 
  5,1 % 
  1,6 % 
  9,6 % 
  0,0 % 
  0,0 % 
  0,0 % 

  29,9 % 
  48,3 % 
    5,8 % 
    8,2 % 
    0,1 % 
    0,0 % 
    0,0 % 

Gesamt  114.000  5.690       4.960   5,0 % 
H1
H2

     3.450 
        550 

        0 
        0 

             0 
              0 

Die folgende Tabelle gibt eine Übersicht über die Verteilung der Bewegungen 

nach Flugzeuggruppen für das Prognoseszenario. 

Hier erfolgen 95,0 % aller Abflüge und 31,0 % aller Anflüge auf der Hauptstart- 

und -landebahn 05R/23L. 5,0 % der Abflüge und 69,0 % der Anflüge erfolgen 

entsprechend auf der Parallelbahn 05L/23R. Insgesamt finden 63,0 % aller Be-

wegungen auf der Haupt- und 37,0 % auf der Parallelbahn statt. 

Die auf die Hauptbahn entfallenden Bewegungen werden zu 86,1 % am Tage 

und zu 13,9 % in der Nacht abgewickelt. Bei der Parallelbahn entfallen 99,3 % 

der Bewegungen auf die Tages- und 0,7 % auf die Nachtzeit. Der prognostizierte 

durchschnittliche Nachtfluganteil liegt bei 9,0 % in der Zeit von 22:00 -

1:00 Uhr werden 8,1 % des Gesamtverkehrs abgewickelt. 

Wie für die beiden übrigen Szenarien werden 80,0 % der Bewegungen entspre-

chend den langjährigen durchschnittlichen Wetterbedingungen in Richtung 23 

abgewickelt. 
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Flugzeug-
gruppe

Zahl der
Bewegungen

davon
nachts

davon 22:00 
– 1:00 Uhr 

Nacht-
anteil

Verkehrs-
anteil

P2.1
P2.2

    10.522 
           14 

   1.836 
         0 

         956 
             0 

17,4 % 
  0,0 % 

    8,0 % 
    0,0 % 

S3.2           50          0              0   0,0 %     0,0 % 
S5.1
S5.2
S5.3
S6.1
S6.2
S6.3
S7

   38.958 
   63.228 
     7.344 
   10.716 
        102 
         28 
         38 

  2.135 
  5.629 
     218 
  1.977 
         0 
         0 
         0 

      2.045 
      5.534 
         200 
      1.910 
             0 
             0 
             0 

  5,5 % 
  8,9 % 
  3,0 % 
18,4 % 
  0,0 % 
  0,0 % 
  0,0 % 

  29,7 % 
  48,3 % 
   5,6 % 
   8,2 % 
   0,1 % 
   0,0 % 
   0,0 % 

Gesamt  131.000 11.795     10.645   9,0 % 
H1
H2

     3.450 
        550 

        0 
        0 

             0 
              0 

Bezüglich der Zusammensetzung des Gesamtverkehrs (Typenmix) sind die drei 

Szenarien nahezu identisch. Der Prognosefall weicht allerdings hinsichtlich der 

Bewegungsverteilung auf Tageszeiten und Startbahnen von den beiden anderen 

Fällen ab: 

Für das Referenzszenario und das Vergleichsszenario entfallen 35 % der 

Bewegungen auf die Parallelbahn, für den Prognosefall sind es 37 %. Dies 

ergibt sich durch die unterschiedlichen Bewegungsanteile an Anflügen auf 

der Parallelbahn: Er beträgt etwa 65 % für das Referenzszenario und das 

Vergleichsszenario und etwa 69 % für den Prognosefall. Die Abflüge wer-

den in allen drei Fällen zu 95 % auf der Hauptbahn abgewickelt. 

Der wesentliche Unterschied besteht darin, dass im Prognosefall der Nacht-

fluganteil 9 % beträgt, während in den beiden anderen Fällen nachts nur 5 % 

der Bewegungen abgewickelt werden. 

Die Gutachter gelangen zu folgenden Ergebnissen: 

Die flächenmäßige Ausbreitung der Lärmkonturen eines äquivalenten Dauer-

schallpegels (Leq) sowie der durch Maximalpegel bestimmten Konturen haben 

die Gutachter für die drei Szenarien Referenzfall (RE), Vergleichsfall (VE) und 

Prognosefall (PR) in der nachfolgenden Tabelle zusammengestellt: 
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Fläche (km2) für Fall Kontur

RE VE PR

Leq(3,Tag) = 60 dB 
Leq(3,Tag) = 62 dB 
Leq(3,Tag) = 65 dB 
Leq(3,Tag) = 67 dB 
Leq(3,Tag) = 75 dB 

         26,48 
         18,06 
         10,25 
           7,19 
           1,77 

         28,38 
         19,39 
         10,98 
           7,64 
           1,89 

          30,71 
          21,02 
          11,87 
            8,25 
            2,10 

Leq(4) = 60 dB 
Leq(4) = 62 dB 
Leq(4) = 65 dB 
Leq(4) = 67 dB 
Leq(4) = 75 dB 

         23,24 
         15,77 
           8,74 
           6,18 
           1,11 

         25,50 
         17,35 
           9,63 
           6,71 
           1,36 

          30,39 
          20,95 
          11,69 
            7,85 
            1,60 

NATTag19x99 dB 
NATTag25x90 dB 

           1,17 
           3,54 

           1,20 
           3,68 

            1,25 
            3,82 

Leq(3,Nacht) = 55 dB 
Leq(3,22-1h) = 50 dB 
Leq(3,1-6h) =  47 dB 

           6,38 
         32,29 
           6,94 

           6,97 
         34,20 
           7,77 

          13,55 
          58,12 
          13,41 

NATNacht6x75 dB 
NATNacht13x68 dB 
NAT22-1h8x71 dB 
NAT1-6h5x68 dB 

           7,82 
         11,86 
           9,93 
           --- 

           8,42 
         12,67 
         10,40 
           ---

          12,86 
          22,95 
          19,47 
           1,70 

Zu den ermittelten Konturen treffen die Gutachter im Wesentlichen folgende 

Feststellungen: 

Die 75 dB-Konturen für den Leq(4) und den Leq(3,Tag) bilden jeweils Kurven 

um die beiden Bahnen aus. Beim Referenzfall tritt auf Grund der niedrigen 

Bewegungszahl auf der Parallelbahn für den Leq(4) allerdings nur eine 75 dB-

Kontur um die Hauptbahn auf. 

Auch die Konturen für das Tageskriterium NATTag19x99 bestehen aus sepa-

raten  Teilkurven um die beiden Bahnen. Sie liegen für alle untersuchten Fäl-

le im direkten Startbahnbereich, im Wesentlichen also auf dem Flughafenge-

lände.

Die Kontur Leq(3,Nacht) umschließt für den Prognosefall beide Bahnen. Für den 

Referenzfall und den Vergleichsfall bilden sich separate Teilkonturen um die 

beiden Bahnen. 
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Für die vier NAT-Nachtkriterien NATNacht6x75, NATNacht13x68, NAT22-

1h8x71 und NAT1-6h5x68 bilden sich auf Grund des niedrigen nächtlichen 

Bewegungsaufkommens auf der Parallelbahn jeweils nur Konturen um die 

Hauptbahn 05R/23L aus. 

Die Kontur NATNacht13x68 erstreckt sich für den Referenzfall und den Ver-

gleichsfall nicht über das westliche Ende der Hauptbahn 05R/23L hinaus, da 

sich im Bereich westlich des Flughafens pro Nacht im Durchschnitt weniger 

als 13 Geräusche ergeben. Beim Prognosefall dehnt sich die Kontur auf 

Grund der etwa verdoppelten Bewegungszahlen dann auch in den Bereich 

westlich des Flughafens aus. 

Für die Kontur NAT22-1h8x71 trifft ähnliches zu: Auch sie verläuft nur im 

Prognosefall im Bereich westlich des Flughafens. 

Eine Kontur NAT1-6h5x68 konnte nur für den Prognosefall berechnet wer-

den, da sowohl im Referenz- als auch im Vergleichsfall die Bewegungszah-

len in der Zeit von 1 bis 6 Uhr nicht ausreichen, um den Grenzwert von 5 

Ereignissen pro Durchschnittsnacht zu überschreiten. Im Prognosefall wer-

den zwischen 1:00 und 6:00 Uhr im Bezugszeitraum 1.150 Bewegungen ab-

gewickelt, was etwa 6,4 Bewegungen pro Durchschnittsnacht entspricht. Die 

für den Prognosefall berechnete Kontur NAT1-6h5x68 bildet sich daher nur in 

einem eng begrenzten Bereich um die Hauptbahn aus und zeichnet sich 

durch einen sehr asymmetrischen Verlauf aus. 

Beim Vergleich der NAT-Konturen für die beiden Nachtzeitscheiben mit 

den für diese Zeitscheiben ermittelten Leq(3)-Konturen zeigte sich, dass die 

Kurven des energieäquivalenten Dauerschallpegels die NAT-Konturen (so-

weit diese überhaupt ermittelt werden konnten) jeweils vollständig um-

schließen. Die Bildung von einhüllenden Kurven kann insofern entfallen, da 

diese identisch mit den Kurven Leq(3,22-1h) = 50 dB bzw. Leq(3,1-6h) = 47 dB 

sind (siehe Bilder A-27 bis A-32 im Anhang A). 
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Bezüglich der flächenmäßigen Änderung der Konturen die sich beim Übergang 

vom Referenzfall auf den Vergleichsfall bzw. Prognosefall ergeben, haben die 

Gutachter die nachfolgende Tabelle erarbeitet: 

Flächenverhältnis Kontur 
VE : RE PR : RE 

Leq(3,Tag) = 60 dB 
Leq(3,Tag) = 62 dB 
Leq(3,Tag) = 65 dB 
Leq(3,Tag) = 67 dB 
Leq(3,Tag) = 75 dB 

               1,07 
               1,07 
               1,07 
               1,06 
               1,07 

                 1,16 
                 1,16 
                 1,16 
                 1,15 
                 1,19 

Leq(4) = 60 dB 
Leq(4) = 62 dB 
Leq(4) = 65 dB 
Leq(4) = 67 dB 
Leq(4) = 75 dB 

               1,10 
               1,10 
               1,10 
               1,08 
               1,22 

                 1,31 
                 1,33 
                 1,34 
                 1,27 
                 1,44 

NATTag19x99 dB 
NATTag25x90 dB 

               1,03 
               1,04 

                 1,06 
                 1,08 

Leq(3,Nacht) = 55 dB 
Leq(3,22-1h) = 50 dB 
Leq(3,1-6h) =  47 dB 

               1,09 
               1,06 
               1,12 

                 2,12 
                 1,80 
                 1,93 

NATNacht6x75 dB 
NATNacht13x68 dB 
NAT22-1h8x71 dB 

               1,08 
               1,07 
               1,05 

                 1,64 
                 1,93 
                 1,96 

Grafische Darstellungen der berechneten Lärmkonturen sind im Anhang A Ab-

bildungen A-2 bis A-32, des lärmtechnischen Gutachtens enthalten, auf die hier 

Bezug genommen wird. 

Maximalpegelanalysen an den Messstellen der Fluglärmüberwachungsan-

lage

Für die insgesamt 14 Messstellen der Fluglärmüberwachungsanlage des Flugha-

fens Düsseldorf haben die Gutachter Analysen des Maximalschallpegels durch-

geführt. Dazu wurde zunächst an jeder Messstelle die Häufigkeitsverteilung der 

Maximalschallpegel rechnerisch separat für die Tages- und Nachtperiode ermit-

telt.

In der folgenden Tabelle ist für die untersuchten Messstellen dargestellt, wie oft 

gewisse Pegelwerte durchschnittlich pro Tag (6:00 - 22:00 Uhr Ortszeit) über-

schritten werden. Die Tabelle zeigt die Überschreitungshäufigkeit für den Ma-

ximalpegelbereich von 55 bis 95 dB in Schritten von 5 dB für die drei Szenarien. 
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Maximalpegelauswertung für die Tagesperiode von 6 - 22 Uhr 

Häufigkeit A-bewerteter Maximalschallpegel oberhalb von 

Messstelle

Szenario 

55 dB 60 dB 65 dB 70 dB 75 dB 80 dB 85 dB 90 dB 95 dB 

MP1/RE 
       /VE 
       /PR 

342,5 
371,9 
420,4 

336,5 
365,4 
413,0 

316,0 
343,3 
386,9 

278,0 
302,1 
338,1 

244,3 
265,4 
295,6 

198,1 
215,4 
238,1 

121,3 
132,1 
142,7 

  38,4 
  41,9 
  42,2 

   6,4 
   7,0 
   6,7 

MP2/RE 
       /VE 
       /PR 

282,8 
307,1 
346,3 

269,2 
292,4 
329,2 

236,9 
257,4 
288,2 

179,3 
194,9 
215,0 

101,6 
110,6 
119,3 

  27,9 
  30,4 
  32,0 

    4,1 
    4,5 
    4,8 

    0,3 
    0,3 
    0,3 

   0,0 
   0,0 
   0,0 

MP3/RE 
       /VE 
       /PR 

169,2 
184,0 
205,0 

115,2 
125,3 
141,5 

  52,6 
  57,3 
  65,0 

  13,0 
  14,2 
  16,0 

    1,9 
    2,1 
    2,3 

    0,1 
    0,2 
    0,2 

    0,0 
    0,0 
    0,0 

    0,0 
    0,0 
    0,0 

   0,0 
   0,0 
   0,0 

MP4/RE 
       /VE 
       /PR 

203,2 
220,7 
247,1 

167,3 
181,8 
202,6 

  95,1 
103,5 
114,8 

  25,4 
  27,7 
  30,8 

    2,7 
    3,0 
    3,3 

    0,2 
    0,2 
    0,2 

    0,0 
    0,0 
    0,0 

    0,0 
    0,0 
    0,0 

   0,0 
   0,0 
   0,0 

MP5/RE 
       /VE 
       /PR 

  19,4 
  21,1 
  23,7 

    4,7 
    5,1 
    5,7 

    0,7 
    0,7 
    0,8 

    0,0 
    0,0 
    0,0 

    0,0 
    0,0 
    0,0 

    0,0 
    0,0 
    0,0 

    0,0 
    0,0 
    0,0 

    0,0 
    0,0 
    0,0 

   0,0 
   0,0 
   0,0 

MP6/RE 
       /VE 
       /PR 

  62,7 
  68,0 
  77,9 

  45,8 
  49,7 
  56,5 

  24,5 
  26,7 
  30,1 

    8,3 
    9,1 
  10,1 

    1,7 
    1,9 
    2,1 

    0,3 
    0,3 
    0,3 

    0,0 
    0,0 
    0,0 

    0,0 
    0,0 
    0,0 

   0,0 
   0,0 
   0,0 

MP7/RE 
       /VE 
       /PR 

286,4 
311,3 
357,3 

169,7 
184,8 
210,6 

  63,1 
  68,8 
  77,9 

  10,4 
  11,3 
  12,7 

    0,9 
    1,0 
    1,1 

    0,1 
    0,1 
    0,1 

    0,0 
    0,0 
    0,0 

    0,0 
    0,0 
    0,0 

   0,0 
   0,0 
   0,0 

MP8/RE 
       /VE 
       /PR 

340,2 
369,4 
417,6 

327,2 
355,3 
401,4 

308,3 
334,9 
379,1 

262,0 
284,7 
379,9 

198,3 
215,7 
249,0 

124,4 
135,5 
157,3 

  57,7 
  62,8 
  74,1 

  22,4 
  24,4 
  29,1 

   3,1 
   3,4 
   4,0 

Maximalpegelauswertung für die Tagesperiode von 6 - 22 Uhr 

Häufigkeit A-bewerteter Maximalschallpegel oberhalb von 

Messstelle

Szenario 

55 dB 60 dB 65 dB 70 dB 75 dB 80 dB 85 dB 90 dB 95 dB 

MP11/RE 
         /VE 
         /PR 

302,0 
328,0 
353,5 

270,1 
293,2 
313,8 

227,6 
247,3 
257,7 

144,0 
156,6 
147,9 

  94,3 
102,5 
  87,0 

  41,5 
  45,2 
  35,7 

   6,1 
   6,7 
   5,4 

   0,3 
   0,3 
   0,3 

   0,0 
   0,0 
   0,0 

MP12/RE 
         /VE 
         /PR 

242,3 
263,2 
292,4 

170,7 
185,6 
216,5 

  62,9 
  68,6 
  80,2 

    9,1 
    9,9 
  11,3 

    1,0 
    1,1 
    1,2 

    0,1 
    0,1 
    0,1 

   0,0 
   0,0 
   0,0 

   0,0 
   0,0 
   0,0 

   0,0 
   0,0 
   0,0 

MP13/RE 
         /VE 
         /PR 

  82,5 
  89,8 
  90,6 

  33,3 
  36,3 
  40,0 

  10,1 
  11,1 
  12,5 

    1,7 
    1,9 
    2,1 

    0,1 
    0,2 
    0,2 

    0,0 
    0,0 
    0,0 

    0,0 
    0,0 
    0,0 

    0,0 
    0,0 
    0,0 

   0,0 
   0,0 
   0,0 

MP14/RE 
         /VE 
         /PR 

250,4 
271,8 
289,7 

189,0 
205,4 
212,0 

  69,0 
  75,2 
  69,7 

    7,7 
    8,5 
    6,7 

    0,2 
    0,2 
    02 

    0,0 
    0,0 
    0,0 

    0,0 
    0,0 
    0,0 

    0,0 
    0,0 
    0,0 

   0,0 
   0,0 
   0,0 

MP15/RE 
         /VE 
         /PR 

182,2 
198,3 
217,3 

  79,1 
  86,1 
  97,1 

  36,9 
  40,2 
  45,5 

  13,6 
  14,8 
  16,7 

    2,4 
    2,7 
    3,0 

    0,2 
    0,2 
    0,3 

    0,0 
    0,0 
    0,0 

    0,0 
    0,0 
    0,0 

   0,0 
   0,0 
   0,0 

MP18/RE 
         /VE 
         /PR 

270,8 
294,0 
315,2 

262,3 
284,8 
308,0 

223,5 
284,8 
274,9 

156,9 
170,5 
202,3 

  55,8 
  60,9 
  72,2 

    5,1 
    5,7 
    6,5 

    0,2 
    0,2 
    0,2 

    0,0 
    0,0 
    0,0 

   0,0 
   0,0 
   0,0 
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Die nun folgende Tabelle zeigt die entsprechenden Werte für die durchschnittli-

che Nachtperiode 22:00 - 6:00 Uhr, wobei jeweils auch die Überschreitungshäu-

figkeit für den Pegelwert von 68 dB ausgewiesen ist. 

Maximalpegelauswertung für die Nachtperiode von 22 - 6 Uhr 
Häufigkeit A-bewerteter Maximalschallpegel oberhalb von 

Messstelle   
Szenario 

55 dB 60 dB 65 dB 68 dB 70 dB 75 dB 80 dB 85 dB 90 dB 95 dB 

MP1/RE
       /VE 
       /PR 

  7,6 
  8,1 
16,2

  7,5 
  8,1 
16,2

  7,3 
  7,9 
15,9

  7,3 
  7,8 
15,7

  7,2 
  7,7 
15,5

  7,0 
  7,7 
15,0

  6,4 
  6,9 
14,0

  5,5 
  6,0 
12,5

  3,9 
  4,2 
  8,8 

  1,0 
  1,1 
  2,3 

MP2/RE
       /VE 
       /PR 

  7,2 
  7,7 
15,4

  6,8 
  7,3 
14,8

  6,3 
  6,8 
14,1

  6,1 
  6,6 
 13,6 

  5,9 
  6,4 
13,2

  4,8 
  5,3 
10,9

  2,0 
  2,2 
  4,4 

  0,2 
  0,2 
  0,2 

  0,0 
  0,0 
  0,0 

  0,0 
  0,0 
  0,0 

MP3/RE
       /VE 
       /PR 

  4,7 
  5,1 
10,3

  1,6 
  1,7 
  3,5 

  0,2 
  0,2 
  0,5 

  0,1 
  0,1 
  0,2  

  0,0 
  0,0 
  0,1 

  0,0 
  0,0 
  0,0 

  0,0 
  0,0 
  0,0 

  0,0 
  0,0 
  0,0 

  0,0 
  0,0 
  0,0 

  0,0 
  0,0 
  0,0 

MP4/RE
       /VE 
       /PR 

  6,1 
  6,6 
13,5

  5,8 
  6,2 
12,9

  4,1 
  4,4 
  9,1 

  2,1 
  2,3 
  4,8 

  1,0 
  1,1 
  2,3 

  0,0 
  0,1 
  0,1 

  0,0 
  0,0 
  0,0 

  0,0 
  0,0 
  0,0 

  0,0 
  0,0 
  0,0 

  0,0 
  0,0 
  0,0 

MP5/RE
       /VE 
       /PR 

  0,1 
  0,1 
  0,2 

  0,0 
  0,0 
  0,1 

  0,0 
  0,0 
  0,0 

  0,0 
  0,0 
  0,0 

  0,0 
  0,0 
  0,0 

  0,0 
  0,0 
  0,0 

  0,0 
  0,0 
  0,0 

  0,0 
  0,0 
  0,0 

  0,0 
  0,0 
  0,0 

  0,0 
  0,0 
  0,0 

MP6/RE
       /VE 
       /PR 

  0,3 
  0,3 
  0,3 

  0,1 
  0,2 
  0,5 

  0,1 
  0,1 
  0,3 

  0,0 
  0,0 
  0,2 

  0,0 
  0,0 
  0,2 

  0,0 
  0,0 
  0,0 

  0,0 
  0,0 
  0,0 

  0,0 
  0,0 
  0,0 

  0,0 
  0,0 
  0,0 

  0,0 
  0,0 
  0,0 

MP7/RE
       /VE 
       /PR 

  2,1 
  2,3 
  4,6 

  0,5 
  0,6 
  1,6 

  0,1 
  0,1 
  0,5 

  0,0 
  0,0 
  0,2 

  0,0 
  0,0 
  0,1 

  0,0 
  0,0 
  0,0 

  0,0 
  0,0 
  0,0 

  0,0 
  0,0 
  0,0 

  0,0 
  0,0 
  0,0 

  0,0 
  0,0 
  0,0 

MP8/RE
       /VE 
       /PR 

  7,5 
  8,1 
16,2

  7,4 
  7,9 
16,0

  6,6 
  7,1 
14,3

  5,1 
  5,4 
10,7

  3,6 
  3,9 
  7,6 

  1,0 
  1,0 
  2,2 

  0,4 
  0,4 
  1,0 

  0,2 
  0,2 
  0,5 

  0,1 
  0,1 
  0,2 

  0,0 
  0,0 
  0,0 

Maximalpegelauswertung für die Nachtperiode von 22 - 6 Uhr 
Häufigkeit A-bewerteter Maximalschallpegel oberhalb von 

Messstelle   
Szenario 

55 dB 60 dB 65 dB 68 dB 70 dB 75 dB 80 dB 85 dB 90 dB 95 dB 

MP11/RE
         /VE 
         /PR 

21,9
23,9
50,3

21,9
23,8
50,1

21,7
23,7
49,2

21,5
23,4
49,2

21,3
23,2
48,8

19,9
21,7
45,6

11,6
12,7
26,6

  1,9 
  2,0 
  4,3 

  0,0 
  0,1 
  0,1 

  0,0 
  0,0 
  0,0 

MP12/RE
         /VE 
         /PR 

14,8
16,2
33,8

  3,8 
  4,2 
  8,9 

  0,4 
  0,4 
  1,1 

  0,1 
  0,1 
  0,3 

  0,0 
  0,0 
  0,1 

  0,0 
  0,0 
  0,0 

  0,0 
  0,0 
  0,0 

  0,0 
  0,0 
  0,0 

  0,0 
  0,0 
  0,0 

  0,0 
  0,0 
  0,0 

MP13/RE
         /VE 
         /PR 

  9,4 
10,2
21,4

  1,1 
  1,2 
  2,8 

  0,0 
  0,0 
  0,2 

  0,0 
  0,0 
  0,0 

  0,0 
  0,0 
  0,0 

  0,0 
  0,0 
  0,0 

  0,0 
  0,0 
  0,0 

  0,0 
  0,0 
  0,0 

  0,0 
  0,0 
  0,0 

  0,0 
  0,0 
  0,0 

MP14/RE
         /VE 
         /PR 

21,4
23,3
49,1

20,3
22,1
46,5

12,8
13,9
29,1

  5,6 
  6,2 
12,9

  2,4 
  2,6 
  5,5 

  0,1 
  0,1 
  0,2 

  0,0 
  0,0 
  0,0 

  0,0 
  0,0 
  0,0 

  0,0 
  0,0 
  0,0 

  0,0 
  0,0 
  0,0 

MP15/RE
         /VE 
         /PR 

  7,3 
  7,9 
16,8

  0,8 
  0,9 
  2,1 

  0,1 
  0,1 
  0,5 

  0,1 
  0,1 
  0,3 

  0,0 
  0,0 
  0,2 

  0,0 
  0,0 
  0,0 

  0,0 
  0,0 
  0,0 

  0,0 
  0,0 
  0,0 

  0,0 
  0,0 
  0,0 

  0,0 
  0,0 
  0,0 

MP18/RE
         /VE 
         /PR 

21,8
23,8
50,0

20,3
22,1
46,1

11,0
12,0
25,2

  4,5 
  4,9 
10,5

  2,0 
  2,2 
  4,8 

  0,3 
  0,3 
  0,7 

  0,0 
  0,0 
  0,1 

  0,0 
  0,0 
  0,0 

  0,0 
  0,0 
  0,0 

  0,0 
  0,0 
  0,0 

Im Hinblick auf die von ihnen ermittelten Konturen NAT22-1h8x71 und NAT1-

6h5x68 haben die Gutachter in der nachfolgenden Übersicht dargestellt, wie häu-
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fig ein Pegelwert von 71 dB in der Nachtzeitscheibe von 22:00 - 1:00 Uhr bzw. 

ein Pegelwert von 68 dB in der Nachtzeitscheibe von 1:00 - 6:00 Uhr durch-

schnittlich überschritten wird. 

Maximalpegelauswertung für die Nachtperiode 
Häufigkeit A-bewerteter Maximalschallpegel oberhalb von 

Messstelle/ 
Szenario 

71 dB von 22:00 - 1:00 Uhr 68 dB von 1:00 - 6:00 Uhr 
MP1/RE
       /VE 
       /PR 

  5,7 
  6,1 
12,8

  1,5 
  1,6 
  2,7 

MP2/RE
       /VE 
       /PR 

  5,0 
  5,5 
11,6

  0,9 
  1,0 
  1,6 

MP3/RE
       /VE 
       /PR 

  0,0 
  0,0 
  0,0 

  0,0 
  0,0 
  0,0 

MP4/RE
       /VE 
       /PR 

  0,6 
  0,6 
  1,3 

  0,2 
  0,2 
  0,5 

MP5/RE
       /VE 
       /PR 

  0,0 
  0,0 
  0,0 

  0,0 
  0,0 
  0,0 

MP6/RE
       /VE 
       /PR 

  0,0 
  0,0 
  0,0 

  0,0 
  0,0 
  0,1 

MP7/RE
       /VE 
       /PR 

  0,0 
  0,0 
  0,0 

  0,0 
  0,0 
  0,1 

MP8/RE
       /VE 
       /PR 

  2,1 
  2,2 
  4,5 

  1,2 
  1,3 
  2,2 

Maximalpegelauswertung für die Nachtperiode 
Häufigkeit A-bewerteter Maximalschallpegel oberhalb von 

Messstelle/ 
Szenario 

71 dB von 22:00 - 1:00 Uhr 68 dB von 1:00 - 6:00 Uhr 
MP11/RE
         /VE 
         /PR 

19,3
21,0
45,2

  2,0 
  2,2 
  3,5 

MP12/RE
         /VE 
         /PR 

  0,0 
  0,0 
  0,0 

  0,0 
  0,0 
  0,1 

MP13/RE
         /VE 
         /PR 

  0,0 
  0,0 
  0,0 

  0,0 
  0,0 
  0,0 

MP14/RE
         /VE 
         /PR 

  1,3 
  1,4 
  3,0 

  0,4 
  0,4 
  0,8 

MP15/RE
         /VE 
         /PR 

  0,0 
  0,0 
  0,1 

  0,0 
  0,0 
  0,1 

MP18/RE
         /VE 
         /PR 

  1,2 
  1,2 
2,7

  0,5 
  0,6 
  0,9 
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Darüber hinaus sind im lärmtechnischen Gutachten in den Bildern C-3 bis C-16 

für die untersuchten Szenarien die Überschreitungshäufigkeiten der betrachteten 

Werte des A-bewerteten Maximalschallpegels an den Messstellen der Fluglärm-

überwachungsanlage grafisch dargestellt worden. 

Die Pegelüberschreitungen für die Tagesperiode sind im oberen Teil, die Über-

schreitungshäufigkeiten für die Nacht im unteren Teil der Bilder dargestellt. 

Auf die Blätter C-3 bis C-16 im lärmtechnischen Gutachten wird insoweit Bezug 

genommen.

5.1.2 Bodenlärm 

In dem Gutachten "Bodenlärmermittlung für die Anschlussgenehmigung zum 

Betrieb des Flughafens Düsseldorf" vom 11. November 2003 ist untersucht wor-

den, wie sich auf der Grundlage der drei Flugbetriebsszenarien die Bodenlärm-

pegel des Flughafenbetriebs in der Flughafennachbarschaft darstellen. 

Zu diesem Zweck sind die Bodenlärmimmissionen für die drei Szenarien des 

Flugbetriebs in den sechs verkehrsreichsten Monaten berechnet worden. 

Dem Bodenlärm werden dabei alle Geräuschquellen zugerechnet, die auf dem 

Flughafengelände auftreten und nicht als Fluglärm zu behandeln sind. Der Start 

nach der Startfreigabe oder der eigentliche Landevorgang (einschließlich Um-

kehrschub) wird dem Fluglärm zugerechnet und sind im lärmphysikalischen

Gutachten berücksichtigt. 

Die wesentlichen Geräuschquellen und ihre angenommenen Einwirkzeiten sind 

folgende: 
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Flugzeuge

Rollen von der Landebahn zur Abstellposition mit 40 km/h 

Rollen von der Abstellposition zum Startpunkt mit 40 km/h 

Stehen an der Abstellposition mit laufendem Hilfsaggregat (APU) und/oder 

Klimagerät, eine Stunde pro Flugzeug 

Warten vor der Startfreigabe, drei Minuten pro Flugzeug 

Lauf der Bodenstromaggregate (GPU) 

Kraftfahrzeuge (Geschwindigkeit 30 km/h)

Passagierbeförderung durch Busse 

Beförderung der Crew und der Reinigungskolonne 

Tank-LKW

Frischwasser-Lieferung

Fäkalienentsorgung

Gepäck-Transporte und Ladevorgänge 

Catering

Lärmphysikalische Grundlage für die Berechnung des Bodenlärms sind mess-

technische Erhebungen, die an insgesamt fünf Messtagen im Juli 1999 zwischen 

8:30 Uhr und 16:30 Uhr auf dem Gelände des Flughafens Düsseldorf vorge-

nommen worden sind. Anhand der messtechnischen Erhebungen wurden die 

Schallleistungspegel der verschiedenen Lärmquellen ermittelt. 

Die Zahl der Flugbewegungen wird gemäß den von der Antragstellerin erstellten 

Datenerfassungssystemen weiter nach Flugzeuggruppen aufgeteilt. Aufgrund ei-

ner für Typ und Gruppen erstellte Referenzliste werden die auf den Flugzeugtyp 

bezogenen Schallleistungsspektren aus den Messungen innerhalb einer Gruppe 

energetisch gemittelt zum auf die Gruppe bezogenen Schallleistungspegel. Dabei 

wird nach vier Betriebszuständen unterschieden: 
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Stand (an der Position, Lauf der APU, Anrollen, Versorgung) 

Rollen (von der Landung zur Position und von der Position zum Start) 

Warten (vor der Startfreigabe) 

Triebwerkprobelauf (in der Lärmschutzhalle). 

Im Anschluss daran wurde für die drei Szenarien eine Schallausbreitungsberech-

nung vorgenommen  und der Mittelungspegel für die Tagzeit und für die Nacht-

zeit an acht ausgewählten Immissionsorten in der Nachbarschaft des Flughafens 

Düsseldorf berechnet. 

Im Einzelnen handelt es sich um folgende Immissionspunkte: 

Ip. 1: Golzheimer Heide 

Ip. 2: Unterrath 

Ip. 3: Lichtenbroich 

Ip. 4: Ratingen-West 

Ip. 5: Tiefenbroich SW 

Ip. 6: Zeppenheim 

Ip. 7: Lohausen-Nord 

Ip. 8: Lohausen 

Bei den Schallausbreitungsberechnungen zur Ermittlung der Bodenlärm-

Mittelungspegel an den Immissionspunkten berücksichtigt das verwendete Be-

rechnungsmodell neben den geometrischen Daten die Bodenverhältnisse, das 

Gelände und die Gebäude sowohl als Schallhindernisse als auch als Schallreflek-

toren.

Zusätzlich haben die Gutachter an den acht Immissionspunkten auch die jeweili-

ge Maximalpegel-Verteilung ermittelt und in grafischer Form dargestellt. Für die 

Maximalpegel-Verteilung waren die Maximalpegel durch Bodengeräusche der 
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Flugzeuge (Stand, Rollen, Warten sowie die Triebwerksprobeläufe in der Lärm-

schutzhalle) zu betrachten. 

Die Gutachter haben dabei folgende Ergebnisse ermittelt: 

Es wurde für die drei Szenarien an den acht Immissionspunkten folgende Boden-

lärm-Mittelungspegel in dB (A) bezogen auf die sechs verkehrsreichsten Monate 

berechnet:

Flugbewegungen Mai - Oktober 
Referenz-
szenario
105.000

Vergleichssze-
nario

114.000

Prognose-
szenario
131.000

Immissionsort Tag Nacht Tag Nacht Tag Nacht
1 Golzheimer Heide 54 45 55 45 55 47
2 Unterrath 55 46 56 46 56 48
3 Lichtenbroich 55 43 55 43 55 45
4 Ratingen-West 46 33 47 33 47 36
5 Tiefenbroich-SW 48 36 49 36 49 38
6 Zeppenheim 57 46 57 46 58 49
7 Lohausen-Nord 56 46 56 46 57 48
8 Lohausen 55 45 55 45 56 48

Das Prognoseszenario unterscheidet sich vom Referenzszenario um +1 bis +2 

dB tagsüber und 1 bis 3 dB nachts. Das Vergleichsszenario nimmt Zwischen-

werte ein. Die Sprünge ergeben sich durch Rundung auf ganze Dezibel. 

Der Gutachter hat die Bodenlärmsituation in farbig angelegten Lärmkarten in 

Anhang 6 des Bodenlärmgutachtens flächenhaft dargestellt. Auf diese Darstel-

lungen wird hier ebenso wie auf die grafische Darstellung der Maximalpegel-

verteilung der Bodengeräusche auf Seite 17 des Gutachtens Bezug genommen. 

Zu den durch die Bodengeräusche in der Flughafennachbarschaft verursachten 

Maximalpegeln stellen die Gutachter fest, dass Pegel von 74 dB (A) und mehr 

rechnerisch nicht mehr festgestellt werden. Ausweislich der o. g. Grafik auf Sei-

te 17 des Gutachtens ist die prozentuale Überschreitungshäufigkeit auch bei ei-

nem Maximalpegel von 70 dB (A) äußerst gering.  
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Addition von Flug- und Bodenlärm 

Mit dem entsprechenden lärmtechnischen Gutachten vom 14. Oktober 2004 ist 

eine rechnerische Addition von Flug- und Bodenlärm vorgenommen worden, in 

der untersucht wird, wie sich der so ermittelte Gesamtlärm im Prognoseszenario 

in der Tag- und Nachtzeit darstellt. 

Hierbei stützt sich der Gutachter auf die Ergebnisse des lärmphysikalischen Gut-

achtens und des Bodenlärmgutachtens. Maßgebend werden auch Aussagen der 

Lärmmediziner Prof. Dr. Dr. Jansen und Prof. Dr. Scheuch zu Dauerschall- und 

Maximalpegelkriterien berücksichtigt. 

Als Ergebnisse seiner Untersuchung hält der Gutachter u. a. fest, dass die für die 

Nachtzeit ermittelten Maximalpegel des Bodenlärms die Maximalpegelvertei-

lung des Fluglärms in der Nacht nur in geringem Maße beeinflussen. 

Die nachfolgende Tabelle zeigt die Anzahl der Maximalpegel mit mehr als 71 

dB (A) in der Zeit von 22:00 - 1:00 Uhr und die mit mehr als 68 dB (A) in der 

Zeit von 1:00 - 6:00 Uhr für Fluglärm, Bodenlärm und die Überlagerung von 

beiden Lärmarten als Gesamtlärm. 

Fluglärm Bodenlärm Gesamt

Punkt 22-1 h 1-6 h 22-1 h 1-6 h 22-1 h 1-6 h 

71 dB 68 dB 71 dB 68 dB 71 dB 68 dB

1 Golzheimer Heide  4,90   2,00   0,13   0,02   5,0   2,0 

2 Unterrath   0,90   0,90   0,00   0,00   0,9   0,9 

3 Lichtenbroich   0,90   0,60   0,00   0,02   0,9   0,6 

4 Ratingen West   0,10   0,10   0,00   0,00   0,1   0,1 

5 Tiefenbroich Süd-West 46,30   3,90   0,00   0,00 46,3   3,9 

6 Zeppenheim   0,00   0,00   0,00   0,00   0,00   0,00 

7 Lohausen Nord   0,00   0,10   1,71   0,38   1,7   0,5 

8 Lohausen   2,00   1,50   0,26   0,09   2,3   1,6 

Höchstwerte: 8 5
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Für die auf den Dauerschallpegel bezogenen Kriterien werden die Ergebnisse 

der energiemäßigen Überlagerung von Flug- und Bodenlärm als Linien gleichen 

äquivalenten Dauerschallpegels getrennt für die Tag- und für die Nachtzeit in 

Anhang 2 des Gutachtens grafisch dargestellt. 

Hierauf wird hier Bezug genommen. 

Fluglärmbelastung der besonders schutzbedürftigen Einrichtungen in der 

Nachbarschaft des Flughafens Düsseldorf 

In einer gesonderten lärmtechnischen Untersuchung ist die Fluglärmeinwirkung 

auf Kindergärten, Schulen, Krankenhäuser und Altenheime im Flughafenumfeld 

ermittelt worden. Bei den Altenheimen sind Einrichtungen der Altenpflege und 

solche für betreutes Wohnen mit eingeschlossen. 

Der Gutachter hat insgesamt 22 besonders schutzbedürftige Einrichtungen im 

Flughafenumfeld aufgesucht und die vorhandenen Fenster in Augenschein ge-

nommen. 

Aufgrund der Beschaffenheit und Eigenschaften der Fenster hat er ihre Wirk-

samkeit bei geschlossenem Zustand bezüglich des Schallschutzes im Innenraum 

unter Zugrundelegung der VDI 2719 ermittelt. Bei der Besichtigung der Objekte 

wurde überdies geprüft, ob in den Räumen von der Fensterstellung unabhängige 

Belüftungseinrichtungen vorhanden sind. Der Gutachter hat festgestellt, dass Be-

lüftungsanlagen der genannten Art nicht existieren. 

Bei der lärmtechnischen Untersuchung wurde der maßgebliche Fluglärm außen 

für das Prognoseszenario (131.000 Flugbewegungen) mit äquivalentem Dauer-

schallpegel Leq3 und Maximalpegelverteilungen für den Tag und für die Nacht 

zugrunde gelegt. 

Nach Maßgabe der jeweiligen von den lärmmedizinischen Gutachtern Prof. Dr. 

Dr. Jansen und Prof. Dr. Scheuch empfohlenen präventiven Richtwerte für den 
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Innenraum besonders schutzbedürftiger Einrichtungen hat der Gutachter die In-

nenraumpegel für den Tag bei geschlossenem Fenster und für die Nacht bei zu 

Lüftungszwecken leicht geöffnetem (gekipptem) Fenster ermittelt und bewertet. 

Bei der Annahme prognostischer Außenlärmpegel hat der Gutachter für alle be-

trachteten Einrichtungen bei geschlossenen Fenstern die Einhaltung der von den 

lärmmedizinischen Gutachtern empfohlenen Innenraum-Schutzziele in Gestalt 

der präventiven Richtwerte festgestellt. 

Bei Ansatz eines zu Lüftungszwecken leicht geöffneten Fensters in der Nacht 

werden die von den Lärmmedizinern vorgeschlagenen strengen Innenraum-

Schutzziele für die Nachtzeit bei zwölf untersuchten Einrichtungen (Kranken-

häuser und Altenheime) nicht eingehalten. 

Das lärmmedizinische Gutachten von Prof. Dr. Dr. Jansen und Prof. Dr. 

Scheuch

Zur lärmmedizinischen Bewertung der Auswirkungen des Fluglärms hat die An-

tragstellerin das lärmmedizinische Gutachten "Bewertung der Fluglärmbelastung 

in der Umgebung des Flughafens Düsseldorf für drei  Flugbetriebsszenarien"

vorgelegt.

Prof. Jansen und Prof. Scheuch sehen auf der Grundlage aktueller Forschungser-

gebnisse als vorrangige Schutzziele die Vermeidung von Lärmgefährdungen im 

Sinne einer Übersteuerung vegetativ-physiologischer Funktionen und die Ver-

meidung "erheblicher Belästigung" als Ursache negativer Auswirkungen auf 

psychische Funktionen und soziale Verhaltensweisen (vgl. S. 23 des Gutach-

tens).

Die Gutachter stellen klar, dass angesichts einer Vielzahl möglicher Reaktionen 

auf Lärm zu ermitteln ist, ob Fluglärmeinwirkungen lediglich zu einer bloßen 

Belästigung führen  oder als erhebliche Belästigung einzustufen sind im Sinne 

adverser Effekte mit den o. g. Auswirkungen. 
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Die Lärmwirkungsforscher machen deutlich, dass nicht jede Beanspruchung 

schon als "Schädlichkeit" oder "Gefährdung" der Gesundheit anzusehen ist, da 

Reaktionen auf einen Reiz in ihrer Bedeutung als Reizantwort durchaus im Be-

reich des "Gesunden" liegen. 

Unter Bezugnahme auf die Erkenntnisse der Lärmwirkungsforschung stellen sie 

fest, dass Mittelungspegel von 50 bis 55 dB(A) zu Belästigungsreaktionen in der 

Bevölkerung führen. Ein Mittelungspegel von 55 dB(A) ist  nach ihrer Auffas-

sung als sicherer Schwellenwert für eine Belästigung zu betrachten (vgl. S. 78 

des Gutachtens). 

Gestützt auf verschiedene wissenschaftliche Untersuchungen und umfangreiche 

Studien von Oliva stellen die Gutachter fest, dass eine erhebliche Belästigung ab 

Leq3 = 65 dB(A) sicher vorliegt und das Ausmaß der erheblichen Belästigung 

von Leq3 = 62 bis 65 dB(A) ein annähernd gleich bleibendes Niveau zeigt. 

Diese Erkenntnis lege es nahe, einen Präventionswert von Leq3 = 62 dB(A) als 

Eckwert für erhebliche Belästigung anzusehen. Für die Beurteilung "neuer lärm-

reicher Anlagen" sollten Maßnahmen schon ab diesem Belastungswert getroffen 

werden.

Den kritischen Wert für einen fluglärmbedingte Gesundheitsgefährdung am Ta-

ge aufgrund möglicher vegetativer Übersteuerung setzen die Gutachter bei Ma-

ximalpegelbelastungen von 19 x 99 dB(A) pro Tag (16 Tagesstunden) an (vgl.

S. 32/33 des Gutachtens). 

Da ein unter Vorsorgegesichtspunkten anzusetzender präventiver Wert unter 

diesem Kriterium 19 x 99 dB(A) liegen sollte, empfehlen sie unter präventivme-

dizinischen Gesichtspunkten für die Lärmbewertung einen Wert von 25 x 90 

dB(A).

Zu den gesundheitsrelevanten Auswirkungen des Fluglärms in der Nachtzeit 

führen die Gutachter aus, dass das vegetative Nervensystem im Schlaf um 10 bis 
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15 dB(A) empfindlicher ist als im Wachzustand. Das bedeutet, dass wenn im 

Wachzustand vegetative Reaktionen ab etwa 65 dB(A) Maximalpegel beginnen, 

sie im Schlaf schon bei Maximalpegeln im Innenraum ab 55 dB(A) erkennbar 

sind. Der Orientierungswert für den Beginn lärmbedingter vegetativer Reaktio-

nen im Schlaf liegt also bei einem Innenpegel von 55 dB(A). Die Gutachter stel-

len klar, dass für lärmbedingte Reaktionen im Schlaf prinzipiell die gleiche Fest-

stellung wie bei der Beurteilung von lärmbedingten vegetativen Übersteuerun-

gen am Tage gilt; nicht jede Reaktion ist als schädlich zu beurteilen, sondern in 

mittellauten Belastungsbereichen als eine natürliche Reizantwort. 

Spitzenpegel im Schlafraum von über 60 dB(A) führen jedoch zu einer Auf-

weckreaktion und zusätzlichen Wachphasen mit möglicherweise längerem Wa-

chzeitraum. Diese bewusstwerdende Störung der Nachtruhe kann zu kurzfristi-

gen Nachwirkungen wie Schläfrigkeit während des Tages führen, wobei häufi-

ges, bewusstwerdendes Aufwachen durchaus Auswirkungen auf die Gesundheit 

haben könne. 

Eigene Untersuchungen des Gutachters Prof. Jansen auf dem Gebiet der experi-

mentellen Schlafforschung haben ergeben, dass gesundheitsrelevantes lärmbe-

dingtes Aufwachen immer dann zu erwarten ist, wenn die Schallereignisse 6 mal 

oder mehr pro Nacht aufgetreten sind. 

Zur Beurteilung nächtlicher Fluglärmbelastung empfehlen die Gutachter die 

Verwendung von Maximalpegeln, da Mitteilungspegel zwar mit der Lästigkeit 

der Fluglärmbelastung gut korrelieren, Störungen durch Fluglärm zur Nachtzeit 

aber nicht hinreichend erfassen. Um extraaurale, physiologische Reaktionen in 

geeigneter Weise erfassen und bewerten zu können, müssen bei der Beurteilung 

von Fluglärm zur Nachtzeit Maximalpegel, ihre Höhe und Häufigkeit, maßge-

bend in die Beurteilung eingezogen werden. 

Prof. Jansen und Prof. Scheuch gehen in ihrem Gutachten auf eine Vielzahl von 

wissenschaftlichen Veröffentlichungen zu Fragen lärmbedingter Schlafstörungen 

näher ein und stellen fest, dass die ausgewerteten Ergebnisse es rechtfertigen, an 
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dem Kriterium einer durch einen Maximalpegel von Lmax = 60 dB(A) definierten 

Aufweckschwelle und von 6 x 60 dB(A) im Schlafraum für lärmbedingtes Auf-

wachen durch informationsarme Geräusche als Kriterium für eine Gesundheits-

gefährdung festzuhalten (vgl. S. 64 des Gutachtens). 

Auf den Seiten 107 ff. stellen die Gutachter die von den Lärmwirkungsforschern 

Prof. Dr. Griefahn, Prof. Dr. Dr. Jansen, Prof. Dr. Scheuch und Prof. Dr. Spreng 

gemeinsam erarbeiteten Empfehlungen für Bewertungsgrenzen für den Fluglärm 

bei Tag und in der Nacht vor. 

Diese gutachterlichen Empfehlungen sind von den Wissenschaftlern Griefahn, 

Jansen, Scheuch und Spreng auch unter dem Titel " Fluglärmkriterien für ein 

Schutzkonzept bei wesentlichen Änderungen oder Neuanlagen von Flughä-

fen/Flugplätzen" (vgl. Zeitschrift für Lärmbekämpfung 49/2002 Nr. 5, S. 171 - 

175) veröffentlicht worden. 

Die Autoren haben sich auf der Grundlage ihrer Einzelgutachten, die von der 

Fraport AG, Flughafen Frankfurt/Main AG, in Auftrag gegeben wurden, zum 

gegenwärtigen Stand der Lärmwirkungserkenntnisse auf eine gemeinsame Emp-

fehlung für die Bewertungsgrenzen von Fluglärm als Beitrag für ein Schutzkon-

zept bei wesentlichen Änderungen oder Neuanlagen von Flughäfen/Flugplätzen 

verständigt. Das Ziel der Verfasser ist eine Verbesserung des Lärmschutzes der 

Bevölkerung unter Vorsorgegesichtspunkten, die Erhöhung der Beurteilungssi-

cherheit und Gleichbehandlung und ein Beitrag zur Vermeidung unsachlicher 

Grenzwertdiskussionen, die zur Schaffung artefizieller Risiken führen könnten. 

Nach Aussage der Verfasser ist Grundlage für die Bewertung von Lärmwirkun-

gen die biopsychosoziale Komplexität des Menschen. Für die Begründung von 

Einwirkungsgrenzen werden somatische (körperliche), psychische und soziale 

Prozesse berücksichtigt. Gesundheit wird als ein aktiver Prozess verstanden, der 

nicht nur das Freisein von Krankheit beinhaltet, sondern auch die Fähigkeit zur 

aktiven Anforderungsbewältigung und die Möglichkeit zur Erreichung von 

Wohlbefinden beschreibt. Eine Trennung von medizinischen, psychologischen 
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und sozialwissenschaftlichen Aspekten in der Betrachtung von Fluglärmwirkun-

gen entspricht nach Aussage der Gutachter nicht dem Erkenntnisstand moderner 

Belastungsforschung. 

In ihrem o. a. Aufsatz in der Zeitschrift für Lärmbekämpfung heißt es auf Seite 

173:

"Es wird von einer Hierarchie der Begrenzungswerte ausgegangen, die einer 

quantitativen Abstufung der einzelnen Wirkungsebenen entsprechen und unter-

schiedliche Sicherheiten der wissenschaftlichen Erkenntnisse berücksichtigen." 

 Die Wissenschaftler geben bei den Bewertungsgrenzen jeweils drei verschiede-

ne Werte an, die sie wie folgt definieren: 

"Kritischer Toleranzwert:

Gesundheitsgefährdungen und/oder -beeinträchtigungen sind nicht mehr auszu-

schließen. Die wissenschaftliche Begründung der Lärmwirkungen ist vorhanden, 

oder es besteht ein ausreichender wissenschaftlich begründeter Verdacht. Diese 

Toleranzwerte sind zu unterschreiten. Ihre Überschreitung zwingt zu Maßnah-

men der Lärmminderung. 

Präventiver Richtwert:

Es handelt sich um einen Vorsorgewert, bei dessen Einhaltung Gesundheitsge-

fährdungen weitgehend ausgeschlossen sind. Beeinträchtigungen und Störungen 

können insbesondere bei sensiblen Gruppen auftreten. Die wissenschaftliche 

Begründung ist plausibel. Sie sollten grundsätzlich nicht überschritten werden. 

Bei Überschreitung besteht Handlungsbedarf. Unter dem Minimierungsgebot 

von Lärm sollten Schwellenwerte langfristig angestrebt werden." 

Die Bewertungsgrenzen zur Vermeidung erheblicher Belästigung durch Flug-

lärm am Tage werden als äquivalenter Dauerschallpegel mit dem Halbierungspa-
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rameter q = 3 der Zeitbewertung "slow" und der Einteilung der Flugzeugtypen 

entsprechend der Anleitung zur  Berechnung von Fluglärm (AzB) von 1999 dar-

gestellt. 

Die Verfasser legen als kritischen Toleranzwert einen äquivalenten Dauerschall-

pegel von 65 dB(A) zugrunde, als präventiven Richtwert einen äquivalenten 

Dauerschallpegel von 62 dB(A) und als Schwellenwert einen solchen von

55 dB(A). 

Es handelt sich um einen 16-Stundenwert, der die Tagzeit von 6:00 bis

22:00 Uhr umfasst, wie es in den letzten Jahren in der Lärmwirkungsbewertung 

Praxis ist. 

Eine weitere Unterteilung in mehrere Zeitspannen am Tag lehnen die Gutachter 

wegen mangelnder wissenschaftlicher Grundlagen ab, da die Variabilität indivi-

dueller Verhaltens- und Reaktionsweisen viel größer als die biorythmologischen 

Variabilitäten sei und möglicherweise zusätzliche Gefährdungen für Gruppen 

von Menschen durch Verlagerungen des Flugverkehrs hervorgerufen würden 

oder eine realitätsferne Pseudosicherheit erzeugt werde. 

Zur weiteren Begründung führen die Verfasser auf Seite 174 ihres Aufsatzes 

aus, dass im Zusammenhang mit dem Schutzziel der Vermeidung von erhebli-

cher Belästigung im Außenbereich einer Wohnung oder eines Wohnhauses Ma-

ximalpegelwerte nicht vorgeschlagen werden, da ihre Belästigungswirkung er-

heblich von der Situation und von individuellen Faktoren abhänge und wissen-

schaftliche Erkenntnisse vor allem in Bezug auf den äquivalenten Dauerschall-

pegel vorlägen. Auch unter präventiven Gesichtspunkten müsse eine Erheblich-

keitsfestlegung pragmatisch unter Akzeptierung eines bestimmten Anteils erheb-

lich Belästigter erfolgen. Da es eine Null-Belästigung nicht gebe und eine be-

stimmte Anzahl Lärmsensibler immer auftrete und Belästigung stets das Resultat 

einer Wechselwirkung mit Betroffenen und erheblich situationsabhängig sei, ge-

he der o .g. präventive Richtwert von 25 Prozent erheblich Belästigten aus, was 

auch internationalen Gepflogenheiten entspreche. 
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Griefahn, Jansen, Scheuch und Spreng stellen klar, dass der aus dem Schutzziel 

"erhebliche Belästigung" abgeleitete präventive Richtwert Leq = 62 dB(A) der 

zentrale Beurteilungswert aus medizinischer, psychologischer und sozialwissen-

schaftlicher Sicht sei. 

Im Hinblick auf die Notwendigkeit zur Entwicklung geeigneter Bewertungskri-

terien für Lärmwirkungen durch Fluglärm in der Nacht sehen die Gutachter un-

ter dem Themenpunkt "Schutzziel der Vermeidung von Störungen des Schlafs 

(innen)" die Grundlage für die Bewertung in der Vermeidung zusätzlichen lärm-

bedingten Aufwachens. Deshalb geben sie grundsätzlich den Maximalpegeln 

den Vorzug gegenüber dem äquivalenten Dauerschallpegel. 

Die erhebliche Belästigung in der Nacht als eigenständiges Kriterium wird durch 

Aufwachen und Störung des Wiedereinschlafens bestimmt. Die Berücksichti-

gung evtl. relevanter Stresshormonveränderungen durch Nachtfluglärm ist nach 

Angaben der Autoren bei den von ihnen vorgeschlagenen Begrenzungswerten 

gegeben. Weitergehende Anforderungen lassen sich nach ihrer Auffassung beim 

gegenwärtigen Erkenntnisstand nicht ableiten. 

Für die Nachtzeit von 22:00 Uhr bis 6:00 Uhr schlagen die Autoren für den Ma-

ximalpegel (Innenpegel "am Ohr des Schläfers") einen kritischen Toleranzwert 

von 6 x 60 dB(A), einen präventiven Richtwert von 13 x 53 dB(A) und einen 

Schwellenwert von 23 x 40 dB(A) vor, für den äquivalenten Dauerschallpegel 

einen kritischen Toleranzwert von 40 dB(A) einen präventiven Richtwert von  

35 dB(A) und einen Schwellenwert von 30 dB(A). 

Sind an einem Flughafen die Nachtflugbewegungen auf die ersten drei Stunden 

der Nacht (22:00 - 1:00 Uhr) konzentriert, wie dies am Flughafen Düsseldorf der 

Fall ist, lautet die Empfehlung für das Schutzziel als Maximalpegel im Innen-

raum als kritischer Toleranzwert Lmax22-6h = 6x60 dB(A), als präventiver Richt-

wert, Lmax22-1h = 8x56 dB(A) sowie Lmax1-6h = 13x53 dB(A) und Lmax22-6h =

23 x 40 dB (A) als Schwellenwert (vgl. S. 112/113 des Gutachtens). 
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Die Gutachter heben hervor, dass sie bei der Beschreibung des Innenraum-

schutzzieles zur Vermeidung von Störungen des Schlafes prinzipiell den Maxi-

malpegeln den Vorzug geben. Die Angabe der äquivalenten Dauerschallpegel 

innerhalb der Maximalpegelkonturen diene der Dimensionierung des Schall-

schutzes durch Berücksichtigung der Wiedereinschlafmöglichkeit. Außerdem 

solle nicht unterhalb der Begrenzungspegelhäufigkeiten ein theoretisch unbe-

grenzter Flugbetrieb stattfinden. 

Korrespondierend zu den o. g. Innenraumschutzzielen in Gestalt von Maximal-

pegeln und ihrer Häufigkeit für eine Konzentration des Flugverkehrs auf den ers-

ten Teil der Nacht nennen die Gutachter folgende äquivalente Dauerschallpegel: 

Kritischer Toleranzwert:  Leq22-6h  =  40 dB(A) 

Präventiver Richtwert: Leq22-1h  =  35 dB(A) 

                                    Leq1-6h    =  32 dB(A) 

Schwellenwert:                      Leq22-6h   = 30 dB(A) 

Die Vorschläge der Verfasser für Eckwerte zur lärmphysikalischen Berechnung 

von zu erwartenden Lärmimmissionen im Freien (Isokonturen) für die Nachtzeit 

beruhen sowohl hinsichtlich der präventiven Richtwerte als auch der kritischen 

Toleranzwerte und sowohl hinsichtlich der Maximalpegel als auch der Dauer-

schallpegel auf den zur Vermeidung von Schlafstörungen vorgeschlagenen In-

nenpegeln. Diese sind unter Berücksichtigung des Dämmwerts für ein gekipptes 

Fenster um 15 dB(A) erhöht und ergeben so den maßgebenden Außenpegel. 

Schwellenwerte außen sollen nicht berechnet werden (vgl. S. 115 des Gutach-

tens).

Die empfohlenen Eckwerte zur lärmphysikalischen Berechnung eines Nacht-

schutzgebietes an einem Flughafen mit der Konzentration des Flugbetriebs auf 

den ersten Teil der Nacht stellen sich wie folgt dar: 



C Entscheidungsgründe 141
C.2 Materiell-rechtliche Bewertung

Präventive Richtwerte Kritische Toleranzwerte 

Lmax = 8 x 71 dB(A) 
            (22:00 - 1:00 h) 

Lmax = 6 x 75 dB(A) 
            (22:00 - 1:00 h) 

Lmax = 5 x 68dB(A) 
            (1:00 - 6:00 h) 

Leq  =  55 dB(A) 
            (22:00 - 6:00 h) 

Leq  =  50 dB(A) 
            (22:00 - 1:00 h) 

Leq  =  47 dB(A) 
            (1:00 - 6:00 h) 

Für besonders schutzbedürftige Einrichtungen wie Schulen, Kindergärten, Kran-

kenhäuser und Altenheime haben die Gutachter gesonderte Innenraumschutzzie-

le festgelegt. 

Im Hinblick auf den Schutz der Kommunikation in Schulräumen halten sie einen 

äquivalenten Dauerschallpegel von 40 dB(A) als präventiver Richtwert für ge-

eignet. Ein Maximalpegel von 55 dB(A) gewährleiste nach wissenschaftlichen 

Erkenntnissen allerdings auch eine 99 %ige Satzverständlichkeit. 

In Kindergärten gelte der vorgeschlagene Innenpegel von Leq = 36 dB(A), vor 

allem für die Ruhezeit, da die außerhalb der Ruhezeit (Mittagszeit) auftretenden 

Pegel deutlich höher seien (vgl. Gutachten S. 82). 

Die Gutachter schlagen folgende präventive Richtwerte für den Innenraum vor: 

Kindergärten: Leq = 36 dB(A) 

Schulen: Leq = 40 dB(A) 

Krankenhäuser:

Tags: Leq = 36 dB(A)   Lmax = 25 x 45 dB(A) 

Nachts: Leq = 30 dB(A)   Lmax = 13 x 40 dB(A) 

Altenpflegeheime: 

Tags: Leq = 36 dB(A)   Lmax = 25 x 51 dB(A) 

Nachts: Leq = 32 dB(A)   Lmax = 13 x 45 dB(A) 
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Der Bundesgesetzgeber hat weder für die enteignungsrechtliche noch für die 

fachplanrechtliche Zumutbarkeit von Fluglärm am Tage und in der Nacht einen 

Grenzwert festgelegt. 

Es gibt bis heute kein Regelwerk, das normative Maßstäbe oder abschließende 

Zumutbarkeitsaussagen (d. h. Verfahren zur Belastungsermittlung und korrelier-

te Grenzwerte) für die zulässige Belastung mit Fluglärm enthält (vgl. Wysk in 

Ziekow, Praxis des Fachplanungsrechts, S. 628 Rdnr. 1697). 

Daher ist die Frage, welche Nachteile i. S. des § 9 Abs. 2 LuftVG die Anord-

nung von Schutzauflagen auslösen, grundsätzlich im Hinblick auf einzelne 

Grundstücke zu beantworten wobei die Zumutbarkeitsgrenze in der Planungs-

entscheidung bestimmt werden muss (vgl. Wysk, a. a. O., S. 629 Rdnr. 1700). 

Gegenüber den Belangen des öffentlichen Verkehrsinteresses an einer Verbesse-

rung des Verkehrswertes des Flughafens Düsseldorf sind die Belange der Flug-

hafennachbarschaft in die Abwägung einzustellen, die über rechtlich als wehrfä-

hig abgesicherte Positionen insbesondere des Gesundheits- und Eigentumsschut-

zes hinausgehen. 

Da gerade unterhalb dieser Schwelle der erforderliche Interessenausgleich zwi-

schen den einander gegenüberstehenden Belangen zu schaffen ist, ist im Rahmen 

der gebotenen Abwägung zu bestimmen, was der Flughafennachbarschaft an Be-

lastungen durch den durch die Planung gesteigerten Flugbetrieb zumutbar ist. 

Dabei ist u. a. auch der Frage nachzugehen, ob sich allgemeine neue Erkenntnis-

se in der Lärmwirkungsforschung ergeben haben können und ggf., ob diese einer 

Betrachtung und Bewertung der veränderten Fluglärmsituation für die Tagzeit 

(6:00 Uhr bis 22:00 Uhr) anhand von Zonen äquivalenter Dauerschallpegel ent-

gegenstehen und eine Bewertung anhand von Maximalpegeln rechtlich geboten 

erscheinen lassen könnte. 
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Der im Rahmen der beantragten weitergehenden Ausnutzung der Flughafenka-

pazität prognostizierte Flugbetrieb führt zu einer Veränderung bei der Fluglärm-

belastung und damit bei den durch Fluglärm ausgelösten Belästigungen. 

Das Maß der Belästigung durch Fluglärm am Tage und in der Nacht ist zu be-

werten, um im Rahmen der Abwägung zu einem angemessenen Ausgleich zwi-

schen den Interessen des Flugplatzbetreibers, den öffentlichen Verkehrsinteres-

sen der Allgemeinheit und dem Interesse der Flughafennachbarschaft, von den 

Auswirkungen des Luftverkehrs möglichst weitgehend verschont zu bleiben, zu 

kommen. Hierfür bedarf es zunächst der Festlegung geeigneter Bewertungspa-

rameter und Grenzwertkriterien. 

Wie oben bereits erwähnt, hat der Bundesgesetzgeber weder für die enteignungs-

rechtliche noch für die fachplanungsrechtliche Zumutbarkeit von Fluglärm 

Grenzwerte festgelegt.  

Wie im allgemeinen Immissionsschutzrecht auch, kann beim Schutz vor unzu-

mutbarem Fluglärm der Begriff der Sozialadäquanz als Differenzierungsmerk-

mal, das es unter Zumutbarkeitsgesichtspunkten ermöglicht, der jeweiligen Art 

der Störung Rechnung zu tragen, herangezogen werden. Nach Aussage des Bun-

desverwaltungsgerichts (vgl. Beschluss vom 03.05.1996 - VI B 95/96) liegt dem 

die Erwägung zugrunde, dass sich der Grad der Schutzwürdigkeit und der 

Schutzbedürftigkeit nicht losgelöst von allgemeinen Wertungen, die in rechtser-

heblichen Regelungen ihren Niederschlag gefunden haben, abstrakt festlegen 

und an einem starren Lärmwert ablesen lässt. 

Unter dem Gesichtspunkt, dass bestimmte Nutzungen sich nach ihrer Eigenart 

nicht konfliktfrei nebeneinander ausüben lassen, ist eine Nutzung nicht schon 

deshalb unzulässig, weil sie sich auf die nähere Umgebung unvermeidbar 

nachteilig auswirkt, sondern erst dann, wenn besondere Umstände hinzutreten, 

die dazu führen, dass die Belastung eines durchschnittlich lärmempfindlichen 

Menschen in der Nachbarschaft über das Maß  hinausgeht, das typischerweise 

zugemutet wird. Im Rahmen der Sozialadäquanz spielt daher die normativ fest-
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gelegte Zweckbestimmung der genutzten Anlage und ihre Aufgabe für die All-

gemeinheit eine entscheidende Rolle (vgl. BVerwG, NVwZ 1996, S. 1001/ 

1002).

Aktueller Stand der Lärmwirkungsforschung zur Lärmbelästigung durch 

Fluglärm am Tage

In ihrem o. g. medizinischen Gutachten haben Prof. Dr. Dr. Jansen und sein 

Co-Autor Prof. Dr. Scheuch deutlich gemacht, dass es für den Begriff der 

Lärmbelästigung, der im Umweltbereich die am häufigsten festgestellten Reak-

tion und damit eine zentrale Größe auch bei präventiven Entscheidungen zu 

Lärmschutzmaßnahmen ist, keine einheitliche, allgemein anerkannte Auffassung 

gibt.

Nach Guski ist die Belästigung diejenige Lärmwirkung, die am ehesten dem na-

he kommt, was man unter psychologischen Wirkungen versteht: eine Mischung 

aus leichtem Ärger darüber, dass man etwas hören muss, was man gar nicht hö-

ren will, dass man bei einer Tätigkeit gestört wird und man gegen die Quelle re-

lativ machtlos ist (vgl. Guski, Status, Tendenzen und Desiderate der Lärmwir-

kungsforschung zu Beginn des 21. Jahrhunderts, Zeitschrift für Lärmbekämp-

fung 49/2002, Seite 220). 

Nach Guski (vgl. a. a. O., Seite 220) determiniert der Beurteilungspegel nur et-

wa 33 % der Varianz des zusammenfassenden Belästigungsurteils, situative und 

personale Faktoren beeinflussen es ebenfalls. 

Guski weist darauf hin, dass im Zusammenhang mit Belästigung durch Lärm 

systematische Bevölkerungsbefragungen und Feldstudien durchgeführt worden 

seien, die jedoch im Durchschnitt heute 20 Jahre alt seien, und meist aus einer 

Zeit mit wesentlich geringeren Verkehrsmengen und meist lauteren Einzelereig-

nissen stammten. Die Art und Skalierung des verwendeten Fragebogens habe 



C Entscheidungsgründe 145
C.2 Materiell-rechtliche Bewertung

ebenfalls erhebliche Bedeutung für die Ergebnisse und könne  zu uneinheitlichen 

Ergebnissen führen, da bei den verwendeten Fragebogen keine durchgehende 

Einheitlichkeit gewährleistet gewesen sei. 

Jansen und Scheuch gelangen in ihrem vorliegenden lärmmedizinischen Gutach-

ten zu dem Ergebnis, dass eine erhebliche Belästigung ab einen äquivalenten 

Dauerschallpegel Leq3 = 65 dB(A) sicher vorliege. Sie vertreten die Auffassung, 

dass das Ausmaß der erheblichen Belästigung von Leq3 = 62 bis 65 dB(A) ein 

annähernd gleich bleibendes Niveau zeige. Hieraus schließen sie, dass ein "Prä-

ventionswert" von Leq3 = 62 dB(A) als Eckwert für erhebliche Belästigung anzu-

sehen sei und für die Beurteilung "neuer lärmreicher Anlagen" Maßnahmen 

schon ab diesem Belastungswert getroffen werden sollten. 

Diese gutachterliche Empfehlung findet sich wie oben bereits erwähnt auch in 

den von den Lärmwirkungsforschern Griefahn, Jansen, Scheuch und Spreng

veröffentlichten "Fluglärmkriterien für ein Schutzkonzept bei wesentlichen Än-

derungen oder Neuanlagen von Flughäfen/Flugplätzen" (vgl. Zeitschrift für 

Lärmbekämpfung 49/2002 Nr. 5, S. 171 - 175). Die Autoren haben hierin zum 

gegenwärtigen Stand der Lärmwirkungserkenntnisse eine gemeinsame Empfeh-

lung für Bewertungsgrenzen von Fluglärm als Beitrag für ein Schutzkonzept bei 

wesentlichen Änderungen oder Neuanlagen von Flughäfen/Flugplätzen erarbei-

tet.

Ihr Ziel dabei ist eine Verbesserung des Lärmschutzes der Bevölkerung unter 

Vorsorgegesichtspunkten, die Erhöhung der Beurteilungssicherheit und Gleich-

behandlung und ein Beitrag zur Vermeidung unsachlicher Grenzwertdiskussio-

nen.

Die Bewertungsgrenzen zur Vermeidung erheblicher Belästigung werden als ä-

quivalenter Dauerschallpegel mit dem Halbierungsparameter q = 3 der Zeitbe-

wertung "slow" und der Einteilung der Flugzeugtypen entsprechend der Anlei-
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tung zur Berechnung von Fluglärm (AzB) von 1999 dargestellt. Sie entsprechen 

daher den Werten des lärmmedizinischen Gutachtens, das dem Änderungsge-

nehmigungsverfahren  zugrunde liegt. 

Die Verfasser legen als kritischen Toleranzwert einen äquivalenten Dauerschall-

pegel von 65 dB(A) zugrunde, als präventiven Richtwert einen äquivalenten 

Dauerschallpegel von 62 dB(A) und als Schwellenwert einen solchen von

55 dB (A). 

Es handelt sich um einen 16-Stundenwert, der die Tagzeit von 6:00 bis 22:00 

Uhr umfasst, wie es in den letzten Jahren in der Lärmwirkungsbewertung Praxis 

ist.

Ortscheid und Wende kommen in ihrer Studie "Fluglärmwirkungen" des Um-

weltbundesamtes aus dem Jahr 2000 bei der Bestimmung eines Richt- oder 

Grenzwertes zu niedrigeren Werten. Sie bezeichnen die Belästigung durch Lärm 

als den wichtigsten Indikator für die Entscheidung, welche Geräuschbelastungen 

als erheblich oder unzumutbar angesehen werden müssen. 

Die Verfasser stellen fest, dass Belästigungsurteile sich im Allgemeinen aus län-

gerfristigen Erfahrungen in und mit der Belastungssituation ausbilden. Sie vari-

ieren individuell stark (z. B. aufgrund von Persönlichkeitsmerkmalen oder Ein-

stellungen)  und werden von situationsspezifischen Einflüssen (z. B. Tätigkeiten, 

gesamte Alltagssituation, physischer und psychischer Zustand) beeinflusst. 

Auch Ortscheid und Wende halten vor allem den Mittelungspegel während der 

Tagesstunden als Geräuschkenngröße, die die Stärke, Dauer und Häufigkeit der 

Geräuschereignisse zusammenfassend kennzeichnet, für einen geeigneten Prädi-

kator für das durchschnittliche Belästigungsurteil der Betroffenen (vgl. Flug-

lärmwirkungen, Seite 23). 

Auf Seite 23 und 29 ihrer Studie stellen die Autoren klar, dass Beurteilungsgrö-

ßen, die auf dem energieäquivalenten Dauerschallpegel basieren, geeignet sind, 
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langfristige Wirkungen zu beschreiben, während mit Spitzen- oder Maximalpe-

geln Akutwirkungen besser beschrieben werden können. Eine generelle Festle-

gung von Maximalpegeln für den Außenbereich halten sie nicht für zwingend 

geboten, da nicht für alle Wirkungsbereiche belastbare Maximalpegelkriterien 

ableitbar seien und sich überdies in Abhängigkeit vom Leq zwangsläufig eine 

Maximalpegelbegrenzung ergebe, die u. a. von der Einwirkdauer des einzelnen 

Geräusches und von seiner Häufigkeit abhänge.

Diese Auffassung bestätigen und verdeutlichen die Verfasser in ihrem Aufsatz 

"Lärm - Erfassung und Bewertung" in der Zeitschrift für Umweltrecht 3 (2002), 

S. 195 - 189, in dem sie dem Argument entgegentreten, der energieäquivalente 

Dauerschallpegel (Leq(3)) berücksichtigte Einzelereignisse zu wenig, weil sie 

quasi "weggemittelt" würden. 

Dass dies nicht zutreffend ist, weisen Ortscheid und Wende an verschiedenen 

Beispielen nach (a. a. O., S. 186). 

Unter Auswertung verschiedener Lärmstudien u. a. zum militärischen Tiefflug-

lärm kommen Ortscheid und Wende zu dem Ergebnis, dass tags bei Mitte-

lungspegeln (Leq; 16  h; außen) oberhalb 55 dB(A) mit zunehmenden Belästi-

gungsreaktionen zu rechnen sei. Dieser Wert sei in Analogie zu den Immissi-

onsgrenzwerten der 16. Bundesimmissionsschutzverordnung zu sehen, d. h., er 

orientiere sich an der Zielsetzung des Bundesimmissionsschutzgesetzes. Die 

Verfasser nehmen daher eine erhebliche Belästigung im Sinne des § 3 Bundes-

immissionsschutzgesetz bei Geräuschbelastung von Leq(3) außen von größer

55 dB(A) an (vgl. Fluglärmwirkungen), S. 28). 

Sie stellen dabei klar, dass die Frage, ab welcher Belastung Belästigungen im 

Sinne des Bundesimmissionsschutzgesetzes als erheblich zu werten sind, nicht 

ausschließlich seitens der Lärmwirkungsforschung beantwortet werden könne. 

Derartige Zumutbarkeitsgrenzen seien eher soziale und politische Setzungen, die 

zudem eine Güterabwägung mit anderen gesellschaftlichen Wertstellungen er-

fordern (vgl. Fluglärmwirkungen, S. 26). 
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Die o. g. aktuellen Erkenntnisse der Lärmwirkungsforschung und deren Bemü-

hungen, präventive Richtwerte im Sinne von Vorsorgewerten zu definieren, ma-

chen deutlich, dass in einem Bereich der Lärmimmissionen, über deren gesund-

heitsschädliche Wirkungen keine gesicherten wissenschaftlichen Erkenntnisse 

vorliegen, eher soziale und politische Setzungen und Abwägungen mit anderen 

gesellschaftlichen Wertstellungen in das Blickfeld geraten (vgl. Ortscheid und 

Wende, Fluglärmwirkungen, S. 26). Auch Griefahn, Jansen, Scheuch und

Spreng weisen darauf hin, dass es selbst unter präventiven Gesichtspunkten we-

gen einer stets vorhandenen Anzahl Lärmsensibler einen "Null-Belästigung" 

nicht gebe. 

Die Frage was der Nachbarschaft des Flughafens Düsseldorf im vorliegenden 

Fall an Lärmimmissionen zugemutet werden darf, kann daher nicht allein aus 

den dargestellten Erkenntnissen der Wirkungsforschung beantwortet werden, 

sondern muss bei der Abwägung der gegenläufigen Belange den Bereich der 

präventivmedizinischen Erwägungen mit erfassend geklärt werden. 

Bewertungsparameter Leq3 für die Belästigung durch Fluglärm am Tage

Zunächst ist es erforderlich, den geeigneten Maßstab für den Schutz der Flugha-

fennachbarschaft vor erheblicher Belästigung durch Fluglärm am Tag festzule-

gen.

Ganz allgemein ist bei der Bewertung des prognostischen Fluglärms zu berück-

sichtigen, dass sich die Anwohner in der Nachbarschaft des Flughafens die meis-

te Zeit des Tages im Inneren von Gebäuden aufhalten und den Einwirkungen des 

Fluglärms nicht wie im Freien ausgesetzt sind. 

Anknüpfungspunkt ist gleichwohl die im Prognosehorizont zu erwartenden Au-

ßenschallbelastungen, die in einem geeigneten Fluglärmbeurteilungsmaß auszu-

drücken ist (vgl. Wysk in Ziekow, Praxis des Fachplanungsrechts, S. 630, Rdnr. 

1704).
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Die Außenschallbelastung stellt die allein hinreichend objektivierbare und sicher 

reproduzierbare sowie von den individuellen Wohnverhältnissen unabhängige 

Größe dar (vgl. Wysk, a. a. O.). 

Nach Auffassung der Genehmigungsbehörde zeigt das oben näher dargestellte 

Meinungsspektrum maßgeblicher Vertreter der Wissenschaft auf dem Gebiet der 

Lärmwirkungsforschung, dass der äquivalente Dauerschallpegel (Leq3) für die 

Beschreibung und Bewertung des konkreten Lärmgeschehens ein sinnvoller und 

geeigneter Parameter ist. 

Auch Ortscheid und Wende konstatieren, dass nach den Ergebnissen zahlrei-

cher sozialwissenschaftlicher Lärmwirkungsstudien der Mittelungspegel nicht 

nur bei Dauergeräuschen, sondern auch bei Geräuschen, die sich aus zahlreichen 

Einzelereignissen  zusammensetzen (Schienenverkehr, Flugverkehr an Verkehrs-

flughäfen, Schiessanlagen), ein geeigneter Prädikator für das durchschnittliche 

Belästigungsurteil der Betroffenen ist (vgl. Ortscheid und Wende, S. 23). 

Isermann stellt fest, dass das Fluglärmbeurteilungsmaß äquivalenter Dauer-

schallpegel geeignet ist, um die durchschnittliche längerfristige Fluglärmbelas-

tung durch einen einzigen Zahlenwert wiederzugeben (vgl. Isermann, in Zie-

kow, Praxis des Fachplanungsrechts, S. 648 Rdnr. 1750 bis 1752 und 1760, 

1761).

Mit der ganz maßgeblichen Heranziehung des Dauerschallpegels Leg3 hat sich 

auch ausführlich der Bayerische Verwaltungsgerichtshof in seinem Urteil vom  

4. November 1997 (Az.: 20 A 92.40134-58) auseinander gesetzt. In seiner in der 

Zeitschrift für Luft und Weltraumrecht, 4/1999, S. 536-552, abgedruckten Ent-

scheidung hält das Gericht den energieäquivalenten Dauerschallpegel als alleini-

ges Kriterium zur Bewertung der Zumutbarkeit von Fluglärm für ausreichend 

(vgl. Bayerischer Verwaltungsgerichtshof, a. a. O., S. 550). 

Das Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen (OVG NRW) 

hat in seinem rechtskräftigen Urteil vom 10. Dezember 2004,  
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Az. 20 D 134/00.AK, das vom Bundesverwaltungsgericht bestätigt worden ist 

(vgl. Beschluss vom 18. August 2005), klargestellt, dass der nach der AzB be-

rechnete äquivalente Dauerschallpegel (Leq3) ein für die Zumutbarkeitsbewer-

tung der Wirkungen von Tagfluglärm taugliches Fluglärmbewertungsmaß dar-

stellt (vgl. S. 44 und 45 des Urteilsumdrucks mit weiteren Nachweisen aus 

Rechtsprechung und Literatur). 

In Übereinstimmung mit der Rechtsauffassung des OVG NRW steht zur Über-

zeugung der Genehmigungsbehörde fest, dass der äquivalente Dauerschallpegel 

(Leq3) für die Beschreibung und Bewertung des konkreten Lärmgeschehens ein 

sinnvoller und geeigneter Parameter ist und eindeutig Vorzugswürdiges, etwa in 

Gestalt von an Maximalpegeln und ihrer Häufigkeit orientierten Schwellenwert-

kriterien, demgegenüber nicht zur Verfügung steht. 

Schutzmaßstab bei Fluglärm am Tage 

Vor dem oben dargestellten Hintergrund sieht die Genehmigungsbehörde in der 

Festlegung eines präventiv medizinisch orientierten Grenzwertes zum Schutz der 

Flughafennachbarschaft vor erheblicher Belästigung durch Fluglärm die geeig-

nete Ausgangsbasis für den gebotenen Ausgleich zwischen den Interessen der 

Flughafennachbarschaft einerseits und denen der Allgemeinheit sowie der An-

tragstellerin andererseits. 

Die Genehmigungsbehörde geht für die Beurteilung der Zumutbarkeit von Flug-

lärm am Tage unter dem Gesichtspunkt erheblicher Belästigung von einem im 

obigen Sinne bestimmten Wert des Dauerschallpegels (Leq3) von 62 dB(A) aus. 

Dieser Wert wird im lärmmedizinischen Gutachten und in der oben näher darge-

stellten Veröffentlichung von Griefahn, Jansen, Scheuch und Spreng als prä-

ventiver Richtwert genannt. 
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Die Anwendung dieses Präventionswertes, den die Gutachter für die Beurteilung 

neuer Vorhaben nahe legen, bei der Bewertung des Lärmgeschehens an dem seit 

Jahrzehnten existierenden Verkehrsflughafen Düsseldorf der sein Umfeld nach-

haltig geprägt hat, liegt jedenfalls auf der "sicheren Seite".

Die in der oben näher dargestellten Schrift "Fluglärmwirkungen" von Ortscheid

und Wende im Hinblick auf den Wirkungsbereich "Belästigung" formulierten 

Schutz- bzw. Qualitätsziele zieht die Genehmigungsbehörde nicht heran. Deren 

zusammenfassende Bewertung, bei Fluglärmbelastungen von 55 dB(A) tags 

werde die Grenze zu erheblichen Belästigungen erreicht (vgl. Fluglärmwirkun-

gen, Seite 31), wird in der Schrift nicht auf einen anerkannten Forschungsstand 

der Wissenschaft gestützt. Jedenfalls werden die Studien zu Belästigung nicht 

benannt, auf die sich die Autoren zur Abteilung der genannten Qualitätsziele 

stützen. Im Hinblick darauf, dass der Bericht selbst wiederholt das Fehlen be-

lastbarer Ergebnisse anerkennt, erscheinen die gleichwohl definierten Grenzwer-

te ohne ausreichende wissenschaftliche Basis erfolgt zu sein. Zum gleichen Er-

gebnis sind in ihren Entscheidungen zum Flughafen Hamburg und zum Flugha-

fen München das OVG NRW Hamburg und der Bayerische VGH gekommen 

(vgl. z. B. Bay. VGH, Urteil vom 03.12.2002, Seite 33 der Urteilsausfertigung). 

Bewertungskriterien für Lärmwirkungen durch Fluglärm in der Nacht

Wie oben bereits gesagt, fehlen auch hier nicht nur gesetzliche Vorschriften, 

sondern auch außergesetzliche Richtlinien oder Normen, so dass jeder Sachver-

ständige die fachliche Auffassung vertreten kann, die er nach seinem persönli-

chen Erkenntnisstand für richtig hält (vgl. Storost, NVwZ 204, 257, 263). 

Umso mehr Bedeutung kommt auch in diesem Bereich Aussagen anerkannter 

Lärmwirkungsforscher  zu, die sich trotz der komplexen und vielschichtigen Ma-

terie auf einheitliche Empfehlungen an die Praxis verständigt haben (vgl. Grie-

fahn/Jansen/Scheuch/Spreng, Zeitschrift für Lärmbekämpfung 2002, Seite 171 

ff.), die Gegenstand des vorgelegten lärmmedizinischen Gutachtens der Profes-

soren Jansen und Scheuch sind, auf das oben bereits näher eingegangen wurde. 
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Das OVG NRW hat in seinem rechtkräftigen Urteil vom 10. Dezember 2004 zur 

Änderungsgenehmigung vom 21. September 2000 in der Fassung des ergänzen-

den Bescheides vom 5. Juni 2003 deutlich gemacht, dass der Senat den Stand der 

hinreichend gesicherten Erkenntnisse der Lärmwirkungsforschung unter Einbe-

ziehung der zurzeit nicht ausräumbaren Unsicherheiten in der o. g. Veröffentli-

chung von Griefahn, Jansen, Scheuch und Spreng - ZfL 49 (2002), 171 - wie-

dergegeben sieht (vgl. OVG NRW a. a. O., S. 48, 49). 

Angesichts der breiten und nachvollziehbaren Basis der Aussagen der Gutachter 

lässt sich die Genehmigungsbehörde von deren Empfehlungen leiten. 

Wie dem lärmmedizinischen Gutachten zu entnehmen ist, haben die Gutachter 

für die Bewertung von Nachtfluglärm an Flughäfen, bei den sich die Flugbewe-

gungen wie am Flughafen Düsseldorf auf den ersten Teil der Nacht konzentrie-

ren, gesonderte Innenraumschutzziele in Gestalt von präventiven Richtwerten 

für die Nachtstunden von 22:00 - 1:00 Uhr und 1:00 - 6:00 Uhr empfohlen  

(vgl. Gutachten S. 113). 

Diese Richtwerte Lmax22-1h = 8 x 56 dB(A) und Lmax1-6h = 5 x 53 dB(A) sowie 

Leq22-1h = 35 db(A) und Leq1-6h = 32 dB(A) beruhen auf dem gutachterlichen Ur-

teil, dass der erste Teil der Nacht unter lärmmedizinischen Gesichtspunkten we-

niger empfindlich und mithin weniger schutzbedürftig ist (vgl. Gutachten

S. 112). 

Mit diesen auf den Schlafraum bezogenen Werten für den Nachtschutz korres-

pondieren die von den Gutachtern genannten präventiven Kriterien und Werte 

für die Maximalpegelkonturen von Nachtschutzgebieten in Gestalt der Lmax =

8 x 71 dB(A) (22:00 - 1:00 h) und Lmax = 5 x 68 dB(A) (1:00 - 6:00 h) (vgl. Gut-

achten S. 64, 114, 115, 126). 

Die Genehmigungsbehörde orientiert sich an diesen Empfehlungen der Gutach-

ter zur Berechnung von Nachtschutzgebieten anhand von Maximalpegeln und 

ihrer Häufigkeit. 



C Entscheidungsgründe 153
C.2 Materiell-rechtliche Bewertung

Das mit dem von den Lärmwirkungsforschern als nachrangiges Nachtkriterium 

"Mittelungspegel" bezeichnete Schutzziel, das als präventiver Richtwert im 

Schlafraum mit einem Leq22-1h = 35 dB(A) und Leq1-6h = 32 dB(A) genannt wird, 

ist als Innenraumschutzziel ebenfalls von Bedeutung, da es nach dem Ansatz der 

Wissenschaftler der Dimensionierung des Schallschutzes durch Berücksichti-

gung der Wiedereinschlafmöglichkeit dienen soll (vgl. Gutachten S. 112, 113, 

126).

Einer Orientierung an den oben dargestellten Empfehlungen der Gutachter ste-

hen weder Erkenntnisse der Rechtsprechung noch eine aktuelle Studie des Deut-

schen Zentrums für Luft- und Raumfahrt (DLR) entgegen. 

In seiner Entscheidung zum Flughafen Tegel vom 9. Mai 2003 hat sich das OVG 

NRW Berlin eingehend mit der Frage auseinandergesetzt, welche Erkenntnisse 

der Lärmwirkungsforschung als hinreichend gesichert anzuerkennen sind, um sie 

für die Beurteilung der Zumutbarkeit von Fluglärm in der Nacht zugrunde zu le-

gen. Anhand der Veröffentlichungen zum Stand der lärmmedizinischen For-

schung kommt das OVG NRW Berlin in überzeugender Weise zu dem Ergebnis, 

dass die Lärmwirkungsforschung aus jüngerer Zeit keine grundlegend geänderte 

Einschätzung zur Zumutbarkeit von Nachtfluglärm aufzeige. In der lärmmedizi-

nischen Forschung kommt das OVG NRW Berlin in überzeugender Weise  zu 

dem Ergebnis, dass die Lärmwirkungsforschung aus jüngerer Zeit keine grund-

legend geänderte Einschätzung zur Zumutbarkeit von Nachtfluglärm aufzeige. In 

der lärmmedizinischen Forschung sei anerkannt, dass lärmbedingte Störungen 

des Schlafs, die zu Aufwachreaktionen führen (sog. erinnerbares Aufwachen), 

Gefährdung der Gesundheit zur Folge haben können. Die entscheidende Frage, 

wie viele Lärmereignisse welcher Stärke eine Aufwachreaktion, die anhand von 

Spitzenschallpegeln (Maximalpegeln) ermittelt wird, mit erheblicher Wahr-

scheinlichkeit auszulösen vermöge, ist in der Lärmwirkungsforschung umstrit-

ten.

Bereits seit langem wird das nach dem Lärmwirkungsforscher und Gutachter 

Prof. Dr. Dr. Jansen benannte Kriterium von 6 x 60 dB(A), wonach der unab-
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dingbare Schutz vor erinnerbarem Aufwachen gewährleistet ist, wenn ein Ma-

ximalpegel von 60 dB(A) innen nicht mehr als 6 mal in der Nacht überschritten 

wird, kritisch hinterfragt und kontrovers diskutiert (vgl. Storost, NVwZ 2004, 

Seite 263). Das OVG NRW Berlin kommt nach Durchmusterung des Meinungs-

spektrums in der Lärmwirkungsforschung zu dem Ergebnis, dass übereinstim-

mende, wissenschaftlich gesicherte Aussagen, dass Maximalpegel von unter  

60 dB(A) zu Aufwachreaktionen führen, sich nicht finden (vgl. OVG NRW Ber-

lin, Urteil vom 9. Mai 2003, Seite 7 des im Internet veröffentlichten Urteilsum-

drucks).

In zahlreichen Veröffentlichungen von Maschke werden die dem Jansen-Kri-

terium zugrunde liegenden Beurteilungen infrage gestellt. Maschke nennt aller-

dings selbst keinen Schwellenwert und seine Kritik ist nach den Feststellungen 

des OVG NRW Berlin bislang einer wissenschaftlichen Überprüfung nicht un-

terzogen worden. Die o. g. Veröffentlichung von Jansen/Griefahn/Scheuch

und Spreng in der ausdrücklich am Jansen-Kriterium für den kritischen Tole-

ranzwert festgehalten wird, verdeutlicht, dass nicht von einer hinreichend gesi-

cherten "neuen" Erkenntnislage in der Lärmwirkungsforschung zum gesund-

heitsrelevanten Schwellenwert ausgegangen werden kann. 

Zu Recht hebt das OVG NRW in seiner Entscheidung, die vom Bundesverwal-

tungsgericht bestätigt worden ist (vgl. BVerwG, Beschluss vom 21.01.2004, 

4B.82/03), hervor, dass den von den o. g. Gutachtern erarbeiteten Begrenzungs-

werten eine nachvollziehbar erläuterte Differenzierung zwischen Gesundheitsge-

fährdung und Vorsorge zugrunde liegt (vgl. OVG NRW Berlin, a. a. O.; Seite 8 

des Urteilsumdrucks). 

Das OVG NRW Berlin weist in überzeugender Weise darauf hin, dass auch ge-

sicherte Erkenntnisse zur Bestimmung von Grenzwerten hinsichtlich signifikan-

ter Stresshormonausschüttungen bislang fehlen (vgl. OVG NRW Berlin a. a. O. 

Seite 9 der Urteilsausfertigung).
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Diese Aussage wird durch eine große Studie zu akuten Schlafstörungen durch 

Nachtfluglärm bestätigt. Nach 5 Jahren intensiver Forschungsarbeit durch das 

Deutsche Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) ist diese umfangreiche Studie 

abgeschlossen worden. 

In 2240 Nächten wurden 128 Personen unter Laborbedingungen und 65 Perso-

nen zu Hause in fluglärmbelasteten Gebieten hinsichtlich der aktuellen Lärmbe-

lastung, der akuten Beeinträchtigung des Schlafs, der Stressreaktion, der Leis-

tung und der Belästigung untersucht. Nach Aussage der DLR sind in den ver-

gangenen 24 Jahren weltweit in verschiedenen Studien zu elektrophysiologi-

schen Wirkungen des Nachtfluglärms insgesamt nur 728 Probandennächte un-

tersucht und veröffentlicht worden. 

Obwohl die Endfassung der Studie noch nicht vorliegt und abschließende Be-

wertungen daher noch nicht möglich sind, hat die DLR in einem Zwischenbe-

richt und im April 2004 in einer Zusammenfassung Ergebnisse ihrer Untersu-

chungen bekannt gegeben, die im Fall der Beziehung zwischen Fluglärm und 

Hormonausschüttung im Schlaf sehr deutlich sind. 

Bei den Probanden wurde die Konzentration der Stresshormone Cortisol, Adre-

nalin und Noradrenalin bestimmt, um evtl. durch lärmstresserhöhte Ausschei-

dungsraten  nachweisen zu können.

Bezüglich der Ausscheidungsraten der Stresshormone Adrenalin und Noradrena-

lin wurde keine signifikante Veränderung ermittelt. Bei Cortisol wurde nur unter 

Laborbedingungen ein signifikanter Trend mit wachsenden Lärmpegeln gefun-

den, dagegen unter Feldbedingungen, d. h. Schlafen zu Hause, wurde keine Ver-

änderung festgestellt. 

Die Genehmigungsbehörde kommt daher zu der von Prof. Jansen und Prof.

Scheuch geteilten Beurteilung, dass es bei dem gegenwärtigen Wissensstand 

nicht möglich ist, aus der Stresshormonausschüttung im Schlaf Schlussfolgerun-

gen für Regularien der Umwelteinwirkungen zu ziehen. 
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Die Empfehlung der o. g. Gutachter Griefahn, Jansen, Scheuch und Spreng

erscheinen der Genehmigungsbehörde demgegenüber vorzugswürdig. 

In einer Anlage zum lärmmedizinischen Gutachten haben Prof. Jansen und 

Prof. Scheuch die o. g. DLR-Studie beschrieben und die Ergebnisse  zu einzel-

nen Wirkungsparametern diskutiert. 

Die Wissenschaftler sehen sich in ihren Auffassungen durch die Studie gestützt. 

So werde u. a. ihre Festlegung auf Maximalpegelhäufigkeiten als Begrenzungs-

kriterium für die Nachtbelastung bestätigt. 

Die äquivalenten Dauerschallpegel wiesen weder im Feld noch im Labor zu den 

wesentlichen Wirkungskriterien eine Beziehung auf. 

Auch das von ihnen zusätzlich herangezogene Kriterium des äquivalenten Dau-

erschalls werde gestützt, da die Studie gezeigt habe, dass dies für das Wiederein-

schlafen relevant sei (vgl. Anhang S. 15, 16). 

Die von ihnen mit 15 dB(A) angesetzte Schallpegeldifferenz zwischen Außen 

und Innen sei bei etwa 570 Messungen bestätigt worden. Die dort ermittelte 

mittlere Pegeldifferenz bei gekipptem Fenster habe 18 dB(A) betragen. 

Zu allen Jahreszeiten habe die Pegeldifferenz teilweise deutlich über 15 dB(A) 

gelegen (vgl. Anlage S. 17). Damit werde deutlich, dass sie im lärmmedizini-

schen Gutachten die Dämmung des gekippten Fensters zu gering eingeschätzt 

hätten, was einen weiteren präventiven Faktor für die Nacht darstelle. 

Auf S. 18 - 20 der Anlage zum lärmmedizinischen Gutachten machen die Gut-

achter deutlich, dass die Autoren der DLR-Studie bei ihrem aus den gewonnenen 

Untersuchungsdaten entwickelten Modell zur Bewertung von Fluglärm mehrere 

präventive Annahmen zusätzlich herangezogen haben und damit unter mehrfa-

chen Gesichtspunkten "von dem ungünstigsten Fall in der Nacht" ausgegangen 

seien.
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Eine Schlussfolgerung auf eine Gefährdung lasse sich aus diesen Modellen je-

doch nicht ableiten. Die DLR-Fluglärmstudie bestätigte im Wesentlichen die im 

lärmmedizinischen Gutachten für den Flughafen Düsseldorf aufgeführten Er-

gebnisse zu den nächtlichen Wirkungen von Lärm. 

Somit liegen sowohl geeignete Bewertungsparameter für die Belastungsermitt-

lung als auch korrelierte Grenzwertkriterien für die Prüfung der Frage vor, wel-

che Maßnahmen zum Schutz der Flughafennachbarschaft vor Fluglärm am Tage 

und in der Nacht erforderlich ist. 

Diese Prüfung hat die Genehmigungsbehörde anhand der lärmtechnischen Gut-

achten, des lärmmedizinischen Gutachtens sowie der übrigen vorgelegten lärm-

technischen Unterlagen unter Berücksichtigung der gesicherten Erkenntnisse der 

Lärmwirkungsforschung vorgenommen. 

Mit bestandskräftigem Bescheid vom 21.09.2000 in der Fassung des ergänzen-

den Bescheids vom 05.06.2003 sind für die Koordinierung des Linien- und 

Charterflugverkehrs folgende Stunden-Eckwerte festgesetzt worden: 

6:00 bis 21:00 Uhr Ortszeit: 36

und

21:00 bis 22:00 Uhr Ortszeit: 35

sowie

22:00 bis 23:00 Uhr Ortszeit: 25 (Sommerflugplanperiode) 

 15 (Winterflugplanperiode). 

Seit dem Beginn der Sommerflugplanperiode 2001 ist im Rahmen einer Erweite-

rungsstufe eine Erhöhung des Koordinierungseckwertes für den Linien- und 

Charterflugverkehr um 2 Slots pro Stunde für die Zeit von 6:00 bis 21:00 Uhr 

Ortszeit zugelassen und wird praktiziert. 

Auf den Seiten 93 und 94 der o. g. Änderungsgenehmigung ist dargelegt, dass in 

den sechs verkehrsreichsten Monaten eines Jahres in der Erweiterungsstufe theo-
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retisch maximal 115.920 IFR-Flüge im Linien- und Charterflugverkehr koordi-

niert werden können. Die Ausnutzung der Jahres- und Halbjahreskapazitäten 

bzw. der Koordinationseckwerte werde aufgrund tageszeitlicher, wochentägli-

cher und saisonaler Schwankungen in den Nachfrage in der Praxis in der Grö-

ßenordnung von etwa 10 % unter den theoretischen Werten liegen. Daher könne 

im Fall der Erweiterungsstufe mit rd. 104.000 IFR-Flugbewegungen im Linien- 

und Charterflugverkehr gerechnet werden. 

Unter Hinzurechnung der sonstigen IFR-Flugbewegungen, Ausweichflüge und 

Flüge nach Sichtflugregeln von rund 9.400 Bewegungen in den sechs verkehrs-

reichsten Monaten ergebe sich eine Gesamtbewegungszahl von 114.000 für die 

Erweiterungsstufe als "konservativer Anhaltswert" für die künftige fliegerische 

Nutzung des Parallelbahnsystems in den sechs verkehrsreichsten Monaten eines 

Jahres (vgl. Seite 93 der Änderungsgenehmigung). 

Diesen von der Genehmigungsbehörde mithin in der Praxis für realisierbar ge-

haltenen Wert hat die Antragstellerin in das von ihr erstellte DES als sog. Ver-

gleichsszenario (VE) eingestellt. Auch im lärmtechnischen und lärmmedizini-

schen Gutachten findet dieser Wert entsprechende Berücksichtigung. 

In der flugbetrieblichen Praxis ist diese Zahl an Flugbewegungen am Flughafen 

Düsseldorf in den sechs verkehrsreichsten Monaten bisher weder erreicht wor-

den, noch nach Überzeugung der FDG erreichbar. 

Zur Beschreibung der tatsächlichen Vorbelastung der Flughafennachbarschaft 

durch Fluglärm unter den Modalitäten einer genehmigungsnahen Flottenzusam-

mensetzung ist die o. g. Bewegungszahl jedenfalls nicht geeignet, da die eine 

tatsächliche Vorbelastung kennzeichnende Fluglärmsituation sich bereits verfes-

tigt haben muss.

Daran fehlt es hier.
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Die FDG hat das Referenzszenario (RE) zur Kennzeichnung der tatsächlichen 

Vorbelastung mit auf einem aktuellen Flottenmix basierenden 105.000 Gesamt-

flugbewegungen in den sechs verkehrsreichsten Monaten bezeichnet (vgl. DES, 

Seite 1). 

Der nach den Vorgaben der Rechtsprechung erfolgte genehmigungsnahe Ansatz 

beim Flugzeugtypenmix ist hier auch deswegen von Bedeutung, weil sich dieser 

gegenüber dem Flottenmix, der dem Gutachten und den Unterlagen des Verfah-

rens zur Genehmigung vom 21.9.2000 in der Fassung des ergänzenden Be-

scheids vom 5.6.2003 zugrunde lag, zu kleineren und damit leichteren Flugzeug-

typen hin verändert hat. Dies ist bei einem Vergleich der im vorliegenden Ver-

fahren gerechneten Lärmkonturen mit denen der o. g. Bescheide zu berücksich-

tigen.

So hat sich das durchschnittliche maximale Abfluggewicht beim Fluggerät über 

10 t von 74.763 kg in den sechs verkehrsreichsten Monaten des Jahres 2000 auf 

63.698 kg in den sechs verkehrsreichsten Monaten des Jahres 2004 vermindert. 

Der Anteil der sog. Wide-Body-Flugzeuge in den Flugzeuggruppen S 6.1, S. 6.2, 

S 6.3 und S 7 ist in den letzten 5 Jahren gesunken. 

In den sechs verkehrsreichsten Monaten des Jahres 2002 waren es noch 8038 

Flugzeuge in diesen Flugzeuggruppen, im selben Zeitraum des Jahres 2003  

6512 und im Jahr 2004 noch 6162 Flugzeuge, was sich auch im oben dargestell-

ten Rückgang des durchschnittlichen maximalen Abfluggewichts widerspiegelt. 

Darüber hinaus ist auch der Anteil der Flugzeuggruppe S 5.3, in der die älteren, 

vergleichsweise lauten Kapitel 3-Flugzeuge wie die TU 154 M und die MD 80 – 

Serie vertreten sind, zurückgegangen, was sich in der Flughafennachbarschaft 

positiv bemerkbar macht. 

Die Zahlen für die sechs verkehrsreichsten Monate der Jahre 2002  - 2004 erge-

ben folgendes Bild: 
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2002 : 5750 

2003 : 5373 

2004 : 5193 Flugzeuge der S 5.3 – Gruppe. 

Die Monate Mai bis Juli 2005 zeigen im Vergleich zum gleichen Zeitraum des 

Vorjahres einen deutlichen Rückgang von 2537 auf 1549 Flugzeuge der o. g. 

Gruppe.

Der Flottenmix des zutreffend ermittelten Referenzszenarios von 105.000 Ge-

samtflugbewegungen liegt im Wesentlichen auch dem Prognoseszenario mit 

insgesamt 131.000 Flugbewegungen in den sechs verkehrsreichsten Monaten 

zugrunde. Bei den Flugzeuggruppen P 1.3 und P.1.4 ist im DES eine Verteilung 

auf die nächst höheren Flugzeuggruppen erfolgt (vgl. DES S. 3, 4, 5), was lärm-

technisch eher zu einer Überschätzung führt. 

Gegenüber den beiden Szenarien RE und VE mit 5 % Nachtfluganteil liegt der 

durchschnittliche Nachtfluganteil im Prognoseszenario bei 9 %, wobei 8,1 % in 

der Zeit von 22:00 - 1:00 Uhr abgewickelt werden. 

Wie die FDG auf Nachfrage der Genehmigungsbehörde erläutert hat, handelt es 

sich dabei um einen rechnerischen Ansatz, bei dem neben den beantragten 8.280 

Landungen in den sechs verkehrsreichsten Monaten (Zeit 22:00 - 23:00 Uhr :

45 x 184 Tage = 8.280) auch vorsorglich überschätzende Prognosen zu einem 

angenommenen Verspätungsanteil bezüglich der beantragten 8.280 Landungen 

Eingang gefunden haben. 

Die durch den Antrag der FDG beschriebene, über den Regelungsinhalt der Än-

derungsgenehmigung vom 21.09.2000 in der Fassung des ergänzenden Be-

scheids vom 05.06.2003 hinausgehende Ausnutzung der Flughafenkapazität 

führt zu einer Veränderung bei der Fluglärmbelastung und damit bei den durch 

Fluglärm am Tag und in der Nacht ausgelösten Beeinträchtigungen und Belästi-

gungen.
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Das Maß dieser Belastung ist zu bewerten, um im Rahmen der Abwägung zu ei-

nem angemessenen Ausgleich zwischen den Interessen des Flughafenbetreibers, 

den öffentlichen Verkehrsinteressen der Allgemeinheit und dem Interesse der 

Flughafennachbarschaft, von den Auswirkungen des Luftverkehrs möglichst 

weitgehend verschont zu bleiben, zu kommen. 

Das im Änderungsgenehmigungsverfahren vorgelegte lärmphysikalische Gut-

achten lässt beim Vergleich des Referenzszenarios mit dem Prognoseszenario 

eine Vergrößerung der Zonen mit Konturen äquivalenten Dauerschallpegels und 

eine Erhöhung der Zahl der Einzelschallereignisse an den Außenstellen der 

Fluglärmüberwachungsanlage erkennen. Die Veränderung des Lärmgeschehens 

durch die Steigerung der Flugbewegungen drückt sich also sowohl in einer Ver-

änderung der Lärmkonturen als auch in einer Steigerung der Zahl der Maximal-

pegel aus. 

Die genehmigungsnah ermittelte Lärmvorbelastungssituation des Referenzszena-

rios, die einen zeitnahen Flugzeugtypenmix einstellt, hat unmittelbar zur Folge, 

dass die beim Vergleich der o. g. Szenarien deutlich werdende Zunahme des 

Luftverkehrs praktisch nicht mehr durch Lärmminderungen beim Fluggerät 

kompensiert werden kann. 

Hierzu sei angemerkt, dass die unter Fluglärmgesichtspunkten für die Flugha-

fenanlieger günstige technische Entwicklung beim Fluggerät, die sich im We-

sentlichen in den 80er und 90er Jahren abgespielt hat, in vollem Umfang der 

Flughafennachbarschaft zugute gekommen ist. Spitzenpegel von deutlich über 

100 dB(A) in der Nachbarschaft des Flughafens Düsseldorf, wie sie früher z. B. 

von Flugzeugtypen wie der BAC 1-11, Hawker Siddely Trident, VC 10, Douglas 

DC 8, Boeing B 707 und Boeing B 727-100 und 200 ohne Weiteres erreicht 

wurden, gehören endgültig der Vergangenheit an. 
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Bei den Konturenberechnungen für die äquivalenten Dauerschallpegel nehmen 

die Flächen der von den Leq3 (Tag)-Konturen umschlossenen Gebiete beim Ver-

gleich von Referenz und Prognosefall um 15 – 19 % infolge der Erhöhung der 

Tagesbewegungszahlen zu. 

Verdeutlicht wird dies durch die zeichnerischen Darstellungen der Leq3-Konturen

im lärmphysikalischen Gutachten auf Blatt A-8 für das Referenzszenario und 

Blatt A-10 für das Prognoseszenario. 

Mit dieser durch Zonen äquivalenten Dauerschallpegels vermittelten Darstellung 

des Lärmgeschehens, das sich durch eine gegenüber der Vorbelastung (Refe-

renzszenario) erkennbare Zunahme von Einzelschallergebnissen bei im Wesent-

lichen gleicher räumlicher Pegelverteilung und gleichen Pegelmaxima auszeich-

net, korrespondieren die im lärmtechnischen Gutachten durchgeführten Maxi-

malpegelauswertungen an den Messstellen der Fluglärmüberwachungsanlage. 

Ebenso wie die Vergrößerung der Konturen sämtlicher Lärmgebiete verdeutlicht 

die Maximalpegelauswertung den Anstieg der Häufigkeit der Lärmereignisse im 

Vergleich von Referenz – zu Prognoseszenario (vgl. lärmphysikalisches Gutach-

ten, Blatt B-2 bis B-7). 

Die für die Zeit von 22.00 Uhr bis 23.00 Uhr von der Antragstellerin beantragte 

Zahl von 45 planbaren Landungen führt an einigen Messpunkten zu einer deutli-

chen Steigerung der Anzahl der nächtlichen Maximalpegel, was durch die auf 

Blatt C-2 bis C-16 enthaltene graphische Darstellung der Überschreitungshäu-

figkeiten des A-bewerteten Maximalschallpegels an den Messstellen des Flugha-

fens Düsseldorf gut erkennbar wird. 

Diese Entwicklung spiegelt sich auch durch das Anwachsen der Kontur des von 

den lärmmedizinischen Gutachtern empfohlenen Nachtschutzgebiets wieder. Der 

Flächeninhalt der 8 x 71 dB(A) (22.00 – 1.00 Uhr) – Kontur wächst von

9,93 km2 im Referenzszenario auf 19,47 km2 im Prognosefall, womit die Fläche 

sich etwa verdoppelt (vgl. S. 24 und 32 des lärmtechnischen Gutachtens). 
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Die Frage, was im vorliegenden Fall angesichts der oben dargestellten, antrags-

bedingten Lärmsteigerungen der Nachbarschaft des Flughafens Düsseldorf zu-

gemutet werden darf, muss bei der Abwägung der gegenläufigen Belange den 

Bereich der präventivmedizinischen Erwägungen mit erfassend geklärt werden. 

Wie oben bereits ausgeführt, sieht die Genehmigungsbehörde zur Schaffung des 

für die Zumutbarkeit des Lärmgeschehens erforderlichen Ausgleichs zwischen 

den Interessen der Flughafennachbarschaft einerseits und denen der Allgemein-

heit sowie der Antragstellerin andererseits die Heranziehung vorsorgeorientierter

Richtwerte auf der Basis hinreichend gesicherter Erkenntnisse der Lärmwir-

kungsforschung als geeignete tatsächliche Grundlage der darauf aufbauenden 

rechtlichen Bewertung an. 

Die Genehmigungsbehörde ist sich darüber im Klaren, dass ihr als Mittel zur Er-

reichung des für die Zumutbarkeit erforderlichen Ausgleichs nicht lediglich die 

Auferlegung baulicher Schallschutzmaßnahmen gegenüber der Antragstellerin 

zu Gebote steht. 

Erforderlich sein kann u. U. auch ein betrieblicher Beitrag des Flughafens/bzw. 

eine Teilabweisung des gestellten Antrags. 

Bei der Klärung der Frage, mit welchen Mitteln unzumutbaren Schallimmissio-

nen entgegengewirkt und damit der prognostizierte Konflikt bewältigt werden 

kann, ist es der Genehmigungs- bzw. Planfeststellungsbehörde allerdings nicht 

verwehrt, im Interesse der Funktionsfähigkeit und der betrieblichen Entwick-

lungsmöglichkeiten eines internationalen Verkehrsflughafens von Maßnahmen 

des aktiven Schallschutzes, insbesondere von Flugbetriebsbeschränkungen, ab-

zusehen und im Interesse der Funktionsfähigkeit und im Hinblick auf den 

Grundsatz der Verhältnismäßigkeit der geringst möglichen Einschränkung des 

Betriebs vorwiegend auf passiven Schallschutz (bauliche Schallschutzmaßnah-

men) und auf Entschädigung zu setzen (vgl. Dolde in Ziekow; Bewertung von 

Fluglärm, Regionalplanung, Planfeststellungsverfahren, Schriftenreihe der 

Hochschule Speyer, S. 37, (54) mit weiteren Nachweisen). 
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Hierbei kommen auch „gemischte“ Lösungen in Betracht, z. B. Nachtflugrege-

lungen zur Beschränkung des Nachtflugbetriebs kombiniert mit Maßnahmen des 

baulichen Schallschutzes (vgl. Dolde, a. a. O.). Einen Vorrang von Maßnahmen 

des aktiven Schallschutzes vor denen des passiven Schallschutzes hat die Recht-

sprechung nicht anerkannt (vgl. Dolde, a. a. O., S. 37 (53) mit weiteren Nach-

weisen).

Schutz vor Fluglärm am Tage 

Am Flughafen Düsseldorf sind in der Vergangenheit mehrfach Maßnahmen zum 

Schutz vor Fluglärm durchgeführt worden. 

Bei der Prüfung der Frage, ob weitere Schutzmaßnahmen gegen Fluglärm am 

Flughafen Düsseldorf im Rahmen dieses Genehmigungsänderungsverfahrens 

geboten sind, sind die bisherigen Maßnahmen zur Minderung der Fluglärmim-

missionen in die Betrachtung einzubeziehen. 

In Vollzug des § 9 FluglärmG hat die FDG Aufwendungsersatz für bauliche 

Schallschutzmaßnahmen in der Schutzzone 1 gezahlt, und zwar in Höhe von rd. 

16,7 Mio. DM für Maßnahmen in 1.735 Wohneinheiten. 

Im Rahmen ihres Programms „Flankierende Umweltschutzmaßnahmen“ hat die 

FDG darüber hinaus für bauliche Schallschutzmaßnahmen in 2.073 Wohneinhei-

ten sowie in einer Schule in der Schutzzone 2 nach FluglärmG rd. 20,0 Mio. DM 

Aufwendungsersatz für baulichen Schallschutz geleistet. 

In dem mit Fluglärm besonders stark belasteten Gebiet am flughafenseitigen 

Rand des Ortsteils Düsseldorf-Lohausen wurden für 83,0 Mio. DM Grundstücke 

aufgekauft, um den Eigentümern bzw. den Bewohnern auf freiwilliger Basis ei-

ne Umsiedlung zu ermöglichen oder bei noch unbebauten Flächen die Errich-

tung neuer Wohngebäude zu verhindern. 
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In dem am 16.12.1983 erlassenen Planfeststellungsbeschluss für die Parallelbahn 

auf dem Flughafen Düsseldorf wurden Lärmschutzauflagen verfügt, die über den 

nach dem FluglärmG vorgeschriebenen Aufwendungsersatz für bauliche Schall-

schutzmaßnahmen in der Schutzzone 1 hinaus auch Aufwendungsersatz für bau-

liche Schallschutzmaßnahmen für Wohngebäude in der gesamten, neu berechne-

ten Schutzzone 2 und zusätzlich für besonders schutzbedürftige Einrichtungen in 

der so genannten Schutzzone C gemäß Plankarte 9 des o. g. Planfeststellungsbe-

schlusses vorsehen. 

Hinzu kommt die Zahlung von Aufwendungsersatz für bauliche Schallschutz-

maßnahmen an Schlafräumen innerhalb eines speziell abgegrenzten Nacht-

schutzgebietes. 

Zuletzt mit Bescheid vom 21.09.2000 in der Fassung des ergänzenden Bescheids 

vom 05.06.2003 sind von der Genehmigungsbehörde weitere umfangreiche 

Schallschutzmaßnahmen verfügt worden. 

In der Entscheidung vom 05.06.2003 sind die Auflagen Nr. 9.1 und 9.3 der Än-

derungsgenehmigung vom 21.09.2000 neu gefasst worden. 

Diese Auflagen lauten nun wie folgt: 

9.1 Auf Antrag des Eigentümers eines innerhalb des Tagschutzgebietes gele-

genen Grundstücks, auf dem vor dem 04.03.1974 Wohngebäude errichtet 

oder bauaufsichtlich genehmigt worden sind, hat die Antragstellerin 

Aufwendungen für bauliche Schallschutzmaßnahmen zu erstatten. 

Das Tagschutzgebiet umfasst das Gebiet, das von der in Karte 1 darge-

stellten Grenzlinie eines äquivalenten Dauerschallpegels Leq3 von

60 dB(A) umschlossen wird. 

Der Anspruch nach Ziffer 9.1 gilt auch für Grundstücke, auf denen vor 

dem 04.03.1974 Wohngebäude errichtet oder bauaufsichtlich genehmigt 

worden sind, für die bisher noch kein Anspruch auf Erstattung von Auf-

wendungen für bauliche Schallschutzmaßnahmen gegenüber der Antrag-

stellerin geltend gemacht worden ist, wenn sie gleichermaßen innerhalb 



C Entscheidungsgründe 166
C.2 Materiell-rechtliche Bewertung

des von der Leq3 = 60 dB(A)-Grenzlinie umschlossenen Gebiets wie auch 

in der Schutzzone 2 des Planfeststellungsbeschlusses vom 16.12.1983 ge-

legen sind. Auf Antrag des Eigentümers hat die Antragstellerin bei an 

den o. g. Wohngebäuden bereits durchgeführten und von der Antragstel-

lerin erstatteten Schallschutzmaßnahmen den Differenzbetrag zwischen 

den tatsächlich zur Erreichung des Schallschutzes aufgewendeten Kosten 

und dem bereits geleisteten Erstattungsbetrag nachzuerstatten. 

9.3. Auf Antrag des Eigentümers eines innerhalb des Entschädigungsgebiets 

gelegenen Grundstücks, auf dem vor dem 04.03.1974 Wohngebäude er-

richtet oder bauaufsichtlich genehmigt worden sind, die über zum dauer-

haften Aufenthalt geeignete, bestimmte und genutzte Außenwohnberei-

che (Terrassen, Balkone und Hausgärten) verfügen, hat die Antragstelle-

rin eine Entschädigung für die Nutzungsbeeinträchtigung des Außen-

wohnbereichs zu leisten. 

Das Entschädigungsgebiet umfasst das Gebiet, das von der in Karte 2 

dargestellten Grenzlinie eines äquivalenten Dauerschallpegels Leq3 von 

65 dB(A) umschlossen wird. Die Höhe der Entschädigung beträgt 2 % 

des Verkehrswertes des jeweiligen Grundstücks. 

Die Bewertung erfolgt durch den Gutachterausschuss für Grundstücks-

werte der Stadt in dem das Grundstück liegt. 

Der Gutachterausschuss ist befugt, die Ermittlung des Verkehrswertes 

anhand von Richtwerten, zum Beispiel einer Marktrichtwertkarte, vorzu-

nehmen und vergleichbare Immobilien zu Gruppen zusammen zu fassen. 

Die Kosten dieser Wertermittlung trägt die Antragstellerin. 

Die o. g. Entscheidung in der Fassung des ergänzenden Bescheids ist vom OVG 

NRW mit Urteil vom 10. Dezember 2004 in sämtlichen dagegen anhängig ge-

machten Klageverfahren für rechtmäßig befunden worden. 



C Entscheidungsgründe 167
C.2 Materiell-rechtliche Bewertung

Die dagegen beim Bundesverwaltungsgericht erhobenen Beschwerden wegen 

der Nichtzulassung der Revision sind mit Beschluss vom 18.08.2005, Az.: 

BVerwG 4B 18.05, zurückgewiesen worden. 

Die Änderungsgenehmigung vom 21.09.2000 ist damit bestandskräftig. 

Den lärmtechnischen Unterlagen zu dieser Entscheidung liegt ein genehmi-

gungsnah ermittelter Flugzeugtypenmix mit einer Zahl von 120.650 Flugbewe-

gungen in den sechs verkehrsreichsten Monaten des Jahres zugrunde, die auf-

grund tageszeitlicher, wochentäglicher und saisonaler Schwankungen in der 

Nachfrage in Verbindung mit den in der o. g. Entscheidung festgesetzten Stun-

deneckwerten in der Praxis nicht erreicht werden kann. 

Dies führt jedenfalls zu einer sich in den Konturen der festgesetzten Lärm-

schutzgebiete widerspiegelnden Überschätzung der Lärmwirkungen des tatsäch-

lich realisierbaren Flugbetriebs, den die Antragstellerin mit 105.000 Flugbewe-

gungen beziffert. 

Die in der bestandskräftigen Entscheidung tenorierten Schutzauflagen und Ent-

schädigungsleistungen werden von der FDG in vollem Umfang vollzogen und 

erfüllt. 

Nach Mitteilung der FDG im August 2005 befinden sich hinsichtlich der Maß-

nahmen für baulichen Schallschutz derzeit etwa 1.800 Anträge in Bearbeitung, 

während in etwa 1.750 Fällen Auszahlungen erfolgt sind. Davon bezogen sich 

ca. 1.000 auf „Nacherstattungen“ im Sinne der Auflage Nr. 9.1. Für diese rund 

1.750 Maßnahmen wurde ein Gesamtbetrag von 21.047.128,77 Euro aufgewen-

det.

Seit Erlass der Änderungsgenehmigung vom 21.09.2000 hat die FDG weitere 10 

Immobilien im Ankaufsgebiet für insgesamt 3.138.289,00 Euro erworben. 
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Für Entschädigungen wegen der Beeinträchtigung der Außenwohnbereichsnut-

zung wurden für 606 Fälle insgesamt 4.310.000,00 Euro aufgewendet. 

Rund 125 entsprechende Anträge befinden sich noch in Bearbeitung. 

Auch vor dem Hintergrund des in der Nachbarschaft des Flughafens Düsseldorf 

schon vorhandenen baulichen Schallschutzes bzw. bezogen auf Gebiete mit 

nunmehr vorgesehenen Leistungen für passiven Schallschutz sieht die Genehmi-

gungsbehörde vornehmlich in der Festlegung eines präventiv medizinisch orien-

tierten Grenzwertes zum Schutz der Flughafennachbarschaft vor erheblicher Be-

lästigung durch Fluglärm mit Hilfe weiterer Maßnahmen des baulichen Schall-

schutzes die geeignete Ausgangsbasis für den gebotenen Ausgleich zwischen 

den Interessen der Antragsteller einerseits und denen der Allgemeinheit sowie 

der Antragstellerin andererseits. 

Wie im ergänzenden Bescheid vom 05.06.2003 auch geht die Genehmigungsbe-

hörde daher für die Beurteilung der Zumutbarkeit von Fluglärm am Tage unter 

dem Gesichtspunkt erheblicher Belästigung von einem im obigen Sinne be-

stimmten Wert des Dauerschallpegels (Leq3) von 62 dB(A) aus. 

Dieser auf Seite 78 und 111 des im Änderungsgenehmigungsverfahren zugrunde 

gelegten lärmmedizinischen Gutachtens genannte Präventionswert, der nach 

Auffassung der Gutachter bei der Beurteilung „neuer lärmreicher Anlagen“ als 

Richtwert für Maßnahmen herangezogen werden sollte, ist vom OVG NRW in 

seinem rechtskräftigen Urteil vom 10. Dezember 2004 als Grenze zur erhebli-

chen, nicht ohne Weiteres zumutbaren Fluglärmbelastung anerkannt worden 

(vgl. S. 50 des Urteilsumdrucks). 

Die Anwendung dieses Präventionswertes, den die Gutachter für die Beurteilung 

neuer Vorhaben nahe legen, bei der Bewertung des Lärmgeschehens an dem seit 

Jahrzehnten existierenden Verkehrsflughafen Düsseldorf, der sein Umfeld nach-

haltig geprägt hat, beinhaltet ein Hinausgehen über den Schutzmaßstab der 

lärmmedizinischen Gutachter. 
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Die in der oben näher dargestellten Schrift, Fluglärmwirkungen, von Ortscheid 

und Wende im Hinblick auf den Wirkungsbereich „Belästigung“ formulierten 

Schutz- bzw. Qualitätsziele zieht die Genehmigungsbehörde nicht heran. Die zu-

sammenfassende Bewertung, bei Fluglärmbelastungen von 55 dB(A) tags werde 

die Grenze zu erheblichen Belästigungen erreicht (vgl. Fluglärmwirkungen, Sei-

te 31), wird in der Schrift nicht auf einen anerkannten Forschungsstand der Wis-

senschaft gestützt. Jedenfalls werden die Studien zur Belästigung nicht benannt, 

auf die sich die Autoren zur Ableitung der genannten Qualitätsziele stützen. Im 

Hinblick darauf, dass der Bericht selbst wiederholt das Fehlen belastbarer Er-

gebnisse anerkennt, erscheinen die gleichwohl definierten Grenzwerte ohne aus-

reichende wissenschaftliche Basis erfolgt zu sein. Zum gleichen Ergebnis sind in 

ihren Entscheidungen zum Flughafen Hamburg und zum Flughafen München 

das OVG NRW Hamburg und der Bayerische VGH gekommen (vgl. z. B. Bay. 

VGH, Urteil vom 03.12.2002, Seite 33 der Urteilsausfertigung). 

Obwohl mit der Festlegung eines Tagschutzgebietes nach Maßgabe des Grenz-

wertes Leq3 = 62 dB(A) an dem seit Jahrzehnten betriebenen Verkehrsflughafen 

Düsseldorf sicherlich eine Zumutbarkeitsgrenze beim Fluglärm am Tage An-

wendung finden könnte, die im Hinblick auf den Gesundheitsschutz  jedenfalls 

auf der sicheren Seite liegt, hat sich die Genehmigungsbehörde abwägend ent-

schieden, zur Schaffung des für die Zumutbarkeit des Lärmgeschehens erforder-

lichen Ausgleichs den auch schon im Bescheid vom 21.09.2000 in der Fassung 

des ergänzenden Bescheids vom 05.06.2003 vollzogenen Abstand von der Gren-

ze erheblicher Belästigung auch im vorliegenden Genehmigungsänderungsver-

fahren einzuhalten. 

Tagschutzgebiet durch Bestimmung einer Lärmkontur gemäß Leq3 =

60 dB(A) 

Ein deutlicher Abstand von dieser Grenze kann nach Auffassung der Genehmi-

gungsbehörde durch die Wahl des Wertes Leq3 = 60 dB(A) zur Berechnung der 
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prognostischen Kontur eines Tageschutzgebietes gewahrt werden. Ein derart 

umfangreiches Tagesschutzgebiet kommt den Interessen der Flughafennachbar-

schaft an einem verbesserten Fluglärmschutz in erheblichem Maße entgegen. 

Die Genehmigungsbehörde bejaht daher im vorliegenden Verfahren unter erneu-

ter Abwägung der gegenläufigen Belange des öffentlichen Verkehrsinteresses 

am Verkehrsflughafen Düsseldorf und des Lärmschutzes in dem Bereich, der 

von der prognostischen Leq3 = 60 dB(A) – Kontur umschlossen wird, einen An-

spruch auf baulichen Schallschutz zu Lasten der Antragstellerin zur Sicherstel-

lung des Schutzzieles, nach dessen Maßgabe Maximalpegel von 55 dB(A) in 

Aufenthaltsräumen bei geschlossenen Fenstern nicht regelmäßig überschritten 

werden dürfen. Dieser Wert orientiert sich am Schutzziel des regelmäßigen Aus-

schlusses fluglärmbedingter Kommunikationsstörungen (vgl. Lärmmedizini-

sches Gutachten S. 77, 82). 

Dieses Innenraum-Schutzziel ist in der Rechtsprechung anerkannt (vgl. OVG 

NRW a. a. O. S. 51, 52 des Urteilsumdrucks). 

Es dient neben der Gewährleistung einer ungestörten Kommunikation in Wohn-

räumen auch dem Schutz vor Belästigung durch Fluglärm. Bei Störgeräuschpe-

geln von 55 dB(A) ist noch eine Satzverständlichkeit von 99 % gegeben, was 

auch bei passiver Informationsaufnahme ausreichende Kommunikationsverhält-

nisse bedeutet (vgl. Wysk in Ziekow, Praxis des Fachplanungsrechts, S. 632 f. 

Rdnr. 1709 mit weiteren Nachweisen). 

Das Bundesverwaltungsgericht  hat dies als ein sehr "weitgehendes" Schutzziel 

bezeichnet und hat keine Veranlassung für eine Reduzierung gesehen (vgl.  

Dolde, a. a. O., S. 50, 51 mit weiteren Nachweisen; zuletzt dazu die aktuelle 

Entscheidung des OVG NRW Koblenz vom 24.03.2004, Az.: 7 B 10162/04. 

OVG NRW, zum Ausbau des Militärflugplatzes Ramstein, Seite 22 ff. des Ent-

scheidungsumdrucks).

Beim Schutzgegenstand Wohnen steht die Innenraumnutzung mit dem zeitlichen 

Schwergewicht der häuslichen Lebensgestaltung im Innenwohnbereich im Vor-
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dergrund. In diesem Zusammenhang ist von Bedeutung, dass es für einen 

Rechtsanspruch auf Lärmschutz bei geöffneten Fenstern an einer Rechtsgrund-

lage fehlt. Eine solche Anspruchsgrundlage wäre auch ein Widerspruch zu der 

gesetzlich eröffneten Möglichkeit, passiven (baulichen) Schallschutz anzuord-

nen, der nur effektiven Schutz gewährt, wenn die Schutzvorrichtungen geschlos-

sen gehalten werden (vgl. Wysk in Ziekow, Praxis des Fachplanungsrechts,

S. 635, Rdnr. 1717). 

Die o. g. Lärmkontur geht in ihrer Ausdehnung deutlich über die Leq3 =

62 dB(A) – Kontur hinaus (vgl. Karte 2). 

Zur Berücksichtigung der Lärmauswirkungen in dem auch durch Bodenlärm be-

aufschlagten Umfeld des Flughafens ist eine gutachterliche Addition von Flug- 

und Bodenlärm vorgenommen worden. Das Ergebnis dieser rechnerischen 

Lärmaddition für die Tagzeit ist auf Veranlassung der Genehmigungsbehörde als 

Leq3 = 60 dB(A) – Kontur (Gesamtlärm) zeichnerisch dargestellt worden (vgl. 

Karte 1).

Soweit von Einwendern geltend gemacht worden ist, zur Bewertung des Flug-

lärms seien Lärm-Summenpegel von Fluglärm und Straßenlärm zu ermitteln, ist 

festzustellen, dass der Sachverständigenrat für Umweltfragen in seinem Sonder-

gutachten „Umwelt und Gesundheit“ vom 15.12.1999 zur Frage der Lärmsum-

mation noch erhebliche Unsicherheiten hinsichtlich Bewertung und Zurechnung 

konstatiert. Die mit Fragen der Lärmbewertung befasste Arbeitsgruppe  1  der 

für Umweltschutz zuständigen Generaldirektion 11 der EU-Kommission hat her-

vorgehoben, dass eine kumulative Betrachtung mehrerer Lärmarten nicht in al-

len Fällen eine sachgerechte Darstellung der Einflüsse der einzelnen Beiträge 

gewährleistet. 

Ein nicht zu unterschätzendes Problem bei einer Summation verschiedener 

Lärmarten bildet auch die Tatsache, dass z. B. Fluglärm und Straßenlärm nach 

völlig unterschiedlichen Verfahren und Rechenregelungen ermittelt werden. Sie 

sind insofern nicht vergleichbar und können zueinander nicht in Beziehung ge-
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setzt werden. Beim Straßenverkehrslärm und beim Fluglärm handelt es sich um 

verschiedenartige Geräusche, die deshalb je für sich zu betrachten und in ihrer 

Lästigkeit zu bewerten sind. 

Während sich der Straßenlärm durch eine Vielzahl mehr oder weniger gleich 

hoher Pegel auszeichnet und damit ein relativ gleichmäßiges Lärmniveau bildet, 

ist der Fluglärm durch höhere Spitzenpegel und deutliche Pausen zwischen den 

einzelnen Lärmereignissen geprägt. Bei der Grenzwertbestimmung gibt es kei-

nen Kumulationswert für die Summation aller einwirkenden Geräusche (vgl. 

Kutscheid, Eine neue TA Lärm? –Zur Bindung der Länder an Verwaltungsvor-

schriften des Bundes – NWVBl. 8/94, Seite 285, 286). 

So stellt auch Isermann in Ziekow, Praxis des Fachplanungsrechts, S. 663 Rdnr. 

1796, zum Thema Überlagerung von Flug- und Verkehrslärm fest, dass letztlich 

noch nicht geklärt ist, wie verschiedene Lärmarten überlagert werden können. 

In seinem oben bereits erwähnten Beschluss vom 18. August 2005 hat das Bun-

desverwaltungsgericht klargestellt, dass bei Erteilung einer luftverkehrsrechtli-

chen Genehmigung gemäß § 6 Abs. 4 Satz 2 LuftVG – wie im vorliegenden Fall 

– die Genehmigungsbehörde grundsätzlich nur solchen Lärm auf seine Zumut-

barkeit zu prüfen und in die planerische Abwägung einzustellen hat, der von der 

Anlage oder dem Betrieb des Flugplatzes herrührt; andere Lärmquellen bleiben 

außer Betracht. Eine Gesamtlärmbetrachtung ist dann geboten, wenn die geneh-

migte Betriebsänderung im Zusammenwirken mit vorhandenen Vorbelastungen 

insgesamt zu einer Lärmbelastung führt, die mit Gesundheitsgefahren oder ei-

nem Eingriff in die Substanz des Eigentums verbunden ist (vgl. S. 11 des Be-

schlusses mit weiteren Nachweisen). 

In seinem rechtskräftigen Urteil vom 10.12.2004 hat das OVG NRW verdeut-

licht, dass die geforderte Summation des Fluglärms mit anderen Lärmquellen für 

konkrete Planungsvorhaben durch normative Bestimmungen weder gefordert 

noch ermöglicht wird, und zwar auch nicht durch die Umgebungslärm-Richtlinie 

2002/49/EG vom 25.06.2002 (vgl. S. 46 und 47 des Urteilsumdrucks). 
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Zu Recht hat das OVG NRW in diesem Zusammenhang darauf hingewiesen, 

dass angesichts des Schutzniveaus der in der Genehmigungsänderung vom 

21.09.2000/05.06.2003 für den Flughafen Düsseldorf  verfügten Maßnahmen 

keine Anhaltspunkte für eine „Summenbelastung“ vorliegen, die mit Gesund-

heitsgefahren oder einem Eingriff in die Substanz des Eigentums verbunden ist. 

Dies gilt auch im vorliegenden Fall. 

Die Genehmigungsbehörde hat in der vorliegenden Änderungsgenehmigung das 

hohe Schutzniveau der vorherigen Änderungsgenehmigung beim Schutz der 

Nachbarschaft vor Fluglärm am Tag und in der Nacht nämlich nicht nur beibe-

halten, sondern insbesondere beim Nachtschutz noch verbessert. 

Diese Kontur eines Tagschutzgebietes, hat die verwaltungspraktische Funktion, 

den Betroffenen konkret zu vermitteln, wer von ihnen anhand der maßgeblich 

durch das Schutzziel bestimmten Zumutbarkeitsgrenze mit Ansprüchen auf 

Schallschutzmaßnahmen rechnen kann. 

Der zeichnerischen Darstellung eines solchen Tagschutzgebietes kommt eine 

Ansprüche auf Schallschutzmaßnahmen ausschließende Wirkung nach der 

Rechtsprechung indes nicht zu. 

Das Bundesverwaltungsgericht hat anerkannt, dass aus Gründen der Rechtsprak-

tikabilität nach Lage der Dinge gleichartig betroffene Grundstücke zusammen-

gefasst werden und nach Art einer "Meistbegünstigung" die schutzwürdigsten

und schutzbedürftigsten Grundstücke für die Betrachtung herangezogen werden 

können (vgl. BVerwGE 69, 256, 274 ff.; Dolde, a. a. O., S. 55 mit weiteren 

Nachweisen). 

In ihrer Längenausdehnung endet die prognostische Leq3 = 60 dB(A)-Gesamt-

lärmkontur im Westen kurz vor der Eisenbahnlinie zwischen Neuss und Krefeld 

unweit des Autobahnkreuzes Kaarst. Die Kontur umfasst weite Bereiche des 

Meerbuscher Stadtteils Büderich. 
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Im Nordwesten reicht die Kontur über die Autobahn A 3 hinweg und erfasst im 

Bereich Lintorf-Krummenweg größere Teile eines Wohngebiets entlang der 

Krummenweger Straße. 

Ein Vergleich zwischen der o. g. Kontur und der Leq3 = 60 dB(A) – Tagschutz-

zone der Genehmigung vom 21.09.2000/05.06.2003 zeigt, dass sich die im vor-

liegenden Verfahren festgelegte Zone in ihrer Längsausdehnung nach Nordosten 

und Südwesten innerhalb der Tagschutzzone der bestandskräftigen Änderungs-

genehmigung vom 21.09.2000/06.05.2003 bewegt, in der bereits Ansprüche 

nach Maßgabe der oben zitierten Auflagen bestehen (vgl. Karte 3). 

Während das prognostische 19 x 99 dB(A) – Gebiet für die Tagzeit (Lärmge-

fährdungsgebiet) auf das Flughafengelände beschränkt ist, erreicht das prognos-

tische Gebiet Lmax16h = 25 x 90 dB(A), das als präventiver Richtwert ein Kriteri-

um zur Vermeidung extraauraler Gesundheitsschäden darstellt, im Südwesten 

Teile von Düsseldorf-Lohausen, in denen bereits Anspruch auf Schallschutz be-

steht.

Bestehende Ansprüche aus der bestandskräftigen Änderungsgenehmigung vom 

21.09.2000/05.06.2003 auf Erstattung von Aufwendungen im Rahmen des 

Schutzes vor Fluglärm am Tage bleiben unberührt. 

Bereits von der Antragstellerin im Rahmen früherer Maßnahmen zum Schutz 

vor Fluglärm am Tage erstattete Aufwendungen werden auf die bestehenden 

Ansprüche angerechnet. 

Neue Ansprüche im Sinne einer erstmaligen Einbeziehung in den Kreis der An-

spruchsberechtigten werden im Nahbereich des Flughafens in den Düsseldorfer 

Stadtteilen Zeppenheim, Unterrath, Stockum und Lichtenbroich begründet, da 

sich die energetische Addition von Boden- und Fluglärm hier entsprechend aus-

wirkt (vgl. Karte 3). 
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Die Genehmigungsbehörde hat zugunsten der durch diese Änderungsgenehmi-

gung hinsichtlich der Erstattung baulicher Schallschutzmaßnahmen erstmalig 

anspruchsberechtigten Eigentümer entschieden, von einer Begrenzung des 

Höchstbetrags der Erstattungsleistungen abzusehen. 

Zwar wäre ein vom Eigentümer zu tragender Eigenanteil wegen der objektiven 

Werterhöhung des Gebäudes bzw. der Wohnung und der über den Lärmschutz 

hinausgehenden Vorteile für die Wohnnutzung (Wärmeschutz) grundsätzlich zu-

lässig. Im Rahmen des Interessenausgleichs wird hierauf jedoch im Einverständ-

nis mit der Antragstellerin zugunsten einer vollen Erstattung der Aufwendungen 

verzichtet.

Soweit die Genehmigungsbehörde im vorliegenden Genehmigungsänderungs-

verfahren durch die Bestimmungen zur Nutzung der Nordbahn Regelungen ge-

troffen hat, die zu einer Verlagerung von Flugbewegungen von der Nord- auf die 

Südbahn führen werden, waren bezüglich der Grenzlinien des Tagschutzgebietes 

und des Entschädigungsgebietes Regelungen zur Berücksichtigung dieser Verla-

gerung vorzusehen. 

Im Sinne einer möglichst exakten Ermittlung der Veränderungen dieser Grenzli-

nien ist es dabei unter Beibehaltung der Systematik des Datenerfassungssystems 

DES 2002 erforderlich, den nach Maßgabe dieser Änderungsgenehmigung 

durchgeführten Flugbetrieb einer Neuberechnung der Grenzlinien zugrunde zu 

legen. Aufgrund der spezifizierten Regelungen zu den Stundeneckwerten und 

der Nutzung der Nordbahn ist dies nur durch eine Auswertung des tatsächlich 

durchgeführten Flugbetriebs in realistischer Weise möglich. Dabei stellt die Be-

rücksichtigung der Betriebssituation der sechs verkehrsreichsten Monate des ers-

ten Jahres, in dem der Flugbetrieb nach Maßgabe dieser Änderungsgenehmigung 

durchgeführt wird, eine geeignete Lösung im Interesse einer zeitnahen Ermitt-

lung der veränderten Grenzlinien mit Hilfe einer ausreichenden Datengrundlage 

dar.
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Durch die Festlegung der nach diesen Daten neu ermittelten Grenzlinien wird si-

chergestellt, dass die Bestimmungen der Änderungsgenehmigung zum Tag-

schutz- und Entschädigungsgebiet in zeitlich vertretbarem Nachgang für die 

Wohnbebauung in der Nachbarschaft des Flughafens wirksam werden, die durch 

die Lärmauswirkungen der o. g. Verlagerung erstmalig von diesen Gebieten er-

fasst wird. 

Besonders schutzbedürftige Einrichtungen beim Tagschutz 

Wie bei der näheren Vorstellung der lärmtechnischen Untersuchung zu Schulen, 

Kindergärten, Krankenhäusern und Altenheimen im Flughafenumfeld bereits 

ausgeführt wurde, hat der Gutachter insgesamt 22 besonders schutzbedürftige 

Einrichtungen untersucht. 

Nach Maßgabe der jeweiligen von den lärmmedizinischen Gutachtern vorge-

schlagenen Innenraumschutzziele in Gestalt präventiver Richtwerte wurde unter 

Zugrundelegung des prognostischen Außenlärms geprüft, ob diese für die Tag-

zeit bei geschlossenem Fenster eingehalten werden. Nach den Feststellungen der 

Gutachter ist das überall der Fall, da schon das Schließen der vorhandenen Fens-

ter die Einhaltung der von den Lärmmedizinern definierten vorsorgebezogenen 

Innenwerte bewirkt. 

Bei drei Kindergärten in der Umgebung des Flughafens Düsseldorf in Ratingen, 

Marienstraße 4, in Düsseldorf-Lohausen, Im Grund 99 und Niederrheinstraße 

128 ergeben sich bei zu Lüftungszwecken gekippten Fenstern Überschreitungen 

des Schutzzieles (36 dB(A) Leq3 16 Tagesstunden im Rauminnern), das nach den 

Ausführungen der Lärmmediziner Prof. Jansen und Prof. Scheuch vor allem für 

die Ruhezeit gelten soll (vgl. Gutachten S. 114). 

Für diese Kindergärten hat die Genehmigungsbehörde der Antragstellerin daher 

den Einbau von schallgedämmten Belüftungseinrichtungen in Aufenthaltsräu-

men auf Antrag des Eigentümers des Objekts auferlegt. Voraussetzung für die-

sen Anspruch ist entsprechend der Prämisse der Gutachter, dass in den genann-



C Entscheidungsgründe 177
C.2 Materiell-rechtliche Bewertung

ten Kindergärten eine mittägliche Ruhezeit für die Kinder zum Schlafen/Ruhen 

eingehalten wird, in der die Fenster nicht zu Lüftungszwecken geöffnet werden 

können. Die auf Kosten der Antragstellerin anzubringenden Belüftungseinrich-

tungen sollen bewirken, dass bei zu Lärmschutzzwecken geschlossenen Fenstern 

eine angemessene Frischluftzufuhr gewährleistet ist. 

Einen über den dargestellten, von der Antragstellerin zu bezahlenden, baulichen 

Schallschutz bei Fluglärm in der Tagzeit hinausgehenden betrieblichen Beitrag 

des Flughafens hält die Genehmigungsbehörde nicht für geboten. 

Dabei wird nicht verkannt, dass die unter Einbeziehung der zu Lasten der FDG 

verfügten Ausgleichsmaßnahmen verbleibenden Belastungen für die Flughafen-

nachbarschaft nicht zu vernachlässigen ist. Die oben näher dargestellten Verän-

derungen zwischen Vorbelastung und Prognosebelastung sind durchaus spürbar. 

Gleichwohl ist angesichts der in Rede stehenden Belastungen und der verfügten 

Schutzmaßnahmen noch kein Anlass zu Erwägung derart eingreifender Maß-

nahmen, da die Antragstellerin auch im vorliegenden Änderungsgenehmigungs-

verfahren einen immer noch gewichtigen eigenen betrieblichen Beitrag zum 

nachbarlichen Interessenausgleich erbringt. 

Der Antragstellerin bleibt nämlich weiterhin die freie und volle Ausnutzung des 

Parallelbahnsystems verwehrt. Die in ihrem Antrag auf Genehmigungsänderung 

enthaltene Begrenzung auf 131.000 Gesamtflugbewegungen in den sechs ver-

kehrsreichsten Monaten wie auch das beibehaltene Konzept der Koordinierungs-

eckwerte haben einen im o. g. Sinne beschränkenden Effekt. 

Vor diesem Hintergrund und im Hinblick auf die berücksichtigte und angestreb-

te Entwicklung des Luftverkehrs am Flughafen Düsseldorf sieht die Genehmi-

gungsbehörde keinen Anlass zu Beschränkungsmaßnahmen beim Zugang von 

knapp die Vorschriften erfüllenden Strahlflugzeugen (§ 48b Abs. 1 Luftver-

kehrszulassungs-Ordnung). Deren prozentualer Anteil am Gesamtflugbetrieb im 

Jahr 2004 lag nach Auskunft der Antragstellerin ohnehin bei nur 1,4 %. 
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Die auch unter Einbeziehung der baulichen Schallschutzmaßnahmen und Ent-

schädigungsleistungen für Beeinträchtigungen der Außenwohnbereichsnutzung 

verbleibenden Belastungen für die Nachbarschaft des Flughafens, die durch die 

ermöglichte Zunahme der Fluglärmereignisse intensiviert werden, sind nach 

Auffassung der Genehmigungsbehörde zumutbar, da sie durch gewichtige ge-

genläufige Belange in Bezug auf die Nutzung der öffentlichen Verkehrsanlage 

Flughafen gerechtfertigt sind. 

Den am Flughafen Düsseldorf befriedigten öffentlichen Infrastrukturinteressen 

kommt hohes Gewicht zu. 

Verkehrsflughäfen erfüllen ebenso wie öffentliche Straßen öffentliche Aufgaben 

und Zwecke, indem sie zur Benutzung durch die nach Maßgabe des § 1 Abs. 1 

LuftVG freie Luftfahrt offen stehen. Der Flughafenunternehmer unterliegt der 

Betriebspflicht (§ 45 Abs. 1 Satz 1, § 53 LuftVZO) und hat den Flughafen zu er-

halten und seine Benutzung zu ermöglichen. Mit der Bereitstellung der öffentli-

chen Flugplatzinfrastruktur obliegt den Flugplatzbetreibern eine öffentliche 

Aufgabe von gemeinschaftswichtiger Bedeutung (vgl. Wysk in Ziekow, Praxis 

des Fachplanungsrechts, S. 583, Rdnr. 1562). 

Wie das OVG NRW in seiner o.a. Entscheidung vom 10.12.2004 auf Seite 59 ff. 

der Urteilsausfertigung eingehend dargelegt hat, beinhaltet die Anerkennung der 

Verkehrsfunktion des Flughafens durch die Genehmigungsbehörde auch die der 

wirtschaftlichen Interessen des Flughafenbetreibers und der Anbieter von Beför-

derungsleistungen.

Die vorliegende Änderungsgenehmigung soll im Rahmen eines so verstandenen 

öffentlichen Verkehrsinteresses ein erfolgreiches Operieren am Markt durch eine 

maßvolle Erhöhung der Kapazität des Flughafens im Anschluss an die voraus-

gegangene Genehmigung vom 21.09.2000/05.06.2003 erleichtern. 

Angesichts des hohen Nutzungsinteresses der Allgemeinheit an dieser wichtigen 

Verkehrsinfrastruktureinrichtung und des gestiegenen Stellenwertes des Luft-
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verkehrs innerhalb des Gesamtverkehrsgeschehens sieht die Genehmigungsbe-

hörde die verbleibenden nachteiligen Einwirkungen auf die Nachbarschaft des 

Flughafens durch Fluglärm am Tage in Abwägung der gegenläufigen Belange in 

Bezug auf die Nutzung der Verkehrsanlage als gerechtfertigt an. 

Maßnahmen zum Schutz vor Fluglärm in der Nacht 

Im Prognoseszenario mit 131.000 Gesamtflugbewegungen ist ein durchschnittli-

cher Nachfluganteil von 9 % enthalten, wobei in der Zeit von 22:00 - 1:00 Uhr 

8,1 % des Gesamtverkehrs abgewickelt werden. In diesem Zeitsegment werden 

90 % der Nachtflugbewegungen abgewickelt (vgl. Lärmtechnisches Gutachten 

S. 31). 

Diesem Szenario liegt die von der Antragstellerin beantragte Zahl von 45 plan-

baren Landungen auf der Start- und Landebahn 05 L/23 R (Nordbahn) zugrunde. 

Die Antragstellerin möchte damit die geltenden, als belastend empfundenen Ko-

ordinierungseckwerte in der Zeit von 22:00 - 23:00 Uhr in Höhe von 25 in der 

Sommerflugplanperiode und 15 in der Winterflugplanperiode zu ihren Gunsten 

verändern, um z. B. im Tourismusverkehr drei Umläufe zu Mittelmeerzielen er-

möglichen zu können. 

Ähnliches gelte auch für andere Verkehrssegmente wie Linienverkehr, die auf 

solche Umlaufplanungen für einen wirtschaftlichen Flugzeugeinsatz angewiesen 

seien.

Die bereits vorhandene, aktuelle Nachfrage erreicht nach Aussage der FDG die 

beantragten 45 planbaren Landungen nur sporadisch und liegt meistens niedri-

ger. In der Winterflugplan-Periode liegt die aktuelle Nachfrage durchgängig un-

terhalb des o. g. Wertes, überschreitet aber im Winter wie im Sommer die gel-

tenden Eckwerte von 15 und 25 Landungen. Die Anhebung dieser Begrenzungen 

für die erste Nachstunde sei daher nachfrageseitig dringend geboten. Die bean-

tragte Höchstgrenze von 45 Landungen in diesem Zeitsegment werde allerdings 
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noch nicht voll ausgeschöpft werden; die Zahl der Landungen in dieser Stunde 

werde jedoch im Regelfall - insbesondere auch in der Winterflugplan-Periode - 

ansteigen.

Der Vergleich von Referenz- und Prognoseszenario zeigt bei dem oben bereits 

vorgestellten Kriterium für ein Nachtschutzgebiet, wie es die Gutachter Prof. 

Jansen und Prof. Scheuch mit Lmax 8 x 71 dB(A) (22:00 - 1:00 Uhr) und Lmax 5 x 

68 dB(A) (1:00 - 6:00 Uhr) empfehlen, eine Vergrößerung der 8 x 71-Kontur um 

das Doppelte auf eine Fläche von etwa 20 km2.

Die 5 x 68-Kontur ergibt nur im Prognosefall eine Kontur, die in einem 1,7 km2

großen Bereich um die Start- und Landebahn 05 R/23L verläuft (vgl. Lärmtech-

nisches Gutachten, S. 32, 33). 

Die von den Gutachtern auf Blatt B-4 und B-7 des lärmtechnischen Gutachtens 

dargestellte Maximalpegelauswertung für die Nachtzeit macht die erhebliche 

Steigerung bei den durchschnittlichen Überschreitungshäufigkeiten der Maxi-

malpegel an den Messstellen der Antragstellerin  vom Referenz- zum Prognose-

szenario hin deutlich. 

Der Anteil der Flugbewegungen in den ersten Nachtstunden (22:00 - 1:00 Uhr) 

steigt von 87,2 % im Referenzszenario auf 90,3 % im Prognoseszenario an. 

Die beachtliche Ausdehnung der prognostischen Lmax 8 x 71 dB (A)-Kontur au-

ßen, die zur Beschreibung eines Nachtschutzgebietes auf dieses Zeitsegment zu-

geschnitten ist, führt die nächtliche Lärmbelastung vor Augen. 

Eine Veränderung der in der Genehmigung vom 21.09.2000 erstmals für die ers-

te Nachtstunde zwischen 22.00 und 23.00 Uhr festgelegten Koordinierungseck-

werte hat zu berücksichtigen, dass damit bewusst eine Einschränkung des Zuläs-

sigen verfügt wurde, die so weder in früheren Zulassungsentscheidungen noch in 

den für den Flughafen Düsseldorf geltenden Nachtflugbestimmungen angelegt 

ist.
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Diese einschränkende Vorgabe zur Zahl der in der ersten Nachtstunde zu koor-

dinierenden Landebewegungen stellt mithin eine eigenständige Begrenzung dar, 

deren Modifizierung das Lärmgeschehen in der Nachtzeit unmittelbar beein-

flusst.

In die Abwägung der widerstreitenden Interessen ist hierbei einzustellen, dass 

die derzeit geltende Regelung mit 15 bzw. 25 planbaren Landungen auf der süd-

lichen Start- und Landebahn 05R/23L u. a. auch aus Lärmschutzgründen deut-

lich unterhalb der praktischen stündlichen Kapazität dieser Start- und Landebahn 

angesetzt ist. 

Eine Veränderung dieser Stunden-Eckwerte im Sinne der von der FDG hervor-

gehobenen Notwendigkeit zur besseren Nutzung der Verkehrsanlage ist nach 

Auffassung der Genehmigungsbehörde in einem Rahmen möglich, der auch die 

Belange der Flughafennachbarschaft angemessen berücksichtigt. 

Eine wesentliche Voraussetzung für eine solche Rücksichtnahme auf die vom 

Fluglärm betroffene Nachbarschaft ist zunächst die Ermittlung eines Koordinie-

rungseckwertes für die erste Nachtstunde, der im Hinblick auf die Praktische 

Kapazität der Start- und Landebahn 05R/23L die Gewähr bietet, dass unver-

meidliche Wartezeiten und Verzögerungen im Luftverkehr ein akzeptables Maß 

nicht überschreiten. 

Eine sachverständige Betrachtung der im Verfahren vorgelegten Kapazitätsgut-

achten hat hinsichtlich der o. g. „Südbahn“ ergeben, dass bei einem akzeptablen 

Verzögerungskriterium von 4 Minuten und einer üblichen Mindeststaffelung von 

3 nautischen Meilen 41 Landungen der praktischen Kapazität entsprechen. Bei 8 

Minuten Verzögerungskriterium sind es 44 Landungen und bei 12 Minuten  

45 Landungen. 
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Da diese Verzögerungswerte mittlere Verzögerungen sind, weichen diese im 

Einzelfall nach oben oder unten ab. Je höher der Wert für das Verzögerungskri-

terium ist, desto stärker wirken sich auch kleine Änderungen in der Anflugrate in 

Form des Ansteigens der durchschnittlichen Verspätung aus. 

Während zum Beispiel im Bereich der Verzögerungen von 4 Minuten beim Stei-

gen der Anflugrate um 1 Flugzeug pro Stunde die durchschnittliche Verspätung 

aller Flugzeuge um 0,8 Minuten ansteigt, so wirkt sich dies im Bereich der Ver-

zögerungen von 12 Minuten mit einem Anstieg der Verspätungen auf mehr als 

20 Minuten aus. 

Im Vergleich von 4 zu 12 Minuten Verzögerungsniveau hat sich die Auswirkung 

mithin verzehnfacht. 

Die durchschnittliche, akzeptable Verzögerung, die für die Höhe der praktischen 

Kapazität von Bedeutung ist, sollte für die erste Nachtstunde so gewählt werden, 

dass die durchschnittliche Verspätung beim Auftreten von zusätzlichen Flugbe-

wegungen (z. B. verspätete Landungen aus dem Tagesumlauf) möglichst wenig 

ansteigt.

Unter dem Gesichtspunkt des Lärmschutzes bietet eine so ermittelte Praktische 

Kapazität die Möglichkeit, Verlagerungen von Flugbewegungen in die folgende 

Stunde zu vermeiden und ggf. auftretende Verspätungen aus dem Tagesumlauf 

aufzufangen.

Zu diesem Zweck hat die Genehmigungsbehörde für die letzte Abendstunde 

(21:00 - 22:00 Uhr) die Mitbenutzung der Parallelbahn 05 L/32 R vorgegeben. 

Die dadurch ermöglichte Flexibilität bei der Betriebsabwicklung dient der Ver-

meidung flugbetrieblicher Verzögerungen bei Starts und Landungen und ist ge-

eignet, Verspätungen, die sich im Tagesumlauf ergeben können, aufzufangen. 

Obwohl unter diesem Gesichtspunkt eine durchschnittliche Verzögerung von

4 Minuten ein durchaus vertretbarer Ansatz wäre, hat sich die Genehmigungsbe-
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hörde zur Vermeidung und zum Abbau von Verspätungen für ein Verzöge-

rungskriterium von 2 Minuten zur Bestimmung eines Koordinierungseckwertes 

für die planbaren Landungen in der Zeit von 22.00 bis 23.00 Uhr entschieden. 

Im Sinne einer praktischen Kapazität ergibt sich so für die Start- und Landebahn 

23L und einer Staffelung von 3 NM ein Wert von 36 Landungen; für die 05R 

sind es 37 Landungen. 

Im Rahmen der ihr obliegenden Abwägung hat die Genehmigungsbehörde die 

mit der ermöglichten Ausweitung des Flugbetriebs im Flughafenumfeld verbun-

denen Belastungen zu bewältigen und den sich ergebenden Interessenwiderstreit 

zu einem gerechten Ausgleich zu bringen. Hierzu stehen ihr bei der Bewältigung 

auch des zumutbaren Lärms Spielräume zu, die sachgerecht auszufüllen sind. 

In einer maßvollen Anhebung des Koordinierungseckwertes für die Zeit von 

22.00 – 23.00 Uhr auf  36 sowohl in der Sommer- als auch in der Winterflug-

planperiode und in der Zurückweisung des Antrags der FDG im Übrigen sieht 

die Genehmigungsbehörde eine Lösung, die ergänzt und flankiert durch vorsor-

georientierte, bauliche Schallschutzmaßnahmen für die Nachtzeit, zum Aus-

gleich der widerstreitenden Interessen geeignet ist. 

Bei der Festsetzung der zur Einhaltung einer Zumutbarkeitsschwelle bei nächtli-

chem Fluglärm erforderlichen Schutzmaßnahmen orientiert sich die Genehmi-

gungsbehörde in erster Linie an den oben näher dargestellten Ausführungen von 

Prof. Jansen und Prof. Scheuch zur Zumutbarkeitsbewertung der Wirkungen von 

Nachtfluglärm und dem von ihnen empfohlenen Fluglärmbewertungsmaß in 

Gestalt von Maximalpegeln und ihrer Häufigkeit. 

Die Schutzgebietsausweisung mit einem Nachtschutzgebiet, das durch Maxi-

malpegel 

Lmax = 8 x 71 dB(A) (22.00 – 01.00 Uhr) und 

Lmax = 5 x 68 dB(A) (01.00 – 06.00 Uhr) außen 
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bestimmt wird, entspricht den Empfehlungen der Gutachter für Flughäfen, deren 

nächtlicher Flugbetrieb so wie in Düsseldorf schwerpunktmäßig im ersten Drittel 

der Nacht stattfindet. 

Die o. g. prognostischen Konturen des lärmtechnischen Gutachtens beinhalten 

die beantragte Zahl von 45 planbaren Landungen zwischen 22.00 und 23.00 Uhr 

und mussten entsprechend der gegenüber dem Antrag erfolgten Reduzierung auf 

36 planbare Landungen im o. g. Zeitraum neu berechnet und auf Karten ge-

zeichnet werden. 

Maßgeblich für die Dimensionierung des effektiven Nachtschutzgebietes ist dies 

8 x 71 dB(A) – Kontur; die 5 x 68 dB(A) – Kontur bleibt flächenmäßig auf dem 

Flughafengelände (vgl. Karte 5). 

Als Schutzziel im Schlafraum schlagen die Gutachter ein Maximalpegel-

Kriterium von Lmax = 8 x 56 dB(A) und zusätzlich ein Dauerschall-Kriterium 

von Leq3 = 35 dB(A) vor, das die Möglichkeit des Wiedereinschlafens nach er-

folgtem Aufwachen in der Nacht verbessern soll. 

Die Genehmigungsbehörde geht unter Beibehaltung des Dauerschallpegel-

Kriteriums von Leq3 = 35 dB(A) innen über das von den Lärmmedizinern emp-

fohlene Kriterium Lmax = 8 x 56 dB(A) hinaus und setzt im Nachschutzgebiet 

hinsichtlich des durch Schallschutzvorrichtungen zu gewährleistenden Schutz-

zieles fest, dass Maximalpegel von 55 dB(A) im Schlafraum bei geschlossenem 

Fenster und schallgedämmter Belüftung nicht überschritten werden dürfen. 

Dieses Innenraum-Schutzziel mit dem Kriterium eines Ausschlusses von Einzel-

schallpegeln > 55 dB(A) zur Gewährleistung eines von Fluglärm ungestörten 

Nachtschlafes ist von der höchstrichterlichen Rechtsprechung anerkannt. 
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Die Genehmigungsbehörde sieht im Interesse eines erheblich verbesserten 

Nachtschutzes von einer Begrenzung des Anspruchs auf diejenigen Eigentümer 

ab, deren innerhalb des Nachtschutzgebietes gelegenes Grundstück bereits vor 

dem 04.03.1974 bebaut oder bebaubar war. 

Maßgebliches Datum beim Nachtschutz ist in diesem Zusammenhang nunmehr 

der Zeitpunkt des Erlasses dieser Änderungsgenehmigung, so dass der Erstat-

tungsanspruch sich auf die vor diesem Datum errichteten oder bauaufsichtlich 

genehmigten Wohngebäude bezieht. 

Damit ist gewährleistet, dass die durch die Erhöhung des Stundeneckwertes in 

der ersten Nachstunde von 15/25 in der Winter- bzw. Sommerflugplanperiode 

auf generell 36 ausgelöste Veränderung des Fluglärms in der Nacht durch an 

vorsorgeorientierten Kriterien ausgerichtete bauliche Schallschutzmaßnahmen 

an Schlafräumen auf ein zumutbares Maß begrenzt wird. 

Bestehende Ansprüche aus der bestandskräftigen Änderungsgenehmigung von 

21.09.2000 auf die Erstattung von Aufwendungen für bauliche Schallschutz-

maßnahmen an Schlafräumen gem. Auflage Nr. 9.2 der o. g. Entscheidung blei-

ben unberührt. 

Bereits nach Maßgabe des Planfeststellungsbeschlusses vom 16.12.1983 und der 

o. g. Regelung von der FDG erstattete Aufwendungen für Maßnahmen zum 

Schutz vor Fluglärm in der Nacht werden auf die bestehenden Ansprüche ange-

rechnet.

Als einen geeigneten eigenständigen Beitrag des Flughafens im Rahmen des ge-

botenen Interessenausgleichs sieht die Genehmigungsbehörde zur Flankierung 

und Ergänzung des zur Einhaltung einer Zumutbarkeitsgrenze erforderlichen 

Nachtschutzgebietes die Begründung eines eigenständigen Anspruchs auf den 

Einbau von schallgedämmten Belüftungsgeräten in Schlafräumen in einer über 

die Lmax 8 x 71 dB(A) – Kontur des Nachtschutzgebietes hinausgehenden Kontur 

an.
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Die über die gesamte Nachtzeit von 8 Stunden (22.00 – 06.00 Uhr) ermittelte 

Kontur äquivalenten Dauerschallpegels Leq3 = 50 dB(A) außen reicht sowohl in 

der Länge wie auch in der Breite über die o. g. Maximalpegel-Kontur des Nacht-

schutzgebiets hinaus (vgl. Karte 6). 

Mit der Bestimmung eines Leq3 = 50 dB(A) außen für die Gesamtnacht orientiert 

sich die Genehmigungsbehörde an den Erkenntnissen der Gutachter Prof. Jan-

sen und Prof. Scheuch, die einen Leq in dieser Größenordnung als präventiven 

Richtwert und damit als ein vorsorgeorientiertes Bewertungsmaß gekennzeich-

net haben. 

Durch den Einbau schallgedämmter Belüftungsgeräte in den Schlafräumen wird 

beim Geschlossenhalten der dort vorhandenen Fenster eine ständige Frischluft-

zufuhr gewährleistet. 

Schutz besonders schutzbedürftiger Einrichtungen in der Nacht 

In einer gesonderten lärmtechnischen Untersuchung ist - wie oben bereits ausge-

führt - gutachterlich untersucht worden, wie sich der prognostische Fluglärm im 

Freien auf die Innenraumpegel der betrachteten Kindergärten, Schulen, Kran-

kenhäuser und Altenheime auswirkt. 

Die Ergebnisse wurden nach Maßgabe der jeweiligen von den lärmmedizini-

schen Gutachtern empfohlenen präventiven Richtwerte auf deren Einhaltung hin 

überprüft.

Die Genehmigungsbehörde legt beim Nachtschutz, wie von den Gutachtern 

empfohlen, bei Krankenhäusern als Schutzziel im Rauminnern einen äquivalen-

ten Dauerschallpegel Leq(3) von 30 dB(A) und einen Maximalpegel Lmax von

40 dB(A) sowie bei Altenheimen einen äquivalenten Dauerschallpegel Leq(3) von 

32 dB(A) und einen Maximalpegel Lmax von 45 dB(A) zugrunde. 



C Entscheidungsgründe 187
C.2 Materiell-rechtliche Bewertung

Die Untersuchung hat ergeben, dass bei allen betrachteten Einrichtungen das 

Schließen der vorhandenen Fenster die Einhaltung der o. g. präventiven Richt-

werte gewährleistet, was für die Tagzeit von maßgeblicher Bedeutung ist. 

Im Hinblick auf die gegenüber dem im lärmtechnischen Gutachten in Ansatz ge-

brachten prognostischen Daten nunmehr reduzierte Zahl planbarer Landungen in 

der ersten Nachtstunde auf 36 hat die Genehmigungsbehörde eine nochmalige 

Überprüfung hinsichtlich der Untersuchungsergebnisse für die Nachtzeit veran-

lasst.

Während die anspruchsvollen Innenraum-Schutzziele im Prognoseszenario mit 

angenommenen 45 planbaren Landungen in der ersten Nachtstunde bei Ansatz 

von zu Lüftungszwecken gekippten Fenstern bei zwölf untersuchten Kranken-

häusern und Altenheimen nicht eingehalten werden, sind es bei den nunmehr 

genehmigten 36 planbaren Landungen noch zehn dieser besonders schutzbedürf-

tiger Einrichtungen, wo dies nicht der Fall ist. 

Es handelt sich hierbei um folgende Objekte:

Fachklinik Rhein-Ruhr, Auf der Rötsch 2, 45219 Essen (Kettwig) 

Ev. Krankenhaus, Pattbergstraße 1-3, 45239 Essen (Werden) 

Johanniter Stift, Schackumer Straße 10, 40667 Meerbusch (Büderich) 

Maria-Theresien-Stift, Bahnhofsvorplatz 11, 40883 Ratingen 

Altenheim St-Josefshaus, Münzenbergerplatz 3, 45219 Essen (Kettwig) 

Ev. Altenkrankenheim Kettwig, Wilhelmstraße 5-7, 45219 Essen (Kettwig) 

Ev. Altenkrankenheim Kettwig, Schulstraße 11, 45219 Essen (Kettwig) 

Haus Kettwig Pflegeheim, Akademiestraße 2, 45219 Essen (Kettwig) 

Bettina von Arnim Haus, Vittinghoffstraße 11, 45134 Essen 

St-Josefs Krankenhaus, Probsteistraße 2, 45239 Essen (Werden) 

Die Genehmigungsbehörde hat daher festgesetzt, dass auf Antrag der Eigentü-

mer dieser Einrichtungen von der FDG die Aufwendungen für den Einbau 

schallgedämmter Belüftungsgeräte an Schlafräumen erstattet werden. 
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Die trotz der getroffenen Maßnahmen zum Schutz vor Fluglärm in der Nacht 

auftretenden Beeinträchtigungen, die nach der Nutzung des bei der Bewältigung 

auch des zumutbaren Lärms zur Verfügung stehenden Spielräume verbleiben, 

werden zur Überzeugung der Genehmigungsbehörde durch eine bereits vorhan-

dene Verkehrsnachfrage und die voraussehbare Entwicklung der Nachfrage-

struktur gerechtfertigt. 

Die aktuelle Nachfrage nach gewerblichen Verkehrsleistungen, die von den 

Luftverkehrsgesellschaften an den Flughafen herangetragen wird, erstreckt sich 

schon jetzt auf die erste Nachtstunde, da diesem Zeitsegment insbesondere beim 

Urlaubsflugverkehr, bzw. Chartertourismus besondere Bedeutung zukommt. 

Eine wirtschaftliche tragfähige Nutzung des Flugzeugs ist z. B. dann gegeben, 

wenn innerhalb von 17 Stunden ein Umlauf in die Mittelmeer-Region (etwa 2 ¼ 

Stunden pro Strecke) und ein Umlauf zu den Kanarischen Inseln (etwa 4 Stun-

den pro Stecke) realisiert werden kann. Daraus ergibt sich eine Gesamt-Flugzeit 

von 12 ½ Stunden pro Tag, mit der eine ausreichende Wirtschaftlichkeit ange-

sichts der wettbewerbsbedingten Kosten- und Erlössituation erreichbar ist. Da-

mit ist aber auch angesichts der erforderlichen Umkehrzeiten an den jeweiligen 

Flughäfen untrennbar verbunden, dass das Flugzeug in der ersten Betriebsstunde 

in Düsseldorf (6:00 Uhr - 7:00 Uhr) starten muss und erst in der letzten Betriebs-

stunde (22:00 Uhr - 23:00 Uhr) nach Düsseldorf zurückkehren kann. 

Wenn aber für eine Landung in der letzten Betriebsstunde wegen der Stun-

deneckwerte kein Slot mehr verfügbar ist, so ist die gesamte Umlaufplanung 

hinfällig. Es ist keine Alternative, das Flugzeug stattdessen zweimal in die Mit-

telmeer-Region fliegen zu lassen; mit einer Gesamt-Flugzeit von dann nur 9 

Stunden pro Tag ist ein wirtschaftlicher Betrieb nicht mehr zu erreichen. Ebenso 

wenig können in der noch verfügbaren Zeitspanne von 6:00 Uhr - 22:00 Uhr drei 

Umläufe in die Mittelmeerregion geplant werden, die wieder eine wirtschaftlich 

tragfähige Flugzeug-Nutzung ermöglichen würden. 
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Nach Mitteilung der Antragstellerin schwankte die Nachfrage nach Slots für die 

Sommerflugplanperiode 2004 und 2005 für die Tageszeit von 22:00 Uhr -

23:00 Uhr zwischen 35 und 40 Slots. Die derzeit geltenden Koordinierungseck-

werte verhindern wirtschaftliche Umlaufpläne mit mehr als drei täglichen Ab-

flügen von in Düsseldorf stationierten Flugzeugen. 

Wegen der Notwendigkeit der Durchführbarkeit von Wartungsarbeiten in der 

Nachtzeit ist für die am Flughafen Düsseldorf beheimateten Fluggesellschaften

ein hoher Nutzungsgrad der Betriebszeit zwischen 6:00 Uhr und 23:00 Uhr und 

die Ermöglichung eines dritten Umlaufs zu Mittelmeerzielen besonders wichtig.  

Ein konkreter und aktueller Verkehrsbedarf für die genehmigte Erweiterung des 

Flugbetriebs auf 36 planbare Landungen ist nicht nur im Urlaubsflugverkehr ge-

geben.

Für die Wirtschaftlichkeit des Flugzeugeinsatzes im Bereich des Kurzstrecken-

flugbetriebs ist die Ermöglichung eines zusätzlichen Umlaufs durch eine planba-

re Landung zwischen 22:00 Uhr und 23:00 Uhr ebenfalls von erheblicher Bedeu-

tung.

Im Kurzstreckenverkehr mit einer mittleren Flugzeit von einer Stunde sind zum 

Beispiel fünf Umläufe möglich, wenn noch eine Landung in der Stunde

22:00 Uhr - 23:00 Uhr zulässig ist. 

Die geltenden Nachtflugbeschränkungen am Flughafen Düsseldorf, die in sieben 

Nachtstunden von 23:00 Uhr - 6:00 Uhr planmäßige Starts und Landungen von 

Stahlflugzeugen untersagen, zwingen die Luftverkehrsgesellschaften, die 

verbleibenden sieben Stunden durch eine optimierte Umlaufplanung in wirt-

schaftlich bestmöglicher Weise flugbetrieblich zu nutzen. 

Die Gewährung eines von 15 bzw. 25 auf generell 36 planbare Landungen ver-

größerten Bewegungsspielraums kommt den Belangen des Luftverkehrs in einer 

dem tatsächlichen Verkehrsbedarf angemessenen Weise entgegen. Die Befriedi-
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gung dieses aktuellen Verkehrsbedarfs liegt nicht nur im privaten, sondern auch 

im öffentlichen Interesse und wiegt in der Abwägung der gegenläufigen Interes-

sen schwer. 

Im Rahmen der ihr obliegenden bewertenden Gewichtung der berührten öffentli-

chen und privaten Belange entscheidet sich die Genehmigungsbehörde mit der 

maßvollen Erhöhung des Stundeneckwertes für die Festigung der überkomme-

nen Verkehrsfunktion des Flughafens Düsseldorf durch die Gewährung eines si-

cheren Rahmens für Dispositionen und künftige Entwicklungen im Luftverkehr. 

Die von der Genehmigungsbehörde tenorierten Schutzmaßnahmen vor Fluglärm 

am Tage und in der Nacht, die Teilablehnung des Antrags sowie die für die Pa-

rallelbahn 05 L/23 R verfügten Betriebsregelungen reduzieren die zu erwarten-

den Lärmauswirkungen in einer Weise, dass sie der Zulassung des beantragten 

Vorhabens in der vorliegenden Ausgestaltung nicht entgegenstehen. 

Die Abwägung der für das Vorhaben sprechenden Belange und der Belange der 

Flughafenumgebung an Schutz vor Lärmauswirkungen, insbesondere zur Nacht-

zeit, hat zugunsten der Flughafennachbarschaft zur Festsetzung von Schutzmaß-

nahmen und Entschädigungsregelungen geführt. 

Weitergehende, die Lärmauswirkungen des Vorhabens betreffende Einwendun-

gen, insbesondere die Forderungen nach zusätzlichen Flugbetriebsbeschränkun-

gen, waren zurückzuweisen. 

5.2 Bewertung der Fluglärmentwicklungen 

6. Schutz vor flugbetriebsbedingten Luftverunreinigungen 

6.1 Gutachten zu flugverkehrsbedingten gasförmigen Immis-
sionen

An- und Abflüge der Luftfahrzeuge, ihre Rollbewegungen auf den Flugbetriebs-

flächen sowie verschiedene weitere flugverkehrsbedingte Vorgänge verursachen 

Abgasemissionen. Zur deshalb notwendigen Ermittlung und Einordnung der zu 
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erwartenden Abgasemissionen und Immissionsbelastungen wurde vom Inge-

nieurbüro Lohmeyer GmbH & Co. KG die “ Emissions- und Immissionsprogno-

se Luftverunreinigungen für das Anschlussgenehmigungsverfahren Flughafen 

Düsseldorf“ aus dem Januar 2004 erstellt. 

In diesem Gutachten wurden die flugverkehrsbedingten gasförmigen und parti-

kelgebundenen Emissionen und die entsprechenden Immissionen im Bereich des 

Flughafens Düsseldorf auf der Grundlage der Daten des Jahres 2002 (Datener-

fassungssystem DES 2002) für die Flugverkehrssituation im Referenz-, Ver-

gleichs- und Prognoseszenario berechnet und unter Berücksichtigung der groß-

räumigen Vorbelastung untersucht, wobei für folgende Komponenten Emis-

sions- und Immissionsberechnungen durchgeführt wurden: 

Stickstoffdioxid (NO2), 

Schwefeldioxid (SO2),

Kohlenmonoxid (CO), 

Kohlenwasserstoffe (HC), 

Benzol,

Benzo-(a)-pyren (B-(a)-p), 

Partikel (<10 µm Durchmesser = PM10). 

Die Emissionsbestimmung je Flugzeug und Betriebszustand erfolgte auf der Ba-

sis der ICAO-Triebwerk-Emissionsdatenbank, die für unterschiedliche Lastzu-

stände die Abgasemissionen der Triebwerke in Abhängigkeit vom Kraftstoff-

durchsatz enthält. 

Dabei wurde der Flugverkehr in folgende Bewegungsphasen des LTO-Zyklus 

unterteilt: 

Landeanflug und Ausrollen auf der Landebahn (“Approach“), 

Rollbewegungen zwischen Standplätzen und Start-/Landebahnen (“Idle“), 
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Startstrecke am Boden auf den Startbahnen (“Take Off“), 

Flugrouten nach dem Abheben im Anschluss an die Take Off-Phase 

(“Climb Out“). 

Als weitere Quellgruppen wurden einbezogen: 

Hilfs- und Versorgungsaggregate (APU und GPU) auf den Standplätzen, 

Kfz-Verkehr auf den Vorfeldhauptstraßenzügen, 

Abfertigungsvorgänge auf den Standplätzen, 

Tankvorgänge auf den Vorfeldern und am Tanklager, 

Heizwerk,

Schadstoff-Ferntransport (d. h. Vorbelastung durch alle Quellen, die im Gut-

achten nicht gesondert betrachtet werden). 

Die Berechnungen für die Flugverkehrssituationen erfolgten auf der Basis der 

Bewegungszahlen, der Verweilzeiten je Betriebszustand sowie einer repräsenta-

tiven Zeitreihe der meteorologischen Bedingungen und wurden für ein 15 km2

großes Gebiet mit dem Flughafengelände im Zentrum durchgeführt. Aufgrund 

der horizontalen Ausdehnung des Untersuchungsgebietes wurden die Emissio-

nen landender Flugzeuge mindestens ab einer Flughöhe von 1500 ft (ca. 450 m) 

über Grund erfasst, die Emissionen startender Flugzeuge wurden aufgrund des 

größeren Steigflugwinkels und der abbiegenden Abflugrouten auch in Höhen 

oberhalb von 1500 ft berücksichtigt. 

Emissionen 

Für das Referenz- sowie das Prognoseszenario wurden folgende Jahresemissio-

nen in Tonnen bzw. Gramm (t/a, g/a) je Komponente und damit im Vergleich 

folgende Veränderungen ermittelt: 
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Komponente Referenzszenario Prognoseszenario Veränderung

NO2            152,00 t/a               189,00 t/a + 37,00 t/a 

SO2              80,27 t/a               100,31 t/a + 20,04 t/a 

CO            771,00 t/a               960,00 t/a +          189,00 t/a 

HC            120,00 t/a               150,00 t/a + 30,00 t/a 

Benzol 2,85 t/a                  3,61 t/a +   0,76 t/a 

B-(a)-p        1.551,00 g/a            1.942,00 g/a +          391,00 g/a 

PM10             12,70 t/a                 15,90 t/a +   3,20 t/a 

Vergleich Emissionsmassenströme Referenz-/Prognoseszenario 

Immissionen

Die Berechnung der flugbetriebsbedingten Immissionen erfolgte mit dem Aus-

breitungsmodell LASAT (Lagrange Simulation von Aerosol-Transport). Im 

Rahmen dieses Simulationsmodells wurden in jeder Jahresstunde von einem 

dreidimensionalen Linienquellensystem entsprechend der Quellstärke der ein-

zelnen Linienquellensegmente Simulationsteilchen emittiert und deren Weg in-

nerhalb des 15 km2 großen Untersuchungsgebietes verfolgt. Das Untersuchungs-

gebiet wurde in jeweils 200 m2 große Raster unterteilt, für die unter Berücksich-

tigung der Flugverkehrssituationen Immissionskennzahlen, getrennt für die je-

weiligen Schadstoffkomponenten, berechnet und dargestellt wurden. Die so be-

rechneten Immissionskenngrößen der Zusatzbelastung wurden mit den aus 

Messdaten abgeleiteten Vorbelastungswerten nach den Verfahren der TA Luft 

(2002) kombiniert und anhand der dort vorgegebenen Immissionswerte beurteilt. 

Hierzu ist anzumerken, dass für die Bewertung von Luftverunreinigungen durch 

den Betrieb von Luftfahrzeugen an Flughäfen keine speziellen gesetzlichen Vor-

schriften existieren. Auch das Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) und 

die hierzu erlassenen Verordnungen und Verwaltungsvorschriften gelten gemäß 

§ 2 Abs. 2 BImSchG nicht für Flugplätze. Deshalb wurden die nachstehend auf-

geführten Regelungen nur als Anhalt für die Beurteilung der Immissionen he-

rangezogen:
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Richtlinie 96/62/EG DES RATES vom 27. September 1996 (ABl. L296 vom 

21.11.1996, S. 55) über die Beurteilung und die Kontrolle der Luftqualität,

Richtlinie 1999/30/EG DES RATES vom 22. April 1999 (ABl. L163 vom 

29.6.1999, S. 41) über Grenzwerte für Schwefeldioxid, Stickstoffdioxid 

und Stickstoffe, Partikel und Blei in der Luft, 

Richtlinie 2000/69/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES 

RATES vom 16. November 2000 (ABl. L 313 vom 13.12.2000, S. 12) über 

Grenzwerte für Benzol und Kohlenmonoxid in der Luft, 

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverun-

reinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge (Bundes-

Immissionsschutzgesetz – BImSchG) vom 26. September 2002 (BGBl. I S. 

3830),

Zweiundzwanzigste Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-

schutzgesetzes (Verordnung über Immissionswerte für Schadstoffe in der 

Luft - 22. BImSchV) vom 11. September 2002 (BGBl. I S. 3626), 

Erste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutz-

gesetz (Technische Anleitung zur Reinhaltung der Luft – TA Luft) vom 24. 

Juli 2002 (GMBl. S. 511), 

Krebsrisiko durch Luftverunreinigungen – Entwicklung von “Beurteilungs-

maßstäben für kanzerogene Luftverunreinigungen“ im Auftrag der Umwelt-

ministerkonferenz, Länderausschuss für Immissionsschutz (LAI), herausge-

geben vom Ministerium für Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft des 

Landes Nordrhein-Westfalen, 1992. 

Die im Gutachten auf dieser Grundlage zusammen mit den entsprechenden Vor-

gaben durchgängig verwendeten Beurteilungswerte sind in der nachfolgenden 

Tabelle aufgeführt: 
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Konzentrationswerte in µg/m3Komponente Beurteilungswert 
Jahresmittel Kurzzeit 

NO2 Immissionswert TA Luft 40 maximal 18 Überschrei-
tungen von 200 µg/m3 pro 
Jahr (Stundenmittel) 

SO2 Immissionswert TA Luft 50 maximal 24 Überschrei-
tungen von 350 µg/m3 pro 
Jahr (Stundenmittel) 
maximal 3 Überschreitun-
gen von 125 µg/m3 pro 
Jahr (Tagesmittel) 

CO Immissionswert TA Luft 
1986 

10 000 - 

Benzol Immissionswert TA Luft 5 -
B-(a)-p LAI-Vorsorgewert 0,0013 -
PM10 Immissionswert TA Luft 40 maximal 35 Überschrei-

tungen von 50 µg/m3 pro 
Jahr (Tagesmittelwert) 

Beurteilungswerte für die Immissionssituation 

Eine Bewertung der Schadstoffkomponente Gesamt-Kohlenwasserstoffe (HC) 

erfolgte aufgrund fehlender Beurteilungswerte nicht. 

Zur Bestimmung der Vorbelastung wurden insbesondere die Ergebnisse der dem 

Flughafen nächstgelegenen Messstellen Düsseldorf-Lörick, Düsseldorf-

Reisholz, Neuss und Ratingen-Tiefenbroich des LUQS-Messnetzes des Landes-

umweltamtes Nordrhein-Westfalen (LUA) aus den Jahren 2001 und 2002 aus-

gewertet. Weil diese Ergebnisse bereits Anteile enthalten, die dem bestehenden 

Flugbetrieb zuzuschlagen sind, stellt ihre volle Einbeziehung in die Bestimmung 

der Vorbelastung eine Überschätzung im Sinne einer konservativen Vorgehens-

weise dar. Durch einen zusätzlich vorgenommenen Vergleich mit den Werten 

aus den kontinuierlichen DOAS-Messungen (differentielle optische Absorpti-

onsspektroskopie) der Antragstellerin an den Anfangs- und Endpunkten der bei-

den Start- und Landebahnen wurde die Plausibilität der angenommenen Vorbe-

lastung überprüft. 

Nachfolgend sind die so entwickelten Werte der Vorbelastung für die in dieser 

Weise zu betrachtenden Komponenten aufgeführt: 
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Komponente Jahresmittel
(µg/m3)

Anzahl 
Überschreitungen

Max. Stundenmittel- 
wert (µg/m3)

NO2 30,0   0                124* 
SO2 10,0   0 98** 
CO             300,0 ---                 --- 

Benzol   1,5 ---                 --- 
PM10 23,0 18                 --- 

Angenommene großräumige Vorbelastung basierend auf Messungen des LUA 
* Wert aus Lörick 2001 (LUA), ** Wert aus Lörick 2002 (LUA) 

Zur Bewertung von Komponenten, für die ein Kurzzeitbeurteilungswert vorliegt, 

wurden zusätzlich die prozentualen Anteile der Vorbelastung im Jahresmittel am 

jeweiligen Immissions-Jahreswert nach der TA Luft (2002) und die Anzahl der 

zulässigen Überschreitungen des Kurzzeitkonzentrationswertes im Vergleich zu 

den tatsächlichen Überschreitungen aufgetragen: 

Komponente NO2 SO2 Benzol PM10 
Ausschöpfung des Grenzwertes 
durch die Vorbelastung im Jah-
resmittel 

75 % 20 % 30 % 58 % 

Zulässige Anzahl der Über-
schreitungen des Tagesmittel-
wertes

     ---      --- ---     35 

Tatsächliche Anzahl der Über-
schreitungen in der Vorbelastung 

     ---      --- ---     18 

Zulässige Anzahl der Über-
schreitungen des Stundenmittel-
wertes

    18       3 ---     --- 

Tatsächliche Anzahl der Über-
schreitungen in der Vorbelastung 

      0       0 ---     --- 

Anteil der Vorbelastung am Immissionswert 

Für das Referenz- sowie das Prognoseszenario wurde die Zusatzbelastung je 

Komponente im Rahmen der o. g. Immissionssimulation berechnet. Die Werte 

der Zusatzbelastung im Jahresmittel, bezogen auf das höchstbelastete Raster 

(sog. Rezeptorvolumen) außerhalb des Flughafengeländes (Bereich südlich des 

Flughafens im Wohngebiet südlich der Eckenerstraße), sind in der nachfolgen-

den Tabelle zusammengefasst: 
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Komponente Referenzszenario Prognoseszenario 
NO2 2,5 3,5 
SO2 0,6 0,9 
CO                  11,0                   15,0 
HC 2,9 3,9 

Benzol 0,1 0,1 
B-(a)-p   0,07   0,09 
PM10 0,5 0,7 

Maximal berechnete Zusatzbelastungen (außerhalb des Flughafengeländes im Bereich  
Wohnen) in µg/m3 (bei B-(a)-p in ng/m3)

Für die verschiedenen Komponenten bewerten die Gutachter die Ergebnisse der 

Immissionsuntersuchung wie folgt: 

Stickstoffdioxid (NO2)

Die Zusatzbelastung im Jahresmittel im Bereich Wohnen liegt im Referenzsze-

nario bei 2,5 µg/m3; sie steigt hier im Prognoseszenario auf 3,5 µg/m3. “Bei ei-

ner allgemeinen Vorbelastung von 30 µg/m3 ergibt sich somit bei Realisierung 

des Prognoseszenarios eine Gesamtbelastung von ca. 34 µg/m3 im Bereich 

Wohnen. … Der Immissionswert von 40 µg/m3 für den Jahresmittelwert NO2 ist 

somit in allen Szenarien eingehalten.“ 

Hinsichtlich des Kurzzeitwertes, der für NO2 mit einer zulässige Anzahl von 

Überschreitungen des Konzentrationswertes von 200 µg/m3 von 18 Stundenmit-

telwerten definiert ist, ermitteln die Gutachter die Gesamtbelastung entsprechend 

dem Bewertungsschema der TA Luft durch die Addition der Zusatzbelastung für 

das Jahr und der maximalen Stundenmittelwerte, die an den Messstellen Düssel-

dorf-Lörick und Düsseldorf-Reisholz des LUQS-Messnetzes in den Jahren 2001 

und 2002 erreicht wurden. “Die Addition dieser maximalen Stundenmittelwerte 

und des berechneten Jahresmittelwerts der Zusatzbelastung ergibt somit selbst 

im ungünstigsten Fall (Vorbelastung 118 bis 151 µg/m3 und Zusatzbelastung 

Jahresmittelwert 3 µg/m3 im Prognoseszenario) eine Gesamtbelastung im Stun-

denmittel von maximal 154 µg/m3. Der Immissionskonzentrationswert von 200 

µg/m3 wird somit nicht erreicht, so dass es zu keinen Überschreitungen kommt.“ 
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Schwefeldioxid (SO2)

“Die maximalen Zusatzbelastungen außerhalb des Flughafengeländes liegen im 

Referenzszenario bei ca. 0,6 µg/m3 (Wohnen). Im Prognoseszenario steigen die 

Zusatzbelastungen in den genannten Bereichen auf ca. 0,9 µg/m3. Allgemein 

sind die Zusatzbelastungen gering, so dass bei einer Vorbelastung von 10 µg/m3

die im Prognoseszenario zu erwartende Gesamtbelastung bei weniger als 11 

µg/m3 im Bereich Wohnen liegt. Der Immissionswert von 50 µg/m3 (Jahresmit-

tel) ist deutlich unterschritten.“ 

Auch im Bereich der Kurzzeitwerte für SO2 (Tagesmittelwert und Stundenmit-

telwert) bewerten die Gutachter nach TA Luft die Gesamtbelastung durch Addi-

tion der maximalen Kurzzeitwerte der Vorbelastung und des Jahresmittelwerts 

der Zusatzbelastung. 

“Dies bedeutet im ungünstigsten Fall, dass in der Gesamtbelastung ein maxima-

ler Stundenmittelwert von weniger als ca. 100 µg/m3 erreicht wird (Vorbelas-

tung Flughafen 98 µg/m3 plus Zusatzbelastung Prognoseszenario weniger als 1 

µg/m3). Dieser Wert kann als konservativ eingeschätzt werden, da die Werte von 

Lörick deutlich oberhalb der gemessenen Werte am Flughafen liegen. Der Im-

missionskonzentrationswert sowohl für die Stunde von 350 µg/m3 als auch für 

den Tagesmittelwert von 125 µg/m3 wird deutlich unterschritten. Da der Tages-

mittelwert immer niedriger als der Stundenmittelwert ist, ist dies als Maximalab-

schätzung zu sehen.“ 

Kohlenmonoxid (CO) 

“Im Referenzszenario werden im Bereich Wohnen ca. 11 µg/m3 in der Zusatzbe-

lastung errechnet. Im Prognoseszenario ändern sich die Werte im Bereich Woh-

nen auf maximal 15 µg/m3. Die Zusatzbelastungen sind somit weit unter der 

Vorbelastung von 300 µg/m3. In der neuen TA Luft (2002) wird kein Immissi-

onswert für CO angegeben. Der bisherige Immissionswert der TA Luft (1986) 

von 10.000 µg/m3 wird weit unterschritten.“ 
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Kohlenwasserstoffe (HC) 

“Im Referenzszenario werden im Bereich Wohnen ca. 2,9 µg/m3 in der Zusatz-

belastung errechnet. Im Prognoseszenario ändern sich die Werte im Bereich 

Wohnen auf maximal 3,9 µg/m3. Für Kohlenwasserstoffe existiert kein aktueller 

Immissionswert, der zur Beurteilung herangezogen werden könnte. Die Berichte 

über Immissionsmessungen, die zur Luftüberwachung ausgeführt werden, wei-

sen auch keine Werte für die Summe der Kohlenwasserstoffe auf.“ 

Benzol 

“Im Referenzszenario werden im Bereich Wohnen ca. 0,1 µg/m3 in der Zusatz-

belastung errechnet. Im Prognoseszenario ändern sich die Werte nicht signifi-

kant. Unter Berücksichtigung der Vorbelastung von 1,5 µg/m3 wird in den ge-

nannten Bereichen der EG-Grenzwert von 5 µg/m3 deutlich eingehalten.“ 

Benzo-(a)-pyren (B-(a)-p) 

“Im Referenzszenario werden im Bereich Wohnen weniger als 0,1 ng/m3 in der 

Zusatzbelastung errechnet. Im Prognoseszenario liegt die maximale Zusatzbelas-

tung im Bereich Wohnen bei maximal 0,1 ng/m3. Für das karzinogene Ben-

zo(a)pyren existieren keine Immissionswerte. Der Beurteilungsmaßstab nach 

LAI (1992) zur Begrenzung des Krebsrisikos durch Benzo(a)pyren von

1,3 ng/m3 wird an den o. a. Untersuchungspunkten unter Berücksichtigung einer 

Vorbelastung von 0,5 ng/m3 (Wert aus Lörick im Jahr 2002) deutlich unter-

schritten.”

Partikel (PM10) 

“Im Referenzszenario werden im Bereich Wohnen ca. 0,5 µg/m3 in der Zusatz-

belastung errechnet. Im Prognoseszenario steigt im Bereich Wohnen die Zusatz-

belastung auf 0,7 µg/m3. Aus den Messdaten des LUA lässt sich die Vorbelas-
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tung von 23 µg/m3 im Jahresmittel abschätzen. Aus der Addition von Vorbelas-

tung und Zusatzbelastung ergibt sich eine Gesamtbelastung von weniger als 24 

µg/m3. Der Immissionswert von 40 µg/m3 wird somit nicht erreicht. 

Für PM10 wird als Kurzzeitwert der Tagesmittelwert betrachtet. Als Immissi-

onswert ist definiert, dass eine tagesmittlere Konzentration von 50 µg/m3 nicht 

öfters als 35 mal pro Jahr überschritten werden darf. Die Messungen des LUA 

für PM10 in Düsseldorf-Lörick und Reisholz ergaben im Jahr 2002 Überschrei-

tungen des Werts von 50 µg/m3 in jeweils 18 Fällen (vom LUA aus diskontinu-

ierlichen Messungen hochgerechnete Werte). Die maximalen Tagesmittelwerte 

lagen z. B. im Jahr 2002 bei ca. 75 µg/m3 in Reisholz und ca. 66 µg/m3 in

Lörick.

Entsprechend dem Bewertungsschema der TA Luft … soll zur Zeitreihe der 

Vorbelastungskurzzeitwerte (hier Werte des LUA für Lörick und Reisholz) der 

berechnete Jahresmittelwert der Zusatzbelastung addiert und dann die Anzahl 

der Überschreitungen neu bestimmt werden. Dies wurde mit den vom LUA ge-

lieferten Daten und dem berechneten Wert von 0,7 µg/m3 für die Zusatzbelas-

tung durchgeführt. Die Anzahl der Überschreitungen erhöhte sich für die Station 

Lörick von 18 auf 20 Überschreitungen und für die Station Reisholz von 18 auf 

26 Überschreitungen. Dies bedeutet, dass auch im ungünstigsten Fall (Prognose-

szenario und nächstgelegene Wohnbebauung und Vorbelastung aus Reisholz) 

die Anzahl der zulässigen Überschreitungen (35) eingehalten wird.“ 

6.2 Auseinandersetzung mit den Einwendungen und Stel-
lungnahmen

Gegen die Verwendung der Steigprofile nach Maßgabe der Anleitung zur Be-

rechnung von Lärmschutzbereichen (AzB99) bestehen keine Bedenken. Durch 

die Berechnung der Steigprofile anhand eines innerhalb der jeweiligen Flug-

zeuggruppeneinteilung repräsentativen Luftfahrzeugs fallen flugzeugabhängige 

variierende Abfluggewichte nicht ins Gewicht. 
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Soweit von Einwendern um eine Ergänzung der Gutachten gebeten wird, weil 

man Flugzeuge kurz vor der Landung beim Ablassen von Treibstoff beobachtet 

habe und hierdurch Gesundheitsschäden und Verschmutzungen der Flughafen-

umgebung befürchte, ist zunächst darauf hinzuweisen, dass es sich bei den op-

tisch erkennbaren "Fahnen" an den Randbögen der Tragflächen im Landeanflug 

um “einfaches“ Wasser handelt. 

Die Ursache für die Ausbildung dieser Wasserfahnen ist Kondensation, die 

durch den Druckausgleich an den Tragflächenenden zwischen Überdruck an der 

Unterseite der Tragfläche und Unterdruck auf der Oberseite entsteht. Hierdurch 

kommt es zu einem Temperaturabfall und die "Relative Feuchte" erreicht gele-

gentlich 100 %. Die Folge ist Kondensation, die oben erwähnte Wasserfahne 

entsteht. Wird eine "Relative Feuchte" von 100 % nicht erreicht, entsteht auch 

keine Wasserfahne, weshalb dieser Vorgang nicht bei jeder Landung beobachtet 

werden kann. 

Hinsichtlich des existierenden Verfahrens zum “Treibstoffschnellablass“ (sog. 

Fuel Dumping) ist anzumerken, dass von den heute eingesetzten Verkehrsflug-

zeugen hauptsächlich schwere Luftfahrzeugmuster (z. B. B 747, A 340, B 777) 

die hierfür notwendigen technischen Systeme besitzen. Der Anteil dieser Luft-

fahrzeugmuster am Gesamtverkehrsaufkommen auf dem Flughafen Düsseldorf 

ist relativ gering. Dieses Verfahren wird auch nur sehr selten in Notsituationen 

genutzt, wenn ein Langstreckenflugzeug mit großer Treibstoffzuladekapazität 

nach dem Start unvorhergesehen vorzeitig landen muss und keine Zeit verbleibt, 

den überschüssigen Treibstoff zu verfliegen, um das maximal erlaubte Lande-

gewicht zu erreichen. 

Für solche Fälle gelten die in der Betriebsanweisung für die Flugverkehrskon-

trolle angeordneten Verfahren, wonach die DFS Deutsche Flugsicherung GmbH 

hierfür Lufträume mit geringer Verkehrsdichte oberhalb von 5.000 Fuß (ca. 

1.500 m, wobei es sich hier um eine Mindesthöhe handelt, tatsächlich werden 

wesentlich höher gelegene Lufträume genutzt) und über möglichst wenig besie-

delten Gebieten zuweist. Das in diesen Höhen abgelassene Kerosin wird infolge 

der hohen Fluggeschwindigkeit und Verwirbelung so fein im Luftraum verteilt, 

dass der weitaus größte Teil bereits vor Erreichen der Erdoberfläche verdunstet. 
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Die Durchführung von Treibstoffschnellablässen im Bereich um den Flughafen 

Düsseldorf ist nach den o. g. Anforderungen an den betreffenden Luftraum na-

hezu ausgeschlossen. Zusammen mit den vorliegenden Erkenntnissen über die 

Auswirkungen dieses Verfahrens gibt es damit keine Grundlage, solche Fälle in 

die vorliegende Betrachtung einzubeziehen. 

Die von Einwendern thematisierte Ozonbildung in der bodennahen Luft ist das 

Ergebnis eines komplexen, weiträumigen und sich über einen längeren Zeitraum 

erstreckenden photochemischen Prozesses. Er ist abhängig von Verteilung und 

Konzentration der einzelnen Ozonvorläufer wie z. B. flüchtige organische Ver-

bindungen (VOC) und Stickoxide (NOx) sowie Temperatur und Intensität der 

Sonnenstrahlung. Nach aktuellen Veröffentlichungen des Umweltbundesamtes 

stammen Stickoxide derzeit etwa zur Hälfte aus dem Verkehrsbereich, vornehm-

lich dem Straßenverkehr. Flüchtige organische Verbindungen ohne Methan 

(NMVOC) werden zu etwa der Hälfte bei der Verwendung von Lösemitteln 

freigesetzt. Beim Verkehr (Emissionsanteil rund ein Viertel) entstehen NMVOC 

überwiegend im Auspuff von PKW mit Ottomotoren (unverbrannter Kraftstoff), 

ferner durch Verdampfung von Kraftstoffen aus dem Tank, dem Kraftstoffsys-

tem und an Tankstellen. 

Zum Anteil des Luftverkehrs an den verkehrbedingten Emissionen dieser Vor-

läufersubstanzen wurde bereits im Rahmen der Enquete-Kommission “Schutz 

der Erdatmosphäre“ des Deutschen Bundestages festgestellt, dass der Straßen-

verkehr für 90 % der verkehrsbedingten NOx- und für 98 % der VOC-

Emissionen verantwortlich ist, während der Anteil des Luftverkehrs bei den 

NOx-Emissionen lediglich bei 3 % und bei den VOC-Emissionen deutlich unter 

1 % liegt. 

Zur Entwicklung der bodennahen Ozonbildung zeigen Veröffentlichungen des 

Bundesumweltministeriums, dass die Zahl der Tage mit einer Überschreitung 

des Informationswertes von 180 µg/m3 von rund 80 Tagen Anfang der 90er Jah-

re auf rund 30 Tage im Jahre 2002 zurückging. Als Grund für diesen Rückgang 

wird eine seit 1990 erfolgte Senkung der Emission von Ozon-Vorläufersub-

stanzen um 40 % angesehen. Dabei beziffert das Umweltbundesamt den Rück-

gang von NOx- Emissionen in Deutschland zwischen 1990 und 2002 mit 47 % 
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und gleichzeitig für VOC-Emissionen mit 59 %. Für die Zukunft erwarten beide 

Stellen u. a. durch technische Verbesserungen im Straßenverkehr weitere Fort-

schritte im Bereich des bodennahen Ozons. 

Eine gesonderte Untersuchung der Schadstoffkomponente Ozon war vor diesem 

Hintergrund nicht geboten. 

Eine geforderte Bewertung der im Referenz- und im Prognoseszenario verur-

sachten Schadstoffemissionen im Hinblick auf die Klimarelevanz für die gesam-

te Atmosphäre ist nicht möglich. Zwar kann nicht bei jeglicher Betrachtungswei-

se mit absoluter Sicherheit ausgeschlossen werden, dass die emittierten Schad-

stoffmengen mit zu einem Treibhauseffekt und damit zur Erwärmung der Atmo-

sphäre beitragen könnten. Dies ist jedoch nicht im Sinne der juristischen Kausa-

litätslehre genau diesem Flugbetrieb zuzuordnen. Insoweit würde hier der Be-

reich dessen, was ein konkretes Genehmigungsänderungsverfahren zu leisten 

vermag, verlassen und der Bereich des vorrechtlichen, jenseits verwaltungsbe-

hördlicher Überprüfbarkeit liegenden politisch-administrativen Gestaltungsspiel-

raums erreicht. 

Die von den Einwendungsführern herangezogenen Berichte des TÜV Rheinland, 

Sicherheit und Umweltschutz GmbH, die im Auftrag der Stadt Ratingen zur 

endgültigen Klärung der Frage beitragen sollten, ob das Stadtgebiet von Ratin-

gen besonders hoch mit Immissionen durch Luftschadstoffe belastet ist, und ob 

der angrenzende Flughafen Düsseldorf als Emittent von Luftschadstoffen als der 

Hauptverursacher für die vorhandenen Immissionsbelastungen anzusehen sei, 

kommen zu dem Ergebnis, dass 

"-  im Stadtgebiet von Ratingen keine im Vergleich zu anderen Städten unge-

wöhnlich hohen Immissionsbelastungen durch Schadstoffkomponenten, die 

im Rahmen dieser Untersuchung gemessen bzw. ausgewertet wurden, fest-

gestellt wurden,  
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-    vorhandene Immissions-, Grenz- oder Richtwerte durch die Messwerte deut-

lich unterschritten wurden, 

-    sich keine eindeutige Tendenz dafür ergab, dass bei Windrichtungen vom 

Flughafen ins Stadtgebiet von Ratingen höhere Immissionsbelastungen auf-

treten als bei anderen Windrichtungen und somit vom Flughafen keine höhe-

ren Belastungen ausgehen als von den sonstigen umliegenden Industrie- und 

Wohngebieten. Die Auswertung der diskontinuierlichen Messungen zeigte, 

dass lediglich der Einfluss der Autobahn A 52 feststellbar war, 

-    die unter den worst case-Bedingungen der Vorstudie möglich erscheinende 

Quantifizierung der durch den Flugverkehr am Flughafen Düsseldorf verur-

sachten Abgasimmissionen sich nicht bestätigt hat. Kurzfristige, extrem ho-

he Belastungen, verursacht durch den Flughafen Düsseldorf, konnten  nicht 

nachgewiesen werden." 

Die Angaben im Ratinger Gutachten belegen, dass der Anstieg bei den Schad-

stoffkomponenten Stickstoffdioxid, Kohlenmonoxid und Benzol auch künftig 

nur einen geringen Anteil an der vorhandenen Hintergrundbelastung im urbanen 

Raum Düsseldorf haben wird. Eine signifikante Veränderung der Luftqualität 

durch Luftschadstoffimmissionen des Luftverkehrs ist deshalb künftig nicht zu 

erwarten.

6.3 Zusammenfassende Bewertung 

Das von der Antragstellerin vorgelegte Gutachten zur Ermittlung und Beurtei-

lung der flugverkehrsbedingten gasförmigen Immissionen ist nicht zu beanstan-

den. Die hier angewandten Methoden zur Abschätzung flugverkehrsbedingter 

Luftverunreinigungen stoßen auf keine Bedenken und entsprechen anerkannter 

gutachtlicher Praxis. 

Im Sinne einer sicherheitsorientierten Betrachtungsweise erfolgte dabei insbe-

sondere durch die Ermittlung der Vorbelastung anhand der Daten der Messsta-
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tionen des LUQS-Messnetzes des Landesumweltamtes Nordrhein-Westfalen 

(LUA) eine zum Teil deutliche Überschätzung der zu erwartenden Immissions-

belastungen.

Mit Blick auf die im Gutachten ermittelten Schadstoffbelastungen der Luft ist 

zusammenfassend festzustellen, dass sowohl für die Flugverkehrssituation im 

Referenz- als auch im Prognoseszenario eine Überschreitung der herangezoge-

nen Beurteilungswerte für die jeweiligen Schadstoffkomponenten außerhalb des 

Flughafengeländes nicht gegeben ist. Selbst in den hauptbeaufschlagten Beurtei-

lungsflächen außerhalb des Flughafengeländes werden für die jeweils untersuch-

ten Luftschadstoffe die herangezogenen Beurteilungswerte größtenteils deutlich 

unterschritten. Eine Gefährdung der Bevölkerung durch flugbetriebsbedingte 

Luftverunreinigungen ist deshalb für beide Flugverkehrssituationen ausgeschlos-

sen.

Insgesamt ist aufgrund des vorgelegten Gutachtens festzuhalten, dass der Anteil 

der flugbetriebsbedingten Luftverunreinigungen an der vorhandenen Hinter-

grundbelastung nur von nachgeordneter Bedeutung ist. 

Die Ergebnisse des Gutachtens werden durch die Erfahrungen bestätigt, die auch 

in anderen Genehmigungs- und Planfeststellungsverfahren auf dem Gebiet flug-

betriebsbedingter Luftverunreinigungen gewonnen wurden. 

Soweit die Genehmigungsbehörde im Rahmen der Entscheidung im vorliegen-

den Genehmigungsänderungsverfahren durch die Bestimmungen zur Nutzung 

der Nordbahn Regelungen getroffen hat, die im Vergleich zum Datenerfassungs-

system DES 2002, das dem Gutachten zur Ermittlung und Beurteilung der flug-

verkehrsbedingten gasförmigen Immissionen zugrunde liegt, zu einer Verlage-

rung von Flugbewegungen von der Nord- auf die Südbahn führen wird, ist nicht 

davon auszugehen, dass sich hierdurch die grundsätzliche Bewertung der Immis-

sionsbelastungen durch flugbetriebsbedingte Luftverunreinigungen ändert. 
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Der Umfang der Verlagerung im Verhältnis zur Gesamtzahl der Flugbewegun-

gen wird auch aufgrund der Flexibilität der Bestimmungen zur Nutzung der 

Nordbahn gering sein. Darüber hinaus liegen die im o. g. Gutachten für die 

hauptbeaufschlagten Beurteilungsflächen außerhalb des Flughafengeländes er-

mittelten Schadstoffbelastungen im Prognoseszenario trotz der dargestellten Ü-

berschätzung so deutlich unterhalb der herangezogenen Beurteilungswerte, dass 

auch für den Fall einer solchen Verlagerung von einer Einhaltung dieser Beurtei-

lungswerte auszugehen ist. 

Es ist festzustellen, dass gegen die beantragte Änderungsgenehmigung unter 

lufthygienischen Gesichtspunkten keine Bedenken bestehen. 

7. Entschädigung, Wertminderung 

In der Genehmigung vom 21.09.2000 in der Fassung vom 05.06.2003 hatte die 

Genehmigungsbehörde entsprechend §§ 9 Abs. 2 S. 3 LuftVG, § 4 Abs. 2 S. 3 

VwVfG geregelt, dass die Antragstellerin eine angemessene Entschädigung in 

Geld zu leisten hat, soweit die auf die Außenwohnbereiche einwirkenden Flug-

lärmimmissionen die Grenze des Zumutbaren überschreiten, weil diese Immissi-

onen naturgemäß nicht durch technisch reale passive Schallschutzmaßnahmen 

abgewendet werden können.

Ob Freiflächen als Außenwohnbereich anzusehen sind, bestimmt sich danach, ob 

nach Umgebung, Zuschnitt und Zweckbestimmung der Freifläche von einem 

"Wohnen im Freien" gesprochen werden kann. Dabei ist auch von Bedeutung, 

welches Gewicht der bestimmungsgemäßen Nutzung der Freiflächen nach der 

jeweiligen Gebietsstruktur zukommt. Maßgeblich dafür sind allein objektive, 

d.h. grundstücksbezogene Kriterien. Zum Außenwohnbereich gehören deshalb 

zum dauerhaften Aufenthalt geeignete, bestimmte und genutzte Terrassen, Bal-

kone und Hausgärten. Nicht schutzwürdig sind dagegen Vorgärten, da sie nur 

zur optischen Verschönerung des Grundstücks dienen, weiterhin Balkone, so-

weit sie nicht zu einem dauernden Aufenthalt der Hausbewohner bestimmt sind, 
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sowie Kleingärten, da sie nur zum vorübergehenden Aufenthalt von Menschen 

bestimmt sind, auch wenn sie vor allem im Sommer zum Teil tatsächlich anders 

genutzt werden. 

Bei der Bestimmung des Schwellenwerts, bei dessen Überschreitung im Außen-

wohnbereich das Maß des zumutbaren Fluglärms überschritten ist, kann nicht 

auf die für Wohngebäude entwickelten Maßstäbe zurückgegriffen werden, weil 

im Außenwohnbereich generell - und nicht nur bzgl. Fluglärm - eine höhere 

Lärmerwartung besteht (vgl. Bundesverwaltungsgericht, Urteil vom 29.01.1991, 

Az. 4 C 51.89), und weil das zeitliche Schwergewicht des Wohnens auch im 

Sommer eindeutig im Innenwohnbereich liegt. Es muss vielmehr ein spürbar hö-

heres Maß an Fluglärmbelastung als im Innenwohnbereich erreicht sein, um zu 

einer Überschreitung der Zumutbarkeitsgrenze zu führen. 

Die Genehmigungsbehörde sieht die Grenze des Zumutbaren im Außenwohnbe-

reich angesichts der Erkenntnisse der Lärmwirkungsforschung bei einem Dauer-

schallpegel Leq 3 von 65 dB(A) und höher als überschritten an, da ab diesem Pe-

gel keine akzeptablen Kommunikationsbedingungen mehr angenommen werden 

können. Der die Zumutbarkeitsgrenze nach oben verschiebenden höheren Lärm-

erwartung im Außenbereich wird mit dieser Grenzziehung angemessen Rech-

nung getragen, wie der Vergleich mit der Annahme der fachplanerischen Zu-

mutbarkeitsgrenze für Tagfluglärm im Innenwohnbereich (s. o.) in Verbindung 

mit der im Außenwohnbereich entfallenden lärmdämpfenden Wirkung von 

Wohngebäuden und Fenstern zeigt. Zu einer vergleichbaren Grenzziehung ist 

auch – ohne Beanstandung durch das später mit dieser Verwaltungsentscheidung 

befasste Bundesverwaltungsgericht - das Regierungspräsidium Leipzig in sei-

nem Planfeststellungsbeschluss für den Flughafen Leipzig/Halle vom 

10.07.1997 gelangt. Der so definierte Entschädigungsbereich ist in der Karte 4 

durch eine 65 dB(A)-Grenzlinie dargestellt.  

Zur Berücksichtigung der Lärmauswirkungen in dem auch durch Bodenlärm be-

aufschlagten Umfeld des Flughafens ist, wie bereits dargelegt, eine gutachterli-

che Addition von Flug- und Bodenlärm vorgenommen. Auf die diesbezüglichen 
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Ausführungen in Ziffer 5.1.2 wird Bezug genommen. Diese Entscheidung muss 

nach Auffassung der Genehmigungsbehörde für die Festlegung des Entschädi-

gungsgebietes ebenfalls gelten. Das Ergebnis dieser rechnerischen Lärmaddition 

für die Tagzeit ist auch als Leq3 = 65 dB(A)-Kontur (Gesamtlärm) in der Karte 4 

zeichnerisch dargestellt worden. 

Soweit die Genehmigungsbehörde nun vorliegenden Verfahren durch die Be-

stimmungen zur Nutzung der Nordbahn Regelungen getroffen hat, die zu einer 

Verlagerung von Flugbewegungen von der Nord- auf die Südbahn führen wer-

den, waren auch bezüglich des Entschädigungsgebietes Regelungen zur Berück-

sichtigung dieser Verlagerung vorzusehen. Auf die diesbezüglichen Ausführun-

gen in Ziffer 5.1.2 wird Bezug genommen. 

Der Entschädigungsanspruch ist auch hinsichtlich der Außenwohnbereiche auf 

solche Grundstücke zu beschränken, auf denen bereits vor dem 04.03.1974 

Wohngebäude mit Außenwohnbereichen errichtet oder bauaufsichtlich geneh-

migt worden sind. Zu diesem Zeitpunkt wurden für den Flughafen Düsseldorf 

die Lärmschutzbereiche gemäß FluglärmG festgesetzt, so dass ausschließlich mit 

einer schutzbereichsgemäßen Fluglärmbelastung gerechnet werden musste und 

ein schutzwürdiges Vertrauen, eine entsprechende fluglärmbedingte Wertminde-

rung werde in den betroffenen Bereichen nicht eintreten, nicht mehr entstehen 

konnte.

Die Höhe des Wertabschlages von 2 % und die Art seiner Ermittlung entspre-

chen den diesbezüglichen Regelungen der Genehmigung vom 21.09.2000 in der 

Fassung vom 05.06.2003, die vom Oberverwaltungsgericht für das Land Nord-

rhein-Westfalen in seinem inzwischen rechtskräftigen Urteil vom 10.12.2004 

gebilligt worden sind. Die Genehmigungsbehörde hält nach dem Stand von 

Rechtsprechung und Lärmwirkungsforschung sowie wegen der annährend 

gleichbleibenden Größe des Entschädigungsgebietes ein Festhalten an der bishe-

rigen Verfahrensweise für sachgerecht.  
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Der Antrag der Antragstellerin (FDG) zielt erstmals darauf ab, seinen Bewe-

gungszahlrahmen über die mögliche Endkapazität der Start- und Landebahn 

05L/23R hinaus auszudehnen. Verlauf und Ergebnis der Prüfung dieses Antrags 

lassen sich wie folgt zusammenfassen:

Die Genehmigungsbehörde hatte alle öffentlichen und privaten Belange, die 

durch eine antragsmäßige Änderung der Betriebsregelung für das Parallelbahn-

system betroffen werden könnten, sowohl einzeln als auch insgesamt gegen die 

Gründe für eine derartige Änderung abzuwägen. Dabei war zu berücksichtigen, 

dass von Gemeinden aus Rechtsgründen nur eine Beeinträchtigung ihrer ge-

meindlichen Planungshoheit und die Beeinträchtigung von gemeindlichen Ein-

richtungen oder gemeindlichem Eigentum geltend gemacht werden darf.  

Bei der Zusammenstellung der Abwägungsgrundlagen war in Bezug auf die 

Vorbelastung der Flughafenumgebung durch Flugbetriebsimmissionen von der 

Rechtsposition auszugehen, die die Anlieger aufgrund der Genehmigung vom 

21.09.2000 in der Fassung der Entscheidung im ergänzenden Verfahren vom 

05.06.2003 haben, die inzwischen bestandskräftig geworden ist. Die danach hin-

zunehmenden Belastungen ergeben sich aus der Ausschöpfung der Bewegungs-

zahlregelung mit dem dort zugrunde gelegten Flugzeugmix. 

Im Kapitel C. II. 1 dieser Genehmigung sind die Gründe dargelegt worden, die 

für eine Anhebung der auf dem Parallelbahnsystem zulässigen Flugbewegungen 

über die mögliche Endkapazität der Hauptstart- und –landebahn 05L/23R hinaus 

sprechen.

Am Flughafen Düsseldorf besteht ein erheblicher Nachfragedruck. Seit 1996 

werden auf den Weltflugplankonferenzen bis zu 20 % der für die betreffende 

Flugplanperiode beantragten Slots wegen Ausschöpfung des von der Luftfahrt-

behörde zugelassenen Slotkontingents abgelehnt. Das bereits durch diesen Nach-

frageüberhang manifestierte Verkehrsbedürfnis wird untermauert durch das Er-
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gebnis einer vom Deutschen Zentrum für Luft- und Raumfahrt und der Deut-

schen Flugsicherung GmbH erstellten Langfristprognose des Luftverkehrs in 

Deutschland. Aus der Studie, die nach Auffassung der Genehmigungsbehörde 

plausibel ist, ist für den Flughafen Düsseldorf für den Zeitraum 1999 – 2010 ei-

ne Steigerung der gewerblichen Flugbewegungen um 19 % herzuleiten. 

Das Gewicht dieses Verkehrsbedürfnisses ergibt sich aus der Bedeutung des 

Flughafens Düsseldorf für das Land Nordrhein-Westfalen: Er ist ein wichtiges 

Element der Verkehrsinfrastruktur des Landes, dem eine erhebliche ökonomi-

sche Bedeutung sowohl als Standortfaktor als auch als Wirtschaftsfaktor zu-

kommt. Seine Bedeutung als Standortfaktor ergibt sich aus 

seiner Funktion als Verkehrsstation, 

seiner Wirkung als Diffusionszentrum für den Strukturwandel und 

seiner Knotenpunktfunktion für die Außenwirtschaft. 

Zum Einzugsgebiet der Verkehrsstation Flughafen Düsseldorf gehört die größte 

Bevölkerungs- und Industrieaglomeration Europas, nämlich die Region an 

Rhein, Ruhr und Wupper mit 26 Großstädten und etwa 12 Millionen Einwoh-

nern. Dies ist vergleichbar mit den Einzugsgebieten der Flughäfen in London 

und New York. Im Jahre 2004 wurden ca. 55,3 % des NRW-Fluggastauf-

kommens über den Flughafen Düsseldorf abgewickelt.  

Der Flughafen Düsseldorf ist ein wirksames Instrument für den Strukturwandel 

und unverzichtbar für die Außenwirtschaft. Der Einzugsbereich des Flughafens 

Düsseldorf, insbesondere das Ruhrgebiet, befindet sich in einem permanenten 

Strukturwandel. Besonders die Ausrichtung auf die Tertiärwirtschaft setzt ein 

Verkehrsangebot voraus, das eine schnelle Beförderung von Geschäftsreisenden 

und hochwertiger Fracht garantiert. Eine Stagnation des Luftverkehrsangebots 

auf dem Flughafen Düsseldorf würde sich langfristig durch das teilweise Fern-

bleiben oder durch Abwanderung von international tätigen Unternehmen negativ 

auf die Attraktivität des Standortes Nordrhein-Westfalen auswirken. Die Bedeu-

tung für die Außenwirtschaft ergibt sich, wie dargelegt, nicht zuletzt aus der ho-



C Entscheidungsgründe 211
C.3 Zusammenfassende Würdigung

hen Bedeutung, die nordamerikanische und japanische Unternehmen einem in-

ternationalen Flughafen und hierdurch ermöglichter guter Luftverkehrsbedin-

gungen beimessen. 

Ein Verharren auf dem durch die Genehmigung vom 21.09.2000 zugelassenen 

Flugbetriebsumfang würde gegenüber der hiermit genehmigten Nutzung des Pa-

rallelbahnsystems die Nichtabwicklung von ca. 28.000 gewerblichen Flugbewe-

gungen pro Jahr bedeuten. Diese gewerbliche Flugbewegungen würden zusätzli-

che Flugverbindungen pro Tag erlauben und damit die Möglichkeit schaffen, das 

Flugplanangebot zu erhöhen. Eine Verbesserung des Linienflugangebots ist für 

den Flughafen Düsseldorf als Standortfaktor und daher für das Land Nordrhein-

Westfalen wichtig.

Unterbliebe eine danach mögliche Steigerung des Luftverkehrs um ca. 28.000 

gewerbliche Flugbewegungen pro Jahr, würde dies den Verzicht auf etwa 2.300 

Arbeitsplätze innerhalb und 3.450 Arbeitsplätze außerhalb des Flughafengelän-

des bedeuten. 

Sollte der tenorierte Nachweis gelingen, dass die Einbahnkapazität doch bei 45 

Bewegungen pro Stunde liegt, ergeben sich bei einer Anzahl von tatsächlich ab-

zuwickelnden 122.176 Flugbewegungen (wie beantragt) folgende ökonomische 

Effekte:

Pro Jahr wären dann 36.000 zusätzliche Flugbewegungen zu erreichen. Bei An-

nahme der vorgenannten Prognosewerte hinsichtlich der Auslastung ergäbe sich 

ein zusätzliches Fluggastaufkommen von rund 3,6 Mio. Personen im Jahr. Dem-

entsprechend wäre ein Zuwachs von mehr als 3.000 direkten Arbeitsplätzen auf 

dem Flughafengelände und etwa 4.500 Arbeitsplätzen außerhalb des Flughafen-

geländes zu erwarten. Die beschäftigungsrelevante Wirkung der Genehmigungs-

änderung ließe sich dann auf etwa 7.500 Arbeitsplätze beziffern. 

Die Überprüfung der Planungsalternativen hat gezeigt, dass 
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weder die Einbringung des Flughafens Düsseldorf in ein förmliches Flugha-

fensystem mit dem Flughafen Köln/Bonn gemäß Verordnung (EWG)  

Nr. 2408/92, 

noch dirigistische Maßnahmen zur Verlagerung des Flugtouristikverkehrs 

und des Kurzstreckenluftverkehrs, 

noch die bereits heute für Instrumentenflugbetrieb genehmigten Regional-

flugplätze Mönchengladbach und Dortmund, 

noch der Flughafen Niederrhein, vormals Militärflugplatz Weeze-Laarbruch 

eine geeignete und realistische Planungsalternative zum FDG-Antrag auf Erhö-

hung der Flugbewegungen darstellen. 

In Kapitel C.2.2 dieser Genehmigung sind die Gründe dargelegt worden, die un-

ter Teilabweisung des Antrags der FDG zu der tenorierten Betriebsregelung ge-

führt haben. 

Ausschlaggebend war einmal der Umstand, dass die Parallelbahn auf Grund des 

Angerland-Vergleiches und der Auflage III.5. der Genehmigung nur in Zeiten 

des Spitzenverkehrs vor 22:00 Uhr benutzt werden darf. Die jetzt vorgenomme-

ne Neudefinition dieses Begriffs und die jetzt genehmigte Betriebsregelung der 

Auflage III.6. führen zu nach Stunden klar abgegrenzten Nutzungszeiten. Da 

Zweifel der Genehmigungsbehörde an der von der FDG ihrem Antrag zugrunde 

gelegten Einbahnkapazität von 45 Flugbewegungen pro Stunde verblieben, war 

ein abweichender Koordinationseckwert für die Zeiten zu finden, in denen die 

Parallelbahn nicht mitbenutzt werden darf. Der für diese Zeiten festgesetzte 

Wert stellt zur Überzeugung der Genehmigungsbehörde sicher, dass bei aus-

schließlicher Nutzung der Hauptstart- und -landebahn ein durchschnittliches und 

gerichtlich gebilligtes Verzögerungsmaß von 8 Minuten pro Flug nicht über-

schritten wird. Da in den Spitzenzeiten die Parallelbahn mitbenutzt werden darf 

und ihre Zusatzkapazität nur in moderatem Umfang beansprucht werden wird, 
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wird auch in Zeiten des Spitzenverkehrs dieses Kriterium eingehalten. Der Stun-

deneckwert für die Stunde zwischen 22:00 Uhr und 23:00 Uhr wurde so gewählt, 

dass ein durchschnittliches Verzögerungsmaß von nur 2 Minuten pro Flug zu 

erwarten ist, so dass eine Belastung der nachfolgenden Nachtstunden durch im 

Voraus planbare Landungen weitgehend vermieden werden kann. Zum Abbau 

von Verspätungen aus der Zeit vor 21:00 Uhr ist zudem die Nutzung der Paral-

lelbahn für die Zeit von 21:00 Uhr bis 22:00 Uhr abweichend von der ansonsten 

eingeräumten Flexibilität angeordnet worden, so dass die volle Kapazität des Pa-

rallelbahnsystems zum Abbau von Verspätungen zur Verfügung steht. 

Ansonsten bietet die gefundene Betriebsregelung gegenüber der bisherigen Ge-

nehmigung die Möglichkeit eines beträchtlichen Bewegungszuwachses und un-

ter den gegebenen Rahmenbedingungen (Angerland-Vergleich) das mögliche 

Maß an betrieblicher Flexibilität. 

Die Genehmigungsbehörde hat festgestellt, dass öffentliche Belange durch den 

genehmigten Flugbetrieb für das Parallelbahnsystem nicht beeinträchtigt wer-

den.

Unter Berücksichtigung der umfassenden Beurteilung von Flugsicherheitsfragen 

durch den Fachgutachter und die DFS Deutsche Flugsicherung GmbH stehen der 

tenorierten Steigerung der Zahl der Flugbewegungen Sicherheitsbedenken nicht 

entgegen.

Gemeindliche Belange werden durch die genehmigte Nutzung der Einbahn-

kapazität nicht beeinträchtigt. Die Prüfung der vorgelegten Unterlagen hat er-

geben, dass die 67 dB(A)-Zone innerhalb der entsprechenden Zone des Lärm-

schutzbereichs nach FluglärmG liegt, sodass sich aus dem genehmigten Flugbe-

triebsumfang keine zusätzlichen Beschränkungen für die Bauleitplanung der 

Nachbargemeinden ergeben. Die 62 dB(A)-Zone liegt ebenfalls innerhalb der 

Zone C des LEP "Schutz vor Fluglärm", sodass die Gemeinden auch in ihrer 

weiteren Entwicklung nicht negativ beeinflusst werden. Zwar lässt die geneh-

migte Betriebsregelung sowohl gegenüber der Genehmigung vom 21.09.2000 
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einen stärkeren Flugbetrieb zu. Eine dadurch grundsätzlich mögliche Entwick-

lungsbeeinträchtigung der Gemeinden wird aber durch die Festsetzungen des 

LEP "Schutz vor Fluglärm" überlagert, die sich an der möglichen Endkapazität 

orientieren und nicht von der jeweiligen Genehmigungslage abhängen(vgl. OVG 

NRW, Beschluss vom 05.05.2000 – 20 B 2104/99. AK, S. 12 der Entscheidung). 

Auch eine mögliche Beeinträchtigung gemeindlicher Einrichtungen oder ge-

meindlichen Eigentums, die nach denselben Kriterien zu prüfen war, wie eine 

mögliche Beeinträchtigung entsprechender privater Einrichtungen oder privaten 

Eigentums, ist nicht zu erwarten. 

Dem Interesse des Landes NRW, der FDG und  unter Berücksichtigung des Inte-

resses der Luftverkehrsgesellschaften an der Erhaltung des derzeitigen Luftver-

kehrsangebotes und an seiner Entwicklung steht das Interesse der Flughafenan-

lieger gegenüber, von einer Verschlechterung ihrer Situation verschont zu wer-

den. Diese ist durch die Genehmigung vom 21.09.2000 in der Fassung der Ent-

scheidung im ergänzenden Verfahren vom 05.06.2003 definiert. Die hinzuneh-

menden Belastungen ergeben sich aus der Ausschöpfung dieses Bewegungszahl-

rahmens mit einem den derzeitigen Gegebenheiten entsprechenden Flugzeugmix 

Eine Verschlechterung der rechtlichen Situation kann sich aus den durch den 

Flugbetrieb verursachten Immissionen ergeben.  

Die Genehmigungsbehörde ist bei der diesbezüglichen Prüfung zu dem Ergebnis 

gekommen, dass durch den genehmigten Flugbetrieb i. V. m. den angeordneten 

Schutzmaßnahmen die Fluglärmbelastung nicht unzumutbar wird. 

Das prognostische 19 x 99 dB(A)-Gebiet für die Tagzeit (Lärmgefährdungsge-

biet - kritischer Toleranzwert -), innerhalb dessen nach den von der Genehmi-

gungsbehörde geteilten wissenschaftlichen Erkenntnissen das Risiko einer Ge-

sundheitsgefährdung nicht ausgeschlossen werden kann, liegt auch bei voller 

Nutzung des genehmigten Bewegungsrahmens innerhalb des Flughafengeländes. 
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Das die Fortentwicklung der Lärmwirkungsforschung Rechnung tragende prog-

nostische Gebiet Lmax16h = 25 x 90 dB(A), das als präventiver Richtwert ein Kri-

terium zur Vermeidung extraauraler Gesundheitsschäden darstellt, erreicht zwar 

im Südwesten Teile von Düsseldorf-Lohausen. In diesem Gebiet besteht jedoch 

seit langem Anspruch auf Schallschutz, so dass Maßnahmen zur Erreichung des 

angestrebten Vermeidungseffekts nicht angeordnet werden brauchen. 

Das Tagschutzgebiet wird durch eine Lärmkontur gemäß Leq3 = 60 dB(A) defi-

niert. Die Genehmigungsbehörde bejaht, wie bereits in der Entscheidung im er-

gänzenden Verfahren vom 05.06.2003, unter erneuter Abwägung der gegenläu-

figen Belange einen so definierten Anspruch auf baulichen Schallschutz, nach 

dessen Maßgabe Maximalpegel von 55 dB(A) in Aufenthaltsräumen bei ge-

schlossenen Fenstern nicht regelmäßig überschritten werden dürfen. Damit wer-

den eine weitgehend ungestörte Kommunikation und ein hinreichender Schutz 

vor Belästigung durch Fluglärm erreicht. 

Ein Vergleich zwischen der o. g. Kontur und der Leq3 = 60 dB(A) - Tagschutz-

zone der Genehmigung vom 21.09.2000/05.06.2003 zeigt, dass sich die im vor-

liegenden Verfahren festgelegte Zone in ihrer Längsausdehnung nach Nordosten 

und Südwesten innerhalb der Tagschutzzone der bestandskräftigen Änderungs-

genehmigung vom 21.09.2000/06.05.2003 bewegt, in der bereits Ansprüche 

nach Maßgabe der oben zitierten Auflagen bestehen. 

Neue Ansprüche im Sinne einer erstmaligen Einbeziehung in den Kreis der An-

spruchsberechtigten werden im Nahbereich des Flughafens in den Düsseldorfer 

Stadtteilen Zeppenheim, Unterrath, Stockum und Lichtenbroich begründet, da 

sich hier vor allem die energetische Addition von Boden- und Fluglärm hier ent-

sprechend auswirkt. 

Es kann somit festgestellt werden, dass sich die flächenmäßige Vergrößerung 

des Tagschutzgebietes aus der Einbeziehung des Bodenlärms ergibt und somit 

nicht gegen das Begehren der Antragstellerin ins Gewicht fallen kann. 



C Entscheidungsgründe 216
C.3 Zusammenfassende Würdigung

Bei der Prüfung der Auswirkungen der beantragten Betriebsausweitung wurden 

die besonders schutzbedürftigen Einrichtungen einer eingehenden Betrachtung 

unterzogen. Bei Umsetzung des tenorierten Anspruchs auf Belüftungseinrich-

tungen ist nach Auffassung der Genehmigungsbehörde gemäß den Vorgaben der 

lärmmedizinischen Gutachter der besonderen Schutzwürdigkeit dieser Einrich-

tungen ausreichend Rechnung getragen. 

Zum Schutz vor Fluglärm in der Nacht hat die Genehmigungsbehörde dem An-

trag der Antragstellerin auf Erhöhung der Bewegungszahlen nach 22:00 Uhr et-

wa nur zur Hälfte entsprochen. Zudem wurde die Mitnutzung der Parallelbahn 

zwischen 21:00 Uhr und 22:00 Uhr Ortszeit angeordnet. Durch diese Maßnah-

men wird nach Überzeugung der Genehmigungsbehörde erreicht, dass Verspä-

tungen aus der Zeit vor 21:00 Uhr weitest möglich abgebaut werden und dass 

durch den tenorierten ausgeweiteten Flugbetriebsumfang bedingte Verspätungen 

die Zeit nach 23:00 Uhr vom Grundsatz her nicht belastet wird. 

Die gleichwohl durch die neue Betriebsregelung verbleibenden zusätzlichen 

Lärmauswirkungen zur Nachtzeit werden durch das größere Nachtschutzgebiet 

und den tenorierten "Lüfteranspruch" ausgeglichen. 

Letztlich verbleibt in Bezug auf die Lärmauswirkungen der neuen Betriebsrege-

lung die Beeinträchtigung von Außenwohnbereichen (Gärten, Terrassen, Balko-

ne). Die Genehmigungsbehörde hält für die Zuerkennung von diesbezüglichen 

Entschädigungsansprüchen an den Kriterien fest, die in der Genehmigung vom 

21.09.2000/05.06.2003 angewandt und gerichtlich gebilligt worden sind. Sie hat 

festgestellt, dass sich die 65 dB(A) Leq3-Zone durch den genehmigten Betriebs-

umfang gegenüber der bestehenden Zone in ihrem Flächeninhalt  nicht wesent-

lich verändert, obwohl auch hier eine Addition von Flug- und Bodenlärm vorge-

nommen wurde, so dass die Beeinträchtigung von Außenwohnbereichen durch 

Fluglärm nicht gegen das Begehren der Antragstellerin entscheidungserheblich 

ins Gewicht fallen kann. 
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Für die Methode der Reduzierung der Flugbewegungen in der lärmsensiblen Zeit 

nach 21:00 Uhr und der Gewährung passiven Schallschutzes war ausschlagge-

bend, dass bei ihrer Anwendung den öffentlichen Interessen, dem Interesse der 

FDG sowie der flughafenansässigen Unternehmen und den Interessen der Anlie-

ger ausreichend Rechnung getragen werden konnte. Eine gänzliche oder über-

wiegende Ablehnung des Antrags der FDG hätte zwar die Interessen der Anlie-

ger gewahrt, hätte aber die Berücksichtigung der öffentlichen Interessen ausge-

schlossen. Die tenorierte Entscheidung stellt dem hingegen sicher, dass bei Wah-

rung des öffentlichen Interesses an einer Ausweitung des Flugbetriebs die An-

lieger des Flughafens Düsseldorf vor unzumutbaren Fluglärmbelastungen ge-

schützt sind. 

Eine unzumutbare Beeinträchtigung privater Belange durch flugverkehrsbe-

dingte Luftverunreinigungen ist mit der genehmigten Flugbetriebsregelung nicht 

verbunden. Trotz des Anstiegs der Bewegungszahlen bleiben alle Schadstoff-

komponenten z. T. deutlich unterhalb der herangezogenen Grenzwertfestsetzun-

gen. Die Feststellungen des Luftverunreinigungsgutachtens lassen die Aussage 

zu, dass der durch den Luftverkehr verursachte Immissionsanteil selbst in der 

Flughafenumgebung von untergeordneter Bedeutung ist. 

Die Genehmigungsbehörde ist somit zu dem Ergebnis gekommen, dass dem An-

trag der FDG nur im tenorierten Umfang und unter Anordnung zusätzlicher 

Schutzmaßnahmen entsprochen werden konnte. 

Dieses Abwägungsergebnis gilt auch für den Fall, dass der Antragstellerin der 

ihr überlassene Nachweis gelingt, dass die Kapazität der Hauptstart- und -lan-

debahn - ohne Mitbenutzung der Parallelbahn zum Verspätungsabbau - bei 45 

im Voraus planbaren Flugbewegungen pro Stunde liegt. Die in diesem Fall er-

höhte Zahl der zulässigen im Voraus planbaren Flugbewegungen wäre durch das 

Datenerfassungssystem und die darauf beruhenden Gutachten und sonstigen An-

tragsunterlagen abgedeckt, die als Grundlagen für diese Entscheidung gedient 

haben.
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D Begründung der Anordnung der sofortigen Voll-
ziehung

Die Anordnung der sofortigen Vollziehung liegt im öffentlichen Interesse, wel-

ches  dem Interesse potentieller Kläger an der aufschiebenden Wirkung ihres 

Rechtsbehelfs vorgeht. Zudem überwiegt hier auch das Interesse der Antragstel-

lerin an der sofortigen Verwirklichung der Genehmigung.  

Zunächst ist anzuführen, dass die Abwägung aller für und gegen die Änderungs-

genehmigung sprechenden Umstände keine begründeten Zweifel an der Recht-

mäßigkeit der Entscheidung offenbart. 

Das öffentliche Interesse an der sofortigen Vollziehung dieser Genehmigung er-

gibt sich aus der überregionalen Bedeutung des Flughafens Düsseldorf als wich-

tige Verkehrsinfrastruktur und als bedeutender Wirtschaftsfaktor in Nordrhein-

Westfalen (siehe im Einzelnen unter C.2.1.3 und C.2.1.4).  

Die weitere Kapazitätsauslastung des Flughafens Düsseldorf im Rahmen der 

rechtlichen Bindungen (Angerland-Vergleich) ist nicht zuletzt wegen der damit 

verbundenen regionalökonomischen Effekte – Anstieg des Fluggastaufkommens 

und damit korrespondierender Zuwachs an direkten und induzierten  Beschäfti-

gungsverhältnissen – von großer Relevanz für die weitere wirtschaftliche Ent-

wicklung wesentlicher Gebiete des Landes.

So betont auch jüngst die Koalitionsvereinbarung von CDU und FDP zur Bil-

dung einer neuen Landesregierung in Nordrhein Westfalen vom 20.06.2005 die 

Notwendigkeit starker Luftverkehrsstandorte bzw. die Unabdingbarkeit von 

Flughäfen von europäischem und internationalem Rang. Mit Blick auf den Flug-

hafen Düsseldorf ist es erklärtes Ziel der Landesregierung, sich für eine bessere 

Ausnutzung und eine bedarfsgerechte Entwicklung des Flughafens einzusetzen 

(s. dort S. 28). 
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Das so umschriebene öffentliche Interesse ist dringlich und verlangt daher eine 

zügige Umsetzung dieser Änderungsgenehmigung. Der Flughafen Düsseldorf 

hat seine zugelassene Praktische Kapazitätsgrenze im marktrelevanten Bereich 

bereits erreicht. Der zu Spitzenzeiten – vor allem von 07.00 bis 11.00 Uhr und 

von 16.00 bis 19.00 Uhr – bestehende massive Nachfrageüberhang für Slots sei-

tens der Luftverkehrsgesellschaften kann mit den Koordinierungseckwerten der 

Änderungsgenehmigung vom 21.09.2000 nicht bewältigt werden. 

Zwar können nach der gegenwärtigen Rechtslage für die sechs verkehrsreichsten 

Monate eines Jahres in der betrieblichen Praxis des Flughafens insgesamt ca. 

104.000 IFR-Flugbewegungen im Linien- und Charterverkehr abgewickelt wer-

den. In der Sommerflugplanperiode 2005 wurden nach Angaben des Flughafens 

diesbezüglich rund 101.000 Flugbewegungen erreicht. Der damit scheinbar be-

stehende „Restspielraum“ von etwa 3000 IFR-Flugbewegungen im Verhältnis 

der praktisch realisierbaren Gesamtbewegungszahlen kann jedoch nicht zum 

Abbau der über den Koordinierungseckwerten liegenden Nachfrage genutzt 

werden. Er bezieht sich nämlich ausschließlich auf die freie Kapazität innerhalb 

solcher Eckwerte, die mangels Attraktivität keine erschöpfende Nachfrage der 

Luftverkehrsgesellschaften nach Slots hervorrufen. 

Demgegenüber liegt der in den vorgenannten Spitzenzeiten anfallende Nachfra-

geüberhang an bestimmten Tagen bis zu 100% über den genehmigten Flugbe-

wegungen.

Ein Aufschub der Realisierung dieser Änderungsgenehmigung während einer  

– erfahrungsgemäß zeitintensiven – gerichtlichen Überprüfung nähme dem Flug-

hafen Düsseldorf die Möglichkeit, auf den akuten Nachfragedruck marktkon-

form zügig reagieren zu können und schlösse ihn weiterhin von der gegenwärti-

gen Entwicklung des internationalen Luftverkehrs aus. Hiermit verbunden wäre 

das Risiko, dass Luftverkehrsgesellschaften den Flughafen infolge andauernder 

Nichtberücksichtigung endgültig von ihren weiteren Planungen ausnehmen. Die 

Verwirklichung öffentlicher Ziele (z. B. Schaffung zusätzlicher direkter und in-
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direkter Arbeitsplätze auf dem Flughafen selbst und in seinem betrieblichen Um-

feld), wäre dann in Frage gestellt, zumindest jedoch auf unabsehbare Zeit verzö-

gert.

Demgegenüber ist den von der Änderungsgenehmigung betroffenen Dritten der 

sofortige Gebrauch der Genehmigung zumutbar. Ein angemessener Schutz der 

Flughafenanwohner gegen Beeinträchtigungen ergibt sich aus den für den Flug-

hafen Düsseldorf bestehenden Flugbetriebsbeschränkungen sowie durch die Re-

gelungen des Planfeststellungsbeschlusses zum baulichen Schallschutz und den 

Auflagen dieser Änderungsgenehmigung. 

Durch die Anordnung der sofortigen Vollziehung werden zudem keine irrever-

siblen Tatsachen geschaffen.

Eine tatsächliche Erweiterung des Flugbetriebs im Rahmen dieser Genehmigung 

erfolgt nach Abschluss des weltweiten Koordinierungsverfahrens auf der

IATA-Flugplankonferenz, der umfangreiche Vorarbeiten vorangehen.  Bewe-

gungsrestriktionen können schon bei Beginn des Koordinierungsverfahrens auf 

nationaler Ebene eingebracht werden, um die Kapazität des Flughafens im Sinne 

des Art. 6 der Verordnung (EG) Nr. 93/95 in der aktuellen Fassung neu bestim-

men zu können. Diese Bestimmung erfolgt gem. § 27 a Abs. 2 LuftVG durch 

Festlegung von Koordinierungseckwerten durch das Bundesministerium für 

Verkehr, Bau- und Wohnungswesen im Einvernehmen mit der Genehmigungs-

behörde. Die Festlegung wird auch den Luftverkehrsgesellschaften zwecks 

rechtzeitiger Disposition für ihre Flugplanung bekannt gegeben. Zur Festlegung 

der Koordinierungseckwerte kommt es regelmäßig etwa zwei Monate vor einer 

IATA-Flugplankonferenz. Bis zu diesem Zeitpunkt könnte eine Reduzierung 

von Slots veranlasst werden. Die Zeitnischen werden nur für eine Flugplanperi-

ode (i. d. R. sechs Monate) festgelegt. 

Auch nach Zuteilung der Slots besteht im Falle der gerichtlichen Widerherstel-

lung der aufschiebenden Wirkung einer Anfechtungsklage bzw. der gerichtli-

chen Kassation der Änderungsgenehmigung die Möglichkeit für eine Korrektur 
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der Zuteilungsentscheidung. Diese ist nämlich als Verwaltungsakt zu qualifizie-

ren, dessen Aufhebbarkeit sich nach allgemeinen Regeln (§§ 48, 49 VwVfG) 

richtet. 

Das hier gleichfalls überwiegende Interesse der Antragstellerin deckt sich in 

großem Umfange mit dem zuvor Ausgeführten. Die Antragstellerin begehrt – als 

ein im Wettbewerb stehendes Privatrechtssubjekt, das eine im Interesse der All-

gemeinheit liegende Aufgabe wahrnimmt – die Erweiterung ihrer Möglichkei-

ten, auf die gegenwärtige Marktentwicklung im Luftverkehr nach unternehmeri-

schen Gesichtspunkten angemessen reagieren zu können. Angesichts des beste-

henden und sich weiter verschärfenden Nachfrageüberhangs für Slots und der 

diesbezüglich erreichten Praktischen Kapazitätsgrenze nach bisheriger Geneh-

migungslage würden die Entwicklungsmöglichkeiten des Flughafens im durch 

den Angerland-Vergleich zugelassenen Rahmen durch die aufschiebende Wir-

kung eines Rechtsbehelfs während einer langwierigen gerichtlichen Auseinan-

dersetzung unangemessen beschränkt. Demgegenüber ist im Falle der sofortigen 

Verwirklichung dieser Änderungsgenehmigung – wie bereits ausgeführt – auf 

Seiten der Flughafenanwohner bzw. sonstiger betroffener Dritter nicht die 

Schaffung „vollendeter“, d. h. irreversibler Tatsachen zu befürchten. 
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E Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diese Genehmigung des Ministeriums für Bauen und Verkehr des Landes 

Nordrhein-Westfalen kann innerhalb eines Monats nach ihrer Bekanntgabe Kla-

ge bei dem Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen, Aegidii-

kirchplatz 5, 48143 Münster, erhoben werden. Die Klage ist bei dem Oberver-

waltungsgericht schriftlich zu erheben. 

Im Falle der Fristversäumnis würde ein Verschulden von Bevollmächtigten oder 

gesetzlichen Vertretern dem durch diese vertretenen Beteiligten wie eigenes 

Verschulden zugerechnet. 

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Gegenstand des Klagebe-

gehrens bezeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Be-

gründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben werden. Die 

angefochtene Genehmigung soll in Urschrift oder in Abschrift eingefügt werden.

Vor dem Oberverwaltungsgericht muss sich jeder Beteiligte durch einen Rechts-

anwalt oder Rechtslehrer an einer deutschen Hochschule im Sinne des Hoch-

schulrahmengesetzes mit Befähigung zum Richteramt als Bevollmächtigten ver-

treten lassen, soweit er einen Antrag stellt. Juristische Personen des öffentlichen 

Rechts und Behörden können sich auch durch Beamte oder Angestellte mit Be-

fähigung zum Richteramt sowie Diplom-Juristen im höheren Dienst, Gebiets-

körperschaften auch durch Beamte oder Angestellte mit Befähigung zum Rich-

teramt der zuständigen Aufsichtsbehörde oder des jeweiligen kommunalen Spit-

zenverbandes des Landes, dem sie als Mitglied zugehören, vertreten lassen. 
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Gegen die Anordnung der sofortigen Vollziehung dieser Genehmigung kann bei 

dem Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen, Aegidii-

kirchplatz 5, 48143 Münster, die Wiederherstellung der aufschiebenden Wir-

kung einer Anfechtungsklage - auch schon vor ihrer Erhebung - beantragt wer-

den (§§ 80 Abs. 5, 80a Abs. 1 Nr. 2, Abs. 3 Verwaltungsgerichtsordnung). 

Düsseldorf, den  9. November 2005

Im Auftrag 

(Eckard Busch) 
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Abkürzungsverzeichnis

A Autobahn

A Jahr

a. a. O. am angegebenen Ort 

a. d. an der 

Abb. Abbildung

ABl. Amtsblatt

ABl. EG Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 

Abs. Absatz

ADL Arbeitsgemeinschaft Deutscher Luftfahrtunternehmen 

ADV Arbeitsgemeinschaft Deutscher Flughäfen 

AG Aktiengesellschaft 

AGA Aerodromes and Ground Aids (Flugplätze und Bodenhil-
fen)

AIP Aeronautical Information Publication (Luftfahrthandbuch) 

Annex Anhang

APU Auxiliary Power Unit (Hilfsturbine) 

Art. Artikel

ASMW Anzahl Stundenmittelwerte

ASR Flughafenrundsichtradar (Airport Surveillance Radar) 

ATC Air Traffic Control (Flugsicherung) 

ATMW Anzahl Tagesmittelwerte

AVGAS Flugzeugbenzin

Az Aktenzeichen

AzB Anleitung zur Berechnung von Lärmschutzbereichen an 
zivilen und militärischen Flugplätzen vom 27.02.1975, 
GMBl. 26, Ausgabe A, S. 162 – 227 (1975) 

BAB Bundesautobahn 

BAFVK Betriebsanweisungen für den Flugverkehrskontrolldienst 

B-(a)-p Benzo-(a)-pyren

Bay. Bayrische

BGBl. Bundesgesetzblatt 
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BGSNeuRegG Gesetz zur Neuregelung der Vorschriften über den Bun-
desgrenzschutz vom 19.10.1994 (BGBl. I S. 2978) 

BImSchG Bundes-Immissionsschutzgesetz i. d. F. vom 14.05.1990 
(BGBl. I S. 880) 

BImschV Verordnung zur Durchführung des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes

BMV Bundesministerium für Verkehr 

BMVBW Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswe-
sen

BNatSchG Bundesnaturschutzgesetz 

BNatschGNeuregG Bundesnaturschutzgesetz-Neuregelungsgesetz 

BVerfG€ (Entscheidung des) Bundesverfassungsgericht(s) 

BVerwG€ (Entscheidung des) Bundesverwaltungsgericht(s) 

BW Beurteilungswert

bzw. beziehungsweise 

ca. circa

CO Kohlenmonoxid

COMPAS Computer Oriented Metering, Planning and Advisory Sys-
tem (Anflugsteuerungssystem) 

DAVVL Deutscher Ausschuss zur Verhütung von Vogelschlägen 
im Luftverkehr 

dB (A) Dezibel (A-bewertet) 

DEPCOS Departure Coordination System (Abflugkoordinationssys-
tem)

DES Datenerfassungssystem

DFS Deutsche Flugsicherung GmbH 

d. h. das heißt 

DIN Deutsche Industrienorm 

DLR Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt 

DOAS differentielle optische Absorptionsspektroskopie

DÖV Die Öffentliche Verwaltung 

DUS Internationales Kürzel für den Flughafen Düsseldorf 

DV Datenverarbeitung

DVBl. Deutsche Verwaltungsblatt
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DWD Deutscher Wetterdienst

€ Euro

EAM European Airspace Model (europäisches Luftraummodell) 

EC Eurocityzug

EG, EWG Europäische Gemeinschaft 

ER Externes Risiko

etc. et cetera (und so weiter) 

EU Europäische Union

EuGH Europäischer Gerichtshof

ev. evangelisch 

e. V. eingetragener Verein 

Fa. Firma

FAA Federal Aviation Agency 

FAL Facilitation of International Air Transport (Erleichterungen 
für den internationalen Luftverkehr) 

FBP Flughafenbezguspunkt 

FDG Antragstellerin

FFH-R Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie

FIM First come, first served Model 

FluglärmG Fluglärmgesetz

FHK Flughafenkoordinator 

FPKV Verordnung über die Durchführung der Flugplankoordi-
nierung

ft feet (Fuß)

g Gramm

GbR Gesellschaft bürgerlichen Rechts 

gem. gemäß

GEP Gebietsentwicklungsplan

GfL Gesellschaft für Luftverkehrsforschung

GG Grundgesetz

ggf. gegebenenfalls

GK Grenzkapazitäten

GmbH Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
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GMBl. Gemeinsames Ministerialblatt (Bund) 

GPU Ground Power Unit 

GV NW Gesetz- und Verordnungsblatt Nordrhein-Westfalen 

GND Ground/ über Grund 

h Stunde

Ha Hektar

HA highly annoyed

HC Kohlenwasserstoffe 

HLB Höhere Landschaftsbehörde

HPa Hektopascal 

IATA International Air Transport Association (Internationale 
Luftfahrtvereinigung)

IC Intercity

ICAO International Civil Aviation Organization (Internationale 
Zivilluftfahrtorganisation)

ICE Intercityexpresszug 

i. d. F. in der Fassung 

i. d. R. in der Regel 

IFR Instrument Flight Rules (Instrumentenflugregeln)

IHK Industrie- und Handelskammer 

ILS Instrument Landing System (Instrumentenlandesystem) 

IMC Instrument Meteorological Conditions (Instrumentenflug-
wetterbedingungen)

IP Immissionspunkte

IPCC Intergovernmental Panel on Climate Change 

IR Interregiozug

IST Integriertes Tower System 

i. V. m. in Verbindung mit  

IVM Institut für Verkehrswissenschaft an der Universität Müns-
ter

Kap. Kapitel

kg Kilogramm 

km Kilometer

km2 Quadratkilometer
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kt Knoten (1 Knoten = 1,852 km/h) 

L Links

LAbfG Landesabfallgesetz

LAI Länderausschuss für Immissionsschutz 

LAmax A -bewerteter Maximalschallpegel 

LASmax mit der Zeitbewertung SLOW gemessener A – bewerteter 
Maximalpegel 

LASAT Lagrange Simulation von Aeorsol-Transport 

LBA Luftfahrt-Bundesamt

LCC

LCKW Leichtflüchtige chlorierte Kohlenwasserstoffe 

LCN Load Classification Number 

LDA Landing Distance Available (verfügbare Landestrecke) 

LEP Landesentwicklungsplan

LEPro Gesetz zur Landesentwicklung (Landesentwicklungspro-
gramm) i. d. F. der Bekanntmachung vom 05.10.1989 
(GV.NRW.S. 485) 

Leq Äquivalenter Dauerschallpegel 

LG Landgericht 

LJ Light Jet (leichte Düsenflugzeuge) 

LKW Lastkraftwagen

Lmax Maximalpegel 

LÖBF Landesanstalt für Ökologie, Bodenordnung und Forsten 

LOS Level of Safety (Sicherheitsniveau) 

LP Light Prop (leichte Propellerflugzeuge) 

LPlG Landesplanungsgesetz i. d. F. der Bekanntmachung vom 
05.10.1989 (GV.NRW.S. 476) 

LSL Lärmschutzanforderung für Luftfahrzeuge 

LSV Luftsportverein

LtDrs. Landtags-Drucksache 

LTO-Zyklus Landing and Take-off Zyklus 

LUA Landesumweltamt 

LuftKostO Kostenordnung der Luftfahrtverwaltung i. d. F. vom 
28.03.1995 (BGBl. I S. 410) 
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LuftKostV Kostenverordnung der Luftfahrtverwaltung vom 
14.02.1984 (BGBl. I S. 410) 

LuftVG Luftverkehrsgesetz

LuftVO Luftverkehrsordnung

LuftVZO Luftverkehrszulassungsordnung

LUQS Luft-Qualitäts-Überwachungs-System 

LWG Landeswassergesetz 

m Meter

m2 Quadratmeter

m3 Kubikmeter

MAGS Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales 

max. maximal 

MBl Ministerialblatt 

MBl.NRW Ministerialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen 

MBV Ministerium für Bauen und Verkehr

MIK mittlere Immissionskonzentration 

Mio.

µg Mikrogramm 

MMP mittlerer Maximalpegel

MMR Mismatch-Reporting-System 

MODRU

MPt mindestens einmal täglich auftretender Maximalpegel 

MSL Mean Sea Level (Über mittlerem Meeresspiegel) 

MTOM/MTOW Maximum Take-Off Mass/Weight (Höchstzulässige 
Startmasse/höchstzulässiges Startgewicht) 

MURL Ministerium für Umwelt, Raumordnung und Landwirt-
schaft

MUNLV Ministerium für Umweltschutz, Naturschutz, Landwirt-
schaft u. Verbraucherschutz 

MVEL Ministerium für Verkehr, Energie und Landesplanung 

MWMTV Ministerium für Wirtschaft und Mittelstand, Technologie 
und Verkehr NRW 

MWMEV Ministeirum für Wirtschaft und Mittelstand, Energie und 
Verkehr

Millionen
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m.w.N. mit weiteren Nachweisen 

N Norden/nördliche Breite

NABU Naturschutzbund Deutschland 

NAT Number Above Threshold 

NATO North Atlantic Treaty Organization/Nordatlantikpakt

NDB Non-directional Beacon/ungerichtetes Funkfeuer 

n. F. neue Fassung 

NfL Nachrichten für Luftfahrer 

ng Nanogramm 

NM nautische Meile (1,852 km) 

NMVOL flüchtige organische Verbindungen ohne Methan 

NN Über normal Null 

NOTAM Notice to airmen/Nachricht für Luftfahrer 

NOx Stickstoffoxide

NO2 Stickstoffdioxid

Nr./Nrn. Nummer/Nummern

NVwZ Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht 

NW/NRW Nordrhein-Westfalen 

NwVBI Nordrhein-westfälisches Verwaltungsblatt 

o. a. oben angeführt 

OCA/H Obstacle Clearance Altitude/Height (Anhebung der Hin-
dernisfreihöhen)

OFD Oberfinanzdirektion

o. g. oben genannte 

ÖPNV öffentlicher Personennahverkehr

OVG NRW Oberverwaltungsgericht 

OVG NRW NW Oberverwaltungsgericht Nordrhein-Westfalen 

PAPI Precision Approach Path Indicator (Präzisions-
Gleitwegbefeuerung)

PCN Pavement Classification Number (Tragfähigkeitszahl) 

pg Picogramm

PKW Personenkraftwagen 

PM10 Partikel (Durchmesser < 10 µm) 
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PM10 Feinstaub

PPR Prior Permission Required (vorherige Genehmigung er-
forderlich)

PR Prognoseszenario 

Prof. Professor

PRM Precision Radar Monitor (hochauflösendes Anflugradar-
system)

r Rechts

Randnr., RdNr. Randnummer

rd. rund

RE Refrenzszenario

REM Rapid Eye Movement 

ROG Raumordnungsgesetz 

RP Regierungspräsident 

Rs. Rechtssache

RWY Start-/Landebahn, Piste 

s. siehe

S. Seite

SAM Pre-Emptive Space Arrival Model 

SARS

S-Bahn Schnellbahn

SBP Startbahnbezugsppunkt 

SchutzVO Schutzverordnung

SID Standard Instrument Departure (Standardabflugstrecke) 

S/L-Bahn / SLB Start- und Landebahn 

s. o. siehe oben 

SO2 Schwefeldioxid

sog. So genannte

SPMC Slot Performance Monitoring Commitee 

STAR

Std. Stunde(n)

SÜ Staffelüberschuss

SWY Stopway
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t Tonnen

TA Luft Technische Anleitung zur Reinhaltung der Luft vom 
27.02.1986 (GMBl. S. 95, ber. S. 202) 

TECOS Terminal Coordination System 

TEMES-Messstelle Luftmessstation

TEN Transeuropäisches Verkehrsnetz

TLS Target Level of Safety

(Richtwert für das Sicherheitsniveau) 

TODA Take-off Distance Avaible (verfügbare Startstrecke) 

TÖB Träger öffentlichen Rechts 

TORA Take-off Run Avaible (verfügbare Startrollstrecke) 

TOSIM Tower-Simulation zur Ermittlung der Einbahnkapazität 

Tsd. Tausend

TÜV Technischer Überwachungsverein

TWR Tower (Platzkontrollstelle)

TWY Taxiway (Rollweg)

u. a. unter anderem 

UAbs. Unterabsatz

ULB Untere Landschaftsbehörde

UTC Universal Time Coordinated (koordinierte Weltzeit) 

u. U. unter Umständen 

UVP Umweltverträglichkeitsüberprüfung

UVPG Umweltverträglichkeitsüberprüfungsgesetz

VaWS Verordnung über den Umgang mit wassergefährdenden 
Stoffen

VDI Verband Deutscher Ingenieure 

VDF VHF Direction-Finding station (UKW-Peilstelle) 

VE Vergleichsszenario 

VFR Visual Flight Rules (Sichtflugregeln) 

VGH Verwaltungsgerichtshof

vgl. vergleiche 

VHF Very High Frequency (Ultrakurzwelle) 



Abkürzungsverzeichnis 237

VMC Visual Meteorological Conditions (Sichtflugwetterbedin-
gungen)

VO Verordnung

VOC flüchtige organische Verbindungen 

VRR Verkehrsverbund Rhein-Ruhr

VwGO Verwaltungsgerichtsordnung

VwKostG Verwaltungsgerichtskostengesetz vom 23.06.1970 (BGBl. 
I s. 821) 

VerVfG Verwaltungsverfahrensgesetz (des Bundes) 

VwVfG NRW NW Verwaltungsverfahrensgesetz für das Land Nordrhein-
Westfalen

WGS 84 World Geodetic System 

z. B. zum Beispiel 

Zfl Zeitschrift für Lärmbekämpfung 

z. T. zum Teil 
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Slot Performance Monitoring Committee (SPMC) 
Anlage 1 

Slot Performance Monitoring Committee 

am

Flughafen Düsseldorf 

Düsseldorf, … 2005
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1. Präambel

Am Flughafen Düsseldorf wird ein Slot Performance Monitoring Committee 

(SPMC) als Unterausschuss des Koordinierungsausschusses am Flughafen Düssel-

dorf eingerichtet.

Das SPMC soll unter Beachtung der Zuständigkeiten des Flughafenkoordinators der 

Bundesrepublik Deutschland (FHKD) durch kontinuierliche Überwachung einer 

ordnungsgemäßen Slot-Nutzung die planerische und operative Auslastung der vor-

handenen S/L-Bahn-Kapazitäten am Flughafen Düsseldorf optimieren sowie die o-

perationelle Qualität des Flugbetriebs sichern. 

Darüber hinaus sind die für die Einhaltung der Slot-Zeiten erforderlichen Maßnah-

men zu ergreifen und durchzuführen. 

Das SPMC ist zuständig für Sachverhalte, in denen die Düsseldorf anfliegenden 

Flughafennutzer vorsätzlich und regelmäßig die vom FHKD zugeteilten Slots – 

Slots oder Zeitnischen im Sinne der Verordnung (EWG) Nr. 95/93 des Rates vom 

18.01.1993 über gemeinsame Regeln für die Zuweisung von Zeitnischen auf Flug-

häfen in der Gemeinschaft (ABl. EG Nr. 14 vom 22.1.1993, S. 1), geändert durch 

die Verordnung (EG) Nr. 894/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 27.05.2002  (ABl. EU Nr. L 142 vom 31.05.2002, S. 3), die Verordnung (EG) 

Nr. 1554/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22.07.2003 (ABl. 

EU Nr. L 221 vom 04.09.2003, S. 1) und die Verordnung (EG) Nr. 793/2004 des 

Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. April 2004 (ABl. EU Nr. L 138 

vom 30.04.2004, S. 50) –  nicht nutzen, einen Flug gänzlich ohne Slot oder zu einer 

anderen als der zugewiesenen Slot-Zeit durchführen.  

Das SPMC setzt sich zum Ziel, derartige Verstöße gegen die Slot-Zuteilung zu mi-

nimieren bzw. gänzlich zu beseitigen und die dafür geeigneten Maßnahmen zu er-

greifen.
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2. Ordnungsgemäße Slot-Nutzung und ordnungsgemäße Beachtung der Koordi-

nierungsvorschriften

Die vom SPMC zu überwachende ordnungsgemäße Slot-Nutzung erfolgt unter Be-

achtung der Koordinierungsvorschriften VO (EWG) Nr. 95/93 in der jeweils gelten-

den Fassung sowie der Verordnung über die Durchführung der Flughafenkoordinie-

rung (FHKV) vom 13.06.1994 (BGBl. I S. 1262), zuletzt geändert durch Artikel 2 

der Verordnung vom 06.06.2005 (BGBl. I S. 1579). 

Dies beinhaltet 

die Übereinstimmung der vom Flughafennutzer tatsächlich geflogenen Zeit mit 

der vom FHKD koordinierten Start- und Landezeiten, 

die Durchführung eines Starts oder einer Landung nicht ohne Slot und 

die rechtzeitige Rückgabe von zugewiesenen, aber nicht genutzten Slots. 

3. Aufgaben des SPMC 

Die wesentlichen Aufgaben des SPMC sind 

die Identifikation derjenigen Flughafennutzer, welche den Prozess der Slot-

Zuteilung und/oder Slot-Nutzung vorsätzlich und regelmäßig missbrauchen; 

die Kommunikation mit den des Missbrauchs identifizierten Flughafennutzern 

und - in Fällen, in denen ein offensichtlicher Missbrauch festgestellt werden 

konnte - die Aufforderung zur Abgabe einer Erklärung für dieses Verhalten;

die Information der zuständigen Stellen (BMVBW) über derartige Missbrauchs-

tatbestände einschließlich der Empfehlung von geeigneten Maßnahmen und 

Verfahrensweisen zur Abhilfe des festgestellten Missbrauchs; 

die regelmäßige Berichterstattung an den Koordinierungsausschuss am Flugha-

fen Düsseldorf. 
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4. Mitglieder des SPMC, Vorsitz und Geschäftsführung 

4.1 Mitglieder des SPMC sollen sein: 

das BMVBW 

das BARIG, 

die ADL, 

das AOC, 

die DFS, 

die Flughafenbetreiberin (Antragstellerin),

sowie weitere, von den vorgenannten Mitgliedern zu bestimmende Flughafen-

nutzer, die den Flughafen Düsseldorf regelmäßig anfliegen. 

Die genannten Mitglieder haben jeweils ein einfaches Stimmrecht und benennen ei-

nen namentlichen Vertreter sowie einen Stellvertreter, der allein abstimmungsbe-

rechtigt ist. 

4.2 Der FHKD nimmt an allen Sitzungen teil und hat eine beratende Funktion. 

4.3 Die Wahl des Vorsitzes erfolgt erstmalig im Rahmen der konstituierenden Sitzung 

des SPMC. Der Vorsitzende wird für den Zeitraum von drei Jahren gewählt mit der 

Möglichkeit der Wiederwahl. Änderungen im Vorsitz bedürfen der einfachen Stim-

menmehrheit der Mitglieder; wird der Vorsitz aufgegeben, so haben die Mitglieder 

aus ihrem Kreis einen neuen Vorsitzenden zu wählen.  

4.4 Die Geschäftsführung wird durch die Antragstellerin wahrgenommen. 
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5. Termine, Durchführung der Sitzungen 

5.1 Das SPMC tritt mindestens einmal pro Flugplanperiode zusammen. Die zeitliche 

Abfolge der Sitzungen ist so zu legen, dass Sitzungen jeweils 

während des Winterflugplans vorzugsweise im Monat Februar und  

während des Sommerflugplans vorzugsweise am Anfang des Monats September 

erfolgen.

Bei Bedarf bzw. auf Antrag eines Mitglieds kann der Vorsitzende auch eine außer-

ordentliche Sitzung einberufen.

5.2 Für die Organisation der Sitzungen des SPMC ist die Geschäftsführerin  verantwort-

lich.

5.3 Die Geschäftsführerin ist zuständig für die Erstellung von Einladungen, Agenda und 

Protokoll der Sitzungen des SPMC und stimmt diese mit dem Vorsitzenden des 

SPMC ab. Die Einladung zu den Sitzungen erfolgt mit einer Frist von vier Wochen. 

Die Termine für die Sitzungen, die Tagesordnung sowie die Beschlussvorschläge 

werden im Einvernehmen mit den Mitgliedern festgelegt.  

5.4 Die Sitzungen des SPMC werden vom Vorsitzenden und bei dessen Verhinderung 

von der Geschäftsführerin geleitet.

6. Beschlussfassung 

6.1 Das SPMC ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte seiner Mitglieder in der 

Sitzung vertreten sind.
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6.2 Änderungen in der Zusammensetzung des SPMC sind mit einfacher Stimmenmehr-

heit der anwesenden Mitglieder zu beschließen. 

6.3 Änderungen dieser Geschäftsordnung sowie alle anderen Beschlüsse des SPMC 

bedürfen der einfachen Stimmenmehrheit der anwesenden Mitglieder. 

7. In-Kraft-Treten 

Diese Geschäftsordnung wurde in der konstituierenden Sitzung des SPMC am … 

beschlossen und tritt mit sofortiger Wirkung in Kraft.  
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Mismatch-Reporting-System (MMR) Anlage 2 

Das Mismatch-Reporting-System (MMR) als integraler Bestandteil des Flughafeninfor-

mationssystems hat folgende Mindestvoraussetzungen zu erfüllen: 

1. Das Informationssystem des Flughafens erstellt automatisiert täglich einen Mis-

match-Report, der grundsätzlich alle Flüge erfasst, die genau 4 Tage vor dem Flug-

ereignis liegen und für die eine Abweichung vorliegt zwischen den von den Flugge-

sellschaften gemeldeten Flugplandaten und den koordinierten Flugplandaten. 

2. Der Mismatch-Report wird automatisiert versandt (email) an den Flughafenkoor-

dinator sowie an das Ministerium für Bauen und Verkehr des Landes Nordrhein-

Westfalen und, auf den einzelnen Flug bezogen, an die betroffene Fluggesellschaft. 

3. Der Report an die Fluggesellschaft enthält die Aufforderung, die Diskrepanz zum 

koordinierten Flugplan gegenüber dem Flughafenkoordinator zu erklären. 

4. Der Report an die Fluggesellschaft enthält den Hinweis, dass am Vortag des geplan-

ten Flugereignisses (X-1) die Daten des Fluges im Informationssystem des Flugha-

fens ggf. auf die koordinierten Werte zurückgesetzt werden. 

5. Am Tag X-1 setzt das Informationssystem des Flughafens grundsätzlich alle Flug-

plandaten auf die Werte der koordinierten Flugpläne zurück. 

Vor Anpassung des Informationssystems ist ein Pflichtenheft zu erstellen und der Ge-

nehmigungsbehörde zur Zustimmung vorzulegen. Die Anpassung ist bis zum 

01.07.2006 zu realisieren. 



Mismatch-Reporting-System (MMR) Anlage 2 245

- Leerseite - 
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Anhang Karten 

Karte 1:

Anschlussgenehmigung  131.000 Bewegungen  

Bodenlärm und Fluglärm 

Leq3 = 60 dB(A) tags 

Karte 2:

Anschlussgenehmigung  131.000 Bewegungen  

Bodenlärm und Fluglärm 

Leq3 = 62 dB(A) tags 

Leq3 = 60 dB(A) tags 

Karte 3:

Leq3 = 60 dB(A) tags  131.000 Bewegungen 

Bodenlärm und Fluglärm 

Genehmigung vom 21.09.2000 in der Fassung des ergänzenden Verfahrens vom 
05.06.2003

Leq3 = 60 dB(A) tags 

Fluglärm 

Karte 4:

Anschlussgenehmigung  131.000 Bewegungen  

Bodenlärm und Fluglärm 

Leq3 = 65 dB(A) tags  Entschädigungsgebiet 

Karte 5:

Anschlussgenehmigung  131.000 Bewegungen  

Nachtschutzgebiet

(Koordinationseckwert 22 - 23 Uhr: 36 Slots) 

Lmax = 8 x 71 dB(A) (22 - 1 Uhr)  
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Karte 6:

Anschlussgenehmigung  131.000 Bewegungen  

Nachtschutzgebiet

(Koordinationseckwert 22 - 23 Uhr: 36 Slots) 

Lmax = 8 x 71 dB(A) (22 - 1 Uhr)  

im Vergleich mit der Kontur 

Leq3 = 50 dB(A) Gesamtnacht 

Karte 7:

Vergleich

Leq4 = 67 dB(A) Anschlussgenehmigung   131 000 Bewegungen 

mit  

Schutzzone 2 gemäß Fluglärmgesetz 

Karte 8:

Vergleich

Leq4 = 62 dB(A) Anschlussgenehmigung   131 000 Bewegungen 

mit 

Schutzzone C gemäß LEP 

"Schutz vor Fluglärm" 


